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„No peace without development, no development without peace.“ Thabo Mbeki
Die friedliche Beendigung von Konflikten auf dem afrikanischen Kontinent weist 
eine breite Vielfalt an Akteuren, Instrumenten, Handlungsebenen und Konzepten auf. 
Die Vereinten Nationen sind in zahlreichen afrikanischen Konflikten engagiert und 
sind  die  wichtigsten  außerafrikanischen  Akteure  für  die  Schaffung  oder  Wieder-
herstellung  des  Friedens  in  den  Konfliktregionen.  Daneben  agiert  auf  der 
kontinentalen  Ebene  die  Afrikanische  Union.  Seit  der  Umwandlung  der 
Organisation of African Unity  (OAU) in die  African Union (AU) im Jahr 2002 hat 
sich die Union in einigen Konflikten engagiert und Friedenstruppen nach Burundi, in 
den Sudan, auf die Komoren sowie nach Somalia entsandt.
Seit ihrer Gründung versuchen die  United Nations,  Konflikte zu beenden und die 
Sicherheit von Millionen Menschen, die durch Aggression, Rebellion, Vertreibung, 
Genozid, Massaker, Gewalt und Kriege gefährdet sind, zu gewährleisten. Die UN-
Gründungsmitglieder  verpflichteten  sich,  den  Frieden  durch  kollektive  Sicherheit 
und internationale Zusammenarbeit aufrechtzuerhalten. Die Befriedungsmaßnahmen, 
die die UN in den Konfliktgebieten durchführen und die Initiativen der AU bzw. der 
regionalen Organisationen zur Beilegung der Konflikten werden in der vorliegenden 
Dissertationsarbeit dargelegt, um zu verstehen, ob diese Maßnahmen adäquat sind, 
um die Krise zu bewältigen.
Die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit ist ein wichtiges 
Ziel  der  Vereinten  Nationen.  An  der  Erreichung  dieses  Zieles  werden  auch  die 
Leistungen  der  Weltorganisation  in  erheblicher  Weise  gemessen.  Angesichts  der 
zahlreichen  Konflikte  bleibt  dieses  Ziel  unvermindert  aktuell.  Im  Sinne  von 
Peacemaking, Peacebuilding  und  Peacekeeping versucht  die  UN,  in 
unterschiedlichen Konfliktregionen eine „friedliche Beilegung von Streitigkeiten“ zu 
schaffen (UN-Charta,  Kap. VI) oder beschließt „Maßnahmen bei Bedrohung oder 
Bruch  des  Friedens  und  bei  Angriffshandlungen“  (UN-Charta,  Kap.  VII).  In 
Erfüllung dieser Ziele kommen unter anderem militärische Einheiten zum Einsatz, 
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sogenannte  UN-Friedensmissionen  bzw.  UN-Blauhelme.  Sie  dienen  zumeist  der 
Entwaffnung  von  Bürgerkriegsparteien,  der  humanitären  Unterstützung,  der 
räumlichen Trennung der Konfliktakteure durch die Schaffung von Pufferzonen, der 
Einhaltung  von  Waffenstillstandsvereinbarungen  und  der  Wiedererrichtung 
administrativer und anderer  staatlicher Strukturen.  Darüber hinaus wurden in den 
letzten  Jahren  die  Tatbestände,  um den Frieden  und die  internationale  Sicherheit 
wiederherzustellen einem neuen Konzept –„Responsibility to protect“– unterworfen, 
um Friedensmissionen deutlicher zu legitimieren.
Seit den 1990er Jahren ist die Zahl der UN-Friedensmissionen auf dem afrikanischen 
Kontinent  gestiegen.  Von den 45 weltweiten Friedensoperationen im vergangenen 
Vierteljahrhundert  fanden  allein  15  auf  dem  afrikanischen  Kontinent  statt.  Das 
Engagement  der  UN auf  dem afrikanischen Kontinent  war  in  den 1990er  Jahren 
tatsächlich  beträchtlich.  Anfang  2013  fanden  sieben  der  weltweit  15 
Friedensmissionen in Afrika statt  (Westsahara seit  1991;  Demokratische Republik 
Kongo seit 1999; Liberia seit 2003; Côte d´Ivoire seit 2004; Sudan seit 2005; Sudan 
seit 2007; Sudan seit 2011)1, (UN 2013). Neben den Friedensmissionen entsandte die 
UN Untersuchungsmissionen wie Fact-finding, Mediatoren und Sonderbeauftragte in 
viele Krisengebiete. 
Ziel meiner Dissertationsarbeit ist eine systematische Aufstellung der Mängel in den 
UN-  und  AU-Friedensmissionen,  um eine  gründliche  Analyse  ihrer  Ursachen  zu 
ermöglichen. Dabei soll zwischen strukturellen, logistischen, akteursbedingten und 
politischen bzw. interessenbedingten Ursachen unterschieden werden.
Die Arbeit leistet somit einen Beitrag dahingehend, den Erfolg bzw. das Scheitern 
der Friedensmissionen in Afrika zu erklären. Um die Rolle der UN-Blauhelme sowie 
die  AU-Friedenstruppe  als  Instrument  der  Konfliktregelung  besser  verstehen  zu 
können,  werden  die  Ursachen  und  Entstehungsbedingungen  der  Konflikte  (am 
1 Westsahara:  United  Nations  Mission  for  the  Referendum  in  Western  Sahara  (MINURSO); 
Demokratische Republik Kongo: United Nations Mission in the Democratic Republic of the Congo 
(MONUC);  Liberia:  United  Nations  Mission in  Liberia  (UNMIL);  Côte  d´Ivoire:  United  Nations 
Operation in Côte d´Ivoire (UNOCI); Sudan: United Nations Mission in the Sudan (UNMIS); Sudan: 
African  Union-United  Nations  Hybrid  Operation  in  Darfur  (UNAMID);  Sudan:  United  Nations 
Interim Security Force for Abyei (UNISFA).
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Beispiel  der  Demokratischen  Republik  Kongo,  Côte  d´Ivoire  und  Liberia),  die 
Umstände der Kriegsbeendigung (Mosambik) sowie die Konfliktbeilegung durch die 
Entsendung von AU-Friedenstruppen (Komoren) untersucht. Auf dieser Grundlage 
erfolgt eine Bilanz der Friedensmissionen in Afrika.
In dieser  Arbeit  werden die  bisherigen Aktivitäten der  afrikanischen Institutionen 
ausgewertet und im Hinblick darauf untersucht, inwieweit und in welcher Form eine 
Zusammenarbeit mit  der UN stattfindet und welche weiteren Kooperationsformen 
möglich sind.
Die übergeordnete Frage lautet: Sind die Befriedungsmaßnahmen, die die UN in den 
Konfliktgebieten  durchführen,  adäquat,  um  die  Krisen  bzw.  die  Kriege  zu 
bewältigen? 
Welche Chancen und Grenzen hat der Einsatz von Friedensmissionen hinsichtlich 
der Lösung der Konflikte in Liberia, Kongo, Côte d´Ivoire, Mosambik sowie auf den 
Komoren?  Dabei  stellt  sich  auch  als  wesentliche  Frage,  inwiefern  durch  die 
Lösungskonzepte  der  UN  und  der  AU  die  afrikanischen  Konfliktsituationen 
bezwingbar  werden  können.  Welche  Rolle  kann  hier  die  UN  bei  der 
Konfliktbearbeitung,  der  Herstellung  des  Friedens  sowie  der  Friedenssicherung 
spielen, und welche afrikanischen Alternativen sind möglich? Inwieweit bietet sich 
hier  eine  Zusammenarbeit  zwischen  der  UN  und  der  AU  an,  bzw.  –  welche 
Kooperationsansätze sind sinnvoll?
Diese  Fragen  sollen  in  erster  Linie  anhand  einer  vergleichenden  Länderstudie 
beantwortet  werden.  Dabei  werden zwei  Gruppen von Ländern  gebildet:  Liberia, 
Kongo und Côte d´Ivoire einerseits und Mosambik und Komoren andererseits. Mit 
dem  Vergleich  und  der  Analyse  erfolgreicher  und  nicht  erfolgreicher  Friedens-
missionen  auf  dem  afrikanischen  Kontinent  wird  erarbeitet,  unter  welchen 
Bedingungen Friedensmissionen zum Erfolg führen können. Das Ergebnis wird mit 
den Aktivitäten afrikanischer Institutionen verglichen und eine Einschätzung ihrer 
Potenziale für die Friedensschaffung in Kooperation mit den UN abgegeben.
Die  UN  steht  vor  vielen  Herausforderungen,  die  einen  Erfolg  ihrer 
Friedensmissionen behindern. In vielen Konfliktregionen zeigt das UN-Engagement 
Schwachpunkte, vor allem in den Bereichen der Friedenskonsolidierung sowie des 
Konfliktmanagements.  In allen fünf Ländern,  in denen ich die Friedensmissionen 
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und die Initiativen zur Konfliktbeilegung untersucht habe, haben sich entweder die 
Vereinten Nationen oder die Afrikanische Union engagiert. Allerdings konnte seitens 
der  UN  nur  in  Mosambik  Erfolge  verzeichnet  werden.  In  Liberia  und  der 
Demokratischen Republik Kongo waren die UN-Missionen eher eine Enttäuschung. 
Auf den Komoren ist ein Erfolg der AU-Friedenstruppen zu verbuchen. In der Côte d
´Ivoire  war  die  Situation  nach  der  Präsidentschaftswahl  am 28.  November  2010 
katastrophal, und die internationale Gemeinschaft (UN, EU, AU, ECOWAS) suchte 
nach einem Ausweg aus der Krise. Die Krise weitete sich dennoch aus und mündete 
in einen neuen Bürgerkrieg. Die Ausschreitungen haben über 3000 Menschenleben 
gekostet, und mehr als 130 000 Menschen flohen in die Nachbarländer. Die United 
Nations Mission in Côte d´Ivoire  (ONUCI), die sich seit 2004 in der Côte d´Ivoire 
aufhält, konnte nicht verhindern, dass es nach den von ihr zertifizierten Wahlen zu 
einem Bürgerkrieg und zu Massakern kam. Der Einsatz der ONUCI hatte die Ziele – 
die  Zivilbevölkerung  zu  schützen  und  den  Bürgerkrieg  zu  verhindern  –  und  die 
erhoffte  Konfliktlösung  in  all  den  Jahren  nicht  erreichen  können.  Der  UN-
Sicherheitsrat hatte die Resolution 1975 (2011) verabschiedet, die Alassane Ouattara 
als  Wahlsieger  anerkannte.  Dennoch  hat  sich  Amtsinhaber  Laurent  Gbagbo  vom 
ivorischen  Verfassungsrat  zum  Sieger  erklären  lassen.  Trotz  dieser  UN-
Sicherheitsratsresolution hat Gbagbo einen Amtseid als Präsident der Côte d´Ivoire 
geschworen und ein Regierungsteam benannt. Damit wurden die Legitimität und die 
Glaubwürdigkeit der Vereinten Nationen massiv in Frage gestellt. 
In  der  Demokratischen  Republik  Kongo  sowie  in  Liberia  konnten  die  UN-
Friedensmissionen den Frieden nicht sichern. In der vergangenen fünf Jahrzehnte hat 
die Kriege im Kongo viereinhalb Millionen Menschenleben gekostet. Die zahllosen 
Friedensverträge und die  Wahlen,  die  im Jahr 2006 und zuletzt  2011 stattfanden, 
konnten die Konflikte und die andauernde Krise nicht beenden. Das Land ist durch 
die Wahlen nicht zur Ruhe gekommen. Freilich erklärten die Rebellen der CNDP im 
Januar  2009  nach  internen  Streitigkeiten  einseitig  den  Krieg  für  beendet. 
Nichtsdestotrotz ist bisher ein stabiler Frieden im Sinne von Rittberger/Zürn (Vgl. 
Seite 32) in der Region nicht zu Stande gekommen.   
Warum  aber  ist  die  UN-Mission  in  einem  so  kleinen  Staat  wie  Liberia  mit 
dreieinhalb Millionen Einwohnern misslungen? Der Bürgerkrieg in Liberia dauerte 
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14 Jahre (1989-2003).  Die Vereinten Nationen verzichteten in Liberia  darauf,  die 
Führungsrolle zu übernehmen. Stattdessen sollte die  ECOWAS Monitoring Group 
(ECOMOG) unter  der  Führung  der  Streitkräfte  Nigerias  versuchen,  einen 
Waffenstillstand  und  ein  Friedensabkommen  zwischen  den  Kriegsparteien  zu 
vereinbaren.  Der  UN-Sicherheitsrat  hatte  nachträglich  ein  Mandat  für  die 
ECOMOG-Truppen erteilt, aber sie waren zu schwach, um den Frieden für das ganze 
Land herbeiführen zu können (Korte 1997: 58). 14 Jahre nach Ausbruch des Krieges 
beendeten die Kontrahenten im Jahr 2003 die Auseinandersetzungen. 
In Namibia und Mosambik haben die Vereinten Nationen demgegenüber wesentlich 
dazu beigetragen, dass die Konflikte beigelegt und die Kriege beendet wurden. In 
Namibia garantierte die United Nations Transition Assistance Group (UNTAG) den 
Übergang von der verspäteten Dekolonisierung in die Unabhängigkeit. UNTAG war 
der erste Blauhelmeinsatz in Afrika seit dem Scheitern der Kongo-Mission (ONUC) 
zwischen  1960  und  1964  und  sicherte  erfolgreich  die  Übergangsphase  zur 
Eigenstaatlichkeit  sowie die  ersten freien Wahlen ab (Debiel 2002: 144;  161).  In 
Mosambik begleitete die United Nations Operation in Mozambique (ONUMOZ) den 
Übergang von einem lang andauernden Bürgerkrieg in einen labilen Frieden (Debiel 
2003: 207). Die katholische Laiengemeinschaft Sant Egidio hatte wesentlich dazu 
beigetragen,  den  Konflikt  in  Mosambik  beizulegen  (Debiel  2002:  25).  Die 
Gemeinschaft bot sich als Vermittler an und führte nach 27 Monaten Verhandlungen 
zu einem General Peace Agreement for Mozambique. 
Für viele Beobachter ist die erfolgreiche Friedensschaffung in Mosambik nicht der 
Friedensmission der UN zuzuschreiben, sondern auf die aktive Rolle nichtstaatlicher 
Organisationen wie der katholischen Bruderschaft Sant Egidio sowie auf den Beitrag 
einzelner Geberländer zurückzuführen (Fandrych 1998: 1). Die UN wurde zu den 
Verhandlungen in Rom erst im Juni 1992 eingeschaltet (Morozzo della Rocca 1997: 
81). Der Mangel an Glaubwürdigkeit  und die Passivität  der Friedensmissionen in 
vielen kritischen Situationen verhindern eine verlässliche Garantiemacht der UN für 
Friedensvereinbarungen  zwischen  Konfliktparteien.  Dennoch  bezeichnet  der 
ehemalige  UN-Generalsekretär  Boutros  Boutros-Ghali  die  Friedensmission  in 
Mosambik als eine der erfolgreichsten Missionen in der Geschichte der UN, da die 
ONUMOZ nicht nur Frieden gebracht, sondern auch zu tiefgreifendem politischen 
12
 
Wandel in Mosambik beigetragen habe (Boutros-Ghali 1995: 69). In diesem Kontext 
war die Mission der Vereinten Nationen in Mosambik ein Erfolg, weil ONUMOZ 
vor allem zu der Entwaffnung der Bürgerkriegsparteien beigetragen hat.
Seit der Gründung des afrikanischen Rats für Frieden und Sicherheit „Peace and 
Security Council“ am 26. Dezember 2003 stellt sich allerdings die Frage, ob auf UN-
Friedensmissionen in  Afrika  sogar  verzichtet  werden kann,  da  ein  institutioneller 
sowie  organisatorischer  Rahmen  geschaffen  wurde,  der  ein  afrikanisches 
Krisenmanagement im Stil der UN möglich machen soll. Die Afrikanische Union hat 
mit der Gründung des Rats für Frieden und Sicherheit eine umfassende Friedens- 
und Sicherheitsarchitektur errichtet. Die Institutionen wurden für Konfliktprävention, 
Friedenssicherung, Friedenslösung und Stabilität  auf dem afrikanischen Kontinent 
konstituiert (AU Constitutive Act). Mit der Perspektive der Konfliktprävention, der 
Friedenssicherung und Friedensschaffung wurde durch die  Gründung des  „Peace 
and Security Council“, der „African Standby Force“, des „Panel of the Wise“, des 
„Continental  Early  Warning  System“  sowie  eines  „Peace  Fund“ auf  dem 
afrikanischen  Kontinent  ein  lebhafter  Prozess  der  Institutionalisierung, 
Professionalisierung  und  Selbstbestimmung  aus  der  Taufe  gehoben,  der  die 
Fähigkeiten  und  das  Know-how  Afrikas,  inter-  und  intrastaatliche  Konflikte  zu 
regulieren, effektiv und effizient verbessern soll.
Angesicht  der  desaströsen  innerstaatlichen  Konflikte  seit  Ende  der  Ost-West-
Konfrontation zeigte sich die OAU sowie die UN in vielen Konflikten jedoch als 
wenig effektiver Krisenmanager. Nichtsdestotrotz ist die OAU bzw. die AU seit den 
1990er Jahren in einigen Konfliktregionen engagiert. Seit 1993 haben afrikanische 
Staaten in 15 Missionen ihre Bereitschaft gezeigt, bei den Bemühungen um Frieden 
und Stabilität in den Konfliktregionen eine führende Rolle zu spielen (Atta-Asamoah 
2008).  Die  Organisation  hat  auf  verschiedene  Weise  konstruktive  Beiträge  zur 
Deeskalation von Konflikten im Kongo, in Gabun, in Sierra Leone, in Guinea, auf 
den Komoren und im Grenzstreit zwischen Nigeria und Kamerun geleistet (Matthies 
1998: 70). In dem liberianischen Konflikt assistierte die OAU der  ECOMOG. Auf 
den Komoren unterstützte die AU die Militäraktionen, um die illegale Herrschaft von 
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Mohamed Bacar  zu beenden und ihn aus  dem Präsidentenamt der  Insel  Anjouan 
(Komoren) zu entfernen (Scheen 2008). In Burundi unterhielt die AU von April 2003 
bis Juni 2004 eine insgesamt als relativ erfolgreich eingeschätzte African Mission in  
Burundi (AMIB). Die Mission wurde dann von Juni 2004 bis Dezember 2006 in eine 
United Nations Operation in Burundi (ONUB) umgewandelt (Engel 2008: 6). Nach 
einem erfolglosen Konfliktbeilegungsversuch der USA und der UN zwischen 1992 
und  1995  versucht  nun  die  African  Mission  to  Somalia  (AMISOM)  mit  der 
Genehmigung des UN-Sicherheitsrats, den Bürgerkrieg in Somalia zu beenden. Im 
Sudan  traf  die  AU  im  Jahr  2004  eine  Vereinbarung  mit  den  beteiligten 
Konfliktparteien und dem UN-Sicherheitsrat darüber, eine African Union Mission in  
Sudan (AMIS) aufzustellen, um die Zivilbevölkerung zu schützen und die Rückkehr 
von Flüchtlingen zu gewährleisten.  
Mit der Umwandlung der OAU in die AU kann die Organisation, gemäß Art. 4 (h/j) 
des  Constitutive Act  der  AU, auf  Beschluss  der  Versammlung  der  Staats-  und 
Regierungschefs  in  einem Mitgliedstaat  intervenieren,  und zwar  im Hinblick  auf 
schwerwiegende  Umstände,  insbesondere  bei  Kriegsverbrechen,  Völkermord  und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit.  Die AU hat den Mitgliedstaaten das Recht 
gesichert,  um ein Eingreifen zu ersuchen, und um Frieden und Sicherheit  in den 
Konfliktregionen wiederherzustellen.
Jedoch  steht  auch  die  AU vor  etlichen  Herausforderungen,  die  einen  Erfolg  der 
Friedensmissionen beeinträchtigen. Laut Bergholm (2009) werde die Finanzierung 
der  Friedens-  und  Sicherheitsarchitektur  nur  von  einer  kleinen  Gruppe  von  AU-
Mitgliedstaaten subventioniert. Außerdem erfolge die Stationierung der Truppen mit 
Verzögerung, die Kommandostrukturen seien nicht vollkommen eindeutig und die 
Mandate  nicht  ausreichend  robust  (Engel  2008:  6).  Die  AU-Friedenskontingente 
kommen aus einer kleinen Anzahl afrikanischer Staaten. So entsandte Südafrika fast 
alle Truppen für die Operationen in Burundi;  Uganda stellte die Truppen für den 
Einsatz  in  Somalia;  und  die  Kontingente  im  Sudan  stellten  Nigeria,  Südafrika, 
Ruanda und der Senegal (Bergholm 2009: 5). Zur Kriseninsel Anjouan (Komoren) 
entsandte im März 2008 nur Tansania und der Sudan die AU-Friedenstruppe. Senegal 
und Libyen unterstützten logistisch die Kontingente. 
Neben der Finanzierung der Friedens- und Sicherheitsarchitektur fehlt oft auch der 
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politische  Wille  der  Mitglieder  der  AU,  um  Konflikte  friedlich  zu  lösen.  Laut 
Andrews  Atta-Asamoah,  wissenschaftlicher  Mitarbeiter  im  Nairobi-Büro  des 
südafrikanischen Institutes für Sicherheitsstudien, ist dieser fehlende politische Wille 
mehr in den westafrikanischen Staaten zu sehen. Nach Atta-Asamoah gerieten einige 
Mitgliedstaaten  der  ECOWAS in  Verdacht,  Rebellen  zu  unterstützen,  um andere 
Staaten der Regionen zu destabilisieren (Atta-Asamoah 2008).   
Im Hinblick auf den fehlenden politischen Willen der Mitgliedstaaten haben einige 
Mitglieder der Organisation unter der Vorhut der NEPAD ein Instrument der  Peer-
Reviews eingeführt. Dabei soll eine wissenschaftliche Überprüfung und Beurteilung 
der  Politik  bzw.  der  Regierungsführung  eines  Staates  durch  die  anderen 
Mitgliedstaaten erfolgen. Der African Peer Review Mechanism (APRM) ist also ein 
freiwilliges Verfahren zur Überprüfung und Beurteilung von Good-Governance und 
könnte sich durchaus zu einem effizienten Mittel zur Konfliktprävention bzw. zur 
Konfliktlösung entwickeln. Allerdings sind zu diesem Instrument bis dato nicht alle 
afrikanischen  Länder beigetreten.  Die  Berichte  des  APRM  sollen  dem 
panafrikanischen  Parlament,  der  AU-Kommission  und  dem  afrikanischen 
Sicherheitsrat zur Verfügung gestellt werden. 
Neben der  komplexen Konfliktkonstellation  auf  dem Kontinent  und der  geringen 
Bereitschaft  der  sogenannten westlichen Länder,  sich auf  dem Konfliktschauplatz 
Afrika  zu  engagieren,  ist  das  Konzept  „afrikanische  Lösungen  für  afrikanische 
Probleme“ zum Konsens der neuen afrikanischen Sicherheitspolitik geworden. Für 
das  afrikanische  PSC  sind  afrikanische  Lösungen  für  afrikanische  Probleme 
unabdingbar, weil das Konfliktgeschehen auf dem Kontinent stattfindet (AU-Dok. 
Assembly/AU/5/(XXI)2013). 
Nach  der  Analyse  von  Bergholm  jedoch  sind  die  afrikanischen  Lösungen  für 
afrikanische  Probleme  zum  Scheitern  verurteilt,  weil  die  afrikanischen 
Friedensmissionen  auf  Seiten  der  UN  unzureichend  konzipiert  sind  und  auf 
afrikanischer Seite die erforderlichen Mittel zur Konfliktbeilegung fehlen (Bergholm 
2009: 1). Laut Bergholm haben die Mitglieder des UN-Sicherheitsrats realisiert, dass 
afrikanische  Lösungen  allein  nicht  ausreichen,  um  die  Konflikte  in  Afrika  zu 
beenden.  Deshalb  sei  eine  Zusammenarbeit  zwischen  der  UN  und  der  AU 
erforderlich (Bergholm 2009: 5). 
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Eine zentrale Hypothese der Dissertationsarbeit lautet, dass die UN ihre Prioritäten, 
Mandate und Strategien klarer definieren sollen, damit sie Befriedungsmaßnahmen 
herausstellen,  um  Frieden  zu  stiften.  Die  andere  Hypothese  ist,  dass  die 
Zusammensetzung der Friedensmissionen und die ungenügende Ausrüstung der UN-
Soldaten  einen  Einfluss  auf  den  Erfolg  bzw.  Misserfolg  des  Einsatzes  haben. 
Tatsache ist hier, dass die UN-Soldaten, die den Frieden sichern, am Wiederaufbau 
demokratischer  Strukturen  mitwirken  und  zur  Stabilität  der  Länder  sowie  zur 
Achtung  der  Menschenrechte  beitragen  sollen,  häufig  aus  nicht  demokratischen 
Ländern stammen,  in  denen auch Konflikte  herrschen.  Welche Auswirkungen hat 
dies  auf  die  Wirkungen  der  UN-Missionen?  Ist  die  Herkunft  eines  UN-Soldaten 
relevant für den Erfolg einer UN-Mission? Fakt ist auch, dass den unbewaffneten 
Blauhelmen öfter die nötigen militärischen Mittel fehlen, sei es zur Abschreckung 
oder  zur  tatsächlichen  Gewaltanwendung,  um  dabei  die  Zivilbevölkerung  zu 
schützen.  
Eine weitere Hypothese ist, dass die Determinanten des Erfolgs und des Misserfolgs 
der  UN-Missionen  innerhalb  des  Systems  der  UN  zu  suchen  sind.  Dazu  soll 
untersucht werden, ob die Konzepte, Koordination und Instrumente der UN an die 
Realitäten  der  innerstaatlichen  Konflikte  angepasst  sind.  Dabei  ist  auch  zu 
untersuchen,  ob  die  UN-Charta  zu  den  aktuellen  weltpolitischen  Konstellationen 
passt.
Regionalorganisationen  und  insbesondere  die  AU  befinden  sich  in  einer  guten 
Ausgangsposition, um die tieferen Ursachen innerstaatlicher Konflikte zu verstehen. 
Sie verfügen über bessere Kenntnisse der Konfliktregionen (UN 2007). Durch ihre 
Partnerschaft auf dem Gebiet der kollektiven Sicherheit sollten die UN und die AU 
gemeinsame  und  koordinierte  Anstrengungen  auf  der  Grundlage  der 
Komplementarität ihrer jeweiligen Fähigkeiten durchführen (UN 2007).
Neben der Analyse der UN-Friedensmissionen soll in dieser Arbeit eruiert werden, 
ob es für die afrikanischen Probleme afrikanische Lösungen gibt, so – dass auf UN-
Friedensmissionen  verzichtet  werden  kann.  Zu  diesem  Zweck  werden  die 
Wirkungsmöglichkeiten und Fähigkeiten der afrikanischen Institutionen in Bezug auf 
Peacemaking, Peacebuilding und  Peacekeeping untersucht.  Dazu soll im Rahmen 
der Friedensmissionen eruiert werden, inwieweit die afrikanischen Institutionen bzw. 
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Organe  (Peace  and Security  Council,  African Standby Force,  Panel  of  the  Wise, 
Continental  Early  Warning  System  und  der  Peace  Fund) zu  einer  erfolgreichen 
Beilegung  der  Konflikte  beigetragen  haben,  und  ob  die  Einsätze  der  AU-
Friedenstruppen zu Stabilität  und Frieden in  den Konfliktregionen geführt  haben. 
Dabei soll auch untersucht werden, ob der gravierende Ressourcenmangel der Union 
die AU-Missionen behindert.
Die  Zusammenarbeit  der  UN  mit  regionalen  und  subregionalen  Organisationen, 
insbesondere  der  AU  und  deren  Organen,  sollte  die  Wahrung  von  Frieden  und 
Sicherheit und, in Übereinstimmung mit Kapitel VIII (Regionale Abmachungen) der 
UN-Charta, die kollektive Sicherheit vorantreiben.
Eine letzte Hypothese ist, dass die interorganisatorische Zusammenarbeit zwischen 
den UN und den afrikanischen  Institutionen den Frieden,  die  Sicherheit  und die 
Stabilität  Afrikas  verbessern  kann.  Dies  umfasst  sowohl  den  Schutz  und  die 
Erhaltung  des  Lebens  und  des  Eigentums  als  auch  des  Gemeinwohls  der 
afrikanischen Völker und ihrer Umwelt (Nzisabira 2006: 138).
Zur  Frage  der  Erfolge  und  Misserfolge  der  Friedensmissionen  existieren  einige 
Untersuchungen, die zu den folgenden Erkenntnissen geführt haben:
Die UN-Friedensmissionen werden meist mit zu umfangreichen Mandaten, aber zu 
geringer  Ausstattung in  die Konfliktregionen entsandt.  Daher  sollten die UN ihre 
Ziele in den Konfliktregionen klar definieren, damit die Friedensmissionen nicht mit 
Aufgaben  überfordert  werden,  für  die  sie  nicht  konzipiert  und  ausgerüstet  sind 
(Manahl 2010). Ähnlich geht auch Debiel davon aus, dass viele UN-Missionen von 
intra-  und interorganisatorischen  Rivalitäten  und von falschen  Prioritäten  geprägt 
sind. Deshalb kommt es dann zu systematischen Defiziten (Debiel 2002: 260). Nach 
Kinzel sind die schlecht ausgebildeten oder schlecht geführten Soldaten in vielen 
afrikanischen Konflikten  Teil  des  Problems und helfen  keineswegs,  Lösungen zu 
finden  (Kinzel  2007:  7).  Die  AU-Soldaten  sollten  eine  perfekte  Ausbildung 
vorweisen, um zu einer positiven Transformation der Konflikte beitragen zu können. 
Die  AU  andererseits  ist  mit  den  logistischen,  operativen,  politischen  und 
organisatorischen  Herausforderungen  der  Mehrzahl  der  gewaltsamen  Konflikte 
(Somalia, Sudan) überfordert. Um Frieden und Stabilität in den Konfliktregionen zu 
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erreichen, sollte die AU eine Reihe von Problemen, zumal in der AU-Kommission 
selbst, lösen. 
Die vorstehenden Fragen sollen in den nachfolgenden Kapiteln untersucht werden. 
Dafür beginnt  die  Dissertationsarbeit  im ersten Kapitel  mit  der  Erarbeitung einer 
Theorie  der  Konflikttransformation,  die  Kriegsursachen,  Konfliktbearbeitung,  die 
Herstellung  des  Friedens  und  die  gewaltfreie  Konfliktlösung  beinhaltet.  Dazu 
werden  insbesondere  die  Phänomene  Gewalt,  Konflikt  und  Krieg  theoretisch 
aufgearbeitet.  Erforderliche  Voraussetzung  für  den  Frieden  ist  die  Abwesenheit 
dieser  Phänomene und besonders  kriegerischer  Auseinandersetzungen.  Aus dieser 
theoretischen Auswertung werden Indikatoren  für  die  Analyse  der  UN- und AU-
Friedenseinsätze entwickelt.
Das zweite Kapitel thematisiert die Rolle der Vereinten Nationen als Friedensmacht. 
Das Hauptanliegen der Vereinten Nationen ist es, die Wahrung des Weltfriedens und 
die internationale Sicherheit zu gewährleisten. Um die Rolle der Vereinten Nationen 
als  Friedensmacht  besser  verstehen  zu  können,  werden  in  diesem  Kapitel  die 
Möglichkeiten  zur  Konfliktregelung  gemäß  Kapitel  VI  und  VII  der  UN-Charta 
dargestellt.
Darauf  folgen  im  dritten  Kapitel  eine  Darstellung  der  Programmatik  der  AU-
Friedensinitiativen  und  der  neuen  AU-Organe.  Daran  schließt  sich  unter 
Berücksichtigung der politischen Hintergründe im vierten Kapitel eine Analyse der 
Entstehungsbedingungen und Konfliktursachen in Ländern an, in denen sich die UN- 
und  AU-Missionen  befinden.  Dieser  Teil,  der  die  empirische  Untersuchung  der 
Konfliktländer  enthält,  ist  der  wichtigste  Abschnitt  der  Dissertationsarbeit.  Dabei 
werden die bisherigen und laufenden Arten und Kategorien der friedenssichernden 
Missionen  in  den  fünf  Ländern  dargestellt  und  die  Friedensmissionen  in  diesen 
Ländern bewertet. Es soll hier dargestellt werden, wie Friedensmissionen im Rahmen 
ihrer Kapazitäten den Konfliktparteien zu Hilfe kommen, die Gewalt einzudämmen 
bzw. die Auseinandersetzungen zu bewältigen. 
Anschließend werden im fünften Kapitel die Möglichkeiten und Konzeptionen zur 
Verbesserung der Krisenreaktionsfähigkeit von Friedenseinsätzen auf der Grundlage 
der oben entwickelten Indikatoren dargestellt. Dabei geht es um institutionelle und 
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politische Konzepte  zur  Effektivierung der  Friedensmissionen,  sowie  den Aufbau 
und die Stärkung der demokratischen Strukturen. Hierfür soll der „Brahimi-Report“, 
der im Jahr 2000 im Auftrag des ehemaligen UN-Generalsekretärs Kofi Annan mit 
dem Reformansatz im politischen, finanziellen, organisatorischen und militärischen 
Bereich erstellt wurde, analysiert werden. Letztendlich sollen auch in diesem Kapitel 
die Zusammenarbeit und Kooperationsmöglichkeiten zwischen den UN und der AU 
und die Hybridmissionen der beiden Organisationen, die sie bis jetzt durchgeführt 
hatten, erörtert werden.
Bei  der  Dissertationsarbeit  handelt  es  sich  um eine  vergleichende  Studie.  Dabei 
werden zwei Gruppen von Ländern, solche mit erfolgreichen Friedenseinsätzen, – 
Mosambik  und  Komoren  –  und  solche  mit  erfolglosen  Interventionen  zur 
Konfliktbeilegung – Liberia, DR Kongo bzw. Côte d´Ivoire – daraufhin untersucht, 
welche  Rolle  die  AU-Institutionen  bzw.  das  afrikanische  PSC  in  der 
Konfliktbeilegung gespielt haben.
Die  Untersuchungen werden auf  Fachliteraturauswertung,  Experteninterviews  und 
auf umfangreichen Dokumentenanalysen basieren.
Am Beispiel  der  Komoren soll  zuletzt  genauer  untersucht  werden,  inwiefern  die 
Friedensmission  als  erfolgreich  oder  nicht  erfolgreich  zu  bewerten  ist.  Um  die 
Initiative der AU-Friedensmissionen zur Friedensschaffung auf den Komoren besser 
analysieren zu können, werden in dieser Arbeit die Konfliktursachen untersucht.
In  Bezug  auf  die  Literaturlage  sind  unter  anderem  folgende  Bezugspunkte 
festzuhalten.  Es  wurde  in  der  vorliegenden  Dissertationsarbeit  sowohl  die 
deutschsprachige  als  auch  die  englisch-  und  französischsprachige  Literatur 
berücksichtigt.  In  diesem Dissertationsprojekt  habe  ich  eine  neue  konzeptionelle 
Arbeit  mit  komparativen  Fallstudien  zu  den Friedensmissionen entwickelt.  Dabei 
versuche ich die Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Missionen in den Ländern, 
in denen die UN-Missionen erfolgreich waren, sowie Länder mit mehr oder weniger 
Erfolg der Missionen, zu vergleichen bzw. zu verstehen. Darüber hinaus wertet die 
vorliegende  Arbeit  theoretisches  sowie  empirisches  Material  aus,  um  für 
grundlegende  Fragen  der  Friedenssicherung  sowie  des  Konfliktmanagements  auf 
dem afrikanischen Kontinent Antwort zu geben. Die Bewertung des Erfolges bzw. 
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des Misserfolges der Missionen erfolgt auf der Grundlage von Sekundärliteratur. 
Zur  theoretischen  Grundlage  der  Dissertationsarbeit  wurden  zahlreiche  Bücher, 
Aufsätze und Veröffentlichungen aus den Bereichen der Institutionenforschung, der 
Friedens-  und  Konfliktforschung  bzw.  der  Konflikttransformation  ausgewertet. 
Bonacker/Imbusch (2005) sind der Meinung, dass der Konfliktbegriff häufig zum 
Auslöser  von  Konflikten  geworden  ist,  da  eine  verwirrende  Vielfalt  von 
Konfliktbegriffen und Konfliktverständnissen besteht. Hartmut Esser (2000) geht in 
seiner  Annäherung an den Institutionenbegriff  davon aus,  dass  Institutionen nicht 
ohne Grund entstehen und bestehen. Institutionen existieren, um Probleme im Alltag 
zu lösen.  Volker Matthies (1997) geht in seinem theoretischen Ansatz davon aus, 
dass  eine  erfolgreiche  Konflikttransformation  erreicht  werden  kann,  wenn  man 
einige  objektive  Bemessungsmerkmale  zu  Stande  bringen  kann.  Dieter  Senghaas 
(1994) stellt eine Friedenstheorie dar, die Frieden als Zivilisierungsprozess versteht. 
Brock (1990), Czempiel (1986) und Galtung (1975) erklären in ihrer Friedenstheorie, 
dass Frieden als Ziel, Prozess oder Zustand zu verstehen ist.
Für  die  UN-Friedensmissionen  in  Afrika  stehen  zahlreiche  wissenschaftliche 
Monographien und Aufsätze sowie  verschiedene (UN)-Dokumente  zur  Verfügung 
(Paris: 2007; Pouligny: 2006; Pondi: 2005; Debiel: 2002; Durch: 1993). Außerdem 
steht über die UN-Missionen eine breite Auswahl von Primär- und Sekundärliteratur 
zur  Verfügung  (Gareth  /  Sahnoun:  2001).  Im  Hinblick  auf  die  afrikanischen 
Institutionen stehen zwar einige Veröffentlichungen zur Verfügung (Engel / Porto: 
2010; Schmidt: 2007; Nzisabira: 2006; Cilliers / Sturmann: 2004), allerdings ist die 
Literaturlage  für  die  AU-Interventionen  auf  dem  afrikanischen  Kontinent  noch 
mangelhaft. Es gibt beispielsweise keine wissenschaftliche Literatur zur Intervention 
der  AU-Soldaten  auf  den  Komoren.  Ich  könnte  nur  auf  die  Mitteilungen 
(Kommuniqué)  der  Organisation  und  Berichte  der  Journalisten,  die  dort  waren, 
berücksichtigen. In der vorliegenden Arbeit wurde dieser Mangel der Literaturlage 
zu  den  AU-Interventionen  durch  die  Analyse  von  Experteninterviews  (AU-
Mitarbeiter,  AU-Soldaten,  UN-Soldaten,  UN-Mitarbeiter,  Wissenschaftler  aus dem 
afrikanischen Kontinent aber  auch Bürger,  die  aus den Konfliktländern stammen) 
und AU-Dokumenten behoben. Bei der Forschungsaufenhalten in Addis Abeba und 
in New York habe ich, durch die Interviews, wichtige Einsichten in die Arbeit der 
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AU und UN bei der Lösung der Konflikten aufgedeckt. Alle geführten Interviews 
habe  ich  im  Anhang  mit  genauer  Bezeichnung  von  Namen  (manchmal  mit 
Anfangsbuchtaben), Ort und Datum des jeweilien Treffen angeführt. 
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2. Theorie der Konflikttransformation
In diesem Kapitel beschäftige ich mich mit der Theorie der Konflikttransformation 
bzw. mit den Friedenskonzepten. Die Theorie der Konflikttransformation kann zu der 
Befriedungsmaßnahmen,  die  die  UN  und  der  AU  durchführen,  um Konflikte  zu 
bewältigen,  mitwirken.  Aus  der  theoretischen  Auswertung  der  Konflikttrans-
formation  werden  Indikatoren  für  die  Untersuchung  der  UN-  und  AU-
Friedensmissionen entwickelt.
Für die Herstellung des Friedens lassen sich in der Friedens- und Konfliktforschung 
verschiedene  Erklärungsmodelle  unterscheiden.  Es  ist  dann  wichtig  zu 
differenzieren,  ob  Frieden  als  Prozess,  der  ausgeschildert  ist,  um  Czempiel  zu 
paraphrasieren, durch die absinkende Gewalt und die zunehmende Gleichverteilung 
von Entfaltungschancen begriffen wird, oder als Zustand innerhalb einer Gruppe von 
Individuen,  bei  dem keine  Gewalt  angewendet  werden soll  oder  als  Ziel,  dessen 
Inhalt sich mit der Geschichte weiterhin fortbewegt.
Die  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  entstandene  Friedens-  und  Konfliktforschung 
konzentrierte  sich  zunächst  auf  die  nukleare  Bedrohung  im  Kalten  Krieg  und 
versuchte Möglichkeiten zu finden, um seine Eskalation zu verhindern. Die nukleare 
Bedrohung  hat  aber  nicht  verhindert,  dass  zwischen  1945 und  2014  über  240 
kriegerische Konflikte stattfanden oder noch andauern. 
Seitdem  hat  die  Friedens-  und  Konfliktforschung  eine  Reihe  grundlegender 
Theorien,  Konzepte,  Strategien,  Entwürfe  und  Modelle  entwickelt,  die  in  der 
Analyse des Friedens eine wesentliche Rolle spielen. Eine der wichtigen Theorien 
der Friedens- und Konfliktforschung ist die Theorie der Konflikttransformation. Laut 
Lederach  (1995)  bezeichnet  die  Konflikttransformation  die  Unterstützung  und 
Verwirklichung erzielter Vereinbarungen und deren Integration in den festgelegten 
Ordnungsrahmen  nach  Ende  eines  bewaffneten  Konflikts  (Lederach  1995:  201). 
Daher ist das primäre Ziel der Konflikttransformation nicht, Lösungen für Konflikte 
zu  finden  oder  auf  die  punktuelle  Beendigung  von  Gewalt  zu  setzen,  sondern 
vielmehr,  einen Prozess  der  Transformation von gewaltsamer  Austragung hin zur 
Zivilisierung des  Zusammenlebens und damit  einen Wandel  der  für den Konflikt 
ursächlichen Situation herbeizuführen, um einen friedlichen Austrag des Konflikts zu 
bewerkstelligen (Pfaffenholz 1997: 200).
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Zur Charakterisierung der Konflikttransformation sollte man im wesentlichen sich 
fokussieren,  ob  am  Ende  von  Verhandlungsprozessen  Gewaltlosigkeit, 
Waffenstillstand,  Friedensabkommen  oder  ein  dauerhafter  Frieden  zwischen 
Konfliktparteien  steht,  in  denen  entweder  die  unmittelbaren  Auslöser  oder  die 
tieferen Ursachen des Konflikts beseitigt werden sollten.
Die erfolgreiche oder nicht erfolgreiche Konflikttransformation stützt sich in jedem 
Fall auf Institutionen, die Regeln und Normen zur Verfügung stellen. Institutionen 
sind  verhaltensregulierende  und  Erwartungssicherheit  erzeugende  soziale 
Regelsysteme  (Czada  1995).  Aber  Regeln,  so  sehr  es  auf  sie  ankommt,  können 
niemals  aus  sich  heraus  das  Gelingen  des  Friedens  gewährleisten.  Peter  Graf 
Kielmansegg hat darauf hingewiesen, dass ein geregelter Konflikt Voraussetzungen 
benötigt, die den Regeln vorgelagert sind (Kielmansegg 1995: 116).
Viele  Wissenschaftler  nehmen  an,  dass  demokratische  Institutionen  in  der 
Konfliktfolgezeit  zur  Stabilisierung  des  Staates  und  zur  Friedenskonsolidierung 
beitragen. Alexander Siedschlag (2000) geht davon aus, dass der Konflikt schwindet, 
wo Institutionen herrschen, und nur wenn der Konflikt geschwunden ist, kann die 
Angelegenheiten der Gemeinwesen geregelt werden (Siedschlag 2000: 16).    
Roland Paris fördert für die Praxis der Friedenskonsolidierung, dass in den meisten 
Post-Konfliktgesellschaften oft effiziente politische Institutionen fehlen, dass heißt, 
dass  ein  formaler  Staatsapparat  mit  Verfassung,  Exekutive,  Legislative, 
Beamtenapparat  und  Gerichten  in  diesen  Post-Konfliktgesellschaften  nicht 
vorhanden ist.  Staaten mit  ineffizienten politischen Institutionen sind Staaten,  die 
nicht  in  der  Lage  sind,  politische  Ziele  zu  verwirklichen,  gesellschaftliche 
Forderungen  in  verbindliche  Entscheidungen  umzusetzen  oder  die 
Rechtsstaatlichkeit  zu  gewährleisten.  Dadurch  kann  ein  „Sicherheitsdilemma“ 
entstehen,  welches  bewirkt,  dass  die  einzelnen  gesellschaftlichen  Gruppen  nicht 
darauf  vertrauen können,  dass  der  Staat  sie  gegen ihre  Feinde  verteidigt.  Daraus 
könnte bei rivalisierenden Gruppierungen eine Eskalationsspirale resultieren, die bis 
zum ethnischen Krieg führt (Paris 2007: 301).       
Nach der Auffassung von Hartmut Esser entstehen und bestehen Institutionen nicht 
ohne  Grund.  Neben  den  Funktionen  –  Institutionen  existieren,  um Probleme  im 
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Alltag  zu  lösen  –  können  sie  auch  individuelle  Orientierung  ermöglichen  und 
kollektive Ordnung in einer komplizierten Welt schaffen (Esser 2000: 14). Für Esser 
bestehen Institutionen aus Erwartungen über das Einhalten bestimmter Regeln, die 
verbindliche  Geltung beanspruchen (Esser  2000:  2).  Institutionen stellen  also  die 
handlungsleitenden Regeln zur Verfügung. Dabei  geht  es dann um Regeln,  deren 
Einhaltung von den Akteuren einer Gemeinschaft  erwartet  wird und die kollektiv 
eine bestimmte Geltung beanspruchen – woraus dieser Anspruch auf Geltung auch 
immer hervorgehen mag: auf der Androhung von Sanktionen oder daraus, dass die 
Befolgung der  Regeln  schon im individuellen  Interesse  als  vernünftig  angesehen 
wird (Esser 2000: 8).
Die Friedensmissionen der UN und der AU basieren auf Institutionengefügen, die 
erfolgreich oder ohne Erfolg auf Konflikttransformation hinwirken. Die erfolgreiche 
oder  nicht  erfolgreiche  Konflikttransformation  stützt  sich  auf  Institutionen,  die 
Regeln und Normen für die Gemeinschaft zur Verfügung stellen. 
Doch was ist unter Erfolg bzw. Misserfolg zu verstehen? Was versteht man unter 
Konflikttransformation?
„Conflict transformation refers to outcome, process and structure  
oriented  long-term  peacebuilding  efforts,  which  aim  to  truly  
overcome  revealed  forms  of  direct,  cultural  and  structural  
violence“ (Reimann 2005: 51).
Nach  dieser  Definition  von  Reimann  versucht  Konflikttransformation,  einen 
friedlichen  Austrag  der  Konflikte  zu  ermöglichen.  In  der  Theorie  der 
Konflikttransformation  geht  es  also  in  erster  Linie  nicht  darum,  Lösungen  für 
Konflikte zu finden, sondern um die Erzeugung kreativer Mechanismen, mit denen 
sich die sozialen Beziehungen der Völker positiv verändern lassen.
Allerdings  grenzt  sich  die  Konflikttransformation  von  Konfliktlösung  ab.  Das 
Hauptziel  der  Konflikttransformation  fokussiert  sich  auf  die  Entwicklung  und 
Verbesserung positiver Beziehungen zwischen Menschen oder Kollektiven. 
Isaac O. Albert setzt voraus, dass 
„transformation  assumes  that  a  `resolved´  conflict  could  still  
escalate; what it does therefore is to reach to the `tap root´ of the  
conflict  and  deactivate  it […].  Conflict  transformation  goes  
24
 
beyond managing or resolving the conflict. Its main goal is address  
all  the  major  components  of  the  problem:  fixing  the  problems,  
which  threatened  the  core  interest  of  the  parties;  changing  the  
strategic  thinking;  and  changing  the  opportunity  […]“  (Albert 
2008: 14).
Die Definition und Operationalisierung von Erfolg bzw. Misserfolg ist schwierig. In 
Anlehnung an Johan Galtung kann allgemein von Erfolg gesprochen werden, wenn 
es zu einer neuen Konflikttransformation kommt, die in der Regel eine friedliche und 
problemlösende  Konfliktbewältigung  eher  ermöglicht,  als  die  vorangegangene 
Konfliktsituation (vgl. Galtung 1997).  
Volker  Matthies  (1997a)  ist  der  Ansicht,  dass  man  Frieden  schaffen  bzw.  eine 
erfolgreiche Konflikttransformation im Rahmen der UN-Friedensmission erwirken 
kann, wenn man einige objektive Bemessungsmerkmale vorstellt.  Es handelt  sich 
hierbei um die Erfüllung der Mandatsvorgaben, die Eindämmung und Beendigung 
von Kriegen,  die langfristige Konsolidierung eingeleiteter Friedensprozesse und die 
absolute Kontrolle des Gewaltmonopols, das heißt, die Abwesenheit methodischer 
Gewaltanwendung durch gesellschaftliche Gruppen. 
Eine  Friedensmission  ist  dann  erfolgreich,  sofern  sie  die  von  vornherein 
übertragenen Mandatsaufgaben effektiv erfüllt. Wenn Maßnahmen der Kriegsfolgen-
bewältigung, des Wiederaufbaus und der Erneuerung über längere Zeiträume nicht 
wieder zum Ausbruch von Kampfhandlungen führen, kann von einer erfolgreichen 
Friedenskonsolidierung die Rede sein (Matthies 1997a: 20). Die Erfolgskriterien der 
UN-Friedensmissionen  können  auch  durchaus  als  Teilerfolg  eingestuft  werden 
(Matthies  1997a  /  Weiss  1995).  Dabei  wird  die  Erfolgsmessung  an  der 
Zielerreichung, das heißt die Erreichung des Mandats festgelegt werden.
Matthies ist der Meinung, dass man eine systematische „Friedensberichterstattung“ 
benötige, um einen gelungenen Frieden zu schaffen. Dabei bedarf es laut Matthies 
einer  systematischen  Friedenserfahrungs-  und  Friedensursachenforschung,  die  ihr 
Erkenntnisinteresse auf folgende Aspekte richtet:
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- „die  Untersuchung  von  Gesellschaften  und  Regionen  mit  längeren 
Friedensperioden (bzw. Nicht-Kriegs-Perioden), auch im intra- und interregionalen 
Vergleich  mit  Gesellschaften  und  Regionen,  die  durch  längere  Kriegsperioden 
gekennzeichnet waren und sind;
- die  Untersuchung  von  längerfristig  gelungener  friedlicher  Konfliktbearbeitung, 
auch im Vergleich zu misslungenen Fällen friedlicher Konfliktbearbeitung. Konkret 
ginge  es  hierbei  um  die  Identifizierung  von  Fällen  und  Bedingungen  der 
Kriegsverhütung (Prävention), der friedlichen Beilegung langjähriger, jedoch relativ 
gewaltsamer  Konflikte  (Konfliktregelung)  sowie  der  friedlichen  Beilegung 
langjähriger Kriege und deren Transformation zum Frieden (Kriegsbeendigung und 
Friedenskonsolidierung);
- die  Untersuchung  der  Erfolgsbedingungen  für  Akteure,  Konzepte,  Strategien, 
Mittel  und Methoden  der  friedlichen  Konfliktbearbeitung  und Streitbeilegung  im 
Sinne einer systematischen „Wirkungsforschung“, um auch praxeologische „Lehren“ 
für die Zukunft ziehen zu können; und schließlich
- die systematische Sammlung und Aufbereitung von Daten und Informationen zu 
Friedenszuständen und Friedensprozessen sowie die Erarbeitung eines Erfassungs-
Rasters  zum  Zwecke  einer  kontinuierlichen,  aktuellen  Friedensberichterstattung“ 
(Matthies 1997b: 112).
Das  sind  Befunde,  so  Matthies,  die  für  die  empirische  Erfassung  von 
Friedenserfahrungs-  und  Friedensursachenforschung  notwendig  sind,  um  einen 
gelungenen Frieden zu bewerkstelligen.
Ähnlich argumentieren auch Bonacker und Imbusch, dass eine wichtige Aufgabe der 
Friedens- und Konfliktforschung darin liege, die Bedingungen zu erklären, die für 
einen stabilen Frieden erfüllt sein müssen.
Neben der Friedenserfahrungs- und Friedensursachenforschung sollte nach Baumann 
die  Friedensstrukturforschung  hinzukommen,  deren  Forschungsleistung  aus  der 
systematischen  Formulierung  von  tragenden  Strukturen  und  Institutionen  einer 
Friedensordnung besteht, die den Friedenskonsolidierungsprozess gegen destruktive 
Spannungsverhältnisse  mit  Gewaltphänomenen  resistent  machen  kann  (Baumann 
2008: 23).  
Boutros-Ghali  stellt  in  seiner  aus  dem Jahr  1992  stammenden  „Agenda  für  den 
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Frieden“ fest, dass geeignete Strukturen geschaffen werden sollen, um den Frieden 
zu  festigen  und  zu  konsolidieren,  um  das  Wiederaufleben  eines  Konflikts  zu 
verhindern. Nach Boutros-Ghali ist das wesentliche Ziel der Friedenskonsolidierung 
„die Schaffung von Strukturen zur Institutionalisierung des Friedens“ (Boutros-Ghali 
2001).    
Neben diesen Ansätze lassen sich anhand der Literatur für die Schaffung von Frieden 
drei Deutungsmodelle unterscheiden: Frieden als Prozess, als Ziel und als Zustand. 
Dabei ist der Frieden mehr als die Abwesenheit von Krieg.
Im Folgenden  sollen  die  Friedenskonzepte  dargestellt  werden.  Dabei  werden  die 
bedeutendsten Ansätze in der Friedensforschung debattiert, um  Indikatoren für die 
Analyse  der  Friedensmissionen  zu  entwickeln.  Zuerst  wird  der  Friedensbegriff 





Seit  es  Zivilisationen  und  Gemeinwesen  gibt,  wird  über  Frieden  intensiv 
nachgedacht  und  geforscht.  Dabei  wurde  keineswegs  eine  eindeutige 
Begriffsbestimmung zustande gebracht.  Am Ende des letzten Jahrhunderts hat die 
Diskussion über den Frieden und seine Bedingungen eine neue Zügigkeit erhalten. 
Der Begriff Frieden wurde in der UN-Charta in verschiedenartiger Weise verwendet, 
ohne  dass  er  ausführlich  definiert  wird.  Frieden  ist  in  den  internationalen 
Beziehungen als die Abwesenheit physischer Gewalt definiert. Dahingehend geht das 
Friedensverständnis der UN über diese enge Definition hinaus und befürwortet eine 
umfassende Friedensvorstellung, der eine breite Auffassung zugrunde liegt; Frieden 
und  die  Kollektivmaßnahmen,  Frieden  und  die  Gerechtigkeit,  Frieden  und  die 
Menschenrechte sowie Frieden und die Menschenwürde widmen die UN-Charta eine 
besondere Aufmerksamkeit.
Dieter Senghaas und Eva Senghaas-Knobloch haben in ihrem Beitrag Si vis pacem 
para  pacem eine  erweiterte  Definition  des  Friedensbegriffes  gegeben:  „Friede 
sowohl in inner- als auch in zwischenstaatlicher Hinsicht sollte verstanden werden 
als  ein  gewaltfreier  und  auf  die  Verhütung  von  Gewaltanwendung  gerichteter 
politischer  Prozess,  in  dem  durch  Verständigungen  und  Kompromisse  solche 
Bedingungen des Zusammenlebens von gesellschaftlichen Gruppen bzw. von Staaten 
und Völkern geschaffen werden,  die  nicht  ihre Existenz gefährden und nicht  das 
Gerechtigkeitsempfinden  oder  die  Lebensinteressen  einzelner  oder  mehrerer  von 
ihnen  so  schwerwiegend  verletzen,  dass  sie  nach  Erschöpfung  aller  friedlichen 
Abhilfeverfahren Gewalt anwenden zu müssen glauben. Um Frieden zu erreichen, 
sind  deshalb  anhaltende  Bemühungen  um Rechtsstaatlichkeit,  Erwartungsverläss-
lichkeit, ökonomischen Ausgleich und Empathie erforderlich“ (Senghaas/Senghaas-
Knobloch 1992: 249). Für Senghaas/Senghaas-Knobloch ist der Frieden die primäre 
Voraussetzung  für  ein  erfolgreiches  Zusammenleben  gesellschaftlicher  Gruppen, 
Völker und Staaten. Der Frieden wird dann als Ausgangspunkt des politischen und 
ökonomischen Prozesses der Gemeinschaft.
Es lassen sich zwei Typen von Frieden unterscheiden: der positive und der negative 
Frieden. Die Distinktion zwischen dem positiven Frieden und dem negativen Frieden 
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ist nicht immer handhabbar und wird dann vielfach in der Öffentlichkeit und in der 
Literatur mit den Begriffen stabiler und instabiler Frieden gleichgesetzt. So besteht 
nach  Rittberger/Zürn  stabiler  Frieden  aus  einer  inner-  bzw.  zwischenstaatlichen 
Konfliktaustragung,  bei  der  die  Waffengewalt  nach  menschlichem  Ermessen 
ausgeschlossen ist. Bei instabilem Frieden gibt es zwar keine aktuellen bewaffneten 
Auseinandersetzungen,  dennoch  besteht  die  Anwendung  von  Waffengewalt  bei 
inner- und zwischenstaatlichen Konflikten als Bedrohung (Rittberger/Zürn 1990: 17). 
In  den  meisten  afrikanischen  Konflikten  bestehen,  nach  langen  Konfliktphasen, 
instabilen Frieden. 
Kenneth Boulding definiert positiven und negativen Frieden wie folgt: 
„The concept of peace has both positive and negative aspects. On  
the positive side, peace signifies a condition of good management,  
orderly  resolution  of  conflict,  harmony  associated  with  mature  
relationships,  gentleness,  and  love.  On  the  negative  side,  it  is  
conceived as the absence of something – the absence of turmoil,  
tension, conflict and war“ (Boulding 1978: 3). 
Mit dieser Definition von Boulding ist die Differenzierung zwischen positiven und 
negativen Frieden deutlicher geworden, wenngleich positiven Frieden, das Ereignis 
für  gutes  Management  des  Konflikts  und  der  Nachkriegszeit  ist,  und  negativen 
Frieden, die Abwesenheit von Ausfuhr, Konflikt und Krieg. 
Isaac  Olawale  Albert,  Wissenschaftler  an  der  Institute  of  African  Studies,  Peace 
Studies  Programme an  der  Universität  von Ibadan in  Nigeria  unterscheidet  auch 
zwischen negativem und positivem Frieden.  Nach Olawale  Albert  liegt  negativer 
Frieden vor
„when  peace  […]  attained  through  the  use  of  force.  […]  It  is  
considered negative because such a peace might not last for too  
long […]. A positive peace is sustainable peace“ (Albert 2007: 11). 
Folgt  man  Albert  kann  der  negativen  Frieden  nicht  zu  einem  friedlichen  und 
dauerhaften Zustand in einer Gemeinschaft führen.   
    
29
 
Für  die  Erzeugung  des  Friedens  lassen  sich  also  in  der  Friedens-  und 
Konfliktforschung die drei Deutungsmodelle unterscheiden: Frieden als Prozess, als 
Ziel und als Zustand. 
Die Festlegung des Friedensbegriffs – Frieden als Prozess, als Zustand sowie als Ziel 
– soll auf die Kontextabhängigkeit zurückführen. Das heißt, dass der Friedensbegriff 
nur  mit  Blick  auf  den  historisch-gesellschaftlichen  Kontext  einer  je  konkreten 
historischen  Epoche  ausformuliert  werden  soll  (Meyers  1994:  68).  In  diesem 
Zusammenhang argumentiert Meyers, dass man mit dem Friedensbegriff inhaltliche 
Klarheit  gewinnen  kann,  wenn man erst  den  Friedensbegriff  in  ein  jeweils  ganz 
bestimmtes  Koordinatensystem  von  Raum,  Zeit  und  gesellschaftlich-politischer 
Verortung zurückholt (Meyers 1994: 68). Allerdings bedeutet Frieden mehr als kein 
Krieg. Die drei Deutungsmodelle – Frieden als Prozess, Zustand und Ziel – wurden 
geschaffen, um den Frieden zu sichern und das Zusammenleben der Menschen zu 
gestatten. Der Frieden als Prozess sollte als Prozess der Konflikttransformation auf 
individueller, gesellschaftlicher und internationaler Ebene betrachtet werden. Dabei 
geht es in diesem Prozess um die Reduzierung des gewaltsamen Konfliktaustrages, 
um  die  zunehmende  Gleichheit  der  Entfaltungschancen  der  Menschen  zu 
ermöglichen.  Es  geht  auch  in  diesem Prozess  der  Konflikttransformation  darum, 
Institutionen zu schaffen, um Gewalt dauerhaft einzugrenzen und damit Stabilität zu 
erreichen. Frieden als Zustand sollte ein System sein, in dem keine Anwendung von 
Gewalt  stattfindet,  das  heißt  die  Abwesenheit  von  direkter  Gewalt  in  der 




2.1.1 Frieden als Prozess, Zustand oder Ziel
Ernst-Otto  Czempiel  hat  einen  Friedensbegriff  definiert,  der  Frieden  als  ein 
Prozessmuster des internationalen Systems, begreift,  das gekennzeichnet ist  durch 
abnehmende  Gewalt  und  zunehmende  Gleichverteilung  von  Entfaltungschancen 
(Czempiel  1995: 170).  Für Czempiel heißt  es also,  je gleicher  die Verteilung ist, 
desto geringer ist die Gewalt. Dabei geht er davon aus, dass die abnehmende Gewalt 
und  die  zunehmende  Gleichverteilung  der  Entfaltungschancen  sich  wechselseitig 
beeinflussen.  Zur  Entfaltung  gehört  die  Selbstverwirklichung  des  Einzelnen,  das 
heißt,  die  Entwicklungsmöglichkeiten  jedes  Individuums.  Somit  erklärt  Czempiel 
den  Frieden  als  Prozess.  Als  Prozess  ist  Frieden  die  Fähigkeit,  aus  historischen 
Fehlern zu lernen (Brücher 1992: 76).
Frieden  ist  also  als  Prozess  zu  verstehen,  der  in  innerstaatlicher  wie  auch  in 
zwischenstaatlicher  Hinsicht  auf  die  Prävention  von  Gewaltanwendung,  die 
Verminderung  von  Unfreiheit,  die  Gleichverteilung  der  Entfaltungschancen,  den 
Abbau von Not und ein friedliche Zusammenleben von Staaten durch konstruktive 
Konfliktbearbeitung gerichtet ist. 
Frieden kann herrschen, wenn bestimmte, sich gegenseitig stützenden Bedingungen 
vorhanden sind. Dieter Senghaas versteht Frieden als einen Zivilisierungsprozess. In 
seinem  Zivilisierungsprojekt  bzw.  „zivilisatorischem  Hexagon“  (1994)  spricht  er 
sechs wechselseitige Friedensbedingungen an, die inneren Frieden ermöglichen. Die 
Friedensbedingungen von Senghaas, die sich wechselseitig stärken oder schwächen, 
bestehen  aus  folgenden  Bausteinen:  Der  Staat  soll  über  ein  gesichertes 
Gewaltmonopol  verfügen,  das  heißt  die  Entprivatisierung  von  Gewalt  und  deren 
Legitimation.  Der  Staat  soll  an  Rechtsstaatlichkeit  und Demokratie  institutionell 
gebunden  sein.  Rechtsstaatlichkeit  beinhaltet  die  Kontrolle  des  Gewaltmonopols, 
wobei das öffentliche Gewaltmonopol  nicht  missbraucht werden soll.  Demokratie 
schließt die Partizipation der Bevölkerung an demokratischen Wahlen und anderen 
Entscheidungsprozessen  ein.  In  der  Gesellschaft  soll  auch  soziale  Gerechtigkeit 
herrschen,  diese  impliziert  die  Sicherung  der  Grundbedürfnisse  eines  jeden 
Menschen.  Darüber  hinaus  sollen  in  der  Gesellschaft  dichte  Interdependenz-
beziehungen  und  Affektkontrolle  existieren.  Unter  Interdependenz  und 
Affektkontrolle fallen die wechselseitige Abhängigkeit zwischen Mitgliedern einer 
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Gesellschaft und ihre Selbstkontrolle in Konfliktsituationen. Der letzte Baustein des 
zivilisatorischen Hexagons ist die konstruktive Konfliktkultur. Hiermit ist Toleranz 
in  einer  multikulturellen  Gesellschaft  gefordert.  Laut  Zangl  und  Zürn  ist  der 
innerstaatliche Frieden sicher, wenn diese Bedingungen gegeben sind (Zangl/Zürn 
2003: 68).
Diese  sechs  Bedingungen  (effektives  Gewaltmonopol,  Rechtsstaatlichkeit, 
demokratische  Partizipation,  Interdependenz  und  Affektkontrolle,  soziale 
Gerechtigkeit  und  Konfliktkultur),  die  Senghaas  dargestellt  hat,  sollten  nicht  als 
Naturzustand  verstanden  werden,  sondern  als  Prozess,  der  immer  wieder  neu 
strukturiert, bearbeitet und arrangiert werden kann, damit der innerstaatliche Frieden 
garantiert  wird.  Oder  anders  formuliert  im  übertragenen  Sinne:  „wenn  man 
dauerhaften Frieden will, muss man Frieden vorbereiten“ (Senghaas 1995). Damit 
sieht  man  die  innere  Dynamik  des  Prozesscharakters  von  Frieden  als  ein 
zukunftsoffenes und nie abgeschlossenes Zivilisierungsprojekt.
Dennoch ist Frieden als Zivilisierung nach Senghaas nur für moderne bzw. westliche 
Gesellschaften gedacht? Ohne die Leistung von Senghaas zu bagatellisieren stellt 
sich die Frage,  ob das zivilisatorische Hexagon für die Weltgesellschaft  bzw. den 
afrikanischen Kontinent konzipiert ist? Die meisten afrikanischen Staaten sind Least  
Developed Countries (LDC) und modernisierungsbedürftig. Darüber hinaus sind sie 
größtenteils  mit  strukturellen  Problemen konfrontiert.  Wohlfahrt,  Marktwirtschaft, 
Entwicklung,  sowie  Bildung  sind  wichtige  Komponenten,  die  in  dem 
zivilisatorischen  Hexagon  fehlen.  Senghaas  selbst  erkennt,  dass  das 
Zivilisierungsprojekt  nicht  in  einem abstrakt-allgemeinen  Sinne  zu  verstehen  ist, 
sondern speziell in modernen Gesellschaften konzipiert wurde (Senghaas 1995: 196). 
Die Tatsache aber, dass das zivilisatorische Hexagon nicht auf Afrika zu übertragen 
ist ohne ökonomischen Ausgleich, Rechtsstaatlichkeit, Demokratisierung und soziale 
Gerechtigkeit, weist auf die Spannung der Gesamtproblematik hin. Ein dauerhafter 
Frieden ist demnach nur durch nachhaltige Entwicklung möglich. 
Der  Frieden  könnte  als  gerechter  und  gewaltfreier  Interessenausgleich  zwischen 
Konfliktparteien  innerhalb  eines  Systems  größerer  Gruppen  von  Menschen 
beschrieben  werden.  Johan  Galtung,  norwegischer  Friedensforscher,  der  als 
Gründungsvater der Friedens- und Konfliktforschung gilt und das erste Institut für 
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Friedensforschung  in  Europa  1959  errichtet  hat,  definiert  den  Frieden  als  einen 
Zustand,  der  sich durch  die  Abwesenheit  von Gewalt  auszeichnet.  Er  schreibt  in 
diesem Sinne: „Friede ist ein Zustand innerhalb eines Systems größerer Gruppen von 
Menschen, besonders Nationen, bei denen keine organisierte, kollektive Anwendung 
oder Drohung von Gewalt stattfindet“ (Galtung zit. nach Pfetsch 1994: 222).
Die Auffassung, Frieden sei  mehr als  die  Abwesenheit  von Krieg und personaler 
Gewalt,  führte  in  der  Friedens-  und  Konfliktforschung  zu  der  Unterscheidung 
zwischen dem positiven und dem negativen Frieden. Dabei unterscheidet Galtung 
den negativen Frieden, der durch die bloße Abwesenheit physischer Gewalt durch 
Kampfverbände gekennzeichnet ist,  und den positiven Frieden, der sich hingegen 
durch  die  Abwesenheit  sowohl  physischer  als  auch  struktureller  Gewalt,  mithin 
durch Gewaltfreiheit und soziale Gerechtigkeit auszeichnet (Galtung 1975: 32). Mit 
physischer Gewalt wird Menschen physischer Schmerz zugefügt. Unter struktureller 
Gewalt werden Menschen so beeinflusst, dass ihre aktuelle körperliche und geistige 
Verwirklichung geringer  ist  als  ihre potentielle  Verwirklichung (Galtung 1975: 9/ 
10). Folgt man Galtung, ist der Frieden also ein Zustand von Gewaltlosigkeit und 
sozialer  Gerechtigkeit.  Dabei  bezeichnet  er  soziale  Gerechtigkeit  als  die  gleiche 
Verteilung  von  Macht  und  Ressourcen.  Soziale  Gerechtigkeit  ist  eine  zentrale 
Friedensbedingung sowohl für den inner- als auch den zwischenstaatlichen Frieden. 
Dabei  gehören  auch  zur  Gerechtigkeit  die  gerechten  Verhältnisse  zwischen 
Individuen  in  einer  Gesellschaft  und  das  Recht  auf  Entwicklung,  eines  der 
grundlegenden Menschenrechte und ein wichtiger Bestandteil für die Erreichung des 
Friedens.
Olawale Albert argumentiert in diesem Sinne 
„[…]  that  sustainable  peace  requires  egalitarian  distribution  of  
resources  and fighting  against  anything that  compromises  basic  
human existence and survival“ (Albert 2008: 34). 
In Anlehnung an Galtung deutet Georg Picht an, dass Frieden nicht nur ein Zustand 
des  Nicht-Krieges  ist,  sondern  die  Abwesenheit  gesellschaftlicher  Strukturen,  die 
zum  Krieg  führen  könnten.  Dabei  hat  er  drei  unzertrennlich  ineinander  gefügte 
Friedensparameter  dargestellt:  der  Frieden  als  Schutz  gegen  innere  und  äußere 
Gewalt; der Frieden als Schutz vor Not und der Frieden als Schutz der Freiheit (Picht 
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1995: 194). Für Picht heißt es also, dass kein Frieden herrschen kann, wenn einer 
dieser Parameter in einer gesellschaftlichen Ordnung fehlen würde.
Lothar Brock erklärt im Gegensatz zu Senghaas und Galtung den Frieden als Ziel. Er 
behauptet, dass der „Frieden nicht als Zustand eines sozialen Systems zu begreifen 
[ist], sondern als eine ´ins Unendliche fortschreitende Annäherung´ […] an ein Ziel, 
dessen konkreter Inhalt sich mit der Geschichte selbst immer weiter voranbewegt 
und das deshalb prinzipiell nicht abschließend definiert werden kann, wohl aber eine 
kritische  Auseinandersetzung  mit  den  bestehenden  Verhältnissen  und  die 
Identifizierung von Ansatzpunkten für deren friedensdienliche Veränderung erlaubt“ 
(Brock 1995: 318).
Brock meint, dass Individuen praktisch eine gewaltfreie Weltgesellschaft gestalten 
können, die dennoch keine konfliktfreie wäre, sondern eine, in der Konflikte unter 
Verzicht auf die Verwendung oder Androhung kollektiver Gewalt geregelt würden 
(Brock 1995: 318). Für Brock lassen sich diese Ziele nicht inhaltlich abschließen, 
sondern  können im Verlauf  der  gesellschaftlichen Entwicklung verändert  werden. 
Um den Frieden zu schaffen bzw. einen nachhaltigen Frieden zu ermöglichen sollen 
die  Ziele  nicht  unauslöschlich sein,  sondern sollten immer wieder  neu formuliert 
werden. Das Ziel, Frieden zu schaffen, wird in den Fallbeispielen der vorliegenden 
Arbeit als Prozess, der nie geschlossen werden wird.
Der Frieden als Prozess, Zustand oder Ziel ermöglicht den Frieden zu entwickeln 
und versucht die Erwartungsverlässlichkeit des Akteurs zu garantieren, die auf der 
Suche nach Frieden sind.  Dabei  bezeichnet  Frieden den Zustand,  der  sich  durch 
Gerechtigkeit und die Abwesenheit von Gewalt und Krieg auszeichnet
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2.1.2  Friedensentwicklung und Versöhnung
Die  wichtigste  Konsequenz,  die  sich  aus  der  näheren  Bestimmung  des  Friedens 
ergibt,  ist  der  Verzicht  auf  die  militärische  Gewaltanwendung  als  Konfliktaus-
tragungsmittel. Es reicht dabei nicht aus, diesen Austrag lediglich zu vermeiden; man 
muss die dafür bereitgestellten Instrumente zunehmend vermindern und statt ihrer 
die  nicht–militärischen,  die  politischen  Mittel  des  Konfliktaustrags  intensivieren 
(Czempiel  1995:  174).  Nach  Czempiel  sollte  man  auf  die  militärischen  Mittel 
verzichten, um Frieden gewaltfrei zu erzeugen.
Nach  Ansicht  des  mosambikanischen  Wissenschaftlers  Mazula  Brazao  ist  das 
primäre Ziel der Anstrengungen zur Beilegung afrikanischer Konflikte die Schaffung 
von Gerechtigkeit. Er meint dazu: 
„The primary goal of efforts to prevent and resolve African crisis  
is  therefore  best  formulated  as  the  establishment  of  peace  with  
justice“ (Brazao 2008). 
Für Brazao sollen zwischen den Gruppen alle  politischen Befugnisse gleich sein. 
Nach Untersuchung aller Interessen und Wertvorstellungen sollte es zu einer fairen 
Verteilung  von  Chancen  innerhalb  einer  Gemeinschaft  kommen.  Frieden  und 
Gerechtigkeit  sollen  einander  gegenseitig  stützen,  um  Friedensprozesse  zu 
bewerkstelligen. Ohne Gerechtigkeit ist es dann schwierig Frieden zu schaffen.
Alle Konflikte lassen sich entschärfen, wenn die Gesellschaften relativ demokratisch 
und wohlhabend sind. Kielmansegg argumentiert, dass reiche Gesellschaften sich mit 
dem Frieden des geregelten Konfliktes sehr viel leichter tun als arme, weil Konflikte 
sich größtenteils durch Kompensation und Ausgleichsleistungen irgendwelcher Art 
entdramatisieren lassen (Kielmansegg 1995: 120).
Kielmansegg  geht  davon  aus,  dass,  je  mehr  Konflikte  nach  Regeln  friedlicher 
Konfliktaustragung bereits durchgestanden sind, es desto wahrscheinlicher ist, dass 
auch der nächste harte Konflikt friedlich durchgestanden wird. Nach dieser These 
heißt  es,  wenn  man  schon  friedlich  mit  politischen  Konflikten  umgegangen  ist, 
könnte man andere Konflikte mit politischen Mitteln besser durchstehen.  
Karl  Jaspers  geht  davon  aus,  dass  der  Weltfrieden  nur  durch  eine  neue  Politik 
möglich sein wird. Um Frieden zu schaffen, sollte man von zwei Voraussetzungen 
ausgehen: dem freien Willen und der Realität. Mit dem freien Willen ist gemeint, 
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dass statt Gewalt Recht und Gerechtigkeit innerhalb eines Staates herrschen sollen. 
Durch  Recht  und  Gerechtigkeit  bzw.  durch  das  Gewaltmonopol  wird  die  innere 
Sicherheit den Staat bewahren. Senghaas (1994) ist der Auffassung, dass es zu einer 
Bürgerkriegssituation kommen kann, wenn das Gewaltmonopol zusammenbricht.
Auf die  Realität  des  Weltfriedens ist  die  Menschenwelt  nicht  richtig  und gerecht 
eingerichtet.  Für  Jaspers  wird  nie  vollkommene  Gerechtigkeit  erreicht  werden. 
Nichtsdestotrotz kann der Mensch sich bemühen, auf dem Wege der Gerechtigkeit 
weiterzukommen (Jaspers  1995:  51).  Nach einem Konflikt  soll  Gerechtigkeit  ein 
wichtiger Bestandteil jeder umfassenden Strategie der Konfliktbeilegung sein. Das 
heißt,  dass  es  einen  unparteilichen  Ausgleich  der  politischen,  sozialen  und 
ökonomischen  Interessen  und  eine  gleiche  Verteilung  von  Chancen  und  Gütern 
zwischen den beteiligten Parteien geben soll.
Laut  Heinrich  Schneider  sind  friedensbereit  nur  Gemeinwesen,  in  denen  weder 
interethnische  Konflikte  noch  Klassengegensätze  oder  Kulturkämpfe  politische 
Virulenz  entfalten;  gleichsam  Nationalstaaten  ohne  Nationalismus  und  ohne 
Minderheitskonflikte, Demokratien ohne  Fanatismus (Schneider 1995: 125).
In  diesem Zusammenhang  argumentiert  Schneider,  dass  eine  Demokratisierungs-
strategie der Friedensförderung sich vor allem der politisch-kulturellen Erfordernisse 
rechtsstaatlich-demokratischer  Ordnung  bewusst  sein  muss.  Dabei  spielt  die 
Demokratisierung,  die  die  gleichberechtigte  Einbeziehung  der  Beteiligten  in 
Prozesse der Entscheidungsfindung wirkt, eine zentrale Rolle für die Versöhnung. 
Versöhnung  soll  verstanden  werden  als  mögliche  Komponente  der 
Vergangenheitsbewältigung. Versöhnung kann bei Gesellschaften, die durch Trauma 
geprägt sind, langfristig die Heilung und der Frieden wiederherstellen. Versöhnung 
bezeichnet  sowohl  ein  Ziel,  einen  Zustand  als  auch  einen  Prozess.  Der 
Versöhnungsprozess  zwischen  Konfliktparteien  in  Nachkriegsgesellschaften  ist 
notwendig,  um  den  Konflikt  friedlich  zu  bewältigen.  Ein  gewaltsamer  Konflikt 
bringt  unzählige  destruktive  Transformationen  von  Verhältnissen  mit  sich.  Wenn 
Konfliktparteien  in  einer  Nachkriegsgesellschaft  nicht  fähig  sind,  über  ihre 
Vergangenheit hinauszuwachsen, und wenn die Menschen ihre Vergangenheit nicht 
richtig verarbeiten, wird es oft zu Gewaltereignissen wieder kommen.
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Wenn  man  erneute  Gewaltereignisse  vermeiden  will  und  ein  neues  friedliches 
Zusammenleben  ehemaliger  Konfliktparteien  bzw.  verfeindeter  Gruppen 
ermöglichen und den Frieden konsolidieren will, muss man sich mit dem Konzept 
Versöhnung auseinandersetzen. Versöhnung ist eine große Herausforderung, die eine 
Gesellschaft nach gewalttätiger Auseinandersetzung bewältigen soll. 
John  Paul  Lederach  (1999)  hat  ein  Versöhnungskonzept  entwickelt,  das  stark  an 
seinen religiösen bzw. christlichen Vorstellungen ausgerichtet ist. Er stützt sich auf 
drei zentrale Prämissen. Erstens stellt er fest, dass es bei Versöhnungsprozessen nicht 
darum  gehen  darf,  die  Beziehungen  zwischen  Konfliktparteien  zu  reduzieren. 
Zweitens  fordert  er,  Versöhnung  als  einen  Prozess  der  Begegnung  und  des 
Austausches  zu  gestalten.  Drittens  nennt  Lederach  vier  Elemente,  die 
zusammenwirken sollen, damit Versöhnung erreicht werden kann. Es handelt sich 
hierbei um Frieden (Peace), Wahrheit (Truth), Gerechtigkeit (Justice) und Vergebung 
(Mercy). Allerdings, um der Forderung nach Friedensentwicklung und Versöhnung 
gerecht  zu  werden,  sollte  ein  entsprechendes  Verhältnis  zwischen  diesen  vier 
Komponenten (Peace, Truth, Justice, Mercy) angestrebt werden.
Versöhnung ist der Kern und das Ziel der Friedenskonsolidierung, und sie tritt ein, 
wenn Konfliktparteien  in  Nachkriegsgesellschaften neue  Beziehungen entwickeln, 
die  auf  Verständigung,  Begnadigung  und  Verzeihung  basieren.  Der 
Versöhnungsprozess,  als  Schlüssel  zur  konstruktiven  Transformation  in 
Nachkriegsgesellschaft  wandelt  die  potentiell  schlechten  zu  nachhaltig  guten 
Beziehungen der Menschen um. Lederach unterstreicht die Rolle von menschlichen 
Beziehungen  als  Basis  innerhalb  von  Konflikten  und  ihren  Lösungen.  Die 
gesellschaftlich-relevanten  Konfliktparteien  sollen  in  den  Transformationsprozess 
des Konflikts  einbezogen werden,  um gemeinsame Konzepten und Strategien zur 
Friedensentwicklung und Versöhnung zu schaffen. Versöhnung soll das Klima von 
Feindschaft, Zweifel und Misstrauen auflösen, vor Konflikten und Gewalt schützen 
und durch Zusammenarbeit, Beistand und gegenseitiges Verständnis ersetzt werden. 
Der  südafrikanischer  Erzbischof  und  Friedensnobelpreisträger  Desmond  Tutu 
beschreibt  in  seiner  Arbeit  als  Vorsitzender  der  südafrikanische  Wahrheits-  und 
Versöhnungskommission,  dass  es  keine  Zukunft  ohne  Versöhnung  geben  könnte. 
Versöhnung soll als Voraussetzung für dauerhaften Frieden erachtet werden. Durch 
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Versöhnung können ehemalige Konfliktparteien ihre Gedanken auf das richten, was 
sie in Zukunft erreichen wollen. Durch Versöhnung – wie in Mosambik aber auch in 
Südafrika – lassen auch, nach einer langen Konflikt, Anspannung, Feindschaft, Wut 
und Hass nach. In Côte d´Ivoire versuchen die Konfliktparteien durch Versöhnung 
die negative Vergangenheit zu bewältigen.
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2.2 Konflikttheorie und Gewaltkonzepte
Es  gibt  unterschiedliche  Aspekte,  die  den  Gegenstand  der  Friedens-  und 
Konfliktforschung  bzw.  der  Konflikttransformation  ausmachen,  nämlich  die 
Untersuchung  der  Phänomene  Konflikt,  Gewalt,  Krieg,  dessen  Ursachen, 
Vorbeugung  und  schwerwiegende  Folgen.  In  der  historisch  belegten 
Menschheitsgeschichte  begleiten  diese  Phänomene  die  Kollektive  und  tauchen 
immer wieder als Schlüsselbegriffe in der Friedens- und Konfliktforschung bzw. in 
der Konflikttransformation auf.
Im Folgenden werden die Begriffe Konflikt, Gewalt, Krieg analysiert, und es folgt 
dann  die  theoretische  Darstellung  der  Kriegsursachen,  der  Transformation  von 
Konflikten und die Rolle interner und externer Akteure in Konfliktsituationen.
Es wird in der Arbeit die Konzeptualisierung des Konfliktbegriffes, der definiert ist, 
als Positionsdifferenz der Werte.  Konflikte herrschen, wenn die Interesse, Freiheit 
und Persönlichkeit der Individuen nicht wahrgenommen werden. Wenn Differenzen 
über die Werte zu sehen sind, dann könnte dies zu einer Gewalteskalation führen. 
Die unterschiedlichen Friedensbegriffe nehmen Bezug auf die Gewalt, und zwar in 
negativer  Hinsicht.  In  den untersuchten  vier  der  fünf  Konflikte  der  vorliegenden 
Arbeit (Liberia, Côte d´Ivoire, Mosambik und die DR Kongo), sind ein Wandel in 
der Gewaltstruktur zu sehen. Neue Arten und Formen der Gewaltausübung sind in 





Einen wesentlichen Aspekt des Gegenstands der Konflikttransformation berührt der 
Konfliktbegriff. Konflikte sind beherrschende und unvermeidliche Aspekte in allen 
Gesellschaftssystemen.  Dies  gilt  für  Individuen,  Gruppen,  sowie  Organisationen. 
Laut Bonacker und Imbusch ist der Begriff Konflikt „einer der schillerndsten und 
widersprüchlichsten  Begriffe  der  Sozialwissenschaften“.  Bonacker/Imbusch  gehen 
davon  aus,  dass  der  Konfliktbegriff  selbst  häufig  zum  Auslöser  von  Konflikten 
geworden  ist,  da  eine  verwirrende  Vielfalt  von  Konfliktbegriffen  und 
Konfliktverständnissen besteht (Bonacker/Imbusch 2005: 68).
In der Tat bezieht sich der Konfliktbegriff nach Mazula Brazao im allgemeinen Sinne 
auf  einen  Kontext  der  Gewalt.  Konflikte  herrschen,  wenn  die  Freiheit  und 
Persönlichkeit der Individuen nicht wahrgenommen werden. Brazao weist darauf hin 
dass, 
„the  term conflict  refers  to  situation  of  mass  physical  violence.  
Thus, conflict is seen as an inherently negative dynamic“ (Brazao 
2008: 162). 
Konflikt wird dann als negativer dynamik auf Menschen angesehen. 
Czempiel  definiert  den  Konfliktbegriff  als  Positionsdifferenzen  über  Werte,  die 
gesellschaftliche  Existenz  schlechthin  charakterisieren.  Jedes  Individuum,  so 
Czempiel,  hat  seinen  eigenen  Interessen-  und  Wertekatalog,  der  sich  von  den 
Katalogen anderer Individuen unterscheidet (Czempiel 1986: 199). Für ihn ist also 
der Konflikt eine Differenz zwischen verschiedenen Positionen oder Zielsetzungen, 
im Extremfall individuelle Positionen oder Zielsetzungen, die konträr sind.
In Anlehnung an Czempiel definieren Zangl und Zürn Konflikte, als „unvereinbare 
Positionen-  bzw.  Interessendifferenzen  zwischen  mindestens  zwei  Akteuren“ 
(Zangl/Zürn 2003: 83). Für Zangl und Zürn haben die Akteure in einem Konflikt 
unterschiedliche Auffassungen, die nicht kompatibel sind. Sofern die Konfliktakteure 
unterschiedliche Auffassungen haben, die nicht anständig sind, herrscht dann häufig 
ein System, das zu heftiger Auseinandersetzungen führen kann. 
Galtung weist darauf hin, dass Konflikt „eine Eigenschaft eines Systems [ist], in dem 
es miteinander unvereinbare Zielvorstellungen gibt, so dass das Erreichen des einen 
Zieles das Erreichen des anderen ausschließen würde“ (Galtung 1997: 55).
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Für Galtung sollte man die Konfliktebene erkennen, um zu wissen, ob Konflikte eine 
intrapersonale  (Individuum)  oder  eine  interpersonale  (Gesellschaft)  Ebene  haben. 
Dabei sollte man wissen, ob sich Konflikte im Innern von Akteuren (Person, Gruppe, 
Nation) oder in den Beziehungen zwischen Akteuren abspielen. Konflikte, die sich 
im Innern von Akteuren abspielen, sind Entscheidungsprobleme. Das heißt, dass die 
Akteure vor einem Dilemma stehen: die Verwirklichung oder die Vernichtung des 
einen oder anderen erwünschten Zieles oder die Ziele gleichermaßen anzustreben. 
Konflikte  sind  dann  interpersonal,  wenn  die  Zielsetzungen,  die  sich  zwischen 
mindestens  zwei  Akteuren  bzw.  Gruppen  abspielen,  einander  im  Wege  stehen 
(Galtung 1975: 111).
Celestine  Oyom  Bassey,  Wissenschaftler  an  der  Universität  Calabar  in  Nigeria, 
definiert Konflikt wie folgt: 
„Conflict  is  very  often  the  result  of  the  interaction  of  political  
economic  and  social  instability,  frequently  stemming  from  bad  
governance,  failed  economic  policies  and  inappropriate  
development programs which have exacerbated ethnic or religious  
difference in society. The fundamental problems in conflict are the  
religious beliefs and practices, ethnicity, boundary disputes, land  
ownership  and  resource  competition,  poverty,  marginalization,  
unemployment and underdevelopment“ (Bassey 2007).
Für Bassey resultiert der Konflikt häufig aus den Ergebnissen der Wechselwirkung 
von politischer, wirtschaftlicher und sozialer Instabilität eines Landes. Der Begriff 
Konflikt  setzt  auf  eine  Situation  der  Interaktion  zwischen  zwei  oder  mehrere 
Parteien, die ihre Ziele unterschiedlich verfolgen. Es ist dabei zu differenzieren, ob 
Konflikt legitim oder nicht legitim ist. 
Bonacker und Imbusch sind der Meinung, dass man Konflikte als legitim oder als 
nicht legitim definieren kann. Konflikte sind nach Bonacker/Imbusch legitim, wenn 
sie  durch  die  rechtlichen,  humanitären  und  universellen  Normen  eines 
einschließenden  Sozialsystems  erlaubt,  ermöglicht  oder  erwünscht  sind  und  ihre 
Austragungsformen  bestimmten,  von  einer  Mehrheit  geteilten  Verlaufsmustern 
folgen. Dagegen wären Konflikte, die durch solche Normierungen nicht gedeckt sind 
oder  die  Grenzen  der  gesellschaftlichen  Konsensualität  überschreiten,  als  nicht-
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legitim einzuordnen (Bonacker/Imbusch 2005: 74). Die Einschätzung der Legitimität 
bzw. Nicht-Legitimität von Konflikten kann sich auf Konflikte an sich oder auf ihre 
Austragungsformen  beziehen.  Legitime  Konflikte  sind  aufgrund  der  rechtlichen, 
humanitären und universellen Normen des einschließenden Sozialsystems erlaubt, 
ermöglicht und erwünscht. Nicht-Legitime Konflikte werden durch Normierung oder 
gesellschaftlichen Konsens nicht  gedeckt  (Himes 1980:  18).  Die Legitimität  oder 
Nicht-Legitimität  der  Konflikte  kann  in  den  pluralistisch-demokratischen 
Gesellschaften selbst zu einem strittigen Prozess führen. In diesem Zusammenhang 
weist Benjamin Ahadzi darauf hin, dass 
„[…] conflicts can have some utility. That is, if they are conceived  
and understood to be part of a struggle for social justice and self-
determination  or  a  means  of  establishing  a  [more]  functional  
social order“ (Ahadzi 2009: 41). 
Konflikte können einen gewissen Nutzen haben, in dem sie konzipiert sind als Teil 
eines Kampfes für soziale Gerechtigkeit oder als Mittel für die Wiederherstellung 
einer  besser  funktionierenden  verfassungsmäßigen  Ordnung. Dennis  Sandole 
begründet, dass der Konflikt ein dynamisches Phänomen ist, und dass er aus fünf 
Stufen  besteht:  „initiation,  escalation,  controlled  Maintenance,  abatement,  and  
termination or resolution“ (Sandole 1993: 8). 
In Hinblick auf die Resultate sozialer Konflikte stellt der US-Amerikaner Morton 
Deutsch  konstruktive  und  destruktive  Konflikte  dar,  die  als  Extreme  eines 
Kontinuums  betrachtet  werden  müssen.  Laut  Deutsch  hat  ein  Konflikt  einen 
destruktiven  Charakter,  wenn  die  Konfliktparteien  mit  dem  Ausgang  einer 
Konfrontation  unzufrieden  sind  oder  das  Resultat  als  negativ  wahrnehmen. 
Destruktive  Konflikte  bergen  ein  hohes  Eskalationspotential  in  sich  und 
verselbständigen sich massenhaft gegenüber ihren ursprünglichen Motiven. Dagegen 
hat ein Konflikt konstruktive Konsequenzen, wenn alle Teilnehmer am Schluss mit 
den erzielten Resultaten glücklich sind oder etwas gewonnen haben (Deutsch zit. 
nach Bonacker/Imbusch 2005: 76).
In Anlehnung an Deutsch hat der südafrikanische Wissenschaftler Hendrik Van der 
Merwe argumentiert,  dass  Konflikte  nicht  falsch  oder  destruktiv  gesehen werden 
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sollen, sondern vielmehr als Teil jeder Gesellschaft. Van der Merwe ist der Meinung, 
dass Konflikte nützlich für Wachstum und Fortschritte zu sehen sind, vorausgesetzt, 
sie  werden als  konstruktiv wahrgenommen.  Konflikte  enden dann in Gewalt,  der 
Extremform eines Konfliktes, wenn sie auf falsche bzw. negative und destruktive 
Weise behandelt werden (Van der Merwe zit. nach Dressel / Neumann 2001: 25). 
Jedoch 
„If  the  appropriate  management  strategies  are  adopted,  the  
negativities  can  be  largely  minimized  and  conflict  can  be  a  
foundation of far-reaching social progress“ (Ahadzi 2009: 41). 
Sofern Konflikt Grundlage für sozialen Fortschritt wird, reduziert sich weitgehend 
seine negative bzw. destruktive Wirkung. 
Die Operation der Vereinten Nationen in Afrika und der Einsatz dem AU auf dem 
afrikanischen  Kontinent  sollten  zur  Lösung  der  Konflikte,  zur  Herstellung  der 
öffentlichen Ordnung und zu einem menschenwürdiges Leben der Völker beitragen. 
Die  UN  und  die  AU  versuchen,  bei  Kriegsverbrechen,  Verbrechen  gegen  die 
Menschlichkeit und Genozid in einem Mitgliedstaat eine Intervention zu führen 
Dabei  wird  Konflikt  in  den  Dokumenten  der  westafrikanischen  Wirtschafts-
gemeinschaft ECOWAS sehr präzis definiert, 
„Le  terme  Conflit  se  réfère  aux  contradictions  inhérentes  aux  
relations de pouvoir qui se manifestent dans les interactions entre  
les individus et les groupes dans la poursuite de ressources ou d
´opportunités limitées. Le conflit est le moteur de la transformation  
et il  est soit positif soit négatif.  Il peut subir une transformation  
créatrice en vue d´assurer l´équité,  le progrès et  l´harmonie,  ou  
une  transformation  destructrice  de  manière  à  produire  une  
insécurité grave“ (ECOWAS-Dok.MSC/REG. 1/01/08). 
Die Mitgliedstaaten der westafrikanischen Gemeinschaft definieren, wie nicht üblich 
bei vielen Dokumente der internationalen Organisationen, den Begriff Konflikt. Der 
Begriff  Konflikt  bezieht  sich  auf  die  Widersprüche  in  den  Machtverhältnisse 
zwischen  Gruppen,  um  Ressourcen  zu  erobern.  Konflikt  kann  positiv  sein  und 
Gerechtigkeit,  Fortschritt  und  Harmonie  bringen  oder  auch  negativ  wirken  und 
dadurch ernsthafte Unsicherheit erzeugen. Durch diese Definition des Begriffes ist 
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ein Zusammenhang mit der Begriffsbestimmung von Morton Deutsch herzustellen, 
dass Konflikte konstruktiv oder destruktiv wirken können.
Es ist festzustellen, dass es viele Definitionen von Konflikten gibt. Nichtsdestotrotz 
haben alle diese Definitionen einen gemeinsamen Punkt, nämlich die inkompatible 
Interaktion zwischen mindesten zwei Akteuren.
Die Definition von Galtung, Konflikt zuerst als Konfliktebene zu erkennen, um zu 
wissen, ob Konflikte eine intrapersonale oder eine interpersonale Ebene haben, ist 
von große Bedeutung. Dabei stehen die Akteure vor einem Dilemma nämlich die 
Verwirklichung oder  die  Vernichtung des  einen oder  anderen  erwünschten  Zieles 
oder  die  Ziele  gleichermaßen  anzustreben.  Die  Zielsetzungen,  die  sich  zwischen 
mindestens zwei Akteuren bzw. Gruppen abspielen, stehen oft einander im Wege. 
Deshalb kommt es häufig zur Auseinandersetzungen. 
Das  Ziel  der  Erforschung  von  Konflikten  ist  also  nicht  Konflikte  abzuschaffen, 
sondern vielmehr Möglichkeiten und Mittel zu finden, um sie ohne Anwendung von 





2.2.2 Differenzierung zwischen verschiedenen Gewalttypen 
Ein relevanter Aspekt in der Auseinandersetzung um den Gegenstand der Friedens- 
und Konfliktforschung bzw. der Konflikttransformation betrifft den Begriff Gewalt. 
Bonacker/Imbusch  merken  an,  dass  es  seit  den  1960er  Jahren  „eine  anhaltende 
Kontroverse um die angemessene Bestimmung und inhaltliche Differenzierung, die 
gesellschaftspolitische Einschätzung und moralische Bewertung von Gewalt“ in dem 
wissenschaftlichen Diskurs gibt (Bonacker/Imbusch 2005: 83). Die Geschichte der 
internationalen  Beziehungen  ist  von  staatlichen  und  nichtstaatlichen  Akteuren 
gekennzeichnet,  die  zur  Durchsetzung  ihrer  Interessen  Gewalt  anwenden. 
Demgemäß bewegt das Auftreten von endlosen und oft barbarischen Gewaltakten 
viele  Wissenschaftler/innen  dazu,  sich  mit  den  Deutungen  dieser  Phänomene 
auseinanderzusetzen.
Christoph Weller geht davon aus, dass alle Friedensbegriffe Bezug auf die Gewalt 
nehmen,  und  zwar  in  negativer  Hinsicht  (Weller  2004:  64).  Seit  dem  Zweiten 
Weltkrieg ist ein Wandel in der Gewaltstruktur zu sehen. Neue Arten, Formen bzw. 
Akteure der Gewaltausübung sind auf der internationale Ebene aufgetreten. 
Es sind vier Arten von Gewalt zu unterscheiden: physische Gewalt, institutionelle 
Gewalt, strukturelle Gewalt und kulturelle Gewalt. Bonacker/Imbusch (2005) weisen 
darauf hin, dass eine Differenzierung des Gewaltbegriffs notwendig sei,  um seine 
Bedeutungselemente herauszuarbeiten. Nach der Unterscheidung der Gewalten steht 
im  Zentrum  der  Gewaltproblematik  die  physische  Gewalt,  die  auf  Schädigung, 
Verletzung oder Tötung anderer Personen abzielt.  Physische Gewalt beinhaltet auch 
kriminelle und politische Aspekte. Nach Isaac Olawale Albert haben wir dann:
 
„Criminal violence […] when a person or groups employs violence  
to attain a criminal objective: assassination, robbery, kidnapping  
etc. Political violence […] occur[s] where the violence is geared  
towards  achieving  a  political  objective.  It  includes  riots  and  
pogrom [...], protest and rebellion […], terrorism […], war and the  
like“ (Albert 2007: 7). 
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Darüber hinaus ist die Differenzierung der innerstaatlichen und zwischenstaatlichen 
Gewalt  wichtig,  weil  die  Bedingungen  und  Dynamiken  dieser  Gewaltformen 
unterschiedlich sind.  Weder innerstaatliche noch zwischenstaatliche Gewaltproble-
matiken  sind  mit  unvorhersehbaren  Naturereignissen  zu  vergleichen,  sondern 
erfolgen  aus  längerfristigen,  strukturell  determinierten  und  mitunter  individuell 
induzierten Prozessen (Vogt 1997: 345).
Galtung  behauptet,  dass  Gewalt  die  Menschen  beeinflusse,  so  dass  ihre  aktuelle 
körperliche und geistige Entwicklung geringer ist als ihre potentielle Verwirklichung. 
Gewalt wird somit zur Ursache für den Unterschied zwischen dem Aktuellen und 
dem Potentiellen,  zwischen dem, was auf einem gesellschaftlichen Entwicklungs-
niveau ist, und dem, was hätte sein können (Galtung 1975: 9).
Für Galtung ist Gewalt das Gegenstück zu Frieden, und nicht Krieg, wie allgemein 
üblich konnotiert wird (Galtung 1975: 37). Folgt man Galtung, ist Frieden demnach 
als Abwesenheit von Gewalt definiert.
Dennoch,  ist  die  Definition  des  Gewaltbegriffs  von  Galtung  für  eine 
friedensrelevante  Praxis  in  Konfliktzonen  zwingend?  Für  Galtung  besteht  die 
Aufhebung  von  Gewalt  in  der  Annäherung  der  aktuellen  und  potentiellen 
Verwirklichungsmöglichkeiten der Menschen bis zu deren absoluter Deckung. 
Weller schließt sich Galtung an und erklärt, dass der Frieden, unabhängig davon, ob 
er  als  Prozess,  Ziel  oder  Zustand  aufgefasst  wird,  durch  die  Abwesenheit  oder 
zumindest Verringerung bestimmter Formen von Gewalt zu charakterisieren ist. Um 
Frieden  zu  verwirklichen,  sollte  laut  Weller  gewaltfreie  Konfliktbearbeitung 
angestrebt werden (Weller 2003: 483). In diesem Kontext wurde in Art. 2 Abs. 4 der 
UN-Charta  die  Anwendung  von  Gewalt  völkerrechtswidrig,  das  heißt,  ein 
allgemeines Gewaltverbot.
Wolfgang Vogt stellt fest, dass direkte Gewalt an konkrete Handlung gebunden ist. 
Dagegen  resultiert  die  strukturelle  Gewalt  aus  den  negativen  Folgen 
gesellschaftlicher, ökonomischer und politischer Voraussetzungen und Verhältnisse, 
die die Realisierung potenzieller Chancen verhindern. In diesem Zusammenhang ist 
der Frieden dann, um Picht zu paraphrasieren, nicht nur durch Waffengewalt bedroht. 
Die  Folgen  struktureller  Gewalt  werden  überall  erkannt,  wo  die  innere  Ordnung 
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eines Staates die Menschenrechte verletzt, überall, wo einem Teil seiner Bürger das 
Existenzminimum an Nahrung, an Wohnraum, an Bildung, an Gesundheitspflege und 
an sozialer Sicherheit verweigert wird (Picht 1995: 188).  
Letztlich  hat  Galtung  zur  Weiterentwicklung  des  Friedenskonzepts  eine  weitere 
Dimension von Gewalt eingeführt, nämlich die kulturelle Gewalt. „Unter kultureller 
Gewalt  verstehen wir jene Aspekte von Kultur,  die dazu benutzt werden können, 
direkte  oder  strukturelle  Gewalt  zu  rechtfertigen  oder  zu  legitimieren“  (Galtung 
1993:  106).  Nach  Vogts  Ansicht  ist  kulturelle  Gewalt  „die  symbolisch-
bewusstseinsmäßige Einübung und sozialisatorische Implementierung von Gewalt“ 
(Vogt 1997: 345). Die kulturelle Gewalt wird durch Werte und Normen legitimiert. 
Die Legitimation von direkter und struktureller Gewalt wird als kulturelle Gewalt 
bezeichnet.  
Trotz des allgemeinen Gewaltverbots in der UN-Charta wurde aber die Legitimation 
zur  Anwendung  von  Gewalt  nicht  ausgeschlossen  (Art. 51  Recht  auf 
Selbstverteidigung und jetzt das Konzept der Responsibility to protect,  obwohl dies 
nicht in der  Charta zu  sehen ist). Vielmehr stellt die Charta in Rechnung, dass es 
Staaten gibt, die in der Verfolgung ihrer Interessen und Ziele militärische und andere 
gewaltsame  Maßnahmen  ergreifen  können,  zu  derer  Verteidigung  wiederum 
Gewaltanwendung  notwendig  werden  kann.  Staaten  sind  dann  selbst  als 
Gewaltakteur zuzuteilen. Wenn Staaten, im Sinne des Kapitels VII der UN-Charta in 
einem  Mitgliedssaat  intervenieren,  haben  sie  die  Möglichkeiten,  trotz  des 
allgemeinen Gewaltverbots, militärische Zwangsmaßnahmen bzw. Gewalt von außen 
in souveränen Staaten anzuwenden.
Das  allgemeine  Gewaltverbot  in  der  UN-Charta  hat  aber  die  Kriege  bzw.  die 
innerstaatlichen  Auseinandersetzungen  nicht  aus  den  internationalen  Beziehungen 
verdrängen können. Es haben sich vielmehr, seit dem Ende des Kalten Krieges, neue 





2.2.3 Von den klassischen Kriegen zu innerstaatlichen Auseinandersetzungen
Die Zahl der kriegerischen Auseinandersetzung hat seit dem Zweiten Weltkrieg, und 
trotz der Gründung der UN in den 1940er Jahren zugenommen. Seither sind viele 
gewaltsamen  Konflikte  bzw.  Kriege  nicht  mehr  zwischen  Staaten,  sondern  im 
Wesentlichen Auseinandersetzungen, in denen sich mindestens auf einer Seite nicht-
staatliche Organisation beteiligen. Seit Ende der 1980er Jahre und mit dem Ende des 
Kalten  Krieges  werden  neben  den  klassischen  Kriegen  die  innerstaatlichen 
Auseinandersetzungen  stärker  beachtet.  Infolgedessen  werden  immer  häufiger 
externe Akteure bzw. die Friedenstruppe der UN gebeten, die Eskalation in Kriege zu 
verhindern,  die  Bemühungen zum Frieden in den Kriegsgebieten zu unterstützen, 
den  Frieden  in  einem  gewissen  Grad  wiederherzustellen,  sowie  das  Leid  der 
Zivilbevölkerung zu lindern.  
 
Nach  Eberwein  und  Reichel  (1976)  fallen  unter  den  Oberbegriff  Konflikt  die 
Unterbegriffe  Krieg  und  Krise.  Der  Kriegsbegriff  wird  oft  als  Gegensatz  zum 
Friedensbegriff  gesehen. Sie  gehen  davon  aus,  dass  Krisen  spezifische 
Konflikterscheinungen  sind,  die  mögliche  Vorstufen  von  Kriegen  darstellen 
(Eberwein/Reichel  1976:  115).  Nach  Eberwein  und  Reichel  stellen  Kriege  eine 
bestimme Form von Konfliktverhalten  dar.  Krieg  ist  dann eine  höhere  Stufe  des 
Konfliktes. 
Krieg  ist  laut  Zangl  und  Zürn  die  Anwendung  physischer  Gewalt  durch 
Kampfverbände.  Es  lassen  sich  vier  Typen  von  Kriegen  unterscheiden:  Kriege 
zwischen Staaten (klassischer Krieg), Kriege zwischen verfeindeten nicht-staatlichen 
Akteuren innerhalb eines Staates (Bürgerkrieg), Kriege zwischen einem Staat und 
einem nicht-staatlichen Akteur innerhalb des Staatsgebietes (Anti-Regime-Krieg und 
Terrorismus), Kriege, die ein Staat gegen einen nicht-staatlichen Akteur auf einem 
fremdem Staatsterritorium führt (Interventionen) (Zangl/Zürn 2003: 28). Kriegstypen 
sind also vielfältig und nicht obligatorisch an Staaten gebunden, aber oftmals agierte 
ein Teil der Akteure an der Seite der Regierung. 
In Anlehnung an Clausewitz ist die Funktion eines Krieges entscheidend, dass heißt, 
die  Möglichkeit,  mit  anderen  Mitteln  ein  Ziel  zu  erreichen,  das  mit  politischen 
Mitteln nicht zu erreichen ist. Der Krieg ist dann laut Clausewitz eine Fortsetzung 
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der Politik unter Einbeziehung anderer Mittel, und zwar militärischer Maßnahmen. 
Er definiert den Krieg als „ein Akt der Gewalt, um den Gegner zur Erfüllung unseres 
Willens zu zwingen“ (Vgl. Clausewitz 1980). Der Krieg lässt sich von Staaten oder 
gesellschaftlichen  Gruppierungen  begreifen,  um  ihre  machtpolitischen, 
ökonomischen,  religiösen  sowie  ideologischen  Ziele  mittels  organisierter 
bewaffneter  Gewalt  durchzusetzen.  Dementsprechend  ist  dann  der  Krieg  kein 
politischer Akt, sondern ein wahres politisches Instrument. 
Für Clausewitz fängt der Krieg eigentlich erst mit der Verteidigung an. Wenn jemand 
sich erst gegen eine massive Gewaltanwendung wehrt, entsteht ein Kampf und damit 
ein Krieg. Aber der Krieg beginnt nicht immer mit einer Verteidigung; innerstaatliche 
Auseinandersetzungen fangen fast  immer mit einer Offensive von nichtstaatlichen 
Akteuren an. 
Paradoxerweise  etablierte  sich  zwischen  Kämpfenden  in  einer  kriegerischen 
Auseinandersetzung Kriegskonventionen. „Krieg ist gebunden an Regeln, wer wen 
zu welchem Zweck und auf welchen Art und Weise bekämpfen und letztlich töten 
darf.  Ohne  solche  wie  auch  immer  begrenzten  Konventionen  würde  jede 
kriegführende  Gemeinschaft  oder  Gesellschaft  innerlich  zerfallen  und  sich  selbst 
auflösen“  (Herberg-Rohte  2003:  14).  Folgt  man  Herberg-Rohte,  ist  es  im 
eigentlichen  Sinne  kein  Krieg  mehr,  wenn  sich  die  Kämpfenden  nicht  an  die 
Kriegskonventionen halten, sondern die Herrschaft nackter, reiner Gewalt. 
Kriege  sind  an  die  rechtlichen  und  konventionellen  Regelungen  seines  Beginns, 
seiner Führung und seiner Beendigung gebunden.
Durch  die  destruktiven  Kon0fliktformen  der  Kriege  werden  nicht  nur  zahlreiche 
menschliche Leiden und Verwundungen erzeugt, sondern auch unwiederbringliche 
kulturelle  und  materielle  Güter  vernichtet  sowie  die  natürlichen  Ressourcen 
nachhaltig geschädigt (Vogt 1997: 128).  
Der Krieg wird in der politikwissenschaftlichen Forschung häufig als das Scheitern 
aller politischen Bemühungen begriffen. In diesem Sinne ist Krieg die Anwendung 
organisierter Gewalt in den Beziehungen zwischen zwei oder mehreren Akteuren, die 
ihren  politischen  Willen  mit  physischer  Gewalt  und  unter  Einsatz  von  Waffen 
durchsetzen  wollen.  Jedenfalls  ist  die  Anwendung  militärischer  Gewalt  eine 
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Bezeichnung für das Scheitern der Politik. Für Vogt sind Kriege gewalttätige Delikte 
sowohl gegen die Menschen als auch gegen die Natur. Kriege sind Ausdruck der 
Perversität menschlichen Handelns (Vogt 1997: 126). Jedoch werden Kriege in der 
Diskussion des modernen Verständnisses der internationalen Beziehungen auch als 
Mittel  zum  Erreichen  legitimer  Ziele  wie  beispielsweise  der  Achtung  von 
Menschenrechten,  der  Prävention gegen Angriffspläne oder  der Unterstützung für 
humanitäre,  demokratische  Konzepte  sowie  der  Protection  of  civilians und  der 
Responsibility  to  protect betrachtet.  Dabei  hat  der  UN-Sicherheitsrat  die 
Friedensmissionen  bevollmächtigt,  den  Einsatz  von  offensiver  Waffengewalt 
anzuwenden, um bestimmte Ziele der Mandate durchzusetzen und vor allem, wenn 
es darum geht die Zivilbevölkerung zu schützen. 
Mit der Auffassung, dass Krieg das Mittel zum Erreichen legitimer Ziele ist, bedarf 
es  zunächst,  die  tieferliegenden  Ursachen  zu  klären.  Allerdings,  um  Frieden 
dauerhaft zu garantieren und Konflikte bzw. Kriege effektiv zu verhindern, müssen 
die  Ursachen  identifiziert  werden.  Dabei  treten  häufig die  innerstaatliche 
Auseinandersetzungen  in  Gebieten  auf,  in  denen  die  Staatlichkeit  und  das 
Gewaltmonopol  zusammengebrochen ist.  Im Vergleich zu der klassischen Kriege, 





Ein  Schwerpunkt  der  Friedens-  und  Konfliktforschung  bzw.  der  Konflikttrans-
formation liegt in der Erforschung von Kriegsursachen.
Bei der Kriegsursachenforschung geht es darum, die Entstehungsbedingungen von 
Kriegen und kollektiver Gewalt zu erklären. In den letzten Jahren sind verschiedene 
Forschungsansätze  entstanden,  die  am  Verlauf  von  Kriegen  oder  an  den 
Kriegsursachen  interessiert  sind.  Als  Ursachen  von  Kriegen  sind  religiöse 
Zugehörigkeit,  wirtschaftliche  Interessen,  ideologische  und  politische  Differenz, 
unterschiedlicher  Verlauf  der  historischen,  politischen,  naturräumlichen  oder 
kulturellen  Grenzen  zwischen  Regionen,  Vertreibung,  Nichtanerkennung  der 
Menschenrechte,  religiöser  Radikalismus,  sozioökonomische  Ungleichheiten, 
ungleiche Ressourcenverteilung sowie ethnische Konfrontationen zu nennen. Einige 
dieser Ursachen treffen mitunter aufeinander. Bei der Kriegsursachenforschung geht 
es  auch  darum,  nach  der  Erklärung  der  Entstehungsbedingungen  und  der 
Beschreibung  von Kriegen sowie  der  Begründung der  kollektiven  Gewalt,  durch 
Aufklärung  der  Kriegsursachen  Voraussetzungen  zu  schaffen,  um  die  Kriege  zu 
beenden. 
Clausewitz hat versucht, die Ursachen von Kriegen zu typisieren. Er unterscheidet 
die Zwecke, Ziele und Mittel eines Krieges: „Man fängt keinen Krieg an, ohne sich 
zu sagen, was man mit und was man in demselben erreichen will, das erstere ist der 
Zweck, das andere das Ziel“ (vgl. Clausewitz 1980). Folgt man Clausewitz, lassen 
sich Bürger-. Staaten-, Guerilla-, Stammes-, Religions-, und Partisanenkriege nach 
unterschiedlichen Zwecken, Zielen und Mitteln differenzieren. Zusätzlich zu diesen 
Kriegen, die Clausewitz dargestellt hat, ist es auch relevant, den Ressourcenkrieg 
bzw. den Krieg um Zugang zu Ressourcen zu nennen. Dabei ist zu beachten, dass 
dies  nicht  der  einzige  konfliktpotenzierende  Faktor  ist.  Laut  der 
Politikwissenschaftlerin  Mildner,  die  eine  Forschung  um  knappe  Ressourcen 
untersucht hat, können Ressourcen nur Konfliktpotenzial entwickeln, wenn sie mit 
anderen Ursachen wie Territorien oder Ideologien verbunden werden und es zu einer 
Politisierung  der  wirtschaftlichen  Konkurrenz  kommt  (Mildner  2010). 
Nichtsdestotrotz  ist  nach  der  These  des  britischen  Afrikawissenschaftlers  Paul 
Collier  und  der  wissenschaftlichen  Mitarbeiterin  im  wirtschaftliche 
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Forschungszentrum  der  Universität  Oxford  Anke  Hoeffler,  „Greed“ (Gier)  ein 
wichtiger Grund für den Beginn und das Bestehen von innerstaatlichen Konflikten. 
„Greed“ ist  verantwortlich  für  viele  Bürgerkriege  in  Afrika.  Greed  als 
Konfliktursache bedeutet das Vorhandensein materieller Ressourcen wie Diamanten, 
Gold oder Öl, die sowohl eine Bereicherung der Truppen als auch die Finanzierung 
der  Kriege  ermöglichen  (Collier/Hoeffler  2001).  Die  Rolle  von  natürlichen 
Ressourcen  spielt  im  Prinzip  eine  wesentliche  Rolle  für  die  Kriegsakteure.  Für 
Collier und Hoeffler erhöht der Reichtum eines Landes an natürlichen Ressourcen 
das Risiko von innerstaatlichen Kriegen bzw. Bürgerkriegen erheblich. Diese Faktor 
ist  aber  nicht  die  einzige  konfliktpotenzierende  Gegebenheit.  Mittlerweile  wurde 
diese Theorie von viele Wissenschaftler sehr kontrovers diskutiert
Die meisten Kriege, die sich nach dem Zweiten Weltkrieg abspielten, waren Anti-
Regime  und  innerstaatliche  Kriege.  Verschiedene  inländische  Gruppierungen, 
darunter  Guerilleros,  Rebellen,  Privatarmeen,  Söldner  und  Insurgenten  kämpfen 
gegeneinander  oder  oftmals  gegen  Regierungen.  Die  Tatsache,  dass  nach  dem 
Zweiten Weltkrieg die innergesellschaftlichen Kriege der entscheidende Kriegstyp 
geworden sind, ist Ausdruck des in der Regel gleichen Prozesses der Staatsbildung, 
das heißt der Durchsetzung des Gewaltmonopols (Gantzel 2000). Damit steht fest, 
warum die aktuellen inneren Kriege von außen kaum zu beenden sein werden. 
Klaus Schlichte deutet an, dass in der quantitativen Kriegsforschung die Regionen 
der  so  genannten  Dritten  Welt  das  Kriegsgeschehen  dominieren.  Laut  Schlichte 
besteht die weit überwiegende Zahl der Kriege nicht aus Kriegen zwischen Staaten, 
sondern fanden als Bürgerkriege innerhalb eines Staates statt (Schlichte 2002: 113). 
Dabei  erklärt  er,  dass  mehr  als  90  Prozent  aller  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg 
geführten Kriege in der Dritten Welt stattfanden. Boutros-Ghali geht davon aus, dass 
das  Ende  des  Kalten  Krieges  zudem  zum  Ausbruch  dieser  Kriege  in  Afrika 
beigetragen hat (Boutros-Ghali 1995: 3).
In der historischen Entwicklung nach dem Ende des Kalten Krieges sind die Kriege 
in Afrika das Ergebnis von Prozessen des Scheiterns und Zerfalls von Staaten. In der 
afrikanischen Kriegsursachenforschung entwickelte William Zartman, kurz vor Ende 
des  Kalten  Krieges,  eine  Typologie  der  Kriegsursachen,  die  auf  eine  strenge 
typologische Anordnung von Staaten- und Bürgerkriegen verzichtet. Er unterscheidet 
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bestimmte  Austragungsformen  von  Kriegen  jenseits  ihrer  konstitutiven 
Gewaltsamkeit. Zartman sieht die afrikanischen Krisen insgesamt als die Folge der 
„inchoate  and  developing  nature  of  African  states,  both  on  the  domestic  and  
international levels“, bei der noch keine Mechanismen für den friedlichen Wettstreit 
von  Interessen  vorhanden  sind  (Zartman  1985:  11).  Aus  der  Vielfalt  der 
Kriegsformen unterscheidet  Zartman  sechs  Kriegstypen  auf  dem  afrikanischen 
Kontinent, nämlich 
„Decolonization power struggles; New independent consolidation;  
Leftover  liberation  movements;  Ill-defined  territory;  Structural  
rivalries; Runaway means“ (Zartman 1985: 12 / 15). 
Vielmehr  lässt  sich  der  Anstieg  kriegerischer  Konflikte  auf  dem  afrikanischen 
Kontinent  Mitte  der  1990er  Jahre  maßgeblich  aus  missglückten  Prozessen  des 
Systemwandels erklären. Die an die Macht befindlichen Herrschaftsregime erfuhren 
einen bedeutenden Legitimationsverlust. Neben internen Gründen spielte der Druck 
ökonomischer  Globalisierung,  der  Wegfall  der  Supermächtekonkurrenz  und  die 
zunehmende  Konditionalität  der  Entwicklungshilfe  eine  wichtige  Rolle  (Debiel 
2002:  23).  Während  ein  Teil  der  Länder  bei  den  Reformen  und  der  neuen 
Konstellation durchaus Erfolge erzielen konnte,  gab es in  vielen anderen Staaten 
Rückschläge bis hin zum Staatszerfall und Genozide.
Staatszerfall und die daraus folgenden Konflikte werfen die Frage auf, inwiefern sich 
die UN bzw. die AU in die Gewaltkonflikte einmischen sollten, und ob genügend 
Mittel zur Verfügung stehen, um in diese Konflikte zu intervenieren. 
Dieter  Senghaas  unterscheidet  zwischen  Anti-Regime-Kriegen,  Innerstaatlichen-, 
Religions-,  Sezessions-  und  Stammeskriegen  sowie  Dekolonisationskriegen 
(Senghaas  1994:  53).  Diese  Kriege  haben  häufig  desaströsen  Folgen  für  die 
Bevölkerung  der  betroffenen  Regionen.  Vertreibung  und  Massenmord  sind  die 
Konzequenzen. 
Nach  Laurie  Nathan  lassen  sich  in  den  afrikanischen  Krisen  vier  Bedingungen 
feststellen:  authoritarian rule;  the exclusion of  minority  or majority  groups from 
governance; socio-economic deprivation combined with inequity and weak states,  
which lack the institutional capacity to manage political and social conflicts (Nathan 
1998). Diese Bedingungen sind laut Nathan die primären Ursachen der Gewalt in 
53
 
Afrika.  Jedoch  ist  ein  dauerhafter  Frieden  dann  nur  möglich,  wenn  diese 
Bedingungen zufriedenstellend von interne Akteure behandelt werden. 
Aus  struktureller  Perspektive  sind  der  Ausschluss  konkurrierender  Gruppen  von 
Entscheidungsprozessen sowie der Staatszerfall das schwierige Erbe der kolonialen 
Grenzziehung.  In  diesem  Zusammenhang  hat  Mehler  in  der  afrikanischen 
Konfliktursachenforschung  vier  Komponenten  festgestellt:  das  politische  und 
kulturelle  Erbe  des  Kolonialismus,  die  knappen  Ressourcen  und  ihre  ungerechte 
Verteilung,  die  reproduzierte  Chancenungleichheit  sowie  die  inadäquate 
Regierungsführung  (Mehler  2003:  19).  Außer  diesen  Komponenten  von  Mehler 
lassen sich auf dem afrikanischen Kontinent der Schutz der eigenen Identität,  die 
Verteidigung der  politischen,  ethnischen und kulturellen  Existenz,  die  schwachen 
zivilgesellschaftlichen Strukturen als strukturelle Ursachen der Konflikte feststellen. 
In  dem  Journal  of  African Economies  (Dez.  2000)  haben Ibrahim Elbadawi  und 
Nicholas  Sambanis  Kriegsursachen  in  Afrika  zwischen  1960  und  1999  in  161 
Ländern untersucht und sind zu dem Ergebnis gekommen, dass tiefe politische und 
wirtschaftliche Ausfälle die wichtigsten Wurzeln der Konflikte in Afrika sind: 
„the relatively higher prevalence of war in Africa is not due to the  
ethno-linguistic fragmentation of its countries, but rather to high  
levels  of  poverty,  failed  political  institutions,  and  economic  
dependence on natural resources“ (Elbadawi / Sambanis 2000). 
Nach  der  Untersuchung  von  Elbadawi  und  Sambanis  steht  fest,  dass  die 
sozioökonomische Entwicklung, das Versagen der politischen Institutionen und die 
wirtschaftliche  Abhängigkeit  von  natürlichen  Ressourcen  in  den  meisten 
afrikanischen Staaten zum Ausbruch der Kriege beitrugen.   
Zu Beginn des  neuen Jahrhunderts  hat  sich  ein  neuer  Trend von Kriegsursachen 
entwickelt. Das sind Kriege, die durch Netzwerke bzw. Gruppen, die für sich eine 
gemeinsame Identität beanspruchen, gekennzeichnet sind. Das ist so der Fall mit der 
Gruppe der Boko Haram in Nigeria und mit den Tuareg im westafrikanischem Land 
Mali. Der Konflikt mit den Tuareg verweist aber eine vorkoloniale Geschichte.
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Gleichwohl  sind  wichtige  Maßstäbe  notwendig,  um  Kriege  angemessen  zu 
verhindern.  Dabei  sind  wesentliche  Indikatoren  zu  nennen:  Soziale  Ungleichheit, 
Abbau von Not, Vermeidung von (militärischer) Gewalt.
Das Vorhandensein der Gegensätze zwischen Arm und Reich, die Ungleichheit der 
individuellen  Entfaltungschancen,  der  Mangel  an  Partizipation  und  Identität  sind 
Tatbestände  der  kriegerischen  Auseinandersetzung.  Die  Ungleichheit  von 
individuellen  Entwicklungsmöglichkeiten,  die  Nichtbefriedigung  menschlicher 
Grundbedürfnisse  bzw.  die  Verweigerung  der  Identität,  die  Sicherheit  und 
Anerkennung der Individuen sind reale Ursache der innerstaatlichen Konflikte. Zur 
Not kann auf die gewaltsame Durchsetzung von Interessen und die Gewinnung von 
Machtvorteilen verzichtet werden, nicht aber auf Identität und die eigene Existenz, 
wenn diese gefährdet würde. 
Nach  Zangl  und  Zürn  ist  das  Übermaß  an  Wohlstanddisparitäten  innerhalb  oder 
zwischen Gesellschaften als strukturelle Gewalt einzuordnen (Zangl/Zürn 2003: 69). 
Der innerstaatliche Frieden in den westlichen Demokratien ist  noch relativ stabil, 
weil  laut  Zangl  und  Zürn  die  Wohlstanddisparitäten  zwischen  den  ökonomisch 
besonders privilegierten Gruppen und der übrigen Gesellschaft vergleichbar gering 
sind,  im  Gegensatz  zu  Ländern  der  sogenannte  Dritten  Welt,  die  aufgrund  der 
massiven  Wohlstanddisparitäten  besonders  problematisch  sind  (Zangl/Zürn  2003: 
69).  Denn  ein  Übermaß  an  Wohlstanddisparitäten  kann  zu  kriegerischen 
Auseinandersetzungen in den Entwicklungsländern führen (Vgl. Ahadzi 2009: 42).
Seit  es  Gemeinwesen  gibt,  ist  Not  ein  auslösender  Faktor  gewaltsamer 
Konfrontationen. Nach Picht vermehren das rasche Anwachsen der Erdbevölkerung, 
die Verletzung der Menschenrechte und die sprunghafte Progression der Not von 
Jahr  zu Jahr  den Zündstoff  für  die  Rebellion  der  Hungernden und unterdrückten 
Massen, die nichts zu verlieren haben, weil man ihnen alles verweigert hat (Picht 
1995: 189). Für Picht kann Frieden in der gegenwärtigen Welt nur herrschen, wenn 
die Weltgesellschaft  vor Not geschützt wird.  Der Schutz gegen Not erfordert  den 
Schutz vor struktureller Gewalt.  
Grundsätzlich ist  festzustellen,  dass die meisten Kriege in Afrika aus politischen, 
wirtschaftlichen  und  ethnischen  Differenzen  entstehen,  die  einhergehen  mit  dem 
Zerfall der staatlichen Strukturen. Ohne entsprechende staatliche Strukturen und eine 
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legale Verwaltung wird die Transformation von Konflikten schwieriger und könnte 
geraume Zeit in Anspruch nehmen.
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2.2.5 Die Transformation von Konflikten
In Senghaas´ Zivilisierungsprojekt ist  die zentrale zivilisatorische Aufgabe in den 
modernen Massengesellschaften, Formen und Formel der pazifistischen Koexistenz 
zu finden, um Konflikte ohne Anwendung oder Androhung von Gewalt auszutragen 
(Senghaas 1995: 197). Wenn in einer Gesellschaft die Koexistenz sicher gelingt, wird 
die  zivilisatorische  Aufgabe  nach  Senghaas  erfolgreich  ausgeführt.  Folgt  man 
Senghaas, sind Gesellschaften, in denen die Individuen einander nicht respektieren 
und  akzeptieren,  die  Existenzen  nicht  wechselseitig  gewährleisten  und  somit  die 
Koexistenz  nicht  sicher  ist,  nicht  zivilisierte  bzw. nicht  friedliche Gesellschaften. 
Wenn die Koexistenz nicht gelingt, scheitert der Versuch des Zusammenlebens von 
Menschen innerhalb und zwischen Gemeinwesen. Menschen sollen die Wichtigkeit 
der Koexistenzthematik begreifen und faktisch danach leben. Der Zusammenbruch 
von Koexistenz in einer Gesellschaft ist laut Senghaas die Entzivilisierung bzw. die 
Gefahr und der Verlust des inneren Friedens. Gelungene Zivilisierung und Frieden 
sind identische Tatbestände. Das heißt dann, wenn keine Zivilisierung existiert, gibt 
es keine Koexistenz und keinen Frieden (Senghaas 1995: 197). Koexistenz ist dann 
möglich, wenn die entsprechende Konfliktinterventionen auf eine Transformation der 
Konfliktparameter hinwirken. 
Um eine erfolgreiche Transformation von Konflikten festzulegen,  sollen zunächst 
Maßstäbe dargelegt werden, um den Erfolg von Friedensmissionen zu messen.
Volker  Matthies  legt  die  drei  folgenden  Kriterien  für  eine  erfolgreiche 
Transformation von Konflikten bzw. für die Bewertung der erfolgreichen Lösung 
langwieriger Konflikte mir mehr oder minder gewalttätigem Austrag fest:
- „Zum Ersten  müssen alle  relevanten  Konfliktparteien  in  den Regelungsprozess 
eingebunden sein und sich gegenseitig  respektieren sowie auch in der Lage sein, 
getroffene Vereinbarungen durchzusetzen;
- zum Zweiten muss die Vereinbarung alle oder möglichst viele der Probleme, die 
zum Konflikt  beigetragen  haben,  lösen,  und  sie  muss  ohne  Vorbehalt  von  allen 
Konfliktparteien akzeptiert werden; und
- zum Dritten darf es zwischen den relevanten Konfliktparteien nicht erneut zum 




Das sind drei wesentliche Punkte, so Matthies, um Konflikte adäquat transformieren 
zu können.
Die  adäquate  konstruktive  Bearbeitung  von  Konflikten  ist  eine  zentrale 
Voraussetzung für den Erfolg des Transformationsprozesses. Es geht vor allem bei 
Bestrebungen zur konstruktiven Bearbeitung von Konflikten darum, die versteckten 
tieferen Motivationen, Absichten und Intentionen der Konfliktparteien aufzudecken 
sowie Bedürfnisse zu befriedigen. Erst die Unterscheidung von Interessen, Werten 
und Bedürfnissen der Konfliktparteien und die unterschiedliche Behandlung der zum 
Konflikt  beitragenden  Elemente,  optimieren  die  Möglichkeiten  auf  eine  positive 
Transformation des  Konfliktes.  Dabei  kann laut  Dressel  eine  unvollständige oder 
oberflächliche  Analyse  der  Konfliktursachen  leicht  zum  Einsatz  der  falschen 
Methoden führen und so nicht nur zum Scheitern der positive Transformation des 
Konfliktes führen, sondern es drohen die Verlängerung und sogar die Vertiefung des 
Konflikts (Dressel 2001: 29).
Vielmehr stellt Roland Paris fest, dass die Friedenskonsolidierung aus der Formel 
„Institutionalisierung vor Liberalisierung“ bestehen sollte. Nach Paris sollte zunächst 
in  Postkonfliktgesellschaften  ein  Rahmen  aus  effizienten  Institutionen  geschaffen 
werden, bevor der politische und wirtschaftliche Wettbewerb angeregt wird. Dann 
sollen  im  ganzen  Land  vorerst  politische  Stabilität  und  effiziente 
Verwaltungsstrukturen  geschaffen  werden,  damit  schrittweise  demokratische 
Reformen  eingeleitet  werden  können  (Paris  2007:  326).  In  diesem  Sinne 
argumentieren  Elbadawi  und  Sambanis  (2000),  dass  demokratische  Reformen 
unerlässlich sind, um die Konflikte in Afrika zu bewältigen: 
„We  argue  that  the  best  and  fastest  strategy  to  reduce  the  
prevalence of civil war in Africa and prevent future civil wars is to  
institute democratic reforms that effectively manage the challenges  
facing Africa’s diverse societies“ (Elbadawi /Sambanis: 2000).
Nichtsdestotrotz geht es in den Gewaltkonflikten auf dem afrikanischen Kontinent 
selten um die Einführung demokratischer Reformen.
Von Gewaltkonflikten unterscheidet John Paul Lederach (1997) zwischen Kurz- und 
Langzeittransformation  von Konflikten.  Er  betont,  dass  die  Kurzeittransformation 
von Konflikten bzw. der  Kurzzeiteinsatz  von Friedensmissionen eine wesentliche 
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Rolle spielen,  um aktuelle destruktive Konflikte durch einen Waffenstillstand, die 
Verhinderung  der  Eskalation  eines  Konflikts  oder  die  kurzfristige  Beilegung  von 
Konflikten zu beenden. Die Friedensmissionen spielen bei den Kurzeiteinsätzen eine 
bedeutende  Rolle.  Lederach  sieht  aber  für  nachhaltig  wirkende 
Konflikttransformation  sowie  für  Friedensaufbau  ausdrückliche  Langzeiteinsätze 
vor. 
Die  UN  haben  bei  Langzeiteinsätzen  eine  führende  Rolle  zur  Erarbeitung  und 
Umsetzung des Friedensprogramms bzw. des Friedensplans übernommen. Neben der 
militärischen  Aufgaben  nehmen  die  Friedensmissionen  auch  die  Aufgaben  der 
Friedenskonsolidierung wahr. Dabei geht es darum, „Maßnahmen zur Bestimmung 
und Förderung von Strukturen [zu treffen], die geeignet sind, den Frieden zu festigen 
und  zu  konsolidieren,  um  das  Wiederaufleben  eines  Konfliktes  zu  verhindern“ 
(Agenda  für  den  Frieden:  1992).  Das  sind  Maßnahmen,  die  auf  Dauer  erneute 
Gewalt  zwischen  Nationen  oder  Völkern  verhindern  können  und  zu  einem 
dauerhaften  Frieden  führen.  So  wurden  einigen  UN-Friedensmissionen  wie  in 




2.2.6 Die Rolle interner Akteure
Die  Notwendigkeit  der  Beteiligung  lokaler  Akteure  am  Konflikttransformations-
prozess ist sehr wichtig, weil die Einbeziehung lokaler und regierungsunabhängiger 
Akteure  für  die  positive  Transformation  von  Konflikten  entscheidend  ist.  Damit 
einen  Abkommen  dauerhaft  den  Frieden  sichert,  müssen  Friedenskräfte  und 
Mechanismen  friedlicher  Streitbeilegung  auf  lokaler  Ebene  bzw.  interne  Akteure 
stärker in die Konfliktbearbeitung einbezogen werden. Die lokalen Akteure werden 
sich am Konflikttransformationsprozess  beteiligen,  um Grundlage herauszubilden, 
damit Strategien entwickelt werden können. 
Rupesinghe stellt  fest,  dass in jeder Gesellschaft  eine ungeheuer breite Expertise, 
guter Wille und unausgeschöpfte Ressourcen für die Entwicklung der Konfliktlösung 
bzw.  Konflikttransformation  zu  finden  ist.  Es  ist  aber  erforderlich,  um  dieses 
Potential nutzen zu können, ein Modell für einen dauerhaften Frieden strategisch zu 
planen und auszuarbeiten (Rupesinghe 1997: 230). 
Staatliche Strukturen müssen von den internen Akteuren bzw. von der Bevölkerung 
akzeptiert  und  unterstützt  werden.  Dies  erfordert  aber  langfristige  interne 
Anstrengungen. 
Die  lokalen  Akteure  müssen  dazu  gebracht  werden,  sich  als  die  eigentlichen 
Architekten,  Eigentümer  und  langfristigen  Nutznießer  des  Friedensprozesses  zu 
verstehen  (Rupesinghe  1997:  231).  Jedoch  ist  es  geboten,  bei  gewaltsamen 
Konflikten alle internen Akteure in den Prozess einzubeziehen. Folgerichtig ist die 
Beteiligung  militärischer  sowie  nichtmilitärischer  Akteure  notwendig.  Es  ist 
festzustellen, dass einflussreiche Mitglieder der Gemeinschaft, die den Konflikt wie 
auch die Akteure,  die politische und wirtschaftliche Situation und den kulturellen 
Hintergrund  aus  erster  Hand  kennen,  einen  erheblichen  „komparativen  Vorteil“ 
gegenüber anderen potentiellen Friedensstiftern haben, die als Mediatoren vermitteln 
wollen  (Rupesinghe  1997:  234).  Die  internen  Akteure  sind  die  entscheidenden 
Akteure,  zumal  es  schwierig  ist,  Konflikte  von  außen  beizulegen.  Gleichwohl 
zeichnen sich  direkte  Verhandlungen zwischen Konfliktparteien  ohne  Beteiligung 
Außenstehender  durch  Einfachheit,  Vertraulichkeit  und  geringe  Kosten  aus.  Vor 
allem erfordert  eine  wirkliche Bereinigung eines  Konflikts  die  Einwilligung aller 
lokalen Akteure in eine als akzeptabel angesehene Regelung. Dies lässt sich vielmehr 
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durch  gegenseitiges  Entgegenkommen  am  Verhandlungstisch  erreichen  (Neuhold 
1999: 60).
Die Teilnahme aller interner Akteure bzw. aller Konfliktparteien, scheint in vielen 
Konfliktsituationen  unrealistisch.  Die  existierenden  Machtstrukturen  lassen  dies 
nicht zu.  
Félix Houphouet Boigny, ehemaliger Staatspräsident Côte d´Ivoire zwischen 1960 
und 1993, ist der Ansicht, dass dauerhafter Frieden nur durch den Dialog ermöglicht 
werden kann. Er sagt dazu: 
„Dans la recherche de la paix, de la vraie paix, de la paix juste et  
durable on ne doit  pas  hésiter  un seul  instant,  à  recourir,  avec  
obstination au dialogue“.2  
Durch  den  Dialog  kann  ein  konsensfähiger  Ansatz  erarbeitet  werden,  um  einen 
Konfliktausgang  zu  finden,  der  eine  friedliche  Bewältigung  der  Konflikte 
ermöglicht.  Dabei  spielt  der  Gedankenaustausch  der  Konfliktparteien  eine 
bedeutende Rolle. 
Ein konstruktiver Dialog ermöglicht das zivilisatorischen Hexagon von Senghaas. Im 
zivilisatorischen Hexagon kommt beispielsweise der Rechtsstaatlichkeit  besondere 
Bedeutung zu. Im Rechtsstaat sollen die Gewaltenteilung und die Unabhängigkeit 
der Gerichte garantiert werden. 
Eine wichtige Methode, um Konflikte gewaltfrei zu bearbeiten, ist die gerichtliche 
Anwendung oder „Adjudication“. 
„This  is  when  the  law,  represented  by  a  magistrate  or  judge,  
determines the terms for settling the conflict“ (Albert 2007: 14). 
Bei der Ajudication-Methode sollen Gerichte die Streitschlichtung bewerkstelligen. 
Dabei  entscheidet  das  Gericht,  nachdem es  sich  ein  eingehendes  Bild  von  dem 
Konfliktfall  und  dem  zugrundeliegenden  Sachverhalt  gemacht  hat,  rechtliche 
Maßnahmen, um den Konflikt beizulegen. Die Entscheidung des Gerichts beruht auf 
einer  umfassenden  Beweis-  und  Sachverhaltsermittlung  und  nicht  auf  einer 
Auseinandersetzung der Konfliktparteien.
2 „Auf  der  Suche  nach  Frieden,  nach  gerechten  und  dauerhaften  Frieden,  sollte  man  nicht  einen 
Augenblick zögern, auf den Dialog zu greifen“. (Rede des Präsidenten Boigny an das Diplomatische 
Corps am 01.01.1970), (Übersetzung vom Autor). 
61
 
Nichtsdestotrotz melden sich häufig die Konfliktparteien,  dass die Gerichtsbarkeit 
nicht unabhängig ist.  
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2.2.7 Die Rolle externer Akteure
Der UN-Sicherheitsrat blieb bis in die 1980er Jahre bei schweren Verstößen gegen 
das  Gewaltverbot  und  die  Konfrontationen  zwischen  östlichen  und  westlichen 
Ländern weitgehend blockiert, so dass er kaum Friedensmissionen entsenden konnte. 
Zu  einer  UN-Friedensmission  konnte  es  nur  kommen,  wenn  alle  in 
Gewalthandlungen  miteinander  verstrickten  Staaten  einer  gemeinsamen 
Waffenstillstandsvereinbarung  ausdrücklich  zugestimmt  hatten (Zangl/Zürn  2003: 
208). Die UN-Beobachter sowie die Blauhelme waren ausschließlich dafür gedacht, 
die  Waffenstillstandsvereinbarungen  der  betreffenden  Staaten  zu  kontrollieren. 
Darüber hinaus waren sie zu komplettem Gewaltverzicht und auf strikte Neutralität 
verpflichtet.  Deshalb  konnten  die  UN-Missionen  nicht  feststellen,  welcher  der 
beteiligten Staaten für eine etwaige Waffenstillstandsverletzung verantwortlich war 
(Zangl/Zürn 2003: 208).
Mittlerweile  greift  die  UN mit  ihrer  Sicherheitspolitik  intensiv in  Staaten  ein,  in 
denen die Sicherheit der Menschen in Gefahr ist. Dabei ist die Organisation nicht 
mehr  auf  das  Konsensprinzip  der  betreffenden  Staaten  oder  Konfliktparteien 
angewiesen, sondern sie kann militärisch in den Konfliktregionen intervenieren.  
In  die  Côte  d´Ivoire,  nach Liberia,  in  die  Demokratische  Republik  Kongo,  nach 
Mosambik  sowie  auf  die  Komoren  wurden  Friedensmissionen  entsandt.  An  den 
Einsätzen  der  Missionen  beteiligten  sich  auch  viele  verschiedene  internationale 
Akteure,  die  ein breites  Spektrum von Aufgaben wahrzunehmen haben,  wie zum 
Beispiel  die  Erarbeitung  nationaler  Verfassungen,  die  Ausbildung  von Polizisten, 
Militär,  Anwälten  und  Richtern,  die  Konzeption  wirtschaftspolitischer  Reformen 
sowie die vorübergehende Verwaltung ganzer Territorien. Diese Aufgaben sollen von 
den externen Akteuren erfüllt werden, in der Hoffnung, die Bedingungen für einen 
stabilen und dauerhaften Frieden zu verwirklichen (Paris 2007: 19). Darüber hinaus 
haben externe Akteure auch andere Funktionen, wie humanitäre Hilfeleistung und 
der Überwachung von Flüchtlingsströmen.
Externe  Akteure  können  als  Dritte  neue  Sichtweisen  in  die  Konfliktregionen 
einbringen.  Sie  spielen  als  Mediatoren  eine  wichtige  Rolle.  Viele  der  aktuellen 
Konflikte  entstehen  aus  politischer  oder  ideologischer  Differenz  und  aufgrund 
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sozioökonomischer  Ungleichheiten  sowie  religiöser  und  ethnischer  Spannungen 
innerhalb von Staaten.  Solche Konflikte könnten mit  einer bestimmten Form von 
Drittparteien-Hilfe oder Mediation beigelegt werden.
In der vorliegenden Arbeit ist die Rolle der Mediatoren in Mosambik und in der Côte 
d´Ivoire  besonders  relevant.  Sie  haben  von  den  Konfliktparteien  oder  von  den 
Institutionen (AU – UN) den Auftrag bzw. das Mandat, einen Vermittlungsprozess zu 
initiieren.
Hauptanliegen der Mediation ist es, eine akzeptable und einvernehmliche Lösung bei 
Konflikten gemeinsam zu finden. Dabei soll nicht erwartet werden, dass vonseiten 
der Mediatoren ein Urteil gesprochen wird, sondern es geht hier vielmehr darum, 
einen Prozess zu begleiten und zu steuern.  Hierbei ist  nicht  nur eine kurzfristige 
Lösung  des  Konflikts  zu  finden,  sondern  die  Beziehungen  zwischen  den 
Konfliktparteien  zu  verbessern.  Die  Rolle  der  Mediatoren  besteht  darin,  den 
Konfliktparteien  zu  helfen,  Ursachen  und  Dynamik  ihres  Konflikts  sowie  die 
Konsequenzen,  die  sich  aus  der  Annahme  spezifischer  Lösungen  ergeben,  zu 
verstehen (Hoffman 1997: 217). Ziel der Mediation ist also, die Parteien in Konsens 
zu einigen. Dabei sollen die Mediatoren neutral sein und nicht die Lösung im Vorfeld 
der  Verhandlungen  geben.  Die  Lösungen  sollen  von  den  Konfliktparteien  selbst 
erarbeitet werden.
Mediation  ist  eine  Methode  der  gewaltfreien  Konfliktbearbeitung  und  soll 
konstruktive Konfliktlösung mit Hilfe  einen unparteilichen Dritten anstreben.  Der 
Begriff Mediation wird als Erarbeitung einer außergerichtlichen Konfliktlösung unter 
den Konfliktparteien definiert. Jakob Bercovitch erklärt Mediation 
„als  ein  reaktiver  Prozess  der  Konfliktbewältigung  […],  in 
welchem die in einen Konflikt verwickelten Parteien entweder die 
Hilfe eines Individuums, einer Gruppe oder Organisation suchen 
oder  deren  Angebot  zu  helfen,  annehmen,  um  entweder  ihr 
Verhalten zu ändern, ihren Konflikt beizulegen oder ihr Problem zu 
lösen, ohne sich physischer Gewalt zu bedienen oder sich auf die 
Autorität von Gesetzen zu berufen“ (Bercovitch 1997: 187). 
Für Bercovitch ist also Mediation ein dynamisches und komplexes gesellschaftliches 
Verfahren  mit  Parteien,  die  in  einen  Konflikt  verwickelt  sind,  einem 
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gesellschaftlichen  Umfeld,  einem  bestimmten  Streit  oder  Problem  und  einem 
vermittelnden Akteur. Bercovitch geht davon aus, dass Erfolg oder Misserfolg einer 
Mediation von diesen Faktoren abhängen. Darüber hinaus ist Vertraulichkeit für den 
Erfolg  einer  Mediation  entscheidend.  Denn  nur  so  können  die  Beteiligten  ihre 
regelungsbedürftigen  Interessen  und  Wünsche  und  die  hierfür  erforderlichen 
Informationen offen und ehrlich berichten.
Eine  erfolgreiche  Mediation  muss  vor  allem  anpassungsfähig  sein  und  auf  die 
Besonderheiten des jeweiligen Konflikts eingehen. Laut Bercovitch wird Mediation 
als  erfolgreich  definiert,  wenn  sie  für  die  Steuerung  eines  Konflikts  und  die 
darauffolgende  Interaktionen  der  Parteien  einen  beträchtlichen  positiven  Wandel 
bewirkt hat. Eine Mediation gilt als teilweise erfolgreich, wenn sie Verhandlungen 
und  einen  Dialog  zwischen  den  Parteien  angeregt  hat.  Mediation  wird  dann  als 
begrenzt  erfolgreich  erklärt,  wenn  sie  einen  Waffenstillstand  oder  eine 
Unterbrechung  der  Feindseligkeiten  erreicht  hat.  Mediation  ist  als  gescheitert 
definiert, wenn sie keinen erkennbaren oder nachweisbaren Einfluss auf den Konflikt 
oder das Verhalten der Parteien gezeigt hat (Bercovitch 1997: 190).  
Dennoch  entstehen  immer  wieder  Probleme  zwischen  lokalen  Akteuren  und 
Akteursgruppen, die von außen kommen, um Gewalteindämmung, Streitschlichtung 
und  Konflikttransformation  zu  fördern.  Die  internen  und  externen  Akteure 
verständigen sich kaum in den Konfliktgebieten über Zielsetzungen, Konzepte und 
Methoden.  In  vielen  Fällen  wirken  sie  isoliert  nebeneinander.  Der  Leiter  für 
friedenspolitische Beratungsprojekte am  Bonn International Center for Conversion 
(BICC)  Wolf-Christian  Paes  hat  verdeutlicht,  dass  die  externen  Akteure  mit  den 
internen  Akteuren  bzw.  lokalen  Regierungen  kooperieren  und  nicht  als  zentrale 
politische oder militärische Akteure agieren sollen.3  
Es ist wichtig dann für die externen Akteure, ihre Rolle in einem Konflikt klar zu 
definieren, um einen positiven und sichtbaren Einfluss zu gewinnen. Nur durch eine 
gute  Strukturierung  des  Konflikttransformationsverfahrens,  durch  eine 
Verständigung  über  die  Zielsetzungen,  Konzepte  und  Methoden  in  den 
Konfliktgebieten,  können  externe  Akteure  geeignete  Lösungen  und  Regelungen 
finden, um Konfliktparteien zu fördern, ihre Probleme zu lösen. 
3 Interview mit Wolf-Christian Paes in Bonn, durchgeführt am 27.01.2011.
65
 
2.3 Resümee und methodologischer Ansatz
Die zentrale  Herausforderung der  Konflikttransformation  ist  es,  einen  friedlichen 
Austrag des Konflikts zu ermöglichen. Dabei geht es darum, Strategien, Konzepte, 
Mechanismen und Institutionen zu entwickeln, mit denen Menschen im Verlauf ihrer 
Sozialisation zu einer  positiven Veränderung ihrer  Beziehungen kommen können. 
Um Strategien,  Konzepte  und  Mechanismen  auszuarbeiten,  ist  nach  wie  vor  die 
Analyse  der  Friedenskonzepte,  Gewaltkonzepte  und  Konflikttheorie  notwendig. 
Wirksame Rahmenkonzepte werden auch benötigt, um Konflikte in tief gespaltenen 
Gesellschaften beseitigen zu können. Dabei sind die Legitimität, die Einzigartigkeit 
und  gegenseitige  Abhängigkeit  von  Bedürfnissen  und  Ressourcen  auf  allen 
gesellschaftlichen Ebenen in Betracht zu ziehen (Lederach 1997: 60).
Wenn die Wurzel der Konfliktursache bestehen bleiben, ist der innerer Frieden bzw. 
ein  stabiler  Frieden  im  Sinne  von  Rittberger/Zürn  schwierig  zu  erreichen.  Nach 
Rittberger  und  Zürn  besteht  stabiler  Frieden  aus  einer  inner-  bzw. 
zwischenstaatlichen Konfliktaustragung, wenn die Waffengewalt nach menschlichem 
Ermessen ausgeschlossen ist (Rittberger/Zürn 1990: 17). 
Frieden  als  Prozess,  Zustand  und  Ziel  soll  ein  gerechtes  und  gewaltfreies 
Zusammenleben  der  Kollektive  ermöglichen.  Dabei  soll  sich  jedes  Individuum 
beteiligen.
Grundsätzlich  sollen  die  Friedensmissionen  in  den  Konfliktgebieten  in  zwei 
Richtungen gehen; zum einen sollen sie kurzfristig die Gewalteskalation bzw. den 
Gebrauch  von  Waffen  verhindern,  und  zum  anderen  sollen  sie  dazu  beitragen, 
langfristig innenpolitische Institutionen und Strukturen zu schaffen, um den Frieden 
zu festigen. Es ist aber nur eine ernste und langfristige Arbeit erfolgversprechend.
Notwendigerweise  benötigen  die  Nachkriegsgesellschaften  Institutionen,  um  den 
Frieden  zu  fördern.  Die  Einrichtung  der  Institutionen  ist  eine  der  wichtigsten 
Strategie für Peacekeeping und Peacebuilding. Im Sinne von Friedenskonsolidierung 
(Peacebuilding) ist  es  auch  eine  erfahrungswissenschaftliche  Tatsache  (William 
Easterly:  2000,  Elbadawi/Randa:  2000,  Rodrick:  1999),  dass  in  Ländern  mit 
ausreichenden und soliden Institutionen die Kriegsgefahr und bewaffnete Konflikte 
wesentlich geringer sind. Darüber hinaus gibt es, um einen dauerhaften und sicheren 
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Frieden zu schaffen, die Notwendigkeit, Länder in Konfliktsituation zu unterstützen, 
nicht nur um eine bessere wirtschaftliche Situation zu ermöglichen, sondern auch, 
um  eine  faire  soziale  Gerechtigkeit  und  die  Achtung  der  Menschenrechte  zu 
entwickeln.   
Der Begriff Konflikt wird in der alltäglichen Sprache häufig für alle möglichen Arten 
von  Auseinandersetzungen  verwendet.  Konflikte  lassen  sich  leichter  entschärfen, 
wenn  die  Gesellschaften  relativ  demokratisch  und  wohlhabend  sind.  Ziel  der 
Erforschung von Konflikten ist also nicht Konflikte abzuschaffen, sondern vielmehr 
Wege und Instrumente zu finden, um sie ohne Anwendung von Gewalt auszutragen. 
Die Anwendung von Gewalt bzw. organisierter Gewalt führt zum Krieg. Der Krieg 
wird dann als das Scheitern aller politischen Bemühungen begriffen. Wenn der Krieg 
ausbricht, kommen dann die Friedensmissionen zum Einsatz. 
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3. Die Rolle der UN als Friedensmacht
In  dem nachstehenden  Kapitel  wird  zuerst  die  Rolle  der  UN als  Friedensmacht 
analysiert und dargestellt werden. Dann folgt die Wahrung des Friedens als Hauptziel 
der Weltorganisation.
Der Anlass, der zur Gründung der UN führte, resultierte aus der außergewöhnlichen 
Situation  des  damaligen Zeitpunkts.  Die  zwei  Weltkriege  hatten  unsagbares  Leid 
über die Menschheit gebracht und hatten in weniger als einem halben Jahrhundert 
mehr als 100 Millionen Menschenleben gekostet (Hildenbrand 2001: 23). 
Allerdings  wurde  erneut  im  Verlauf  des  Zweitens  Weltkrieg  versucht,  eine 
zwischenstaatliche  Friedensorganisation  zu  gründen.  Die  Idee  einer  handlungs-
fähigen Organisation zur Sicherung des Friedens und der Sicherheit in einer neuen 
Weltordnung wurde verlebendigt. Die UN traten dann schließlich an die Stelle des 
gescheiterten  Völkerbunds,  der  nach  Ende  des  Ersten  Weltkrieges  eine 
Friedensordnung etablieren wollte. In der Tat veranlasste das Erlebnis des Zweiten 
Weltkrieges die betroffenen Nationen, über die Errichtung eines Verteidigungs- und 
Sicherheitsmechanismus  nachzudenken,  der  die  Wiederholung  einer  derartigen 
Katastrophe für  immer  verhindern  sollte  und den Frieden und die  Sicherheit  der 
Menschen zu garantieren. Diese inmitten des Krieges wiederbelebte, abstrakte Idee 
einer Weltfriedensinstitution war zugleich das Einzige, worüber sich alle Beteiligten 
einig waren (Pfeifenberger 1971: 15). Angetrieben durch den Wunsch nach Frieden 
und Sicherheit  wollten die  Gründungsväter  der  Organisation  den Ausbruch neuer 
Kriege verhindern, um einen dauerhaften Frieden nach dem Zweiten Weltkrieg zu 
gewährleisten.  Die  Gründungsväter  waren  der  Auffassung,  dass  eine  neue 
Organisation  nur  dann  Erfolg  haben  kann,  wenn  alle  wichtigen  Großmächte  die 
gemeinsame  Verantwortung  für  den  Frieden  und  die  Sicherheit  übernehmen.  Es 
wurden dann, anders als im Völkerbund, alle Großmächte für die Mitwirkung in der 
neuen Organisation einbezogen. 
An der  Moskauer  Konferenz vom 19.  Oktober  1943 bis zum 1.  November 1943 
sprachen sich die Außenminister der USA, der Sowjetunion und Großbritanniens für 
die  Schaffung  einer  internationalen  Organisation  aus,  die  trotz  der  vorhandenen 
politischen  Gegensätze  nach  Kriegsende  den  Frieden  und  die  Sicherheit 
aufrechterhalten sollte. Auf der Konferenz der Vertreter der Vier Großmächte (USA, 
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Sowjetunion, Großbritannien und Frankreich) in  Dumbarton Oaks, vom 21. August 
bis zum 28. September 1944, wurde weiter über die Gründung einer wirkungsvollen 
Organisation beraten. Auf der Konferenz von Jalta, im Februar 1945, wurde dann die 
UN-Charta  ausgearbeitet  und  fertiggestellt.  Die  USA  übernahmen  bei  der 
Verwirklichung  der  neuen  Organisation  die  Führungsrolle.  Wenige  Monate  nach 
Ende des Zweiten Weltkrieges haben sich vom 25. April 1945 bis 26. Juni 1945 in 
San  Francisco  (USA)  50  Gründungsmitglieder  versammelt,  um  sich  über  die 
Textvorschläge der Satzung der Organisation zu einigen. Am 26. Juni 1945 wurde 
dann  mit  der  Unterzeichnung  durch  die  Vertreter  aller  50  Gründungsstaaten  die 
United  Nations  Organisation  gegründet.  Der  51.  Staat,  Polen,  unterzeichnete  die 
Charta später, zählt aber zu den Gründungsmitgliedern. Die Charta der UN trat erst 
am 24. Oktober 1945 in Kraft, nachdem die fünf Ständigen (die vier Großmächte und 
China)  sowie  die  Mehrheit  der  Mitgliedstaaten  sie  ratifiziert  hatten.  Mit  der 
Gründung  der  UN  trat  ein  neues  Kapitel  in  die  Geschichte  der  internationalen 
Beziehungen ein. Es wurde die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit zur Hauptaufgabe der Vereinten Nationen erklärt und diese sollten durch 
wirksame  Kollektivmaßnahmen  realisiert  werden.  Von  damals  51  Gründungs-
mitgliedern, die die Charta unterzeichnet haben, stieg die Zahl auf mittlerweile 193 
Staaten an.4 Daher ist die UN weltweit die größte politische Organisation, die ihre 
Ziele und Regeln für sich in Anspruch nehmen kann. 
4 Stand August 2011
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3.1 Die Wahrung des Friedens als Ziel der UN
Völkerrechtlich  sind  die  UN  die  legitimierte  Organisation  zur  Schaffung  einer 
friedlichen, stabilen und gerechten Weltordnung.
Unter dem Eindruck des Entsetzens des Zweiten Weltkrieges war das oberste Ziel 
der  UN,  „künftige(r)  Geschlechter  vor  der  Geißel  des  Krieges  zu  bewahren“ 
(Präambel der UN-Charta). Demgemäß sind die Ziele der Vereinten Nationen, die 
aus  Art.  I  der  UN-Charta  hervorgehen  „den  Weltfrieden  und  die  internationale 
Sicherheit  zu  wahren  und  zu  diesem  Zweck  wirksame  Kollektivmaßnahmen  zu 
treffen,  um  Bedrohungen  des  Friedens  zu  verhüten  und  zu  beseitigen, 
Angriffshandlungen und andere Friedensbrüche zu unterdrücken und internationale 
Streitigkeiten oder Situationen, die zu einem Friedensbruch führen könnten, durch 
friedliche Mittel nach den Grundsätzen der Gerechtigkeit und des Völkerrechts zu 
bereinigen oder beizulegen“ (UN-Charta, Art. I / Abs. I).
Mit der Gründung der UN wurde nach dem Scheitern des Völkerbundes zum zweiten 
Mal auf  politischer  Ebene versucht,  die  internationale  Anarchie,  die  den Zweiten 
Weltkrieg  produziert  hatte,  zu  regeln,  die  Menschenrechtsverletzungen  und 
Friedensbedrohungen zu  reduzieren  und  Gerechtigkeit  für  die  Völker  zu  sorgen. 
Damit  sollte  die  Organisation  versuchen,  den  Weltfrieden  und  die  internationale 
Sicherheit  zu  garantieren.  Jedoch  sind  die  wichtigsten  Aufgaben  der  UN 
satzungsgemäß, den Frieden zu sichern und die friedlichen Beziehungen der Staaten 
zu fördern. Um diese Aufgaben zu bewerkstelligen, hatten die Gründungsmitglieder 
in der UN-Charta ein System der kollektiven Sicherheit eingeplant. Aber durch den 
Kalten Krieg wurde die Wirksamkeit dieses Systems über vier Jahrzehnte blockiert. 
Die  Ständigen  Mitglieder  stellten  sich  sehr  häufig  den  Beschlüssen  des 
Sicherheitsrats durch ihr Veto-Recht in den Weg. 
Nichtsdestotrotz  werden  vier  Hauptaufgaben  bzw.  Ziele  der  UN  durch  das 
Vertragswerk zugewiesen, die  in der Präambel  angedeutet und in  Art.  1 der UN-
Charta zusammen gefasst sind. Als oberstes Ziel der UN gilt, wie eben erwähnt, die 
Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit;  
„Alle anderen Ziele und Aufgaben der UN haben diesem Hauptzweck 
zu  dienen,  der  die  Existenz  der  Weltorganisation  letztlich  allein 
rechtfertigt“ (Cede 1999: 14).
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Damit sind alle anderen Ziele der UN diesem Hauptziel untergeordnet. In diesem 
Zusammenhang  sind  vier  der  sechs  Hauptorgane  der  UN  unmittelbar  mit  der 
Wahrung und Wiederherstellung des Weltfriedens beauftragt: der Sicherheitsrat, die 
Generalversammlung,  das  Sekretariat  und  der  Internationale  Gerichtshof.  Hierfür 
kommt  vor  allem  dem  Sicherheitsrat  die  Hauptverantwortung  und  der 
Generalversammlung,  dem  Sekretariat  und  dem  Internationale  Gerichtshof  eine 
unterstützende  Rolle  zu.  Der  Sicherheitsrat  wurde  in  seinem  Aufgabespektrum 
jahrzehntelang faktisch gelähmt.  
Die  UN  haben  nach  dem  Ende  des  Ost-West-Konflikts  Mechanismen  und 
Instrumente  erstellt,  um damit  die  Bedingungen  von  Frieden  und  Sicherheit  der 
aktuellen  Weltordnung  anzupassen.  Die  Mitglieder  der  UN  erkannten,  dass  die 
grundlegenden  Veränderungen  des  internationalen  Systems  mit  dem  Wegfall  der 
ideologischen  Konfrontation  zwischen  den  beiden  Großmächten  eine  historische 
Chance bietet, dem mit Art. 1 der UN-Charta gesetzten Ziel, den Weltfrieden und die 
internationale Sicherheit  zu wahren sowie die Gerechtigkeit  und die Achtung der 
Menschenrechte zu gewährleisten, näher zu kommen.
In  diesen  Zusammenhang  unternahm  der  Sicherheitsrat  im  Januar  1992  einen 
bedeutsamen Schritt.  Die Mitglieder des Sicherheitsrats  verpflichteten sich erneut 
auf das kollektive Sicherheitssystem der UN-Charta und beauftragten den damaligen 
Generalsekretär  Boutros  Boutros-Ghali,  „eine  Analyse  und Empfehlungen  zu  der 
Frage  auszuarbeiten,  wie  die  Kapazität  der  Vereinten  Nationen  zur  präventiven 
Diplomatie, zur Friedensstiftung und zur Friedenssicherung im Rahmen der Charta 
und ihrer Bestimmungen ausgebaut und effizienter gestaltet werden können“ (Europa 
Archiv 1992). Daraus schienen sich neue Möglichkeiten für eine „sichere, gerechte 
und menschlichere Welt“  zu ergeben (Europa Archiv 1992).  Daraufhin wurde die 
„Agenda für den Frieden“ veröffentlicht. Sie enthält eine Vielfalt von Methoden und 
besteht  aus  vier  Handlungsebenen:  der  präventiven  Diplomatie  (preventive 
diplomacy),  der  Friedensschaffung  (peacemaking),  der  Friedenssicherung 
(peacekeeping) und der Friedenskonsolidierung (post conflict peace building). Durch 
Maßnahmen wie präventive Diplomatie sollte der Ausbruch schwelender Konflikte 
und  das  Entstehen  von  Streitigkeiten  verhindert  sowie  bereits  ausgebrochene 
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Konflikte schneller eingegrenzt werden. Durch die Friedensschaffung sollten nach 
Ausbruch  eines  Konfliktes  die  feindlichen  Parteien  zu  einer  Einigung  gebracht 
werden,  im wesentlichen durch  friedliche  Mittel  im Sinne  des  Kap.  VI der  UN-
Charta. Mit der Friedenssicherung sollte die Lage durch die Präsenz der UN bzw. die 
Militär,-  Polizei-  sowie  Zivilkräfte  in  der  Konfliktzone  stabilisiert  und  die 
Vereinbarung  zwischen  den  Konfliktparteien  überwacht  werden.  Durch  Friedens-
konsolidierung sollten die Konfliktparteien vor allem zum friedlichen Wiederaufbau 
angehalten werden, das heißt sie sollten Maßnahmen zur Bestimmung und Förderung 
von Strukturen,  die  geeignet  sind,  den  Frieden zu  festigen und zu  konsolidieren, 
initiieren  (UN-Dok.  A/47/277-S/24111).  Sofern  diese  vier  Maßnahmen  von  allen 
Mitglieder gefördert werden, können sie in ihrer Gesamtheit zum Frieden beitragen.
In der Abschlussresolution des UN-Reformgipfels vom September 2005 in New York 
fand  einem  neuen  Konzept  zum  Schutze  des  Menschen  vor  schweren 
Menschenrechtsverletzungen und zur Wahrung der Sicherheit seinen Niederschlag. 
Die wesentlichen Ziele der R2P sind die Verantwortung zum Schutz vor ethnischer 
Säuberung, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und die Wahrung der elementaren 
Menschenrechte (UN-Dok. A/RES/60/1/2005).  Das Konzept  R2P besagt,  dass die 
internationale  Gemeinschaft  bzw.  die  UN  in  einem Staat  eingreifen  kann,  wenn 
dessen Regierung nicht Willens oder nicht in der Lage ist, diese Aufgabe selbst zu 
erfüllen. Im Endeffekt wurden dann mit der R2P weitere Kapitel von Legitimität und 
Legalität  von Kriegen geöffnet,  welche im weiteren Sinne die Legitimierung von 
militärischem Eingreifen bzw. vom Einsatz der UN-Blauhelme autorisiert.
Zusätzlich zur Wahrung des Friedens und der Sicherheit sind der UN bzw. den UN-
Friedensmissionen zu den ursprünglich rein militärischen Aufgaben solche ziviler 
Natur  hinzugekommen.  Die  Blauhelme  der  UN unterstützen  politische  Prozesse, 
versuchen  Justizsysteme  zu  reformieren,  ehemalige  verfeindete  Gruppen  zu 
entwaffnen, die Rückkehr von Flüchtlingen zu fördern und beim Wiederaufbau von 
politischen,  wirtschaftlichen und sozialen Strukturen Beistand zu leisten.  Darüber 
hinaus  überwachen  sie  die  Durchführung  von  Wahlen  und  versuchen  menschen-
würdige  Lebensbedingungen der  Völker  zu garantieren.  Dabei  ist  zu  sehen,  dass 
Frieden mehr als die Abwesenheit von Krieg ist. In diesem Kontext wird der Frieden 
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als ein Prozess verstanden, der die zunehmende Gleichheit der Entfaltungschancen 
der Menschen ermöglicht.  Zur Entfaltung gehören die Entwicklungsmöglichkeiten 
der  Völker,  Nationen  und  Staaten.  In  diesem  Zusammenhang  haben  die  UN 
beschlossen, das Recht auf Entwicklung für jeden zur Wirklichkeit werden zu lassen 
und die  gesamte Menschheit  von Not zu befreien (UN-Dok. A/RES/55/2).  Dabei 
werden  die  Millennium  Development Goals ins  Leben  gerufen.  Es  umfasst  acht 
Entwicklungsziele:  Bekämpfung  von  extremer  Armut  und  Hunger;  Primärschul-
bildung für alle; Gleichstellung der Geschlechter; Senkung der Kindersterblichkeit; 
Verbesserung der Gesundheitsversorgung der Mutter; Bekämpfung von HIV/AIDS, 
Malaria und anderen schweren Krankheiten; Ökologische Nachhaltigkeit und Aufbau 




3.2 Möglichkeiten zur Konfliktregelung
Die Institutionen bzw. die Organe der UN waren Mitte der 1940er Jahre nicht dafür 
konzipiert, um die heutige internationale Sicherheitslage zu stabilisieren. Die Organe 
der UN wurden vielmehr geschaffen, um die Welt wiederherzustellen, wie sie vor 
dem Zweiten Weltkrieg gewesen war. Die UN und ihre Organe sind also geschaffen 
worden, um „den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren und zu 
diesem  Zweck  wirksame  Kollektivmaßnahmen  zu  treffen,  um  Bedrohungen  des 
Friedens  zu  verhüten  und  zu  beseitigen,  Angriffshandlungen  und  andere 
Friedensbrüche zu unterdrücken und internationale Streitigkeiten oder Situationen, 
die  zu  einem  Friedensbruch  führen  könnten,  durch  friedliche  Mittel  nach  den 
Grundsätzen der Gerechtigkeit und des Völkerrechts zu bereinigen oder beizulegen“ 
(UN-Charta: Art. I / Abs. I). Die Beilegung von Streitigkeiten ist zuerst aus dem Art. 
I der UN-Charta auf friedliche Mittel beschränkt. Die Wahrung des Weltfriedens und 
der  internationalen  Sicherheit  durch  kollektive  Maßnahmen  konnte  auch  mit 
militärischen Mittel durchgeführt werden.
Die UN ist  als  prozessrechtliche  Institution  angelegt.  Die Organisation strebt  die 
Sicherung  des  positiven  Friedens  im  Galtungschen  Sinne  an,  der  sich  durch 
Gewaltlosigkeit und soziale Gerechtigkeit verwirklichen lässt und die Wahrung des 
(negativen)Friedens,  der  durch  die  bloße  Abwesenheit  von  physischer  Gewalt 
gekennzeichnet ist. 
In diesem Sinne dient das in Kap.VI und VII der UN-Charta verankerte System der 
kollektiven Sicherheit. Im Mittelpunkt der Weltsicherheit bzw. der Aufrechterhaltung 
der Sicherheit der Menschen befindet sich der UN-Sicherheitsrat.   
Für die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit übertragen die 
Mitgliedstaaten gemäß Art. 24 der UN-Charta die Hauptverantwortung ausdrücklich 
den Sicherheitsrat. Die UN-Charta verleiht ihm weitreichende Kompetenzen, um ein 
schnelles und wirksames Handeln der UN zu gewährleisten. Der Sicherheitsrat hat 
15 Mitglieder, fünf davon (Frankreich, China, Russland, USA und Großbritannien) 
sind Ständige Mitglieder und die anderen zehn sind von der Generalversammlung für 
eine zweijährige Amtszeit gewählt.5
5 Aktuell setzen sich die zehn Nichtständigen Mitglieder aus Südafrika, Togo, Marokko, Kolumbien,  




Zur  Gründung  der  UN  waren  innerstaatlichen  Konflikte  in  der  Charta  nicht 
ausführlich  dargelegt.  Bürgerkriege,  Genozid,  humanitäre  Katastrophen,  Aufbau 
demokratischer Strukturen wurden außer Betracht gelassen, weil diese Tatbestände 
nach allgemeiner Auffassung unter das Interventionsverbot im Sinne des Art. 2 Abs. 
76 fielen.
Die UN bzw. der UN-Sicherheitsrat steht vor vielen Herausforderungen, die einen 
Erfolg  ihrer  Friedensmissionen  behindern.  Aus  der  Analyse  von  Debiel  geht 
beispielsweise hervor, dass die UN ihre wichtigste Ressource – die Glaubwürdigkeit 
– dadurch untergraben, dass sie durch ihre aufwändigen Entscheidungsprozesse nicht 
zu einer kohärenten Politik kommen (Debiel 2002: 454).
Eine  weitere  zentrale  Ursache  für  Schwierigkeiten  liegt  in  der  nicht  adäquaten 
Ausbildung der UN-Soldaten. Insbesondere der ungenügende Einsatz der Staaten des 
Sicherheitsrates,  die  den  UN  nicht  genügend  Truppen  zur  Verfügung  stellen, 
erschwert der Weltorganisation ein erfolgreiches Handeln.7 
Der UN-Sicherheitsrat sollte zu Beginn eines Konflikts schnelle und effektive Wege 
finden, um die Streitigkeiten schnellstmöglich zu bereinigen. Stattdessen kommt es 
durch  konträre  Interessen  der  Mitglieder  des  Sicherheitsrats  zu  Verzögerung  der 
Beschlüsse und Mandatierung. Darüber hinaus werden von den fünf Ständigen oft 
Resolutionen blockiert. Weiterhin geriet in den letzten Jahren der Sicherheitsrat unter 
anderem in  der  Irak-Krise  in  einer  Autoritätskrise  und lief  doch  im Zuge  dieses 
Konflikts  Gefahr,  sein  Monopol  auf  die  Legitimation  von  Gewaltanwendung  zu 
verlieren (Gareis/Varwick 2003: 58). So kritisierte der derzeitige UN-Generalsekretär 
Ban Ki Moon die Blockierung der Syrien-Resolution scharf und meinte, dass die 
Rolle der UN dadurch untergraben wird (Focus Online: 04.02.2012).
6 Art.  2  Abs.  7  UN-Charta:  „Aus  dieser  Charta  kann  ein  Befugnis  der  Vereinten  Nationen  zum 
Eingreifen  in  Angelegenheiten,  die  ihrem  Wesen  nach  zur  inneren  Zuständigkeit  eines  Staates  
gehören, oder eine Verpflichtung der Mitglieder, solche Angelegenheiten einer Regelung auf Grund 
dieser Charta zu unterwerfen, nicht abgeleitet werden; die Anwendung von Zwangsmaßnahmen nach 
Kapitel VII wird durch diesen Grundsatz nicht berührt“.
7 Von den 125 Ländern, die im Dezember 2008 Peacekeeping Kontingente bereitstellten, entsandten 
die sog. fünf Ständigen Mitglieder des UN-Sicherheitsrats: Frankreich 2198 Blauhelme, China 2146, 
Vereinigtes Königreich 297, Russland 271 und USA 91, im Vergleich zu Ländern wie Pakistan, die im 
gleichen Zeitraum 11135 Blauhelme, Bangladesh 9567, Nigeria 5908, Ruanda 3635 zur Verfügung 
stellten (Global policy 2008). 
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In der UN-Charta sind Bestimmungen über eine friedliche Beilegung von Konflikte 
verankert.  Diese  Bestimmungen  eröffnen  Möglichkeiten  für  die  Regelung  der 
Konflikte und die Sicherung des Friedens.
Die  friedenserhaltenden  Operationen  waren  ursprünglich  dafür  konzipiert,  um in 
zwischenstaatlichen  Streitigkeiten  zu  agieren.  Derzeit  geht  es  mehr  darum,  den 
Frieden  und  die  Sicherheit  innerhalb  einer  Gemeinschaft  oder  eines  Staates  zu 
schaffen.  Als  Organ  zur  Durchsetzung  elementarer  Menschenrechte  und 
Gewaltpräventiver Politik sowie zur Verantwortung zum Schutz (R2P) stellt der UN-
Sicherheitsrat fest, ob eine innerliche „Situation“ eine Bedrohung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit darstellt, um sein Instrumentarium anzuwenden.
Der Sicherheitsrat ist also das ranghöchste Organ der Streitbeilegung der UN. Somit 
steht  ihm  eine  Palette  von  Handlungsmöglichkeiten  zur  Verfügung,  um  in  den 
Bereichen  der  Konfliktprävention,  der  Friedenssicherung  und  der  Friedens-
konsolidierung die Kontrahenten zum Einlenken zu bringen. Für die Wahrung des 
Weltfriedens  und  der  internationalen  Sicherheit  sind  Aufgaben,  Befugnisse  und 
Pflichten  in  den  Kapiteln  VI  und  VII  der  UN-Charta  aufgeführt.  Unter  den 
Vorzeichen der UN-Charta bleibt die Rolle des Sicherheitsrats, in Übereinstimmung 
mit Kap. VI, konsultierend bzw. beratend. Dagegen regelt Kap. VII die Ausübung 
von  Zwang  bzw.  militärischen  Maßnahmen  durch  den  Sicherheitsrat.  Die 
Kollektivmaßnahmen, die in Art. 1 der UN-Charta genannt sind, werden in Kap. VII 
näher erläutert. Kap. VI befasst sich wiederum mit den Prinzipien und Verfahren der 
friedlichen Beilegung von Streitigkeiten. 
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3.2.1 Konfliktregelung gemäß Kapitel VI der UN-Charta
Streitigkeiten durch friedliche Mittel zu bereinigen ist die wichtigste Forderung der 
UN gemäß Kap. VI der Charta. Um die Streitigkeiten friedlich beizulegen und nicht 
die  Wahrung  des  Weltfriedens  und  der  internationalen  Sicherheit  zu  gefährden, 
sollten  sich  allerdings  zunächst  die  Parteien  eines  Konflikts  bemühen,  die 
Auseinandersetzungen  zu  schlichten.  Die  friedliche  Beilegung  internationaler 
Streitigkeiten ist statutengemäß zunächst Aufgabe der Staaten selbst. Gemäß Kap. VI 
Art.  33  sollen  die  Beteiligten  eines  Konflikts  durch  Verhandlung  (negotiation), 
Untersuchung  (enquiry),  Vermittlung  (mediation),  Vergleich  (conciliation), 
Schiedsspruch  (arbitration),  gerichtliche  Entscheidung  (judicial settlement), 
Inanspruchnahme regionaler Einrichtungen oder Abmachungen  (resort to regional  
agencies or  arrangements) oder  durch  andere  friedliche  Mittel  eigener  Wahl  die 
Streitigkeiten beilegen. Der Sicherheitsrat fordert die Parteien auf, ihre Streitigkeit 
durch  solche  Mittel  beizulegen.  Damit  unterbreitet  die  UN-Charta  bestimmte 
Vorschläge, wie eine friedliche und geeignete Lösung gefunden werden könnte.
Gelingt es den Konfliktparteien nicht, eine Auseinandersetzung im Sinne des Art. 33 
zu regeln, sind sie verpflichtet, die Streitigkeit dem Sicherheitsrat vorzulegen. Der 
Sicherheitsrat hat das Recht gemäß Art. 34 jeden Streitfall sowie jede Situation, die 
zu internationalen Reibungen führen könnte, zu untersuchen, um festzustellen, ob 
deren Fortdauer den Weltfrieden und die internationale Sicherheit gefährden könnte. 
Dabei kann jedes Mitglied der UN den Sicherheitsrat oder die Generalversammlung 
auf jeden Streitfall sowie jede Situation im Sinne des Art. 34 aufmerksam machen. 
Für  die  friedliche  Streitbeilegung  fehlt  dem  Sicherheitsrat  zunächst  in  allen 
Verfahren eine bindende Entscheidungskompetenz. 
Falls  der Sicherheitsrat  eine Gefährdung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit  feststellt,  kann  er  in  jedem  Stadium  einer  Streitigkeit  oder  Situation 
gleicher  Art  entweder  Empfehlungen  an  die  Konfliktparteien  richten  oder  eine 
verpflichtende Resolution verabschieden. 
Kap.  VI  der  UN-Charta  ist  mit  der  Aufgabe der  Wahrung des  Friedens  und der 
Internationalen Sicherheit nicht ausführlich dargelegt oder wie Gareis und Varwick 
(2003: 108) behaupten „auf halbem Wege stehen geblieben“. Die Bilanz des Kap.VI 
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ist kümmerlich, weil die Konfliktparteien wenig Bereitschaft zeigen, die Mittel und 
Methoden  der  friedlichen  Streitbeilegung  anzuwenden.  Darüber  hinaus  ist  der 
mangelhafte politische Wille der Konfliktparteien eine der zentralen Schwächen der 
friedlichen Beilegung von Streitigkeiten.
Wenn alle Mittel zur friedlichen Konfliktbeilegung gemäß Kap. VI nicht zur Lösung 
der  Streitigkeiten  ausreichen,  kann  der  UN-Sicherheitsrat  Maßnahmen  bzw. 
Sanktionen nach Kap. VII gegen einen Staat einleiten.
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3.2.2 Konfliktregelung gemäß Kapitel VII der UN-Charta
Angenommen,  die  Anweisungen,  die  im  Art.  33  dargelegt  wurden,  nicht  zur 
Beilegung  des  Konflikts  führen,  hat  der  Sicherheitsrat  die  Möglichkeiten,  den 
Frieden durch Maßnahmen nach Kap. VII zu sichern oder wiederherzustellen. Falls 
der  Sicherheitsrat  zu  dem Ergebnis  kommt,  dass  eine  Bedrohung,  ein  Bruch des 
Friedens oder eine Aggressionshandlung vorliegt, ist er ermächtigt, unverbindliche 
Empfehlungen  an  die  Mitgliedsstaaten  bzw.  Konfliktparteien,  bezüglich  ihrer 
Verhaltensweisen,  gegenüber  dem  Aggressor  abzugeben.  Der  Sicherheitsrat 
beschließt  Zwangsmaßnahmen,  die  zuerst  unter  Ausschluss  von Waffengewalt  zu 
ergreifen  sind.  Die  UN-Mitglieder  sind  dann  aufgefordert  „die  vollständige  oder 
teilweise  Unterbrechung  der  Wirtschaftsbeziehungen,  des  Eisenbahn-,  See  und 
Luftverkehrs,  der  Post-,  Telegraphen-  und  Funkverbindungen  sowie  sonstiger 
Verkehrsmöglichkeiten  und  den  Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen“, 
durchzuführen (Art.  41 UN-Charta).  Darüber hinaus  kann der Sicherheitsrat  nach 
eigenem Ermessen diese Auflistung mit weiteren geeigneten Mitteln, die nicht in der 
Charta vorgesehen sind, erweitern. 
Mit  der  Feststellung,  dass  eine  Bedrohung,  ein  Bruch  des  Friedens  oder  eine 
Angriffshandlung bevorstehen, kann der Sicherheitsrat im Einklang mit Art. 41 und 
42 festlegen,  welche  Sanktionsmaßnahmen  zu  ergreifen  sind.  Die  Sanktionsmaß-
nahmen, die in Art. 41 und 42 aufgeführt sind, stellen die Kernpunkte des Kap. VII 
dar. Die genauere Untersuchung einer Friedensbedrohung, eines Friedensbruchs bzw. 
einer Angriffshandlung liegt in der Zuständigkeit des Sicherheitsrats. Hierüber gilt 
das Einmischungsverbot in innere Angelegenheiten im Sinne des Art. 2 nicht mehr. 
Sofern der Sicherheitsrat  zu der Auffassung gelangt,  dass gewaltfreie Anwendung 
unzulänglich  ist,  kann  er  militärische  Zwangsmaßnahmen  in  Form  von 
Friedenstruppen in die  Wege leiten,  um die Wahrung oder Wiederherstellung des 
Weltfriedens  und  der  internationalen  Sicherheit  zu  ermöglichen.  Um  diese 
militärischen Sanktionsmaßnahmen umsetzen zu können, sollen alle Mitglieder der 
UN laut Art. 43 Abs. 1 ein oder mehrere Sonderabkommen mit dem Sicherheitsrat 
abschließen,  in  denen  sie  Streitkräfte  zur  Verfügung  stellen,  jeglichen  Beistand 
leisten  und  Erleichterungen  einschließlich  des  Durchmarschrechts  garantieren. 
Darüber  hinaus  kann  der  Sicherheitsrat  für  die  Durchführung  von 
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Zwangsmaßnahmen regionale Einrichtungen zur Behandlung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit in Anspruch nehmen. Voraussetzung ist hierfür, dass 
diese  Einrichtungen  und  ihr  Wirken  mit  den  Zielen  und  Grundsätzen  der  UN 
vereinbar  sind (Art.  52 UN-Charta).  Der  Sicherheitsrat  hat  aber  nicht  das  Recht, 
seine  eigene,  ausschließlich  ihm übertragene,  Verantwortung  an  andere  weiterzu-
reichen. Stattdessen stehen die regionalen Einrichtungen für die Durchführung von 
Zwangsmaßnahmen unter seiner Autorität. 
Es steht jedem UN-Mitglied gemäß Art. 51 im Falle eines bewaffneten Angriffs und 
bis der Sicherheitsrat die erforderlichen Maßnahmen getroffen hat, das naturgege-
bene Recht zur individuellen und kollektiven Selbstverteidigung zu. 
Die Vorschriften, die in Kap. VII verdeutlicht wurden, zeigen, dass Gewalt nur auf 
der  Grundlage  eines  entsprechenden  Beschlusses  des  Sicherheitsrats  und  zum 
Zwecke der individuellen oder kollektiven Selbstverteidigung angewendet werden 
darf. 
In der Praxis gewann Kap. VII nach dem Ende des Ost-West-Konflikts an Bedeutung 
und stellt  differenzierender als  Kap. VI die hohen Anforderungen des kollektiven 
Sicherheitssystems  und  die  Bemühungen  der  UN-Mitglieder  zu  Beilegung  von 
Konflikte  dar.  Kap.  VII  klärt  den  Durchsetzungsmechanismus  des  Friedens-
sicherungssystems  der  UN  und  regelt  den  Einsatz  von  Sanktionen  gegen 
Konfliktparteien, die den Weltfrieden und der internationalen Sicherheit gefährden. 
Jedoch sind die Verfahren zur Durchführung der Zwangsmaßnahmen komplexer und 
langwieriger  als  in  den  Bestimmungen  des  Kap  VII.  Darüber  hinaus  wurde  die 
Zusammensetzung der Friedensmissionen für die Durchführung der Zwangsmaßnah-
men immer diffiziler. Die Organisation soll immer die Mitglieder bitten, Truppen und 
Arbeitsmaterial zur Verfügung zu stellen.  
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3.3 Finanzierung und Zusammensetzung der Friedensmissionen
Das Finanzierungssystem der UN erfolgt durch drei wesentliche Säulen, nämlich den 
Pflichtbeiträgen zum ordentlichen Haushalt,  den Pflichtbeiträgen zur Finanzierung 
der Friedensmissionen und Internationalen Gerichte für Ruanda und dem ehemaligen 
Jugoslawien  sowie  den  freiwilligen  Beiträgen  der  Mitgliedstaaten.  Aus  den 
Pflichtbeiträgen  zum  ordentlichen  Haushalt  der  UN  werden  die  Aktivitäten,  das 
Personal und die grundlegende Infrastruktur der Organisation finanziert.
Art.  17  der  UN-Charta  bestimmt,  dass  die  Ausgaben  der  Organisation  von  den 
Mitgliedern nach einem von der Generalversammlung festzusetzenden Verteilungs-
schlüssel zu tragen sind. Der Verteilungsschlüssel wird alle drei Jahre neu festgelegt 
und teilt  die Mitgliedstaaten in zehn verschieden Ländergruppen ein.  Die Pflicht-
beiträge  der  einzelnen  Mitgliedstaaten  dienen  der  Finanzierung  des  ordentlichen 
Haushaltes  der  UN.  Die  Beiträge  sind  nach  den  Anteilen  der  Staaten  an  der 
Weltwirtschaft und an ihrer Zahlungsfähigkeit kalkuliert. Im Wesentlichen wird die 
Höhe  der  Beiträge  auf  Grundlage  des  Pro-Kopf-Einkommens,  des  Bruttoinlands-
produktes jedes Landes durchschnittlich der letzten sechs Jahre und in Abhängigkeit 
der  Schuldenbelastung  und  der  Währungsschwankungen  berechnet.  Nach  einer 
Revidierung  des  Beschlusses  des  jährlichen  Haushalts  im  Jahr  1977  wurde  die 
Mindestbeitragszahlung eines Landes zum ordentlichen Haushalt der UN auf 0,001 
Prozent  und  auf  25  Prozent  die  maximale  Beitragszahlung  festgesetzt.  Dieser 
Prozentsatz  wird also unter  Berücksichtigung des Pro-Kopf-Einkommens und des 
Bruttoinlandsproduktes des einzelnen Mitgliedstaates ermittelt. Demnach tragen die 
wirtschaftlich  am  wenigsten  entwickelten  Mitgliedstaaten  nur  10  Prozent  der 
Pflichtbeiträge bei. 
Für  die  Bestimmung  des  Art.  17  hat  die  Generalversammlung  einen  Beitrags-
ausschuss (Committee  on Contribution)  eingesetzt,  der  die  Organisation  bzw.  die 
Vollversammlung bei der Aufteilung der Ausgaben der UN auf die Mitglieder und 
allen anderen damit zusammenhängenden Fragen berät.
In den Jahren nach dem Ende des Kalten Krieges stiegen rasch die Gesamtausgaben 
der UN. Das liegt daran, dass ein neues politisches Klima geschaffen wurde, in dem 
eine Vielzahl von Friedensmissionen bereitgestellt  wurde.  Darüber hinaus wurden 
neue Organe im System der UN aus der Taufe gehoben. 
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Auf der Sitzung der Organisation im Jahr 1995 wurden die gesamten Ausgaben der 
UN für die Jahre 1994 und 1995 in Höhe von 18,2 Milliarden US$ berechnet. Die 
Mitgliedstaaten  brachten  dabei  rund  2,5  Milliarden  an  Pflichtbeiträgen  für  die 
ordentlichen Haushalte auf, nahezu 3 Milliarden für Friedensmissionen und ca. 12 
Milliarden an freiwilligen Beiträgen (Unser 1997: 159).
Für die Periode zwischen 1998 und 2000 galten weiterhin die 25 Prozent für die 
maximale  Beitragszahlung.  Dennoch  gab  es  Diskussionen,  die  Obergrenze  zu 
senken.  Im  Dezember  2000  wurde  nach  langwierigen  Verhandlungen  ein  neuer 
Beitragsschlüssel verabschiedet. Dabei wurde 0,001 Prozent für die Untergrenze und 
22 Prozent für die Obergrenze festgelegt. Durch diesen Beitragsschlüssel werden die 
USA  250  Millionen  US$  beisteuern  und  die  am  wenigsten  wirtschaftlich 
entwickelten Staaten zusammen rund 10 000 US$.
Die geltende Beitragsskala für die Jahre 2010 bis 2012 wurde im Dezember 2009 
verabschiedet. Die drei größten Hauptzahler der UN, die USA mit 22 Prozent, Japan 
12 Prozent und Deutschland 8 Prozent tragen zusammen rund 42 Prozent zu dem 
gesamten Haushalt der UN bei.
Das  Haushaltsverfahren  der  UN wurde  im Laufe  der  Jahre  auf  Druck  der  USA 
grundlegend geändert, um das Mitspracherecht der großen Beitragszahler zu stärken 
und  ihnen  ein  Vetorecht  zuzubilligen.  Gemäß  Art.  198 hat  ein  Mitglied  kein 
Stimmrecht  in  der  Generalversammlung,  wenn  es  sich  mit  der  Zahlung  seiner 
finanziellen  Beiträge  an  die  Organisation  für  zwei  Jahre  im Rückstand  befindet. 
Allerdings  befinden  sich  die  UN  seit  vielen  Jahren  durch  Zahlungsverzug  oder 
Zahlungsverweigerung  einiger  Mitgliedstaaten  in  einer  andauernden  Unterfinan-
zierung  bzw.  Finanzkrise.  Viele  Mitgliedstaaten  befinden  sich  mit  ihren 
Beitragszahlungen in Rückstand, andere weigern sich, bestimmte friedenssichernde 
Maßnahmen  zu  leisten  (Unser  1997:  164).  Im  Dezember  2008  hatten  noch  59 
8 Art. 19 UN-Charta: 
„Ein Mitglied der Vereinten Nationen, das mit der Zahlung seiner finanziellen Beiträge an 
die Organisation im Rückstand ist, hat in der Generalversammlung kein Stimmrecht, wenn 
der rückständige Betrag die Höhe der Beiträge erreicht oder übersteigt, die dieses Mitglied 
für die vorausgegangenen zwei vollen Jahre schuldet. Die Generalversammlung kann ihm 
jedoch  die  Ausübung  des  Stimmrechts  gestatten,  wenn  nach  ihrer  Überzeugung  der 
Zahlungsverzug auf Umständen beruht, die dieses Mitglied nicht zu vertreten hat“.
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Mitgliedstaaten Schulden in Höhe von 3,4 Milliarden US$ zu kompensieren (Weisser 
2009).  Dennoch  befinden  sich  aufgrund  besonderer  Umstände  wie  Naturkatas-
trophen,  Bürgerkriege  oder  auch  nationale  Sparprogramme  etliche  Staaten  im 
Zahlungsverzug. Im Jahr 2008 waren die USA der größte Debitor mit 94 Prozent auf 
dem ordentlichen Haushalt und mehr als 40 Prozent auf der Gesamtverschuldung;
„The biggest debtor is the United States, which accounts for 94% 
of the debt on the regular budget and more than 40% of the total  
debt“ (Weisser 2009). 
Dieser finanzielle Engpass der USA liegt daran, dass sich die Welt und besonders die 
USA 2007 –  2008 in  einer  gravierenden  Finanzkrise  befunden  hatten.  Die  USA 
standen  unter  Zeitdruck,  die  Schulden  zu  kompensieren,  damit  sie  nicht  ihr 
Stimmrecht  verlieren.  Diese  Rechtsfolge  wäre  ein  folgenschwerer  Imageverlust 
gewesen und hätte auch den Verlust des Vetorechts in Haushaltsfragen bedeutet.
Die Pflichtbeiträge zur Finanzierung der Friedensmissionen wurden 1973 nach sehr 
intensiver Verhandlungen von der Generalversammlung festgelegt. Zuvor wurde in 
den  1960er  Jahren  heftige  Diskussionen  über  die  Anteile  der  Mitglieder  an  den 
Kosten für Friedensmissionen geführt.
Für jede Friedensmission wird in einem äußerst komplizierten Verfahren ein eigener, 
von der Generalversammlung zu verabschiedender Kostenplan erstellt, der von vier 
Kategorien von Beitragszahlern getragen wird, wobei 15 Mitgliedstaaten mehr als 90 
Prozent aufbringen. Durch diese Einteilung in vier Kategorien werden inadäquate 
Belastungen vermieden. Die fünf Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats erhalten 
entsprechende  Zuschläge  auf  ihre  Basisbeitragssätze.  Darin  kommt  auch  die 
besondere  politische  Verantwortlichkeit  der  Ständigen  Mitglieder  des  UN-
Sicherheitsrats für Friedenseinsätze zum Ausdruck. Die Beiträge variieren von Jahr 
zu Jahr stärker als diejenigen zum regulären UN-Haushalt, weil Anzahl und Dauer 
der Friedenseinsätze ständig schwanken. Deshalb ist es schwierig, die entstehenden 
Kosten im Voraus abzuschätzen. Den Entwicklungsländern mit niedrigem Pro-Kopf-
Einkommen  werden  dagegen  zusätzlich  Abschläge  geräumt.  Die  fünf  ständigen 




Die Gesamtkosten der Friedensmissionen zwischen 1948 und 2010 wurden auf 69 
Milliarden US$ geschätzt. Nur für den Zeitraum zwischen Juli 2011 und Juni 2012 
sind für die weltweiten UN-Friedensmissionen Kosten von rund sieben Milliarden 
US$  zu  erwarten.  Dabei  entfallen  75  Prozent  dieser  Kosten  auf  UN-Friedens-
missionen in Afrika, insbesondere in Sudan, Kongo, Liberia und in der Côte d´Ivoire.
Von den gegenwärtigen 16 UN-Friedensmissionen9, sind zwei aus dem ordentlichen 
Haushalt  finanziert  (die  seit  Juni  1948 Waffenstillstandskommission  für  Palästina 
UNTSO und die seit Januar 1949 Militärbeobachtergruppe in Indien und Pakistan 
UNGOGIP) (Hüfner 2003: 627). Alle weiteren 14 Friedensmissionen darunter die 
sieben in Afrika (Westsahara seit 1991; Demokratische Republik Kongo seit 1999; 
Liberia seit 2003; Côte d´Ivoire seit 2004; Sudan seit 2005; Sudan seit 2007; Tschad 
seit 2007) wurden von den Pflichtbeiträgen zur Finanzierung der Friedensmissionen 
bestritten.
Trotz der völkerrechtlichen Verpflichtungen der Staaten zur friedlichen Streitbeile-
gung, brachen seit Ende des Kalten Krieges etliche bewaffnete Konflikte aus. Um die 
Konflikte einzudämmen und Bedingungen für eine Lösung zu schaffen, steht dem 
UN-Sicherheitsrat  eine  breite  Palette  von Unternehmungen zur  Verfügung.  Dabei 
sind die friedenserhaltenden Operationen bzw. Friedensmissionen, die der damalige 
UN-Generalsekretär Boutros-Ghali in seiner „Agenda für den Frieden“ als 
„[...]  the deployment of  a  United Nations presence in  the  field,  
hitherto with the  consent of  the  parties concerned,  normally 
involving United Nations military  and/or  police  personnel  and  
frequently  civilians  as  well.  Peacekeeping  is  a  technique  that  
expands the possibilities for both the prevention of conflict and the  
making of peace“ (UN-Dok. A/47/277-S/24111) definiert hat. 
Die  UN-Friedensmissionen  haben  sich  in  den  letzten  Jahren  zu  einem  der 
wichtigsten  und  dynamischsten  Instrumente  des  UN-Sicherheitsrats  entwickelt, 
obwohl dies in der Charta nicht ausdrücklich zu sehen ist und oft als Kap. VI ½ 




erfolgte  im  Jahr  1948  im  Nahen  Osten  zur  Überwachung  des  Waffenstillstands 
zwischen Israel und seinen arabischen Nachbarn. 
In  der  Suez-Krise  hatte  der  zweite  UN-Generalsekretär  Dag  Hammarskjöld,  der 
zwischen  1953 und  1961 im Dienst  der  UN war,  eine  internationale  bewaffnete 
Truppe unter der Führung der UN entsandt, um den Frieden zwischen Ägypten und 
Israel zu sichern. Hammarskjöld entschied, dass die internationale Truppen unter der 
Flagge der UN agieren sollten und durch blaue Helme als  gemeinsames Zeichen 
ihrer  Zusammengehörigkeit  kenntlich  zu  machen  sei.  Damit  werden  seitdem 
Soldaten und Polizisten im Dienst der UN weltweit als „Blauhelme“ bezeichnet.
Zwischen  1948 und  2011  wurden 66  Friedensmissionen  weltweit  entsendet.  Seit 
1988 wurden lediglich 53 Friedensmissionen in Krisengebiete geschickt. Mehr als 
800  000  Blauhelme  standen  bisher  im  Dienst  der  UN  zur  Verfügung.  Nahezu 
verloren 2950 von ihnen aus 120 Ländern dabei ihr Leben (UN 2011). 
Der  UN-Sicherheitsrat  soll  die  militärischen Einsätze  zusammenstellen,  um einer 
Bedrohung oder einem Bruch des Friedens wirkungsvoll begegnen zu können. Art. 
43 der UN-Charta weist darauf hin, dass die UN-Mitglieder dem Sicherheitsrat auf 
dessen Ersuchen Streitkräfte zur Verfügung stellen und Beistand leisten sollen. 
Nach  Angaben  des  DPKO  wurde  am  31.  Oktober  2011  120  000  Militär-, 
Zivilpersonal  und  Polizisten  in  16  friedenserhaltenden  Operationen  eingesetzt. 
Darunter 84 748 Soldaten, 14 223 Polizeikräfte, 5619 internationale Zivilkräfte, 12 
734 örtliche Zivilkräfte und 2300 UN-Freiwillige aus über 114 Ländern im Dienst 
der UN (UN 2011).    
Im Rahmen seiner Kompetenzen erteilt der Sicherheitsrat zur friedlichen Beilegung 
von  Konflikten  ein  zeitlich  befristetes  Mandat  und  behält  die  Führung  über  die 
gesamte Aktion. Durch eine Resolution soll das Mandat beschlossen werden. Dabei 
soll  Art,  Umfang  und  Dauer  des  Einsatzes  festgelegt  werden.  Der  Sicherheitsrat 
entscheidet auf Grundlage regelmäßiger Rapporte des Generalsekretariats über die 
Änderung,  Verlängerung  und  Beendigung  einer  Mission.  Der  Generalsekretär 
übernimmt  die  politische  Leitung  und stellt  mit  dem zuständigen  Sekretariat  die 
Friedenstruppen zusammen. Er ernennt mit der Zustimmung des Sicherheitsrats den 
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Kommandanten (Force Commander oder Chief Military Observer) der Mission, der 
Kommandant  wiederum  ist  ausschließlich  dem  Generalsekretär  verantwortlich. 
Nachdem der Sicherheitsrat und der Generalsekretär eine Friedensmissionen erlaubt 
haben,  entwirft  das „Office of  Planning,  Programming, Budgeting and Finance“ 
zusammen  mit  der  „Field  Operation  Division“  das  Friedensmissionsbudget 
(Hildenbrand 2001: 45). Falls das ganze Verfahren einige Zeit in Anspruch nimmt, 
kann  der  Generalsekretär  aus  dem  Fond  des  Sekretariats  für  unvorhergesehene 
Umstände Mittel für Verträge und Ausrüstungsgegenstände zur Verfügung haben.
Im Hinblick auf die friedenssichernde UN-Operationen lassen sich drei nicht immer 
eindeutig voneinander abzugrenzende Kategorien unterscheiden:  Peacekeeping der 
ersten  Generation,  Peacekeeping der  zweiten  Generation  und  Peacekeeping der 
dritten  Generation.  Unter  Peacekeeping der  ersten  Generation  sind  Missionen 
zusammengefasst,  die  sich  ausschließlich  an  den  Bedingungen  des  Kap.  VI 
orientieren.  Diese  Missionen  wurden  auch  als  traditionelles  oder  klassisches 
Peacekeeping bezeichnet.  Das  Peacekeeping der zweiten Generation,  das sich bis 
1989  herausgebildet  hatte,  war  als  multidimensionales  oder  multifunktionales 
Peacekeeping bezeichnet.  Die  Aufgabenspektren  dieser  Missionen  haben  sich 
erweitert.  Dabei  treten  neben  der  militärischen  Unterstützungen,  Polizei-  und 
Zivilkräfte  bei  diesen  Einsätzen  hinzu,  deren  Aufgaben  unter  anderem  die 
Durchführung  und Überwachung  von Wahlen,  die  Organisation  von Humanitärer 
Hilfe sowie die Rückführung von Flüchtlingen sind. Im Gegensatz zu den ersten und 
zweiten Generationen von Peacekeeping, die sich weitgehend an den Bestimmungen 
des Kap. VI der UN-Charta orientieren, zeichnet sich das  Peacekeeping der dritten 
Generation  nunmehr  zur  Anwendung  –  wenn  auch  begrenzt  ist  –  militärischer 
Gewalt  zur  Durchsetzung  des  erteilten  Mandats  des  Sicherheitsrats  aus.  Das 
Peacekeeping  der dritten Generation bzw. die Anwendung von militärischer Gewalt 
wurde  durch  das  Scheitern  der  beiden  multidimensionalen  Friedensmissionen  in 
Somalia und im ehemaligem Jugoslawien ausgelöst. Dabei war die UN durch den 
Tod  von  UN-Soldaten  gezwungen,  seine  Mitarbeiter  durch  die  Anwendung  von 
Waffen zu schützen. 
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Nichtsdestotrotz kommen viele der Blauhelmsoldaten aus Entwicklungsländern und 
treffen  bei  der  UN-Mission  mit  unzureichender  Ausrüstung  und  ungenügender 
Logistik  ein  (Eisele  2000:  30).10 In  Uruguay wurden zum Beispiel  Zivilisten  per 
Zeitungsannonce gesucht, die dann als UN-Soldaten in die Demokratische Republik 
Kongo geschickt  wurden (Kruse 2008).  In  Darfur wartete  die  UNAMID, um die 
Mission  adäquat  durchzuführen,  zwei  Jahre  lang  vergeblich  auf  18 
Transporthubschrauber (Debiel / Goede 2011: 201).
Außerdem entsendet die UN in der Regel Beobachter oder Friedenssoldaten in die 
Krisengebiete,  die  zum  größten  Teil  aus  Ländern  stammen,  in  denen  es  keine 
Demokratie,  Gerechtigkeit,  Frieden  oder  Achtung  der  Menschenrechte  gibt  (z.B. 
Angola, Nigeria, Gambia, Pakistan oder Nepal). Hier kann es sich kaum um Akteure 
handeln,  die  geeignet  sind,  in  Krisengebieten  kompetent  Befriedungsmaßnahmen 
durchzuführen. Verständlicherweise – berichtet Pouligny – kommt von afrikanischer 
Seite Kritik, dass die Friedensmissionen die Bevölkerung nicht ausreichend schützen 
(Pouligny 2006). Für Robert Dussey hat die UN jegliche Glaubwürdigkeit auf dem 
afrikanischen Kontinent verloren, 
„l´ONU a  perdu sa  crédibilité aux yeux  des  Africains“  (Dussey 
2002).
Selbst der ehemalige UN-Generalsekretär Annan kritisierte im Bericht „Report of the  
Secretary  General  on  the  work  of  the  Organization“,  dass  die  internationale 
Gemeinschaft, die UN und die afrikanischen Staatsführer bei den Konflikten auf dem 
afrikanischen  Kontinent  versagt  hätten,  und  dabei  die  Friedenserwartungen  der 
Afrikaner enttäuschten (UN-Dok. A/52/871-S/1998/318). 
In  Duékoué  (Côte  d´Ivoire)  hatte  die  ONUCI,  die  weniger  als  einen  Kilometer 
entfernt stand, nicht verhindern können, dass Hunderte Menschen, darunter Frauen 
und Kinder,  am 29. März 2011 umgebracht wurden (Hofnung 2011: 167). Dieser 
Präzedenzfall  und  die  Passivität  der  UN-Soldaten  diskreditieren  massiv  die 
Friedensmission weiter.
In Ruanda war die UN – obwohl das Land nicht ein Fallbeispiel für die vorliegende 
10 Manfred Eisele, ehemaliger Assistant Secretary General for Planning and Support of Peacekeeping  
Operations der  Vereinten  Nationen  (1994-1998),  berichtet  von  einem  Vorkommnis,  bei  dem  die 




Dissertationsarbeit ist – für den grausamen Völkermord mitverantwortlich. In der Tat 
intervenierten die  UN und die  sogenannte internationale  Gemeinschaft  nicht.  Die 
Organisation  bzw.  der  UN-Sicherheitsrat  schaute  zu,  und  der  Genozid  kostete 
innerhalb von wenigen Monaten ca. 800 000 Menschen das Leben. 
Das Beispiel Mosambik hat gezeigt, dass nach der erfolgreichen Konfliktbeilegung 
beim Konfliktmanagement  der  UN etliche  Schwierigkeiten  für  die  Erfüllung  des 
Mandats  auftraten,  darunter  ein  ungenügender  Schutz  der  Menschenrechte, 
Unzulänglichkeiten  auf  humanitärem  Gebiet,  generelle  Koordinationsschwächen, 
fehlende  Mechanismen  für  eine  dauerhafte  Institutionenbildung  und  fehlende 
Überwachung  der  Unabhängigkeit  der  Medien  (Fandrych  1998:  207).  In  Angola 
brachten die UN-Einsätze demgegenüber keinen Frieden. Dieser trat erst ein, als der 
Rebellenführer Jonas Savimbi im Februar 2002 im Kampf gegen Regierungstruppen 
ermordet wurde.
All diese Missionen wurden zum Größtenteils von der UN bzw. UN-Institutionen 
finanziert. Die freiwilligen Beiträge der Mitgliedstaaten finanzieren die Spezial- und 
Nebenorgane bzw. die  wirtschaftlichen,  sozialen und humanitären  Aktivitäten  der 
VN. Hierzu gehören die UN-Hilfs- und Sonderprogramme wie UNICEF, UNHCR, 
UNDP, WFP sowie UNFPA. Das größte Teil der freiwillige Beiträgen geht vor allem 




Tabelle 1: Ausgaben des UN-Systems in Millionen US $ (1989 – 2010)
Jahr UN-Haushalt Friedensmissionen Freiwillige Beiträge
1989 747,00 635 4864
1990 791,00 464 5217
1991 999,42 490 6215
1992 1014,22 1767 6607
1993 1014,22 3059 6818
1994 1087,63 3342 6583
1995 1135,63 3364 6426
1996 1171,59 1522 6492
1997 1171,59 1226 6563
1998 1088,19 907 6949
1999 1088,19 1110 7374
2000 1112,67 1800 7087
2001 1112,67 2500 8245
2002 1289,42 2284 10480
2003 1289,42 2501 11223
2004 1613,10 2934 12824
2005 1613,10 4074 14704
2006 1878,86 4583 15243
2007 1878,86 5148 16698
2008 1880,53 6723 18101
2009 2156,53 7061 19780
2010 2167 7264 19980
Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage diverser UN-Dokumente (A/55/525;  
A/63/185; A/65/187) und auf Datenbasis des Global Policy Forum.
Die  Angaben  in  der  Tabelle  1  über  die  Ausgaben  des  UN-System  schwanken 
erheblich,  weil  die  Zahlungen  nicht  regelmäßig  überwiesen  werden.  Bei  der 
Bewertung der  Tabelle  soll  darauf  hingewiesen werden,  dass im Zeitverlauf,  und 
trotz  der Zahlungsrückstände einiger  UN-Mitglieder,  die  freiwilligen Beiträge zur 
Finanzierung  der  Friedensmissionen  kontinuierlich  gestiegen  sind.  Die  Pflicht-
beiträge für Friedensmissionen liegen seit 1992 deutlich über dem ordentlichen UN-
Haushalt.  Das  liegt  daran,  dass  alle  Friedensmissionen  (außer  UNTSO  und 
UNGOGIP) von den Pflichtbeiträgen finanziert wurden.
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3.4 Der Ausbau des „Department of Peacekeeping Operations“
Die  Erweiterung  der  Mitgliedstaaten  und  das  Ende  des  Kalten  Krieges  haben 
wesentliche Folgen für die Organisation mit sich gebracht. Es wurden neue Themen 
in  das  Aufgabenspektrum  der  Institution  einbezogen.  Darunter  wurden  neue 
Programme und Organe geschaffen. Der Sicherheitsrat kann, laut Art. 29 der UN-
Charta, Nebenorgane einsetzen, sofern er dies zur Wahrnehmung seiner Aufgaben für 
erforderlich hält.
Im Jahr 1992 wurde das DPKO vom UN-Sekretariat konzipiert und sollte das Office  
of Special Political Affairs  ersetzen. Das DPKO soll dem UN-Generalsekretär und 
seinen Sonderbeauftragten  einen hohen logistischen und administrativen  Beistand 
leisten.  Das  DPKO  wird  von  einem  Untergeneralsekretär  geleitet,  den  drei 
beigeordnete  Generalsekretäre  unterstützten.  Das  DPKO bzw.  die  Hauptabteilung 
Friedenssicherungseinsätze  ist  für  die  Planung,  Vorbereitung  und  Umsetzung  der 
mandatierten Friedenseinsätze verantwortlich und führt die von den Mitgliedstaaten 
bereitgestellten Friedenskontingente an. Dabei koordiniert das Department auf der 
Grundlage der Entscheidungen des Sicherheitsrats die Strategieentwicklung und die 
Einsatzplanung in den Konfliktgebieten. Darüber hinaus teilt das Department seine 
Meinung über  die  Zusammensetzung der  UN-Missionen aus  der  Truppe der  sich 
dafür bewerbenden Mitgliedstaaten mit. Darüber hinaus analysiert das DPKO neu 
auftretende  grundsatzpolitische  Fragen  und  formuliert  diesbezügliche  politische 
Richtlinien  und  Verfahren.  Im  Namen  des  Generalsekretärs  legt  das 
Untergeneralsekretariat die Grundsätze und Leitlinien für die Einsätze fest. 
Im Inneren des DPKO unterstützen das  Office of  Operations, Office of the Rule of  
Law and Security Institutions und das Office of Military Affairs die Friedenseinsätze 
bzw. die  militärischen und polizeilichen Angelegenheiten.  Mit  der  Gründung  des 
Office of Policy Evaluation and Training (Büro Politik, Evaluierung und Ausbildung) 
und  der  Einrichtung  des  Department of  Field  Support  (Hauptabteilung 
Feldunterstützung)  im  Jahr  2007 wurde  eine  neue  Dimension für  Peacekeeping 
entwickelt.  Das  Department of  Field  Support  ist  zuständig  für  die  operationelle 
Unterstützung  und  Expertise  in  den  Bereichen  Personal,  Budget,  Finanzen  und 
Logistik  sowie  Informations-  und  Kommunikationstechnologie.  Um  die 
Entscheidungen  des  Sicherheitsrats  effektiv umsetzen  zu  können,  halten  die 
90
 
Unterorgane  des  DPKO  ständigen  Kontakt  zu  den  Konfliktparteien  und  den 
Mitgliedern  des  Sicherheitsrats.  Dabei  ist  das  Office  of  Operations  eines  der 
wichtigsten Organe des DPKO. Das  Office of Operations  ist die Verbindungsstelle 
zwischen den zwischenstaatlichen Organen der UN und der Mission.
Die unterschiedlichen Interventionsmechanismen und die unterschiedlichen Organe 
der UN führen zu einer unkoordinierten Weise der Einsätze. 
So  leitet  der  Sonderbeauftragte  alle  politischen  Angelegenheiten  der 
Friedensmissionen.  Wiederum  ist  für  den  entwicklungspolitischen  Bereich  der 
UNDP Resident Representative zuständig, der auch normalerweise die Funktion des 
Resident Coordinator des UN-Systems wahrnimmt. Für die humanitäre Hilfe ist ein 
Koordinator für humanitäre Hilfseinsätze verantwortlich, der auch oft als  Resident  
Coordinator tätig  ist.  Es  kommt  mit  dieser  organisatorischen  Trennung  zu 
unterschiedlichen Ansätzen, Aufgaben und oft zu einer Kollision der Ziele der UN. 
Diese  Vielfalt  im  Feld  entspricht  einer  Aufsplitterung  auf  der  Ebene  der 
Hauptquartiere  innerhalb  des  UN-Systems  selbst,  wobei  mittlerweile  der 
Sonderbeauftragte  zum DPKO angehört,  der Resident  Representative zum  UNDP 
und der Koordinator für humanitäre Hilfseinsätze zum OCHA (Theuermann 1999: 
107). 
Um diese organisatorische Trennung abzubauen, wurde – gleich nach der Gründung 
der UN – ein Verwaltungsausschuss für Koordinierung (Administrative  Committee 
on  Coordination / ACC)11 unter dem Vorsitz des Generalsekretärs konstituiert.  Der 
Verwaltungsausschuss  für  Koordinierung  ist  die  für  die  Förderung  der  Kohärenz 
innerhalb  des  UN-Systems  zuständige  Stelle.  Das  ACC soll  im  Falle  einer 
Krisensituation  das  gesamte  System  der  UN  mit  angepasster  und  kohärenter 
Methode  unterstützen.  Dabei  sollen  auch  zu  diesem  Zweck  Konzepte  und 
Mechanismen erarbeitet werden, bei denen alle Akteure einbezogen werden sollen. 
11 Das ACC wurde 1999 durch der „Leiter des Koordinierungsrats der Organisation“  (UN-System´s  
Chief Executives Board for Coordination / CEB) ersetzt.
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3.5 Die Rolle der UN in Afrika
Als im Juni 1945 die UN in San Francisco ins Leben gerufen wurde, war von dem 
afrikanischen  Kontinent  nicht  die  Rede.  Nur  Äthiopien,  Ägypten,  Südafrika  und 
Liberia  waren aus  der  Mitgliedschaft  des Völkerbundes  in  die  neue Organisation 
aufgenommen  worden.  Bereits  nach  der  Gründung  der  UN  übernahm  die 
Organisation  vom  Völkerbund  die  damaligen  deutschen  Kolonien  in  ihrem 
internationalen Treuhandsystem.
In der Phase der Dekolonisation in Afrika in den 1960er Jahren waren fast alle neuen 
unabhängigen Staaten Mitglieder der UN geworden. Aktuell sind mehr als ein Viertel 
der UN-Mitgliedstaaten afrikanische Länder. Dennoch hat der afrikanische Kontinent 
im UN-Sicherheitsrat nur Nichtständige Mitglieder, die durch die Generalversamm-
lung  auf  zwei  Jahre  gewählt  sind.  Der  afrikanische  Kontinent  besitzt  durch  die 
Verteilung  der  Generalversammlung  nach  regionalen  Gruppen  drei  der  zehn 
wechselnden Sitze. Die zehn Nichtständigen Mitgliedern können im Gegensatz zu 
den fünf Ständigen Mitglieder praktisch nichts unternehmen.  
Seit  Beginn  der  1990er  Jahre  ist  der  afrikanische  Kontinent  ein  besonderes 
Aufgabenfeld  der  nternationalen  Gemeinschaft,  insbesondere  der  UN,  der  eine 
spezielle  Rolle  innehat.  Nach  dem  Ende  der  Ost-West-Konfrontation  wurde  der 
afrikanische  Kontinent  zu  einem  Hauptschauplatz  von  friedenserhaltenden 
Operationen der UN. Darüber hinaus ist Afrika nach dem Kalten Krieg zu einem 
Experimentierfeld  für  die  pragmatische  Erprobung  und  Weiterentwicklung  von 
Instrumenten  und  Konzepten  der  Friedenssicherung  geworden  und  trägt  zur 
Erforschung der Möglichkeiten und Grenzen von Friedensmissionen hinsichtlich der 
Lösung der Konflikte bei (Matthies 1998: 72).  
Die  UN  wurde  auf  dem  afrikanischen  Kontinent  sowohl  in  Dekolonisations- 
Sezessions-,  Grenz-  und Territorialkonflikten,  als  auch  in  Bürgerkriegen  gerufen. 
Boutros-Ghali unterstrich im Jahr 1993 in Québec (Kanada), dass die Rolle der UN-
Blauhelme sich drastisch erweitert hat und nannte den Schutz von Menschenrechten, 
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die  Wiederherstellung  von  Demokratie,  die  nationale  Wiederversöhnung  und 
demokratische Konsolidierung als Ziele der UN-Friedensmissionen.12
Dennoch haben die UN die Konflikte, die Kriege, die entsetzliche Wirtschaftslage 
und die Diktaturen nicht von Afrika abwenden können. A. D. Mitarbeiter der AU 
argumentiert, dass das Hauptproblem nicht nur bei der UN zu suchen ist, sondern bei 
den Afrikaner bzw. bei den Konfliktparteien selbst. 
„Le Probleme ne se situe pas seulement au niveau de l`ONU mais  
principalement au niveau des parties en conflit, qui ne veulent pas oú  
qui n´ont pas cette volonté pour que la paix revienne“.13 
Aber wenn irgendwo in Afrika ein Konflikt anfängt, richten sich alle Blicke zuerst 
immer auf die UN. Die Organisation versucht immer wieder, zur Bewältigung der 
Konflikte einen Akzent zu setzen.
Die spezielle Rolle der UN bzw. des UN-Sicherheitsrats in Afrika ist offensichtlich. 
80 Prozent des 120 000  Militär-,  Zivilpersonals und der Polizisten sind in Afrika 
eingesetzt.  Es ist auch zu vermerken, dass ca. 70 Prozent  der Sitzungen des UN-
Sicherheitsrats die Konflikte in Afrika zum Gegenstand haben.
Die  UN  versucht  auch,  die  regionalen  Organisationen  in  der  Beseitigung  von 
Konflikte einzubeziehen. Dabei fordert die AU, repräsentativ im UN-Sicherheitsrat 
zu sein. 
Anlässlich der 30. OAU bzw. AU-Konferenz in Tunesien im Jahr 1994 formulierte 
die  Versammlung  der  Staats-  und  Regierungschefs  der  AU  ihren  Anspruch  auf 
mindesten  zwei  Ständige,  anhand  eines  afrikanischen  Rotationsmechanismus  zu 
besetzende Sicherheitsratssitze. Das afrikanische Konzept der ständigen rotierenden 
Regionalsitze  impliziert  die  Übertragung  der  Verantwortung  für  die 
Aufrechterhaltung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit von einzelnen 
UN-Mitgliedstaaten  auf  die  Region und rückt  vom traditionellen  Verständnis  der 
Ständigkeit der Mitgliedschaft im Sicherheitsrat ab (Proidl 1999: 284).
Die Rolle und Aufgabe der UN in Afrika bzw. in den Konfliktregionen sollten auf 
Dauer und im wesentlichen darin bestehen,  die  Regierungen zu befähigen,  selbst 
12 Rede von Boutros-Ghali am 23.08.1993 an der Universität Laval (Kanada).
13 Interview mit A. D. Mitarbeiter der AU in Addis Abeba, durchgeführt am 26.10.2013.
93
 
Verantwortung  zu  tragen  und  einen  dauerhaften  Frieden  aufrechtzuerhalten.  Die 
Stärkung  der  Friedenskonsolidierung  wurde  in  den  letzten  Jahren  bei  der  UN 
gefestigt.  Um den Frieden zu konsolidieren,  setzen die  UN auf  Maßnahmen und 
Konzepte, die die lokalen Strukturen stärken bzw. unterstützen.
Nichtsdestotrotz  werden  viele  Entscheidungen,  die  den  afrikanischen  Kontinent 
betreffen,  außerhalb Afrikas getroffen.  Die AU hatte in ihrer Sitzung am 26. Mai 
2013 in Addis Abeba, verdeutlicht, dass die UN bzw. der Sicherheitsrat nicht für die 
wichtige Entscheidungen mit der AU Kontakt aufnehmen. 
„Le […] partenariat établi avec les Nations unies, notamment en ce  
qui concerne la consultation avec l´UA avant la prise, par le Conseil  
de sécurité, de décisions sur des sujets fondamentaux pour l´Afrique,  
viennent illustrer la situation selon laquelle, le Conseil de sécurité se  
saurait substituer à la responsabilité qui incombe aux États membres  
[de l´AU]. Nombreux sont les exemples qui, au cours des dernières  
années,  sont   venus  illustrer  cette  regrettable  situation  qui  fait,  
quelquefois, du continent le spectateur de son propre destin dont les  
contours, si ce ne sont pas les détails, sont déterminés ailleurs, avec  
des  agendas  qui  ne  sont  pas  toujours  en  harmonie  avec  les  
préoccupations africaines“ (AU-Dok. Assembly/AU/5/(XXI)2013). 
Der  damalige  AU-Kommissionsvorsitzende  Jean  Ping  hatte  in  diesem 
Zusammenhang,  am  Gipfeltreffen  der  Staats-  und  Regierungschefs  der  AU  in 
Kampala (Uganda), am 25. Juli 2010, sich deutlich ausgedrückt: 
„Il faut refréner cette tendance croissante à vouloir se substituer aux  
Africains eux même pour décider de leur destin“. 
Seit der Umwandlung der OAU in die AU drängten die Staatschefs der Länder der 
Organisation  darauf,  einen  Platz  im  Sicherheitsrat  zu  bekommen,  um  an  den 
Entscheidungen zu beteiligen. Die Entscheidungen des UN-Sicherheitsrat sollten mit 




3.6 Resümee im Licht der Theorie der Konflikttransformation 
Die UN, die seit ihrer Gründung in erste Linie bei staatlichen Konflikten eingreifen 
sollte,  muss  aus  Sicht  vieler  Wissenschaftler,  Politiker  und  Beobachter  der 
internationalen  Politik  reformiert  werden.  Seit  Beginn  der  1990er  Jahre  gibt  es 
immer wieder Debatten, um eine Reform des UN-Systems in Gang zu setzen. Die 
Strukturen,  Gefüge  und  Verfahren  passen  nicht  mehr  zu  den  aktuellen 
weltpolitischen  Realitäten  des  21.  Jahrhunderts.  Innerstaatliche  Konflikte  wie 
Bürgerkriege, Anti-Regime-Kriege, Krieg gegen den Terrorismus und Staatenzerfall 
sind Konflikte, an die die Gründer der Organisation nicht denken konnten. Die UN 
sollte in der Lage sein, auf neue Problemlagen flexibel und effizient reagieren zu 
können. 
Außerdem ist  die Arbeitsweise und die Zusammensetzung des UN-Sicherheitsrats 
für viele Mitgliedstaaten anachronistisch und zum Teil undemokratisch, weil die fünf 
Ständigen nicht gewählt wurden und ein Veto-Recht besitzen, so dass sie Beschlüsse 
nach  eigenem  Ermessen  verhindern  können  und  oft  wichtige  Entscheidungen 
gegenseitig blockieren. Die heutige Zusammensetzung des Sicherheitsrats reflektiert 
die Machtverhältnisse der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg, die fünf Ständigen sind 
nach wie vor die Siegermächte des Zweiten Weltkrieges, die durch den Sieg Mitte 
der 1940er Jahre die Entscheidungsträger gewesen waren.  
Wenn  sich  Frieden,  um  Brock  (Brock  1995:  318)  zu  paraphrasieren,  mit  der 
Geschichte immer weiter voranbewegen sollte, sollte der UN-Sicherheitsrat die Welt 
von heute spiegeln und nicht die der unmittelbaren Nachkriegszeit.
Die UN-Charta wurde seit ihrer Gründung nur an vier Stellen geändert (Art. 23, 27, 
61, 109). Der Grund dafür liegt darin, dass das Verfahren eines langen Weges bedarf. 
Die Generalversammlung benötigt  eine Zweidrittelmehrheit  der  Mitglieder.  Dabei 
wird  jede  Änderung  der  UN-Charta  von  zwei  Dritteln  aller  Mitglieder  und  dem 
Sicherheitsrat nach Maßgabe ihres Verfassungsrechts ratifiziert. Reformen bedingen 
aber  Veränderungen  des  Bestehenden,  die  zu  einer  planvollen  Umgestaltung  der 
Verhältnisse führen. Der Generalsekretär sollte im Einklang mit Art. 99 mehr von der 




Vor  allem  sollte  die  Mitgliederzahl  des  Sicherheitsrates  erweitert  werden,  damit 
mindestens ein afrikanisches Land über einen ständigen Sitz verfügt. Die Konflikte 
auf dem afrikanischen Kontinent sind ohne die aktive Teilnahme der Betroffenen 
selbst schwer von außen zu befrieden.  
Es ist festzustellen, dass die Repräsentativität, die Legitimität, die Glaubwürdigkeit 
sowie die  Effektivität  und Flexibilität  der UN, besonders  des UN-Sicherheitsrats, 
reformiert  bzw.  erhöht  werden  müssen,  um  effizient  den  Weltfrieden  und  die 
internationale  Sicherheit  zu  garantieren.  Dahingehend  hängt  die  Zukunft  des 
Sicherheitsrats als Mittelpunkt eines effektiven kollektiven Sicherheitsmechanismus 
von den Reformen und der kooperativen Zusammenarbeit  der Mitgliedstaaten ab. 
Reformfähigkeit  ist  eine  der  wesentlichen  Grundbedingungen  der  Handlungs-




4. Die Gründung der AU und die afrikanische Friedensinitiativen 
Die OAU wurde als erster Zusammenschluss unabhängiger afrikanischer Staaten am 
25. Mai 1963 in Addis Abeba (Äthiopien) von zunächst 30 Gründungsmitgliedern 
ins Leben gerufen. In dieser Zeit hatten sich die meisten Staaten Afrikas gerade von 
der kolonialen Herrschaft befreit. Die OAU war der Ausdruck eines solidarischen 
Panafrikanismus, der einen afrikanischen Platz schaffte, in dem sich unterdrückte 
Länder in verändertem Kontext neu erfinden und entwickeln sollten. Wenn man sich 
mit dem afrikanischen Kontinent bzw. die AU auseinandersetzen möchte, sollte man 
sich mit  dem Panafrikanismus befassen.  Julius  Nyerere erste  Staatspräsident  von 
Tansania unterstreicht in diesem Zusammenhang, dass 
„aucune  étude  ne  peut  être  faite  sur  l´Afrique  sans  recourir  au  
panafricanisme.  Au  quel  cas,  cette  étude  serait  dénuée  de  toute  
signification, anachronique et dangereuse“ (Nyerere 1970: 76). 
Die Idee des Panafrikanismus zielte darauf ab, die vollständige Unabhängigkeit des 
gesamten Kontinents von der Vorherrschaft der Kolonialmächte durch die Einheit 
und  Solidarität  aller  souveränen  Staaten  zu  erreichen.  Dabei  war  das  politische 
Klima  in  vielen  Staaten  Afrikas  zu  Beginn der  1960er  Jahre  generell  von einer 
optimistischen  Aufbruchstimmung,  voller  Hoffnungen  hinsichtlich  einer  raschen 
Steigerung des Wohlstandes der Bevölkerung und zur Hebung des Lebensstandards 
der Völker beeinflusst. Aufbauend auf den Vorläuferverträgen verabschiedeten die 
Staatsoberhäupter  zurecht  die  OAU-Charta.  Diese  OAU-Charta  ist  durch  die 
koloniale Erfahrung der Fremdbestimmung und der Rassentrennung sowie durch die 
schwierige politische und ökonomische Lage der jungen afrikanischen Staaten zu 
Beginn der 1960er Jahre geprägt (Kern 2002: 56). Dabei waren die wesentlichen 
Ziele der Organisation die Förderung der Einheit und Solidarität der afrikanischen 
Staaten  sowie  die  Koordinierung  und  Intensivierung  der  innerafrikanischen 
Zusammenarbeit. In dieser Zeit war von der Aufrechterhaltung des Friedens und der 
Sicherheit auf dem afrikanischen Kontinent nicht die Rede. Die Kooperation hatte 
vielmehr einen anderen Stellenwert, das heißt, dass sich die Staatsmänner, die die 
Unabhängigkeit  erkämpft  hatten,  erst  auf  die  politische  Kooperation  und  die 
Solidarität  Afrikas  konzentrieren  wollten.  Außerdem  wurde  anvisiert,  die 
Souveränität, die territoriale Integrität und die Unabhängigkeit der Mitgliedstaaten 
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zu verteidigen, die Spuren des Kolonialismus zu entfernen, sowie die politischen, 
kulturellen,  wirtschaftlichen  und  diplomatischen  Richtlinien  und  Programme  der 
Mitgliedstaaten  zu  koordinieren  und  zu  vereinheitlichen  (OAU-Charta). 
Nichtsdestotrotz  war  in  Art.  II  der  OAU-Charta  die  Verbesserung  der 
Lebensbedingungen der Völker Afrikas sowie der Verzicht auf subversive Aktionen 
und die  friedliche  Streitbeilegung zu Zielen  der  OAU erklärt  (Art.  II  der  OAU-
Charta). 
Mitte der 1990er Jahre war die OAU zu einer unnützen Institution geworden, die 
wirtschaftlich, juristisch und politisch zerfallen war und keine wesentliche Rolle in 
Afrika  mehr  spielte.  Die  Diskussionen  über  die  Reformen  der  bestehenden 
kontinentalen Strukturen wurden aufgehoben. Die Mitgliedstaaten hatten zu diesem 
Zeitpunkt mehr mit innenpolitischen Konflikten zu kämpfen und die Organisation 
hatte kaum eine Rolle bei der Lösung binnenstaatlicher oder regionaler Konflikte 
spielen können. Darüber hinaus schienen zu dieser Zeit die Ziele der OAU noch 
weiter  entrückt  zu  sein.  Es  bestand  die  Gefahr,  dass  es  auf  dem  afrikanischen 
Kontinent zu einer Desintegration einiger seiner Staaten kommen würde. Außerdem 
hatte  die  OAU  keine  Vision,  welche  Gestalt  Afrika  in  den  folgenden  Jahren 
annehmen könnte. Eine zunehmende Ressourcenknappheit stellte sich in den 1990er 
Jahren ein, so dass die Organisation kein Geld mehr in den Kassen hatte. Jedoch 
suchte die OAU bereits neue Aufgaben und deren Auflösung sollte auch beschlossen 
werden.
Die Umwandlung der OAU geschah dann eher unauffällig. Auf dem afrikanischen 
Kontinent  begann  ein  Meinungsaustausch  über  eine  Verbesserung  und  eine 
Reorganisation der bestehenden Strukturen der OAU. 
Auf der OAU Konferenz in Sirte (Libyen) vom 8. bis 9. September 1999 wurde 
erstmalig  die  Gründung  der  Afrikanischen  Union  diskutiert.  Der  libysche 
Revolutionsführer  Muhamar  al  Gaddafi  war  der  entscheidende  Impulsgeber  zur 
Wiederbelebung  der  afrikanischen  Einheit  durch  die  Einrichtung  einer  neuen 
kontinentalen  Organisationsstruktur.  Gaddafi  befürwortete  die  Schaffung  der 
Vereinigten Staaten von Afrika mit einer gemeinsamen Armee, Währung und einer 
Zentralregierung.  Nur  dadurch  könnten  die  strukturellen  Probleme  Afrikas 
effizienter und effektiver gelöst werden. Er erklärte sich außerdem dazu bereit, viele 
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Organe der neuen Organisation zu finanzieren. Daraufhin wurde auf der Konferenz 
eine Deklaration verabschiedet, in der eine Gründungsakte im darauffolgenden Jahr 
vorliegen sollte.
Vom 9. bis 11. Juli 2001 versammelten sich die Staats- und Regierungschefs Afrikas 
in Lusaka (Sambia) zu ihrem 37. OAU-Gipfel. Dort wurde die Umwandlung der 
OAU in die AU entschieden. Die Versammlung einigte sich auf eine Übergangszeit 
von einem Jahr.
Am 8.  Juli  2002  begann  die  letzte  Gipfelkonferenz  der  OAU  in  Durban  (Süd-
Afrika). Die OAU, die im Jahr 1963 gegründet worden war, wurde in die ein Jahr 
davor beschlossene AU umgewandelt. Fast alle Staats- und Regierungschefs Afrikas 
versammelten  sich  in  Durban,  um  den  Übergang  von  der  OAU  in  die  AU 
einzuleiten.  Am 9.  Juli  2002  wurde  also  die  OAU aufgelöst  und durch  die  AU 
offiziell ersetzt.
Die Gründungscharta, die bereits 2001 beschlossen worden war, beinhaltet vor allem 
folgende Ziele: die Selbstverantwortung bei der Bewältigung von Konflikten und 
Kriegen  sowie  die  Schaffung  einer  gemeinsamen  Verteidigungspolitik  für  den 
afrikanischen  Kontinent.  Ein  neuer  Katalog  von  Prinzipien  und  Zielen  wurde 
veröffentlicht. Dabei wurde besonderer Wert darauf gelegt, dass die AU nicht nur als 
die bloße Fortsetzung der OAU unter einem anderen Namen auftritt, sondern dass 
eine wirklich neue Struktur entsteht, die den afrikanischen Kontinent dazu befähigen 
soll,  seine zentralen Probleme zu bewältigen, die Konflikte zu schlichten und die 
Sicherheit  der  Völker  zu  gewährleisten.  Dies  unterstrich  Malis  ehemaliger 
Staatspräsident Alpha Omar Konaré und AU-Kommissionvorsitzender mit folgender 
Aussage: 
„The AU is not the former OAU, they are completely different.  The 
AU will provide the political leadership and take appropriate action  
without which conflicts cannot be resolved”  (Konaré zit. in: Murithi 
2005: 109).
Nun sollten neue Akzente gesetzt werden, um Armutsbekämpfung, Menschenrechte 
und gute Regierungsführung in den Vordergrund zu stellen sowie Stabilität, Frieden 
und Sicherheit auf dem afrikanischen Kontinent zu fördern. Frieden und Sicherheit 
entwickelten sich für die AU zu einem prioritären Thema. Die OAU hatte Schritte 
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im Bereich  der  Friedenssicherung  eingeläutet  und  insbesondere  im Rahmen  der 
Krisenprävention, Verhandlungsführung, Mediation und Intervention einige Erfolge 
verbucht.  Dementsprechend  sollte  der  neue  Sicherheitsmechanismus  der  AU  die 
sicherheitspolitischen  Aktivitäten  der  OAU  ausbreiten  und  vertiefen.  So  soll  in 
administrativer  Hinsicht  die  neue  Friedens-  und  Sicherheitsarchitektur  der 
afrikanischen Union zur Gründung des  Peace and Security Department  kommen, 
der  vier Abteilungen bzw. Divisionen zugeordnet sind:  die  Conflict  Management  
Division, die Peace Support Operations Division, die Defense and Security Division 
sowie das PSC Secretariat. Darüber hinaus wurde das Peace and Security Council, 
die  African Standby Force, das  Panel of the Wise, das  Continental Early Warning  
System und ein Peace Fund eingerichtet. Damit sollte eine kollektive Verantwortung 
für  Frieden und  Sicherheit  auf  dem Kontinent  geschaffen  werden.  Dafür  hat  die 
Organisation  das  Recht,  auf  Beschluss  der  Versammlung  der  Staats-  und 
Regierungschefs  in  einem  Mitgliedstaat  zu  intervenieren  und  Friedenseinsätze 
durchzuführen,  und  zwar  bei  Vorliegen  schwerwiegender  Umstände  wie 
Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Völkermord (Art. 4 (h) 
Constitutive Act). 
Die Umwandlung der OAU in die AU hat also einen tief greifenden Prozess der 
Institutionalisierung der grundlegende Richtlinien ausgelöst. Folglich wurden durch 
den  Aufbau  der  neuen  Friedens-  und  Sicherheitsarchitektur  neue  Ansätze  und 
Herangehensweisen im Krisenmanagement in Gang gesetzt. 
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4.1 Rat für Frieden und Sicherheit (Peace and Security Council)
Die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten der AU haben erkannt, dass 
Frieden  und  Sicherheit  wesentliche  Voraussetzungen  für  die  sozioökonomische 
Entwicklung  Afrikas  sind.  Daher  wurde  ein  Organ  für  Konfliktprävention, 
Friedenssicherung  und  Konfliktlösung  konstituiert.  Es  ist  der  Kern  der  neuen 
Friedens-,  Sicherheits-  und  Verteidigungsarchitektur  der  AU.  Die  Staats-  und 
Regierungschefs  der  Mitgliedstaaten  der  AU haben  am 26.  Dezember  2003  ein 
Zusatzprotokoll  über  die  Schaffung  des  Rats  für  Frieden  und  Sicherheit 
verabschiedet.  Dieses zentrale Organ trat offiziell  am 25. Mai 2004 in Kraft und 
wurde  von  der  Versammlung  der  Staats-  und  Regierungschefs  mit  47  Staaten 
ratifiziert.14 Laut  des  Protokolls relating  to  the  Establishment  of  the  Peace  and  
security Council of the African Union ist der Rat das: 
„standing decision-making organ for the prevention, management and  
resolution of  conflicts“  und soll  als  „collective  security  and early-
warning  arrangement  to  facilitate  timely  and  efficient  response  to  
conflict and crisis situations in Africa“ agieren (AU 2003b: Art. 2/1).
Mit der Implementierung des afrikanischen Rats für Frieden und Sicherheit (PSC) 
wurde ein dynamischer  Prozess der  Professionalisierung und Institutionalisierung 
des Krisenmanagements aus der Taufe gehoben, der den Frieden und die Sicherheit 
auf dem afrikanischen Kontinent aufrechterhalten soll.
Der  Rat  besteht  aus  15 Mitgliedern,  von denen fünf  für  eine  Amtszeit  von drei 
Jahren  und  zehn  für  jeweils  zwei  Jahren  gewählt  sind.  Es  wird  dabei  die 
geographischen  Verteilung  berücksichtigt  (AU  2003b:  Art.  5).  Die  Zusammen-
setzung des PSC ist also mit dem „principle of equitable regional representation“  
organisiert, das heißt, dass die Repräsentation der fünf Regionen des afrikanischen 
Kontinents  im Gremium gleich  sein  muss.  Um für  die  Wahl  berechtigt  zu  sein, 
müssen  die  AU-Mitgliedstaaten  strenge  Auswahlkriterien  erfüllen.  Dabei  müssen 
unter anderem gewisse finanzielle und militärische Kapazitäten vorhanden sein, das 
14 Seit  dem  Inkrafttreten  des  afrikanischen  PSC,  haben  51  Staaten  das  Gründungsprotokoll 
unterzeichnet, 47 davon haben dies seitdem ratifiziert. Liberia, DR Kongo, Somalia, Seychellen und 
die Zentralafrikanische Republik haben das Gründungsprotokoll unterzeichnet aber nicht ratifiziert. 




heißt, dass die Staaten regelmäßig Beiträge zahlen und sich an friedenserhaltenden 
Maßnahmen beteiligen müssen. Ebenso müssen auch eine gute Regierungsführung, 
die Rechtsstaatlichkeit  sowie die Achtung der Menschenrechte gegeben sein.  Die 
Sitzungen des Rates finden auf Botschafterebene statt. 
Der Rat orientiert sich aus institutioneller Sicht am UN-Sicherheitsrat und sollte wie 
bei  der  UN  als  zentrales  Beratungs-  und  Entscheidungsgremium  in  allen 
Angelegenheiten  von  Frieden  und  Sicherheit  wirken.  Jedoch  existiert  im 
afrikanischen  Rat  für  Frieden  und  Sicherheit  wie  bei  anderen  Organen  der 
Organisation kein Vetorecht. Die Beschlüsse der AU bzw. des Rats sind im Konsens 
zu treffen, wenn dieser nicht zustande kommt, dann reicht eine Zweidrittelmehrheit 
aus. Verfahrenstechnische Fragen sind mit einer einfachen Mehrheit zu entscheiden. 
Daher sollte die Entscheidungsfindung der AU weitaus schneller und effektiver sein 
als bei der UN, die bei umstrittenen Fragen eine äußerst komplexe und daher lang 
andauernde Vermittlungssuche starten muss, um ein Veto zu verhindern.
Der  Rat  ist  also  ein  beständiges  Organ  mit  umfassenden  Verantwortungen.  In 
Hinblick auf die Ziele des Rats für Frieden und Sicherheit  wurden verschiedene 
Aspekte  im Zusatzprotokoll  festgelegt.  Das  Aufgabenspektrum des  Rats  umfasst 
eine ganze  Reihe  von Maßnahmen.  Infolgedessen hat  der  Rat  die  Zuständigkeit, 
unter anderem, den Frieden, die Sicherheit und die Stabilität zu fördern, Terrorismus 
zu  bekämpfen,  demokratische  Verfahren  anzutreiben,  das  Management  von 
Katastrophen  und  humanitären  Aktionen,  die gute  Regierungsführung  sowie  die 
Achtung  der  Menschenrechte  zu  garantieren  (AU  2003b).  In  Bezug  auf  die 
Prinzipien  der  Constitutive Act der  AU,  der  UN-Charta  und  der  Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte verweist Art. 4 des Protokolls ausdrücklich auf die 
Sicherheit der Völker und die friedliche Beilegung von Konflikten.
Das PSC kann gemäß Art. 7 des Protokolls Friedensmissionen entsenden und der 
Versammlung  der  Staats-  und  Regierungschefs  militärische  Zwangsmaßnahmen 
empfehlen,  sofern  schwerwiegende  Umstände  im  Sinne  des  Art.  4(h)  der 
Constitutive Act vorliegen. Dennoch bleibt die Entscheidung, Friedensmissionen in 
Konfliktgebiete  zu entsenden,  der  Versammlung der  Staats-  und Regierungschefs 
vorbehalten. Aber die Mitgliedstaaten sollen laut Art. 7(3) 
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„agree  to  accept  and  implement  the  decisions  of  the  Peace  and  
Security Council, in accordance with the Constititive Act“.
Nichtsdestotrotz  hat  das  afrikanische  PSC  nicht  die  erwarteten  Lösungsansätze 
gebracht. Die Botschafter der 15 Mitgliedstaaten des PSC haben sich in Yaoundé 
(Kamerun) am 15. November 2012 getroffen 
„pour  redéfinir  le  rôle  de  cet  organe  jugé  inefficace  pour  lui  
permettre  de  se  repositionner  dans  la  gestion  des  conflits  sur  le  
continent“ (Afriquinfos 2012).
Dabei bedauerten die Mitglieder des PSC, dass das Organ 
„[a laissé] le champs libre aux puissances étrangères dont les intérêts  
particuliers  priment  très  souvent  sur  ceux  de  l´Afrique  et  des  
Africains“. 
Im Zusammenhang zu  der  aktuellen  Realitäten  auf  dem afrikanischen Kontinent 
konnte sich das afrikanische PSC die Ziele, die es sich von vornherein gesetzt hatte, 
nicht effektiv erfüllen.  
Vor  dem  Hintergrund  der  Institutionalisierung  der  Konfliktprävention  und  des 
Krisenmanagements auf dem afrikanischen Kontinent vollzog sich in einer weiteren 
Etappe  die  Gründung  der  African  Standby  Force,  des  Panel  of  the  Wise,  des 
Continental  Early  Warning System  und eines  Peace Fund. Durch die  Errichtung 
dieser Organe hat das PSC ein umfassenden Anspruch entwickelt, hinsichtlich der 
Wahrung des Friedens und der Sicherheit auf dem Kontinent.
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Abb. 1: Organisationsstruktur des afrikanischen PSC
Quelle: Eigene Darstellung und AU-Dok. (Protocol relating to the Estblishement of  
the peace and security council 2003).
Die  Struktur  des  afrikanischen  PSC  ähnelt  dem  UN-Security  Council.  Das 
afrikanische  PSC  kann  auf  Grundlage  einer  entsprechenden  Entscheidung  des 
Assembly of Heads of States of AU militärisch in einer Konfliktregion intervenieren 
und Friedenstruppen entsenden. Dabei wurde mit der Einrichtung des afrikanischen 
PSC  ein  neuen  Instrument  geschafft,  um  Konflikte  vorzubeugen.  Die  AU-
Mitgliedstaaten sollen die Truppen zur Verfügung stellen. 
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4.2 Afrikanische schnelle Eingreiftruppe (African Standby Force)
Im Hinblick auf die Interventionsvorschriften in Art. 4 der Constitutive Act der AU 
sieht Art. 13 des Zusatzprotokolls die Implementierung einer afrikanischen schnellen 
Eingreiftruppe vor. Mit ihre Einrichtung hat der Rat für Frieden und Sicherheit nicht 
nur  ein  neues  Instrument  zur  Konfliktprävention  zustande  gebracht,  sondern  es 
wurde  auch  eine  schnelle  Eingreiftruppe  zur  Bewältigung  von  gewaltsamen 
Konflikten  eingerichtet.  Die  Erschaffung  der  African  Standby  Force bildet  die 
Antwort der afrikanischen Länder auf das Versagen der internationalen Gemeinschaft 
in  Anbetracht  der  vielen  gewaltsamen  Konflikte  in  Afrika  und  insbesondere  des 
Völkermords in Ruanda. 
Vom 15. bis 16. Mai 2003 haben sich die „African Chiefs of Defence and Security“  
in Addis Abeba versammelt, um über die Etablierung der African Standby Force zu 
beraten.  Ein  Dokument  „Policy  Framework for  the  Establishment  of  the  African  
Standby  Force  and  the  Military  Staff  Committee“  (AU-Dok.  EXP/AU-
RECs/ASF/4/I) wurde im Rahmen der Sitzung veröffentlicht. 
Ziel der  African Standby Force  ist,  Friedenstruppen in Zusammenhang mit Art.  4 
(h/j) der Constitutive Act zusammenzustellen und unter afrikanisches Kommando zu 
stellen. Die African Standby Force hat die Aufgabe, frühzeitig gewaltsame Konflikte, 
die zu Verbrechen gegen die Menschlichkeit führen könnten, zu erkennen und ggf. zu 
verhindern.
Jakkie  Cilliers  und  Johann  Pottgieter  (2010)  haben  die  African  Standby  Force 
untersucht  und  das  Aufgabenspektrum  des  Organs  folgendermaßen  zusammen-
gefasst: 
„The ASF is intended for rapid deployment for a multiplicity of peace  
support  operations  that  may  include,  inter  alia,  preventive  
deployment, peacekeeping, peace building, post-conflict disarmament,  
demobilization, reintegration and humanitarian assistance“ (Cilliers / 
Pottgieter 2010: 111).
Die  African Standby Force untersteht dem Vorsitzenden der AU-Kommission oder 
einem AU-Sonderbeauftragten.  Neben der  African Standby Force  ist  ein  Military  
Staff Committee zur Konfliktprävention, Konfliktbewältigung und Konfliktlösung als 
zusätzliche Komponente konstituiert. Ihm gehören hochrangige Militäroffiziere aus 
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den Mitgliedstaaten des Rats für Frieden und Sicherheit an, und sollen ihn in allen 
militärischen  und  Sicherheitsfragen  beratend  zur  Seite  stehen.  Ein  hochrangiger 
Offizier sollte also die militärische Führung übernehmen. Dabei umfasst die African 
Standby Force nicht nur Militärkomponenten, sondern auch Polizei und Zivilkräfte.  
Die AU-Mitglieder sind verpflichtet, Truppenkontingente zur African Standby Force 
abzustellen.  Die  African  Standby  Force  setzt  sich aus  fünf  regionalen  Brigaden 
zusammen,  wobei  die  regionalen  Wirtschaftsgemeinschaften  als  Fundament  der 
Brigaden  dienen  sollen:  die  North  African  Standby  Brigade (NASBRIG),  die 
Southern  African  Development  Community Brigade  (SADCBRIG),  die  Eastern 
Africa  Standby  Brigade (EASBRIG),  die  Economic Community  of  West  African  
States Brigade (ECOBRIG) und die Economic Community of Central African States  
Brigade (ECCASBRIG).
Die regionalen Brigaden sollen während der Bereitstellung der Truppen die Planung 
und die Logistik der Missionen vorbereiten. Darüber hinaus sollte jeder regionalen 
Brigade für den Einsatz in friedenserhaltenden Operationen 3000 bis 5000 Soldaten 
sowie Polizisten und Zivilkräfte zur Verfügung stehen. Je nach Szenario15 sollen die 
15 Die Einsatzszenarien der African Standby Force geht von Szenario 1 bis 6:
Szenario 1: AU/Regional military advice to a political mission (AU-Militärische Beratung 
von politischen Missionen).  Deployment required within 30 days from an AU mandate  
resolution.
Szenario 2:  AU/Regional  observer  mission  co-deployed  with  a  UN  Mission (AU-
Beobachtungsmission im Sinne einer UN-Mission).  Deployment required within 30 days  
from an AU mandate resolution.
Szenario 3:  Stand-alone AU/Regional observer mission (Selbständige Durchführung einer 
Beobachtungsmission).  Deployment  required  within  30  days  from  an  AU  mandate  
resolution.
Szenario 4:  AU/Regional peacekeeping force for Chapter VI and preventive deployment  
missions (and peace-building)  (Selbständige Durchführung einer Friedensmission gemäß 
Kap.  VI  der  UN-Charta  sowie  präventive  Truppenstationierung zur  Friedensschaffung). 
Deployment required 30 days from an AU mandate resolution.
Szenario 5:  AU peacekeeping force for complex multidimensional peacekeeping missions,  
including those involving low-level spoilers. ASF completed deployment required within 90  
days from an AU mandate resolution, with the military component being able to deploy in  





Truppen  innerhalb  von  14  bis  90  Tagen  einsatzbereit  sein  (AU-Dok.  EXP/AU-
RECs/ASF/4/I). 
Es  war  ursprünglich  vorgesehen,  bis  Ende  2010 eine  afrikanische  Eingreiftruppe 
aufzustellen.  Dabei  sollten  laut  Richtlinie  über  die  Entwicklung  der  ASF  zwei 
Phasen durchgeführt werden. Eine erste Phase sollte am 30. Juni 2005 abgeschlossen 
sein. Das Ziel dieser Phase war „to establish a strategic level management capacity  
for the management of  Scenarios 1-2 missions“. Zum Ende der zweite Phase, also 
am 30. Juni 2010, wurde anvisiert, dass die 
„AU  would  have  developed  the  capacity  to  manage  complex  
peacekeeping operations“ (AU-Dok. EXP/AU-RECs/ASF/4/I). 
In der ersten Phase geht es also um militärische Beratung und Beobachtermissionen. 
In der zweiten Phase geht es wiederum um die Entsendung von Friedensmissionen 
bis zu militärischen Interventionen.
Jedoch kommt  die  Aufstellung  der  Truppen  in  vielen  Regionen  nicht  planmäßig 
voran. Die Durchführung der Phasen ist jetzt bis zum Jahr 2015 verlängert worden 
(AU-Dok.  Assembly/AU/5/(XXI)2013).  Darüber  hinaus  wurde  durch  die 
Verzögerung der Gespräche zwischen der AU und den regionalen Organisationen, 
nicht  wie  angedacht,  organisiert,  und  die  Verhältnisse  sind  auf  vielen  Ebenen 
ungeklärt.  Einige regionale Organisationen wie der ECOWAS sind beispielsweise 
nicht verpflichtet, ein Mandat der AU zu erhalten, um militärische und zivile Mittel 
in ihren Mitgliedstaaten einzusetzen.
Die  Bereitstellung  der  Truppen  innerhalb  von  14  Tagen  ist  außerordentlich 
schwierig, weil wie Cilliers und Pottgieter herausgefunden haben: 
„the […] deployment of a military component within 14 days can only  
be performed by forces that are ready, assembled, fully equipped and  
exercised with transport available on immediate call and with logistic  
Szenario  6:  AU  intervention,  e.g.,  in  genocide  situations  where  the  international  
community does not act promptly  (AU-Intervention in gravierenden Situationen, z.B. zur 
Verhinderung eines Genozids, falls die internationale Gemeinschaft nicht prompt reagiert).  




supplies pre-packed and ready for delivery by air“ (Cilliers/ Pottgieter 
2010: 115).
Es stellte sich heraus, dass ein Einsatz der Brigade in einigen Regionen nur schwer 
durchführbar  erscheint,  weil  innerhalb  dieser  Regionen  äußerst  komplexe  und 
gewaltsame Konflikte ablaufen. Das ist der Fall bei den Konflikten in Somalia, im 
Sudan  sowie  zwischen  Eritrea  und  Äthiopien  (Engel/Porto  2010:  11).  In  dem 
liberianischen Bürgerkrieg waren die Entscheidungen der Staatschefs der AU bzw. 
der ECOWAS nicht endgültig, Truppen nach Liberia zu entsenden. Es gab zuerst 
eine Verzögerung Truppen zur Verfügung zu stellen. In dem Konflikt in Côte d´Ivoire 
wurde  auch  zwischen  den  Staatschefs  einiger  Länder  der  ECOWAS  sehr  viel 
diskutiert, um sich auf ein gemeinsame Vorgehen zu einigen. In Zentralafrika bzw. in 
der DR Kongo ist ein gemeinsame Brigade gar nicht vorstellbar, weil der Krieg im 
Kongo  neun  Staaten  betrifft.  Nichtsdestotrotz  wurde  in  der  DR  Kongo  eine 
Interventionsbrigade  der  UN  gegründet,  um  Zivilpersonen  innerhalb  ihres 
Einsatzgebiets  wirksamen  Schutz  zu  gewährleisten.  Das  Personal  für  die 
Interventionsbrigade  ist  allerdings  nur  von  Soldaten  aus  Südafrika,  Malawi  und 
Tansania konstituiert. In Mosambik hatte auch eine regionale Brigade kaum Chancen 
den Bürgerkrieg einzudämmen, weil Südafrika und Simbabwe die RENAMO bzw. 
die FRELIMO unterstützten. 
Die Afrikanische schnelle Eingreiftruppe ist ein komplexes und ehrgeiziges Konzept. 
Seine Umsetzung ist  für  die  Sicherheit  Afrikas  in hohem Maße unerlässlich.  Die 
Fähigkeit des PSC, seine Streitkräfte im konkreten Fall rasch und effektiv eingreifen 
zu können, hat nicht nur eine wichtige symbolische Wirkung, sondern könnte auch 
einen abschreckenden Effekt auf Konfliktparteien erzielen. Dabei könnte die Präsenz 
der Brigaden Übergriffe abhalten.
Seit der Einrichtung des ASF ist es immer noch die Erfolge der regionalen Brigaden 




4.3 Rat der Weisen (Panel of the Wise)
Laut Art. 11 des PSC-Protokolls ist eine weitere Komponente des Rats für Frieden 
und Sicherheit einzurichten. Das  Panel of the Wise soll  dem Rat für Frieden und 
Sicherheit hinsichtlich der Fragen der Förderung und der Wahrung des Friedens, der 
Sicherheit und Stabilität des afrikanischen Kontinents beratend zur Seite stehen. Das 
Panel of the Wise kann gemäß Art. 11 (3/4) geeignete Maßnahmen zur Unterstützung 
der  Bemühungen  des  Rats  und  des  Vorsitzenden  der  Kommission  zur  Konflikt-
prävention  ergreifen  und  äußert  sich  in  allen  Belangen  zur  Förderung  und 
Aufrechterhaltung  des  Friedens,  der  Sicherheit  und  der  Stabilität  in  Afrika.  Das 
Panel of the Wise  wurde in Jahr 2007 ins Leben gerufen. Seine Hauptaufgabe ist, 
gewaltsame Konflikte im Keim zu ersticken und in diesem Sinne Friedensabkommen 
vorzubereiten, abzuschließen und effizient umzusetzen. 
Nach dem Arbeitsprogramm des Panel of the Wise, das im Jahr 2008 veröffentlicht 
wurde,  sollte  das  Sekretariat  des  Panel  mit  anderen  relevanten  Organen  der  AU 
zusammenarbeiten,  um Informationen zu sammeln  und zu analysieren,  damit  das 
Panel  die Entwicklung auf dem Kontinent verfolgen kann. Das  Panel of the Wise 
trifft  sich  regelmäßig  mit  den  Mitgliedern  des  PSC  und  dem  AU-
Kommissionsvorsitzenden, um sich über Krisensituationen und die Anstrengungen 
zu ihrer Bekämpfung auszutauschen. Demnach 
„The Panel shall meet as often as the circumstances may require and  
in any event at least three times a year or at any time at the request of  
the  Council  or  the  Chairperson  of  the  Commission.  In  between  
meetings, the Panel shall maintain regular consultations among its  
members  through  appropriate  technical  means  to  facilitate  the  
effective  discharge  of  its  mandate“  (AU  /  Conflict  Management  
Division 2008). 
Das  Panel  of  the  Wise besteht  aus  fünf  afrikanischen  Persönlichkeiten  aus 
verschiedenen Segmenten der afrikanischen Gesellschaft. Die fünf Persönlichkeiten 
müssen – um dem Rat der Weisen zugehören zu können – in ihrer Vergangenheit 
hervorragende Beiträge zu Frieden und Sicherheit  sowie zu  der  Entwicklung des 
afrikanischen Kontinents geleistet haben. Die fünf Mitglieder des Rats der Weisen 
sind für die Dauer von drei Jahren gewählt. Dabei soll die Versammlung der Union 
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den  Vorschlag  des  AU-Kommissionsvorsitzenden  (aktuell  die  aus  Südafrika 
stammende  Nkosazana  Dlamini-Zuma)  für  die  Nominierung  der  Mitglieder 
genehmigen.  Für  seine  Tätigkeit  kann  das Panel  of  the  Wise  selbständig,  auf 
Empfehlung des afrikanischen Rats für Frieden und Sicherheit oder auf Bitte des 
AU-Kommissionsvorsitzenden wirken.
Auf  der  AU-Konferenz  in  Kampala  (Uganda)  im  Juli  2010  hat  die  Union  die 
folgenden fünf afrikanischen Persönlichkeiten zu den Mitgliedern des  Panel of the  
Wise gewählt: den ehemaligen Staatspräsidenten Algeriens Ahmed Ben Bella, den 
ehemaligen Staatspräsidenten Sambias Kenneth Kaunda, die ehemalige Ministerin 
für  humanitäre  Angelegenheiten  der  Demokratischen  Republik  Kongo  Marie 
Madeleine Kalala Ngoy,  den ehemaligen Generalsekretär  der OAU Salim Ahmed 
Salim und die ehemalige Stellvertretende des Generalsekretärs der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) Mary Chinery Hesse. Diese fünf Mitglieder des Rats der 
Weisen repräsentieren die fünf Regionen des Kontinents, Ben Bella für Nordafrika, 
Ahmed Salim für Ostafrika, Chinery Hesse für Westafrika, Kaunda für den Süden 
und Kalala Ngoy für Zentralafrika. Die Amtszeit dieser fünf Persönlichkeiten wurde 
im Dezember 2013 beendet. Zur Verbesserung der Effektivität der Gruppe hat die 
Union zusätzlich die Unterstützung der ehemaligen Staatspräsidenten Sao Tomé und 
Principe  Miguel  Trovoada,  der  Vorsitzenden  der  Unabhängigen  Wahlkommission 
Südafrikas  Brigalia  Bam  und  der  Präsidentin  des  Verfassungsgerichts  Benins 
Elisabeth Pognon erhalten. Alle drei waren zwischen 2007 und 2010 Mitglieder des 
Rats.  Seit  Juni  2014  hat  der  Rat  fünf  neue  Mitglieder,  Lakhdar  Brahimi  für 
Nordafrika, Specioza Wandira Kazibwe für Ostafrika, Edem Kodjo für Westafrika, 
Luisa Diogo für den Süden und Albina Assis für Zentralafrika.
Die Mitglieder des  Panel of The Wise sind seit der Gründung des Organs nicht in 
vielen Konflikte in Erscheinung getreten. In den fünf Case Studies der vorliegenden 
Arbeit  waren  die  Mitglieder  des  Panel  nicht  zum  Ausdruck  gekommen.  In  den 
liberianischen und mosambikanischen Bürgerkriegen war das Organ noch nicht ins 
Leben gerufen. In der ivorische Krise und in dem Kongolesischen Konflikt standen 
der  Staatschefs  der  Länder  Afrikas  im Vordergrund.  Auf den Komoren entsandte 
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zunächst  die  AU verschiedene afrikanischen Persönlichkeiten (unter  anderem den 
mosambikanischen Diplomaten Francisco Madeira), um die Krise zu bewältigen.
Lediglich zur „Jasminrevolution“ in Tunesien wurden Miguel Trovoada und Mary 
Chinery Hesse im April 2011 geschickt. Die Ziele dieser Mission waren 
„[...]  first, to mark the continued support of the AU for the efforts of  
the authorities and people of Tunisia in the current political transition  
in the country and, second, to assess the situation in that country, in  
order to identify possible accompanying measures to be taken by the  
AU“ (AU-Dok. 2011).
Gleichwohl sind Murithi und Mwaura der Meinung, dass „the Panel of the Wise is  
still at an early stage of its development and, on this basis, it is premature to make a 
critical judgement about its efficacy or salience“ (Murithi/Mwaura 2010: 90).
111
 
4.4 Kontinentales Frühwarnsystem (Continental Early Warning System)
Damit die AU-Mitglieder Konflikte frühzeitig vorhersehen und diese nicht zulassen, 
klärt das Protokoll laut Art. 12 den Aufbau eines kontinentalen Frühwarnsystems. Im 
Prinzip wurde das  Continental Early Warning System darauf ausgelegt, dass beim 
Auftreten  potentieller  Konflikte  die  AU-Mitgliedstaaten  umgehend  reagieren 
können.  Gemäß  Art.  12  soll  das  Continental  Early  Warning  System dem  AU-
Kommissionsvorsitzenden sowie den Mitgliedern des afrikanischen Rats für Frieden 
und Sicherheit Informationen überreichen, um gewaltsame Konflikte zu verhindern. 
Das  Continental  Early  Warning  System  soll  ein  Lagezentrum  (Situation  Room) 
erstellen, damit die Experten der AU-Mitgliedstaaten Analysen und relevante Daten 
sammeln und untersuchen können. Das  „Situation Room“ ist  mit  fünf regionalen 
Beobachtungszentren  in  den  Hauptregionen  des  Kontinents  verbunden.  Das 
Continental Early  Warning  System bzw.  das  „Situation  Room“  soll  mit  allen 
Akteuren  eng  kooperieren,  insbesondere  mit  den  Regionalorganisationen,  den 
Nichtregierungsorganisationen (NGO), den Forschungszentren,  den UN-Missionen 
und den Agenturen der UN. Mit Hilfe der vor Ort gewonnenen Daten, die sich an 
klar definierten und akzeptierten politischen, wirtschaftlichen, sozialen, militärischen 
und  humanitären  Indikatoren  orientieren,  wird  die  AU  über  mögliche 
sicherheitspolitische  Bedrohungen  und  Gefahren  auf  dem  Kontinent  unterrichtet. 
Anhand der gesammelten Informationen soll  der AU-Kommissionsvorsitzende bei 
potentiellen  Konflikten  und  Bedrohungen  für  die  Sicherheit  und  Stabilität  des 
Kontinents den PSC rechtzeitig beraten und die optimale Vorgehensweise empfehlen 
(Art. 12(5) Protokoll PSC). Darüber hinaus sind die AU-Mitglieder dazu verpflichtet, 
dem AU-Kommissionsvorsitzenden frühestmöglich relevante Informationen auszu-
händigen.   
Wie  El-Ghassim  Wane  (Direktor  der  Abteilung  für  Frieden  und  Sicherheit  des 
afrikanischen  PSC)  und  die  anderen  Koautoren  signalisiert  haben,  ist  das 
Continental Early Warning System 
„the  core  to  the  fulfillment  of  the  Union´s  conflict  prevention,  
management  and  resolution  mandates  as  without  the  capacity  to  
monitor, analyze and develop tailored and timely response and policy  
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options to threats to peace and security on the Continent“ (Wane et  
al. 2010: 91).
Seit  2009  liefert  das  Continental  Early  Warning System  standardisierte 
Frühwarninformationen und erstellt angemessene Analysen. Die Struktur erarbeitet 
in  diesem Sinne  Grundlagen  für  eine  Erfüllung  der  Konfliktprävention,  für  eine 
schnelle  Reaktion  des  PSC  und  für  eine  effiziente  Gestaltung  politischer 
Maßnahmen. Die AU wurde aber für diese Aufgabe überflüssig 
„the African Union would be severely limited in its ability to address  
these appropriately“ (Wane et al. 2010: 91).
Es  ist  festzustellen,  dass  das  Frühwarnsystem  bei  der  Konfliktprävention  eine 
wesentliche  Rolle  spielen  kann.  Dennoch  hat  Frühwarnung  ohne  ein  rasches 
Eingreifen nur geringen Nutzwert.
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4.5 Friedensfonds (Peace Fund)
Zur  Finanzierung  der  Friedenseinsätze  sollte  laut  Art.  21  des  Protokolls  ein 
Friedensfonds  konstituiert  werden,  der  die  notwendigen  finanziellen  Mittel  für 
friedenserhaltende Operationen und andere Tätigkeiten bereitstellt. 
Die Beiträge für den Friedensfonds sollen im Wesentlichen aus dem ordentlichen 
Haushalt  der  AU,  von  Mitteln  aus  der  internationalen  Gemeinschaft  sowie  von 
Mitteln aus anderen Quellen in Afrika (Privatpersonen, Zivilgesellschaft) kommen. 
Die afrikanischen Staaten sind nicht in der Lage, selbst den Finanzierungsbedarf der 
Missionen zu decken. 
Der  Friedensfonds  ist  aktuell  in  außerordentlichem Maße  unterfinanziert  und die 
Beiträge der Mitgliedstaaten haben zu keinem Zeitpunkt zwei Prozent der Gesamt-
einnahmen  des  Fonds  überschritten  (Gänzle  2010).  Daher  ist  die  Organisation 
langfristig  auf  die  Unterstützung  der  internationalen  Gemeinschaft  angewiesen. 
Dabei  sollte  die  seit  2004  eingerichtete  Peace  Facility  for  Africa  (Afrikanische 
Friedensfazilität) der Europäischen Union für die Förderung von friedenserhaltenden 
Operationen die logistische und militärische Unterstützung der Missionen ausweiten. 
Über die  Peace Facility for Africa werden erhebliche Mittel für friedenserhaltende 
Operationen  unter  afrikanischer  Führung  sowie  entsprechende  Maßnahmen  zum 
Kapazitätsaufbau  afrikanischer  Organisationen  bereitgestellt  (EU-Dok  IP/11/998). 
Das  Programm  sollte  jedoch  genutzt  werden,  um  die  Kosten  von  AU-Truppen 
teilweise zu decken. Neben den Missionen sollte diese Initiative die Strukturen der 
neuen  afrikanischen  Friedens-  und  Sicherheitsarchitektur  unterstützen.  Dem 
Programm  sollten  ursprünglich  der  AU  innerhalb  von  drei  Jahren  (2004-2007) 
insgesamt 250 Mio. Euro zur Verfügung stehen. Die Mittel der Initiative wurden für 
die Periode von 2008 bis 2010 um 50 Mio. Euro aufgestockt. Es sollen auch für den 
Zeitraum zwischen 2011 und 2013 300 Mio. Euro zur Verfügung stehen.
Das  Budget  der  Peace  Facility  for  Africa  ergibt  sich  aus  dem  Europäischen 




In  den  Konfliktgebieten,  in  die  die  AU Friedensmissionen  entsandt  hat,  wie  die 
Komoren, hatten den Einsatz der Organisation nur durch internationale Finanzierung 
bzw. Förderung ermöglicht.
Zwischen 2003 und 2011 hat die Friedensfazilität  für Afrika rund 607 Mio. Euro 
bereitgestellt, um mehrere friedenserhaltende Operationen zu unterstützen (EU-Dok. 
IP/11/998), darunter die Missionen im Sudan, in Somalia, auf den Komoren und in 
der Zentralafrikanischen Republik. Neben diesen Missionen wurden auch 100 Mio. 
Euro  für  die  Stärkung  der  institutionellen  Kapazitäten  im  Bereich  Frieden  und 
Sicherheit auf regionaler und kontinentaler Ebene bereitgestellt, sowie 15 Mio. Euro 
für  eine  Reihe  von  Vermittlungsmaßnahmen  (EU-Dok.  IP/11/998).  Es  wurden 
insgesamt zwischen 2003 und 2011 722 Mio. Euro für die Peace Facility for Africa  
zur Verfügung gestellt.
Das gesamte Budget der AU belief sich im Jahr 2011 auf 256.754.447 Mio. US$. 
Dabei wurde der Beitrag der Mitgliedstaaten in Höhe von 122.602.045 Mio. US$ 
festgestellt und 134.152.402 Mio. US$ kommen von internationalen Gebern (AU-
Dok. EX.CL/622/XVIII). Im Vergleich hatte die UN im Jahr 2011 ein Budget von 
5,152 Milliarden US$ (UN-Dok. AG/11203). Der Gesamthaushalt der Europäischen 
Union betrug im Jahr 2011 126,5 Milliarden Euro (EU-Dok. 2011/125/EU). 
Es stellt sich fest, dass der Gesamthaushalt der UN und der Haushalt der EU jeweils 
deutlich das Budget der AU übertrifft. Folglich werden intensiv die Flexibilität und 
die  Anpassungsfähigkeit  der  UN  und  der  EU  zur  Frage  der  Entwicklung,  des 
Friedens und der Sicherheit in den Vordergrund rücken.
115
 
4.6 Rolle des Rats für Frieden und Sicherheit in der Konfliktbeilegung
Das PSC soll den afrikanischen Kontinent bzw. der AU bei der Lösung der Konflikte 
zur Seite stehen und spielt eine Kernrolle in der Sicherheitsarchitektur der AU. Seit 
der Einrichtung des Rats für Frieden und Sicherheit wurden einige Fortschritte bzw. 
Innovationen  hinsichtlich  der  Konfliktbeilegung  und  der  Friedenssicherung 
durchgeführt. Die afrikanischen Staaten stehen viel stärker in der Verantwortung und 
in der Lösung gewaltsamer Konflikte in Afrika als in den 1990er Jahren. 
Die  Vorgehensweise  der  15  Mitgliedstaaten  des  PSC  ist  effektiver  als  die 
Versammlung der AU. So stellen Sturman und Hayatou fest, dass die 
„15-member council  has been able to act more decisively than the  
larger Assembly of 53 member states in responses to urgent political  
crises and conflicts“ (Sturman/Hayatou 2010: 57). 
Dabei tagten die Mitglieder des Rats zwischen Mai 2004 und Dezember 2011 305 
Mal  (AU-Dok.  AU/PSC/PR/BR.CCCV),  um  über  Konfliktmanagement  und 
resultierende  Resolutionen  zu  diskutieren.  Die  Zusammensetzung  der  Tagungen 
hängt  zwar  von  den  zu  behandelnden  Themen  ab,  jedoch  geht  es  bei  den 
Diskussionen mehr um
„conflict  management  and  resolution,  rather  than  conflict  
prevention“ (Sturman/ Hayatou 2010: 69).
Dennoch  steht  dem  Rat  für  Frieden  und  Sicherheit  ein  breites  Spektrum  an 
Konfliktregelungsmechanismen  zur  Verfügung.  Die  Bestimmungen im Art.  3  des 
Protokolls zeigen, welche Rolle das PSC in der Konfliktbeilegung annehmen soll. 
Das PSC soll 
„anticipate  and  prevent  conflict.  In  circumstances  where  conflicts  
have  occurred,  the  Peace  and  Security  Council  shall  have  the  
responsibility  to  undertake  peace-making  and  peace  building  
functions  for  the  resolution  of  these  conflicts“ (Art.  3(b)  PSC 
Protokoll). 
Aber es fehlt eine Durchsetzungskraft bei dem PSC. Nach 305 Tagungen zwischen 
Mai  2004  und  Dezember  2011,  und  über  100  Kommuniqués  über 
Konfliktmanagement  bzw.  über  Frieden und Sicherheit  des  Kontinents,  hatte  das 




Die Bemühungen, Konflikte auf dem afrikanischen Kontinent zu schlichten, gehen 
auch auf die Vermittlung bzw. Mediation von afrikanischen Persönlichkeiten zurück. 
In den hier untersuchten Ländern wurden – sowohl seitens der Konfliktpartein als 
auch der  UN oder  der  AU – immer  wieder  afrikanische  Akteure  aufgerufen,  als 
Vermittler bzw. Mediatoren zu fungieren. 
In der Côte d´Ivoire war nach den Vermittlungsversuchen zwischen 2010 und 2011 
von  Thabo  Mbeki,  Jean  Ping  und  Olusegun  Obasanjo  eine  westafrikanische 
Delegation, bei den Präsident-schaftskandidaten (Gbagbo und Ouattara) eingetroffen. 
Die Staatschefs von Kap Verde, Pedro Pires, von Sierra Leone, Ernest Koroma und 
von Benin, Boni Yayi trafen als Vertreter der ECOWAS die beiden Kontrahenten. 
Die  afrikanischen  Politiker  waren  in  Abidjan,  um den  Rücktritt  von  Gbagbo  zu 
fordern.
„Les émissaires africains sont venus dire à Laurent Gbagbo qu´il n´y  
a  pas  de  compromis  valable  qui  vaille  si  ce  n´est  son  départ  du  
pouvoir“ (Coulibaly 2011).
Daraufhin hatte auch der Regierungschef von Kenia, Raila Odinga, im Auftrag der 
AU die zwei Antagonisten getroffen, um eine politische Lösung zu finden. Diese 
Vermittlungsmissionen hatten letztendlich keine überzeugenden Ergebnisse ergeben.
Im mosambikanischen Konflikt  hatten der Staatspräsident  von Simbabwe,  Robert 
Mugabe, der Staatspräsident von Botswana, Masire, der Vizepräsident von Kenia, 
Saitoti  und  der  südafrikanische  Außenminister  Pik  Botha  eine  außergewöhnliche 
Rolle gespielt. Die Vermittlungsversuche dieser Persönlichkeiten hatten ermöglicht, 
den Staatspräsidenten von Mosambik, Chissano, und den Rebellenführer, Dhlakama, 
an einen Verhandlungstisch auf afrikanischem Boden zu bringen. Dies geschah im 
Sommer  1992  in  Gaborone  (Botswana)  (Fandrych  1998:  39).  Dabei  erwies  sich 
Mugabe  als  Schlüsselfigur  für  das  Treffen  zwischen  Präsident  Chissano  und 
Dhlakama (Morozzo della Rocca 1997: 161).  
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In  Liberia  versuchte  der  ehemalige  ghanaische  Präsident  Jerry  Rawlings,  eine 
Friedenskonferenz  zwischen  den  Bürgerkriegsparteien  zu  organisieren.  Das  Ziel 
dieser  Konferenz  war,  dass  sich  alle  liberianischen  Konfliktparteien  an  einer 
Übergangsregierung beteiligen sollten (Matzak 2004: 10). 
Die  Friedenskonferenz  von Accra  (Ghana)  kam,  nachdem der  Bürgerkrieg  schon 
Jahre gedauert hat, zustande. 
Am 21. Dezember 1994 hatten die Konfliktparteien das Übereinkommen von Accra 
unterzeichnet  (UN-Dok.  S/RES/972  1995).  Trotz  der  Unterzeichnung  des 
Übereinkommens ging der Krieg weiter.
In der Demokratischen Republik Kongo versuchten die Konfliktparteien zwischen 
dem  25.  Februar  2002  und  dem  19.  April  2002  auf  Einladung  des  ehemaligen 
Staatspräsidenten  Südafrikas,  Thabo Mbeki,  Friedensgespräche  aufzunehmen.  Ein 
Abkommen wurde daraus verabschiedet,  aber ohne nennenswerte Ergebnisse. Die 
Situation  eskalierte  drastisch  weiter.  Am  21.  November  2012  beraten  sich  in 
Kampala (Uganda) der Präsident der DR Kongo, Joseph Kabila, der Präsident von 
Ruanda,  Paul  Kagamé,  der  Präsident  von  Kongo,  Dennis  Sassou  Nguesso,  der 
Präsident von Uganda, Yoweri Museveni, sowie Vertreter der AU zur Beendigung 
des wieder aufflammenden Konflikts. Ein Friedensplan wurde beschlossen, in dem 
sich  die  Rebellen  sofort  aus  den  östlichen  Gebieten  des  Landes  zurückziehen 
müssen.  Zuvor  haben  die  Rebellen  mitgeteilt,  das  Land  unter  ihre  Kontrolle  zu 
nehmen.
Auf  die  Komoren  entsendete  die  AU  zunächst  den  Mosambikaner  Francisco 
Madeira16,  um  mit  den  Konfliktparteien  und  vor  allem mit  Mohamed  Bacar  zu 
verhandeln.  Dies  war  jedoch ohne Erfolg,  weil  Bacar  sich weigerte,  das  Amt zu 
räumen  und  jegliche  Verhandlungen  mit  der  Zentralregierung  der  Union  aufzu-
nehmen.  Die  AU  hatte  ab  diesem Zeitpunkt  keine  Alternativen  mehr,  außer  die 
Rebellen militärisch zu zwingen, das Amt zu verlassen.
16 Zwischen 1999 und 2010 war Francisco Madeira Special Envoy of the AU for Comoros.
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4.8 Zwischenfazit und Ausblick
Die  Gründung  der  AU  ist  das  Ergebnis  einer  jahrelangen  Diskussion  über  die 
Schwächen der OAU und insbesondere über die Notwendigkeit einer Änderung der 
OAU-Charta,  sowie  einer  Überprüfung  der  Strukturen,  Verfahren  und 
Arbeitsmethoden der  Organisation.  Die OAU konnte  in  den fast  40  Jahren ihres 
Bestehens  keinen  entscheidenden  Beitrag  zur  ökonomischen  und  politischen 
Entwicklung der Mitgliedstaaten leisten. Außerdem spielte die Organisation bei der 
Lösung binnenstaatlicher oder regionaler Konflikte kaum eine Rolle. Somit wurden 
seit  den  1970er  Jahren über  30 Kriege  auf  dem afrikanischen Kontinent  geführt. 
Ende der 1990er war knapp die Hälfte aller afrikanischen Staaten direkt oder indirekt 
von  Konflikten  oder  Krisen  betroffen.  Darunter  hatte  die  Legitimität  bzw.  die 
Glaubwürdigkeit der Organisation sehr gelitten. 
Dennoch  wurden  einige  Aufgaben  erfüllt,  wie  die  Beseitigung  der  alten 
Kolonialstrukturen  und die  Wahrung der  territorialen  Integrität  der  damals  neuen 
Staaten. Die als Grundprinzip geltende Nichteinmischung hatte zur Folge, dass die 
OAU  auch  angesichts  einer  Serie  von  zahlreichen  Bürgerkriegen,  Rebellionen, 
Genoziden,  Putschen  und  Menschenrechtsverletzungen  unbeteiligt  blieb.  Die 
Haltung der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten der AU-Mitglieder 
wirkte sich also hinderlich auf die Bearbeitung innerstaatlicher Konflikte aus.
Die gesamte Bilanz der OAU zu Peacemaking, Peacekeeping und Peacebuilding war 
frustrierend.  Hierzu  waren  neben  dem  Prinzip  der  Nichteinmischung,  dem 
mangelnden  politischen  Willen  der  Mitgliedstaaten  für  ein  friedenspolitisches 
Engagement  sowie  die  Ressourcenknappheit  die  Hauptursachen.  Darüber  hinaus 
hatten die politischen Bedingungen der Ost-West-Konfrontation die Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedern der Organisation massiv beeinträchtigt.
Die Umwandlung der  OAU in die  AU hat  nicht  nur die  Institutionalisierung des 
afrikanischen  Krisenmanagements  geschafft,  sondern  auch  zum  Willen  der 
Mitgliedstaaten zur Stabilisierung des afrikanischen Kontinents beigetragen. Dabei 
sollen die Vorschriften beispielsweise verantwortungsbewusste Regierungsführung, 
demokratische  Prinzipien  und  Institutionen,  die  Durchsetzung  der  UN-




Der  AU  steht  jetzt  vor  allem  ein  umfassendes  breites  Spektrum  an 
Konfliktregelungs-mechanismen  zur  Verfügung  und  sie  kann  Maßnahmen 
beschließen, damit Konflikte schnell bereinigt werden können.
Es ist festzustellen, dass seit der Einrichtung des afrikanischen Rats für Frieden und 
Sicherheit am 26. Dezember 2003 immer noch Schwierigkeiten bestehen, obwohl 
mehrere  Sanktionen  gegen  einige  afrikanische  Staaten  und  die  Entsendung  von 
Truppen auf die Komoren, nach Somalia und in den Sudan beschlossen wurde.   
Trotz  der  Schwierigkeiten  hat  das  PSC  das  Potential,  sich  zum Mittelpunkt  der 
afrikanischen  Sicherheitsordnung  weiterzuentwickeln.  Nicht  zuletzt  waren  es 
Initiativen des Rats, die bei den Auseinandersetzungen in Burundi, Kenia, auf den 
Komoren, in Mali und Mauretanien entscheidende Lösungsimpulse vermittelt haben 
(Vgl. Amvane 2014).
Es  ist  auch  eine  große  Herausforderung,  aus  dem  Friedensfonds  die  AU-
Friedensmissionen zu finanzieren. Wie die OAU leidet auch die AU an gravierendem 
Mangel  an  Ressourcen.  Die  meisten  Mitglieder  der  Organisation  stehen also mit 
ihren Beitragszahlungen im Rückstand. Allein Südafrika, Algerien, Nigeria, Ägypten 
und Libyen kommen für 75 Prozent des Budgets der Organisation auf, während die 
anderen  Staaten  nur  für  25  Prozent  des  Budgets  aufkommen  (Cilliers/Pottgieter 
2010: 130).
Trotz aller Schwierigkeiten, die die Africa´s New Peace and Security Architecture zu 
bewältigen  hat,  ist  es  durchaus  sinnvoll  zu  versuchen,  die  hochgesteckten  und 
anspruchsvolle Ziele zu erreichen. 
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5. Analyse von UN und AU Friedensmissionen in Afrika
Friedensmissionen sind aus der Praxis der Friedenssicherung durch die UN heraus 
entstanden. Die Entsendung von UN-Friedenstruppen wird vom UN-Sicherheitsrat 
mit (in der Regel) der Zustimmung aller beteiligten Parteien beschlossen. Bei diesen 
Missionen kommen Militär-, Polizei- und Zivilkräfte zum Einsatz.
Im  Laufe  der  letzten  Jahre  haben  sich  die  Ziele  und  Zwecke  der  UN-Friedens-
missionen erweitert. Die erste UN-Mission erfolgte im Nahen Osten im Jahr 1948, 
gefolgt  von  dem  Einsatz  in  der  Suez-Krise  im  Jahr  1956.  Diese  beiden 
Peacekeeping-Einsätze waren die  ersten Missionen der  UN nach ihrer Gründung. 
Die  Mission  der  UN  im  Nahen  Osten  war  begründet,  um  den  Waffenstillstand 
zwischen arabischen und israelischen Kriegsparteien zu wahren. Zur Durchführung 
der Mission schickte der  UN-Sicherheitsrat  militärische Beobachtertruppen, deren 
Einsatz  beide  Kriegsparteien  zustimmte.  Im  Zuge  der  Suez-Krise  waren  die 
Blauhelme der UN erstmals mit bewaffnete Einheiten eingesetzt.  Ähnlich wie die 
Mission im Nahen Osten, waren die Truppen entsandt, um den Waffenstillstand und 
den Frieden zwischen Israel und Ägypten zu sichern.  
Die Operation der Vereinten Nationen im Kongo (ONUC), vom Juli 1960 bis Juni 
1964, war der erste Einsatz der UN in Afrika. Die Mission sollte zur Lösung des 
Konflikts im Kongo17 beitragen und war durch die Sicherheitsratsresolution 143 vom 
14 Juni 1960 legitimiert. Durch diese Resolution 143 erhielt der UN-Generalsekretär 
die  Autorisation  alle  Mittel  zu  ergreifen,  um die  Regierung  der  Demokratischen 
Republik  Kongo  bei  der  Aufstellung  nationaler  Sicherheitsorgane  und  bei  der 
Herstellung der öffentlichen Ordnung zu unterstützen. 
Jahrzehnte später, nach dem ersten Einsatz der UN in Afrika, wurde im Rahmen der 
Friedens-  und  Sicherheitsarchitektur  der  AU  seit  2004  auf  dem  Kontinent  eine 
kollektive Verantwortung für Frieden und Sicherheit geschaffen. Die AU hat damit 
das Recht, bei Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Genozid 
(AU 2001: Art. 4(h)) sowie ernsthafter Bedrohung der legitimen Ordnung in einem 
Mitgliedstaat zu intervenieren (AU 2003: Art. 4(h)).




Die  Staats-  und  Regierungschefs  der  AU-Mitgliedstaaten  haben  erkannt,  dass 
Frieden  und  Sicherheit  wesentliche  Voraussetzungen  nicht  nur  für  die 
sozioökonomische  Entwicklung  Afrikas  sind;  sondern  auch  zur  Stabilität  des 
Kontinents  beitragen können.  Daher  wurde  das  afrikanische  Peace  and Security  
Council für Konfliktprävention, Friedenssicherung und Konfliktlösung konstituiert. 
Es ist der Kern der neuen Friedens-, Sicherheits- und Verteidigungsarchitektur der 
AU.
Die  Mitglieder  des  afrikanischen  PSC waren  und  sind  oft  im  Umgang  mit  den 
Konflikten  auf  dem afrikanischen  Kontinent  uneinig.  Dabei  wurde  das  Konzept 
„afrikanische Lösungen für afrikanische Probleme“ in Frage gestellt. Die AU bzw. 
das PSC der AU war nicht in der Lage, die vielen Konflikte in Afrika zu verhindern, 
da die Krisenprävention und das Krisenmanagement nicht den Plan des afrikanischen 
PSC erfolgen. 
In  der  fünf  Case  studies  bzw. die  Konflikte,  die  ich in der  vorliegenden  Arbeit 
untersucht habe, waren die afrikanischen Staatschefs gegen eine Einmischung der 
Organisation bzw. des afrikanischen PSC. 
In der liberianischen Krise wurde zwei Gruppen gebildet,  die den Rebellenführer 
Charles Taylor unterstützt hatten (Felix Houphouet Boigny Staatspräsident von Côte 
divoire, Blaise Compaoré Präsident von Burkina Faso), und eine andere Gruppe, die 
den Staatspräsidenten Samuel Doe den Rücken gestärkt hatten (Ibrahim Babangida 
Präsident von Nigeria, Joseph Momoh Präsident von Sierra Leone). In der Côte d
´Ivoire waren Jacob Zuma (Südafrika), Eduardo dos Santos (Angola) und Yorewi 
Museveni (Uganda) gegen eine Einmischung des afrikanischen PSC in der Krise. In 
der DR Kongo sind die benachbarten Staaten bzw. deren Staatsoberhäupter nie zur 
Harmonie  gekommen,  um  ihre  Position  klar  zu  definieren.  In  Mosambik 
unterstützten  Simbabwe und  Südafrika  die  Rebellenorganisation  (RENAMO).  Im 




Eine Zusammenarbeit der AU mit der internationalen Gemeinschaft bzw. mit der UN 
war  unabdingbar,  da  alle  Versuche  auf  afrikanischer  Ebene,  die  Konflikte 
einzudämmen und eine friedliche Machtübergabe scheiterten.
In  der  Côte  d´Ivoire  erklärte  der  Präsidentschaftskandidat, Alassane  Ouattara  im 
Dezember 2010, nach einem langen Zögern seiner Kontrahenten, die Wahlergebnisse 
zu akzeptieren, die Zeit für Gespräche und Kompromisse für beendet. Die UN sollte 
eine  aktive  Rolle  in  der  Krise  spielen  und  die  bereits  im  Land  stationierten 
Blauhelme unterstützen. Der UN-Sicherheitsrat forderte in der Resolution 1975 den 
anderen  Präsidentschafts-kandidaten,  Laurent  Gbagbo,  den  die  Internationale 
Gemeinschaft als Verlierer der Präsidentschaftswahlen angesehen hatte, aus seinem 
Amt umgehend abzutreten (UN-Dok. S/RES/1975/2011). Die Mission der UN sollte 
zur  Erfüllung  ihres  Mandats  alle  erforderlichen  Mittel  einsetzen,  um  die 
Zivilbevölkerung, die sich unter unmittelbarer Drohung physischer Gewalt befanden, 
zu schützen. Die Blauhelme waren auch beauftragt, Ouattara zu beschützen. Ouattara 
nutzte den internationalen Rückhalt, um das Präsidentenamt zu ergreifen.
Einige Staatschefs, darunter Dos Santos, Jammeh und Museveni hatten Zweifeln an 
dem Sieg von Alassane Ouattara, den die internationale Gemeinschaft als Wahlsieger 
angesehen hatte.  Es wurde eine neue Aufarbeitung des Wahlprozesses sowie eine 
neue Zählung der Wahlzettel oder eine Machtteilung (Power sharing), wie sie bereits 
in Simbabwe oder in Kenia bestand, gefordert. Durch diese Alternativen sollte ein 
militärisches Eingreifen der internationalen Gemeinschaft verhindert werden. Aber 
andere afrikanische Staatschefs wie Compaoré, Goodluck und Wade plädierten für 
einen bedingungslosen Rückzug des amtierenden Präsidenten und drohten mit einer 
Invasion der ECOWAS. Die Mediatoren, die der ECOWAS bzw. die AU entsandt 
haben, könnten keinen Erfolg verzeichnen. 
 
Im folgenden Kapitel  werden die  Konfliktursachen und die  Einrichtung von UN-
Friedensmissionen in den Konfliktländern dargestellt. 
Durch  der  Zusammenbruch  der  beiden  Blöcke  Ende  der  1980er  wurden  die 
ursprünglichen Aufgabenbereiche der UN ausgedehnt. Daraufhin standen die UN vor 
neuen  Herausforderungen  im  Bereich  des  Konfliktmanagements.  Diese  neue 
Konstellation ist der Ausgangspunkt für die Darstellung der Erfolgsfaktoren bzw. der 
123
 
Gründe für Misserfolge der UN-Friedensmissionen. Darauf folgt eine Bewertung der 
UN-Friedensmissionen in Anlehnung an Matthies´ Erfolgskriterien18. 
Anhand der vier Hypothesen der Arbeit werden die Mandate ausgewertet, um dabei 
die Prioritäten und Strategien der Missionen klar zu definieren. 
Im  letzten  Abschnitt  des  Kapitels  werden  die  strukturellen,  logistischen, 
organisatorischen  und  kulturellen  Probleme  der  Friedensmissionen  erörtert  und 
analysiert.
18 Vgl. Seite 25/26 der vorliegenden Arbeit
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5.1 Die UN zwischen Krieg und Frieden
Mit dem Ende des Kalten Krieges haben sich die Spielregeln in den internationalen 
Beziehungen  und  damit  die  politischen  und  militärischen  Rahmenbedingungen, 
sowohl bei der Zusammensetzung der UN-Missionen als auch bei dem Einsatz der 
Blauhelme, verändert. Die Welt befand sich zu diesem Zeitpunkt in einem Zustand 
fundamentaler Umbrüche, gekennzeichnet durch zunehmende Spannungen.
Das  weltpolitische  Geschehen  wurde  nun  nicht  mehr  durch  Konflikte  zwischen 
Staaten geprägt, sondern der Weltfrieden und die internationale Sicherheit wurden 
vielmehr  durch  ethnische,  religiöse,  politische,  ökonomische  und  soziale 
Auseinandersetzungen  bedroht.  Folglich  hatten  sich  die  Aufgabenbereiche  der 
Organisation in den Konfliktregionen ausgedehnt. 
Die  fünf  Ständigen  Mitglieder  des  UN-Sicherheitsrats  versuchten  am  Ende  des 
letzten Jahrhunderts und bis zum Beginn des neuen Jahrhunderts bzw. bis 2001 nun 
konstruktiv zusammenzuarbeiten. Am 11. September 2001 veränderte sich mit der 
Terroranschläge in New York die Kooperation der UN-Sicherheitsratsmitglieder. Für 
die  USA und Großbritannien  war  der  „Krieg  gegen  den  Terrorismus“  eine  neue 
strategische  Herausforderung,  im  Gegensatz  zu  den  anderen  Mitglieder  des 
Sicherheitsrats  (China  und  Russland),  die  nicht  bereit  waren,  neue  Kriege 
auszuführen.  Die  Kooperation  bei  den  Mitgliedern  des  Sicherheitsrats  war  aber 
Anfang der 1990er neu formuliert, daher sollten die UN schneller und effektiver auf 
Konflikte reagieren können.
Es wurden neue Konzepte und Strategien entwickeln, um die Zivilbevölkerung zu 
schützen. Die UN-Soldaten standen oft zwischen den Fronten und wurden häufig als 
Teil des Konflikts angesehen. Sie standen nun vor einem Dilemma, nämlich, ob sie 
Gewalt  anwenden müssen,  um ihre  Aufgaben aufrechtzuerhalten  oder  ob  sie  mit 
Passivität  und  Gewaltlosigkeit,  die  sie  in  den  Jahren  zuvor  ausgezeichnet  hatte, 
weitermachen.
In der  DR Kongo wurde die  Passivität  der  Soldaten  der  Weltorganisation  häufig 
kritisiert. In der Côte d´Ivoire bezeichneten Gbagbos Anhänger die UN-Blauhelme 
oft  als  Teil  des  Konflikts,  und sie  unternahmen nur  wenig,  um die  Massaker  zu 
verhindern. Hofnung berichtet, dass im Westen des Landes (Duékoué) die Soldaten 
der UN-Mission in Côte d´Ivoire, die weniger als einen Kilometer entfernt standen, 
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nicht verhindern konnten, dass Hunderte Menschen umgebracht wurden (Hofnung 
2011:  167).  In  Liberia  intervenierte  die  UN zuerst  nicht,  und  der  Krieg  kostete 
mehreren  Hunderttausend  Menschen  das  Leben.  Die  Passivität  der  UN-Soldaten 
diskreditierte massiv die Friedensmissionen.
Durch negative Erfahrungen wurde die rigide Beschränkung der Befugnis lediglich 
zur Selbstverteidigung von der Waffen Gebrauch machen zu dürfen,  abgelöst.  Es 
sollte  militärische  Gewalt  nur  dann  angewendet  werden  dürfen,  sofern  das  zur 
Durchsetzung des erteilten Mandats notwendig sei (Eisele 2003: 32). Darüber hinaus 
wurden die UN-Soldaten ermächtigt, ihre Stellung zu verteidigen.
Die Politik der UN wurde mehr und mehr von militärischen Maßnahmen bestimmt. 
In diesem Zusammenhang unterstrich der britische Friedensforscher Fetherston das 
„basic  paradox  of  contemporary Peacekeeping“.  Fetherston  betont,  dass  das 
grundsätzliche Paradox des Peacekeeping ist 
„the  fact  that  it  is  a  peaceful  third party  intervention  but  is  often  
carried out on the ground by military personnel“  (Fetherston 1994: 
223). 
Fetherston zufolge liegt  also ein wesentliches  Problem des  Peacekeeping in  dem 
Tatbestand, dass es sich um eine friedfertige Intervention von dritter Seite handelt, 
die aber häufig von Militär ausgeführt wird. Die UN-Soldaten stehen tatsächlich für 
eine  friedensstiftende  Rolle.  Der  Einsatz  von Militär  und dabei  die  militärischen 
Maßnahmen  sollen  Frieden  in  den  Konfliktgebieten  ermöglichen.  Demgegenüber 
stellt Volger fest, dass Friedenssicherung wirksamer werden kann, wenn soziale und 
wirtschaftliche Probleme gelöst sind (Volger 1994: 97). Folgt man diesem Argument 
von Volger, dann sind soziale, gesellschaftliche und ökonomische Maßnahmen, wenn 
rechtzeitig eingesetzt, effektiver als der Einsatz von Militär, der nur die ultima ratio 
darstellen sollte.  
In den letzten Jahren kommt es aber immer wieder zu gewaltsamem Vorgehen bei 
UN-Friedensmissionen.  Im  Osten  der  DR  Kongo  benutzte  die  MONUC 
beispielsweise  Kampfhubschrauber,  um ihre  Position  zu  verteidigen.  In  der  Côte 




Die militärischen Initiativen der Blauhelme bzw. die Interventionen der UN-Soldaten 
in den Konfliktgebieten können zur Beendigung der Konflikte und zum Erfolg der 
Mission beitragen, das heißt, dass die Benutzung der Artillerie durch die Blauhelme 
die Kombattanten davon abhalten, die Zivilbevölkerung weiter niederzumetzeln.
Die UN haben seit dem letzten Jahrzehnt des letzten Jahrhunderts in Hinblick auf die 
umzusetzenden  Strategien  neue  Instrumente  entwickelt,  mit  der  die  Organisation 
erfolgreich auf Konflikte bzw. Kriege einwirken will. Um Erfolge zu verzeichnen, 
hat die UN in der Vergangenheit versucht die Durchführung der Friedensoperationen 
zu verbessern. Im nachstehenden werde ich die neue Instrumente der UN darstellen 
und dabei ihre Wirkung untersuchen
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5.2 Ursachen und Dynamik der Konflikte in den Ländern – Fallbeispielen 
Um die gegenwärtigen Konflikte in den fünf Ländern besser zu verstehen, werde ich 
in dieser Arbeit  auf die Entstehungsbedingungen, die Ursachen und Dynamik der 
Konflikte zurückblicken. 
In  allen  hier  untersuchten  Konflikten  (Côte  d´Ivoire,  Mosambik,  Demokratische 
Republik  Kongo,  Liberia  und  Komoren)  kommt  bzw.  kam  es  zu  inneren 
Konfrontationen zwischen Regierungen und Rebellen, um ihre ideologische Position 
zu verteidigen, und oft die politische Macht zu übernehmen. In der Côte d´Ivoire 
sind die Rebellen der „Forces Nouvelles“ und die Regierung mit der Sezession des 
Landes aneinander geraten. In Mosambik hat die RENAMO versucht, die Regierung 
zu  bekämpfen.  In  der  DR  Kongo  begann  der  Konflikt  zwischen  Rebellen  und 
Regierung  mit  der  Sezession  Katangas  und  dem  Marsch  durch  das  Land  von 
Anhängern der AFDL (Alliance des Forces Dèmocratiques pour la Libération du  
Congo).  In Liberia versuchte der  Warlord Taylor die Macht von Präsident Doe zu 
ergreifen. Auf den Komoren versuchten Bacar und seine Gefolgsleute, die Macht zu 
konfiszieren. Die UN bzw. die AU entsandten in diese Krisengebiete Missionen, um 
die Gewalt einzudämmen bzw. die (innerstaatliche) Konflikte zu beenden.
Innerstaatliche  Konflikte  entstehen  dort,  wo  der  Staat  nicht  fähig  ist,  die 
wesentlichen  und  zentralen  staatlichen  Aufgaben  wahrzunehmen.  Das  heißt  vor 
allem, dass der Staat im gesamten Staatsgebiet nicht in der Lage ist, den Schutz der 
Bürger gewährleisten zu können. Kriege und Konflikte lassen sich von Staaten oder 
gesellschaftlichen  Gruppierungen  definieren,  um  ihre  machtpolitischen  und 
ideologischen  Ziele  mittels  organisierter  bewaffneter  Gewalt  durchzusetzen. 
Staatliche und nichtstaatliche Akteure verwenden häufig Gewalt zur Durchsetzung 
ihrer politischen Interessen.  Celestine Bassey geht weiter in seiner Argumentation 
und stellt fest, dass 
„Violent  conflict  generates  social  division,  reverses  economic  
progress, impedes sustainable development and frequently results in  
human rights violations“ (Bassey 2007). 
Angesichts dieser Unfähigkeit des Staates, die Sicherheit und Freiheit seiner Bürger 
zu garantieren  und sein Territorium zu beschützen,  treten  andere Autoritäten und 
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andere  Herrschaftsstrukturen  an  seine  Stelle,  die  die  staatlichen  Aufgaben  dann 
versuchen zu übernehmen. Es folgen meistenteils Brutalität, Anarchie, Gewalt und 
Krieg. Die beteiligten Parteien eines Konfliktes versuchen durch Kämpfe und Gewalt 
die Auseinandersetzung zu lösen und dabei die Macht zu kontrollieren.
Auf  dem afrikanischen  Kontinent  ist  seit  dem Ende  des  Ost-West-Konflikts  ein 
Wandel in der Gewaltstruktur bzw. in der Auseinandersetzung zu sehen. Das Ende 
der bipolaren Konfrontation hatte die Dynamik der Konflikte und die Motivationen 
und  Interessen  der  internen  und  externen  Akteure  ausgeblendet.  Dazu  sind  neue 
Arten  von  Konflikten  aufgetreten.  Es  gibt  kaum  noch  Konflikte  oder  Kriege 
zwischen  zwei  Staaten,  sondern  innerhalb  eines  Staatsgebiets  und  oft  mit  der 
Einmischung der Nachbarstaaten. Durch die Intervention der benachbarten Staaten 
eskalierten häufig die Situationen mit fatalen Folgen für die Zivilbevölkerung. 
Im folgenden wird die Dynamik der Konflikte in Liberia, in der Côte d´Ivoire,  in der 
DR Kongo,  in  Mosambik  und auf  den  Komoren  dargestellt,  die  Krisen  und  die 
Motivation  der  Kriegsparteien  analysiert,  und  anschließend  zu  jedem  der  fünf 
untersuchten Länder die verschiedenen Friedensmissionen der UN dargestellt.
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5.2.1 Der Bürgerkrieg in Liberia und die Einrichtung der UNOMIL und der  
UNMIL 
Der Bürgerkrieg in Liberia begann 1989 und dauerte 14 Jahre. Der Bürgerkrieg wies 
keine eindimensionalen Konfliktursachen auf, sondern resultierte aus einem Bündel 
von Konfliktlinien (Matzak 2004: 1). Bei dem Bürgerkrieg in Liberia handelte es 
sich sowohl um einen ethnischen Konflikt, als auch um einen Guerilla-, sowie einen 
Ressourcenkrieg. In diesem Bürgerkrieg war die Religion nicht im Vordergrund.
Bei  der  Betrachtung  des  Bürgerkrieges  in  Liberia  sind  einige  historische 
Besonderheiten  aufzuzeigen.  Liberia  war  zunächst  ein  Projekt  zur  Rücksiedlung 
befreiter  Sklaven  aus  den  USA.  Das  Land  ist  neben  Äthiopien  das  einzige 
Territorium auf dem afrikanischen Boden, das nicht in Kolonialbesitz war. Liberia 
und Äthiopien waren bereits im 19. Jahrhundert die ersten unabhängigen Staaten auf 
dem  afrikanischen  Kontinent.  Die  Rücksiedler  erklärten  erst  1847  Liberia  als 
Republik mit eigener Verfassung.
Konflikte  zwischen Einheimischen,  die  95 Prozent  der  Bevölkerung ausmachten, 
und den Nachkommen ehemaliger Sklaven prägten das Land, weil die ehemaligen 
Sklaven eine andere Lebensweise führen wollten und dabei die Einheimischen zu 
„zivilisieren“  versuchten.  Daraufhin  übernahmen  die  befreiten  Sklaven  mit  der 
Liberian True Whig Party die politische Gewalt und den Einheimischen wurden alle 
politischen Rechte verweigert.
Liberia entwickelte sich zu einem aristokratischen System, das heißt, mit besonderen 
Leistungen für privilegierte Schichten nach dem Vorbild der Südstaaten der USA, 
welches  der  afrikanischen  Stammestradition  fremd  war  und  zu  langwierigen 
Konflikten  mit  den  Einheimischen  führte  (Matzak  2004:  3).  Die  Einheimischen 
waren nicht  Teil  des  Systems,  sondern wurden von den Ameriko-Liberianern  als 
Arbeitskräfte ohne Anspruch auf politische Teilhabe gesehen und waren sowohl von 
höheren  Bildungseinrichtungen  wie  auch  von  Führungspositionen  in  allen 
Teilbereichen des Staatsapparats ausgeschlossen (Matzak 2004: 3). Staatspräsident 
William Tubman, der zwischen 1944 und 1971 im Amt war und sein Nachfolger 
William Tolbert, der von 1971 bis zu seiner Ermordung 1980 die Tätigkeit ausübte, 
versuchten diese Ungerechtigkeit zu kompensieren. 
Die  Versuche,  der  Präsidenten  Tubman  und  Tolbert,  die  Einheimischen  in  das 
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politische,  gesellschaftliche  System  des  Landes  zu  integrieren,  führten  zu  einer 
Politisierung der Gesellschaft und zur Gründung neuer politischer Parteien, die von 
den  Einheimischen  getragen  wurden  (Matzak  2004:  4).  Neue  politische 
Organisationen wie das Movement for Justice in Africa (MOJA) und das Progressive  
Alliance for Liberia (PAL) wurden 1973 bzw. 1975 gegründet. Das  Movement for  
Justice in Africa und das Progressive Alliance for Liberia begannen gleich nach ihrer 
Gründung,  das  legitime  Recht  der  Mitglieder  geltend  zu  machen.  In  der 
Gründungsakte der neuen Organisationen wurde beispielsweise ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass
„Americo-Liberianism,  or  Black  colonialism,  must  be  eroded.  The  
unity of  all  our people must be promoted,  and unification must  be  
transformed from a policy to a practice. All parts of the country must  
be connected by roads and communications services“ (Alie 2009: 79).
Ahadzi (2009)  unterstreicht,  dass die alleinige Herrschaft  der Ameriko-Liberianer 
wesentliche historische Ursache des Bürgerkrieges in Liberia ist. 
„The root  causes  of  the civil  war in  Liberia can be  traced to  the  
history of the state marked by extreme socio-economic and political  
asymmetries instituted by a minority Americo-Liberian oligarchy for  
over 130 years“ (Ahadzi 2009: 42).
Der ungleiche Zugang zu ökonomischen Gütern und die ungleiche Verteilung der 
Entfaltungschancen führten Ende der 1970er Jahre zuerst zu Unruhen in Monrovia 
und wurden letztendlich im ganzen Land propagiert.
Infolgedessen löste im Jahr 1979 die Anhebung des Preises für Reis – das wichtigste 
Nahrungsmittel  in  Liberia  –  Demonstrationen  aus.  Daraus  entwickelte  sich  eine 
Staatskrise.  Die  Ameriko-Liberianer,  die  den  Staatsapparat  lenkten,  verloren 
allmählich die  Kontrolle.  Die sozialen und politischen Proteste der liberianischen 
Bevölkerung  wurden  nur  mit  Gewalt  und  hartem  Durchgreifen  der  Polizei 
aufgehalten.  Ahadzi  bewertet  diese  Gewalt  gegen  die  Zivilbevölkerung  als  einen 
Misserfolg der Politik: 
„Repression is a failure of a regime to conduct politics in the normal  
way“ (Ahadzi 2009: 44).
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In diesem Zusammenhang begann der Master Sergeant Samuel Kanyon Doe am 12. 
April 1980 mit einer Gruppe von Unteroffizieren einen blutigen Militärputsch, bei 
dem Präsident Tolbert getötet wurde. Doe übernahm das Präsidentenamt und erklärte
„their action was taken, among many, to put an end to the violation of  
the  human,  constitutional  and civil  rights  of  the  Liberian  people“  
(Saye Guannu 2009: 31). 
Es folgte öffentliche Hinrichtungen, zunächst von Ameriko-Liberianern und deren 
Angehörigen  (Matzak  2004:  6),  dann  auch  von  angeblichen  oder  tatsächlichen 
politischen Gegnern und von Bürgern, die sich den neuen Machtverhältnissen nicht 
unterordnen  wollten.  Mehrere  Minister  der  gestürzten  Regierung  wurden  vor 
laufenden Kameras am 22. April 1980 in der Nähe von Monrovia hingerichtet (Ellis 
1999: 52). 
Der  Militärputsch  wurde  von  vielen  einheimischen  Liberianern  „interpreted,  
wrongly,  as  the  historic  revenge of  the  native  against  the  Americo-Liberians“  
(Huband 1998:  XI).  Der  Aufstieg  von Doe an  die  Macht  „served as  a political  
transition similar to the decolonization process elsewhere on the continent“ (Magyar 
1998: 53).  Die Ameriko-Liberianer leiteten, seit 1847, die Verwaltung des Staates. 
Die Einheimischen, die 95 Prozent der Bevölkerung ausmachten, die alles im Land 
ausrichteten, wurden in vielen staatlichen und politischen Ebenen benachteiligt. Die 
Einheimischen  wurden  mehr  von  den  Ameriko-Liberianern  als  Arbeitskräfte 
gesehen, ohne jegliche politische Rechte. 
Um seine Macht zu stabilisieren, versuchte Doe, die ethnische Ausrichtung stärker 
zu berücksichtigen.  Er  bevorzugte seine Ethnie,  die  Krahn,  (ca.  fünf Prozent  der 
Gesamtbevölkerung) im Staatsapparat und insbesondere in der Armee. Dabei wurden 
alle wichtigen politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bereiche von den 
Krahn besetzt und die anderen Ethnien von der Armee und der Polizei marginalisiert 
und terrorisiert.  Nicht nur das liberianische Volk, sondern auch die ausländischen 
Immigranten wurden außer Landes getrieben, und die regionalen Differenzen und 
Streitigkeiten  mit  den  Nachbarstaaten  Côte  d´Ivoire,  Guinea  und  Sierra  Leone 
wurden noch verstärkt. 
Trotz der vielen Menschenrechtsverletzungen hatten die USA laut Kappel / Korte 
(1992)  die  Regierung  Doe  bzw.  die  liberianische  Armee  mit  mehreren  Hundert 
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Millionen  US$  für  die  militärische  Ausrüstung  gefördert  und  damit  zur 
Unterdrückung der gesamten Bevölkerung beigetragen (Kappel / Korte 1992: 321). 
Die  USA hatten  in  Liberia  einen  wichtigen  Marinestützpunkt,  und  deshalb  aus 
strategischen Gründen, trotz der Unterdrückung, der Gewalt, der Menschenrechts-
verletzungen und der Korruption, die Regierung Does unterstützt. 
Die Hoffnungen, die die Liberianer Anfang der 1980er Jahre auf Samuel Doe gesetzt 
hatten, verflogen rasch. Die wirtschaftliche, politische und soziale Lage verbesserte 
sich unter dem Vorsitz von Doe nicht. Korruption, Menschenrechtsverletzungen bzw. 
willkürliche Behandlung politischer Gegner wurden in der Ära Doe nicht beseitigt 
(Van den Boom 1993: 14). Der Machtwechsel führte somit nicht, wie gehofft, zu 
einer  Normalisierung  des  Lebens  vieler  Liberianer,  sondern  zu  einer 
Marginalisierung einiger Regionen des Landes, wie im Norden und Nordosten. Es 
entstand  dabei  erneut  eine  Unzufriedenheit  in  der  Bevölkerung.  Infolgedessen 
versuchte am 12. November 1985 der ehemalige Chef der liberianischen Armee und 
Mitinitiator des Militärputschs vom April 1980 Thomas Quiwonkpa aus dem Volk 
der Gio, Samuel Doe zu stürzen. Der Staatsstreich scheiterte, und Quiwonkpa wurde 
verhaftet, gefoltert und von der Truppe von Doe exekutiert. Huband beschreibt in 
seinem Buch die grausame Ermordung Quiwonkpas: 
„Quiwonkpa  was  captured,  tortured,  castrated  [and]  dismembered  
[...] by Doe´s victorious troops“ (Huband 1998: 40).
In der Hauptstadt Monrovia exekutierten die Truppen von Doe 3000 Menschen, die 
zuerst geglaubt hatten, dass der Coup d´Etat gegen Doe erfolgreich war, und die auf 
den Straßen gejubelt hatten (Huband 1998: 40).
Die Exekutierung von Quiwonkpa diente Samuel Doe auch dazu, Regimegegner und 
unzufriedene Staatsbürger  einzuschüchtern.  Daraufhin  kam es  im Siedlungsgebiet 
der Gio und der Mano in Nimba County (Nordosten von Liberia) zu wochenlangen 
Massakern an der Zivilbevölkerung mit über 1000 Toten (Van den Boom 1993: 16). 
Die grausame Tötung der Zivilbevölkerung war die Fortsetzung der Massaker an den 
Völkern von Nimba, die eigentlich 1983 begonnen hatte. 
„The Nimba County raid of 1983 was the first open sign that Krahn-
Gio  ethnic  rivalry  created  within  the  armed  forces  by  Doe´s  and  
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Quiwonkpa´s competition for supreme power had spilled over from  
the barracks into the country itself. It was to be a prominent feature of  
struggles over the next decade“ (Ellis 1999: 58).
Das Massaker an der Zivilbevölkerung und die Gewalt gegen die Gio und die Mano 
wiederholten  sich  nach  dem fehlgeschlagenen  Putschversuch  Quiwonkpas  in  der 
Folgezeit  kontinuierlich.  Letztendlich  entwickelten  sich  die  Gio  zu  potenziellen 
Aufständischen gegen die Herrschaft von Samuel Doe. Die Beziehungen zwischen 
den Gio und Samuel Doe bzw. den Krahn waren zu diesem Zeitpunkt unversöhnlich.
Das brutale Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung war nach Ansicht von Ellis der 
Auslöser  des  liberianischen  Bürgerkrieges  (Ellis  1999:  58).  Die  Bewohner  von 
Nimba County, im Norden des Landes, waren seit 1983 vom Militärdiktator Samuel 
Doe  periodisch  unterdrückt  und  benachteiligt  (Korte  1997:  59).  Die  gesamte 
Regierungszeit  Does  war  von stärker  innenpolitischer  Repression  gekennzeichnet 
(Schlichte  1991:  67).  Dies  führte  zu  einem  Unmut  der  Bevölkerung.  Die 
Unterdrückung und Benachteiligung der Ethnien (Dan und Mano), die im Norden 
des Landes lebten, und die Ethnisierung der politischen Macht sowie die soziale und 
ökonomische Ungleichheit der  Bevölkerung, waren ein Anlass für der Beginn des 
Bürgerkrieges.
Angeführt  von Charles  Taylor verfeindete sich die Rebellenorganisation  National  
Patriotic Front of Liberia (NPFL) mit der Regierung Does wegen deren Brutalität.
Am 24. Dezember 1989 begann dann der  Warlord  Taylor, dessen Mutter aus dem 
Gio-Volk stammte, von der benachbarten Côte d´Ivoire aus einen Krieg gegen die 
Regierung von Samuel  Doe zu  führen.  Charles  Taylor  war  zuvor  als  Berater  im 
Kabinett  von  Thomas  Quiwonkpa tätig  gewesen  und wurde  dann von  Doe  zum 
Leiter der  General Services Agency  (GSA), ernannt (Ahadzi 2009: 50). Das GSA 
war eine Verwaltungszentrale in der liberianischen Administration, die den gesamten 
Staatshaushalt steuerte. 
Samuel Doe schickte das gesamte  Special Anti Terroristic Unit (SATU) in Nimba 
County, um gegen die Rebellen zu kämpfen. Mehrere Hunderte Menschen sowohl 
auf der Seite der Kämpfer als auch der Zivilbevölkerung wurden getötet  (Ahadzi 
2009: 52).
Innerhalb einiger Monate und nach etlichen Auseinandersetzungen hatte Taylor das 
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gesamte Land unter seiner Kontrolle und versuchte im Sommer 1990 bereits, die 
Hauptstadt  Monrovia  einzunehmen (Matzak 2004:  8).  Er  wurde zuerst  durch  die 
militärische  Präsenz  der  Friedenstruppe  der  ECOWAS Monitoring  Group 
(ECOMOG)  gehindert,  die  während  des  liberianischen  Bürgerkrieges  eine 
bedeutende regionale sicherheitspolitische Aufgabe hinzubekommen hatte, die nach 
der  bipolaren  Konfrontation  einer  neue  Dimension  tragen  sollte.  Art.  58  des 
Gründungsvertrags der ECOWAS, geändert am 23. Juli 1993 in Cotonou (Benin), 
weist in dieser Hinsicht darauf hin, dass 
„les  Etats  Membres  s´engagent  à  œuvrer  à  la  préservation  et  au  
renforcement  des  relations  propices  au  maintien  de  la  paix,  de  la  
stabilité et de la sécurité dans la région. […], [les Etats Membres] s
´engagent à mettre en place un observatoire régional de paix et de  
sécurité  et  le  cas  échéant  des  Forces  de  Maintien  de  la  paix“  
(ECOWAS-Dok. 1993: Art. 58). 
Die Mitgliedstaaten verpflichteten sich, den Frieden in der westafrikanischen Region 
zu festigen, und  dabei Friedenstruppen zu schicken, sofern es nötig ist, Stabilität und 
Sicherheit in der Region zu garantieren.
Als  die  Rebellen in  Monrovia eintrafen,  verschanzte sich Samuel  Doe in seinem 
Regierungspalast und hoffte auf eine Intervention ausländischer Truppen. Er wurde 
im  September  1990  von  einer  Splittergruppe  von  Charles  Taylor,  angeführt  von 
Prince Yormie Johnson, abgesetzt. Doe wurde vor laufender Kamera gefoltert und 
getötet. Seine Ermordung führte zur politischen Zersplitterung des Landes und zu 
Anarchie und Chaos. Durch die Ermordung Does entzündete sich der Krieg weiter. 
Der Bürgerkrieg löste das schon instabile politische System des Landes weiter auf 
(Schlichte 1995). Verhandlungen und Friedensabschlüsse waren zu diesem Zeitpunkt 
so schwierig, weil die militärischen Führer ihre Kämpfer nur begrenzt kontrollierten 
(Schlichte 1995). Es kam zwischen Prince Yormie Johnson und Charles Taylor zu 
einem Bruch der Beziehungen, und daraufhin stuften Johnsons´ Gefolgsleute ihn als 
Warlord.  Johnson  wurde  von  seinen  Anhängern  zum  Staatspräsidenten  ernannt, 
konnte sich aber nicht als Staatsoberhaupt durchsetzen, weil Taylors Anhänger fast 
alle liberianischen Gebiete unter ihrer Kontrolle hatten.
Die Gewalt nahm in der Folgezeit  rasch zu. Es kam zu Machtkämpfen zwischen 
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rivalisierenden  Gruppen.  Gewalt  stellte  für  die  Konfliktparteien  ein  Mittel  zur 
Erlangung politischer Ziele dar. Ferner dehnte sich der Bürgerkrieg überregional aus, 
weil  der  Krieg  in  den  westafrikanischen  Ländern  Konkurrenzen  wieder 
hervorbrachte  (Schlichte  1995), und  es  kam  zur  finanziellen  und  logistischen 
Unterstützung durch einige afrikanische Staaten. 
„Libya´s  support  of  the  NPFL  was  mainly  based  on  ideological  
reasons. […] Burkina Faso […] provided training and mercenaries to  
the NPFL. Côte d´Ivoire served as safe haven, launching pad and re-
supply route“ (Ahadzi 2009: 54).
Der  Bürgerkrieg  war  von  einer  fortlaufenden  Vervielfachung  ethnischer 
Rebellengruppen gekennzeichnet, die keine Rücksicht auf die Zivilbevölkerung und 
andere ethnische Zugehörigkeiten nahmen. Es tauchten in den Nachbarstaaten  Sierra 
Leone  und  Guinea  weitere  Bürgerkriegsparteien  auf:  die  United Liberation 
Movement for  Democracy in Liberia (ULIMO-J angeführt von Roosevelt Johnson 
und ULIMO-K von Alhaji  Kromah).  Diese Bürgerkriegsparteien setzten sich aus 
Krahn, Mandingo und „split along ethnic lines“ zusammen (Alie 2009: 84). Diese 
beiden Ethnien hatten sich das Ziel gesetzt,  Taylors Anhänger zu bekämpfen und 
seine Machtübernahme, so viel es kosten würde, zu verhindern (Korte 1997: 60). 
Zwischen  1990  und  1994  wurde  Liberia  von  einer  Interimsregierung  (Interim 
Government of  National  Unity)  geführt.  Die  Bildung  der  Übergangsregierung 
erfolgte am 22. November 1990 unter der Leitung des Wissenschaftlers und früheren 
Vorsitzender der Verfassungskommission des Landes Dr. Amos Sawyer. Die Aufgabe 
dieser Übergangsregierung sollte vor allem sein, einen Waffenstillstand als primäre 
Voraussetzung für den Friedensprozess zu erreichen, allgemeine und freie Wahlen 
vorzubereiten  und  für  eine  neue  Regierung  die  politischen  Voraussetzungen  für 
Versöhnung und für den Wiederaufbau des Landes zu schaffen (Kappel / Korte 1992: 
340).
Im  März  1994  hatten  sich  die  Konfliktparteien  darauf  verständigt,  eine 
Übergangsregierung (Liberian National Transitional Government) zu konstituieren, 
in der Taylor Mitglied sein sollte. 
Auf  Druck der  internationalen  Gemeinschaft  sollte  ein  Waffenstillstand zwischen 
den verschiedenen Kriegsparteien  vereinbart  werden.  Nach einer  Übergangsphase 
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sollten  freie  und  demokratische  Wahlen  stattfinden.  Daraufhin  wurden  mehrere 
Verhandlungen bzw. Friedensabkommen (Cotonou, Yammoussokro, Accra,  Abuja) 
unterzeichnet (Vgl. Korte 1997).
Am  2.  August  1997  fanden  die  Präsidentschaftswahlen  in  einem  vom  Krieg 
traumatisierten und zerrissenen Land statt. Charles Taylor, der eigentlich den Krieg 
1989  angefangen  hatte,  gewann  mit  der  inzwischen  neu  gegründeten  Partei 
(National Patriotic  Party) diese  Präsidentschaftswahlen  mit  75,3  Prozent  der 
Stimmen,  gefolgt  von  Ellen  Sirleaf-Johnson  (United  Party) mit  9,6  Prozent  und 
Alhaji  Kromah (All  Liberian  Coalition Party) mit  4,0  Prozent.  Aber  für  viele 
Beobachter war der Wahlerfolg von Taylor „partly due to people´s fears that Liberia  
might  relapse into  war if  he  lost  [...]“ (Ahadzi  2009:  70).  Darüber  hinaus  hatte 
Taylor  eine  aufwändigere  Wahlkampagne  durchgeführt,  als  die  anderen 
Präsidentschafts kandidaten. 
Unter der Herrschaft  von Taylor war es nie zu einem stabilen Frieden in Liberia 
gekommen,  und  es  kam  zu  einer  Spaltung  des  Landes  als  Folge  ethnischer 
Spannungen und wieder zu massiven Menschenrechtsverletzungen. Die Missachtung 
der  Menschenrechte  und  die  sozialen  und  politischen  Spannungen  führten  zur 
erneuten  Aufnahme von Kämpfen und Rebellion,  diesmal  mit  dem Ziel,  Charles 
Taylor zu stürzen. 
Mit der Idee „of establishing a network of revolutionary leaders across West Africa“  
(Ahadzi  2009:  71) stiftete  Taylor  in  Sierra  Leone  die  Rebellengruppe  (RUF)  zu 
Verbrechen an und unterstützte sie mit Waffen. Darüber hinaus versuchte er, anderen 
Rebellenorganisationen zu helfen, um die Regierungen von Guinea im Jahr 2000 und 
Côte d´Ivoire 2002 zu destabilisieren (Ahadzi 2009: 71).
Viele Liberianer wurden unter der Herrschaft  von Taylor gezwungen, ins Exil  zu 
gehen,  darunter  die  inzwischen zurückgekehrte  Ellen  Sirleaf-Johnson und andere 
Persönlichkeiten, die an den Präsidentschaftswahlen teilgenommen hatten. 
In der Zwischenzeit  eskalierten die Kämpfe rasch,  und im August 2003 flüchtete 
Taylor aus dem Land und bekam in Nigeria politisches Exil. 
Im August 2003 und nach einige Wochen dauernden Friedensgesprächen zwischen 
den  Rebellenorganisationen  und  den  politischen  Parteien  wurde  nochmal  eine 
Übergangsregierung angedacht. Diese Übergangsregierung sollte für drei Jahre, also 
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zwischen August 2003 und Januar 2006, im Amt bleiben und die Friedensgespräche 
zwischen  den  Konfliktparteien  leiten.  Durch  die  Friedensgespräche  sollten  die 
Kriegsparteien einen Weg finden, um den Konflikt zu bewältigen und nach langen 
kriegerischen Jahren ein friedliches Zusammenleben der Liberianer ermöglichen.
Zur  Hauptaufgabe  der  Übergangsregierung sollte  vor  allem die  Entwaffnung der 
Kämpfer  gehören,  so dass bis  Ende 2005 friedliche und freie  Wahlen stattfinden 
könnten.  Im November  2005 fanden  tatsächlich  die  Präsidentschaftswahlen  statt. 
Ellen Johnson-Sirleaf gewann die Stichwahl und wurde damit am 16. Januar 2006 
als erste Staatspräsidentin in Liberia bzw. auf dem afrikanischen Kontinent in das 
Amt eingeführt.
Der  liberianische  Bürgerkrieg  kostete  zwischen  1989  und  2003  ca.  250  000 
Menschen  das  Leben,  und  mehr  als  ein  Million  Menschen  wurden  in  die 
Nachbarstaaten Côte d´Ivoire und Guinea vertrieben, bei einer Gesamtbevölkerung 
von nur 3,57 Millionen (Omeje 2009: 12). 
Diese hohe Zahl an Kriegsopfer hatten die Truppen der ECOWAS nicht verhindern 
können.  Dennoch  versuchte  die  ECOWAS  den  Bürgerkrieg  zu  beenden,  und 
beschloss  am  7.  August  1990  unter  nigerianischem  Druck,  eine  multinationale 
Friedenstruppe ECOWAS Monitoring Group (ECOMOG) nach Liberia zu entsenden. 
Die OAU begrüßte, trotz der Verankerung des Prinzips der Nichteinmischung in die 
inneren Angelegenheiten der Mitgliedstaaten in der OAU-Charta,  die Intervention 
der ECOWAS.
Am 24. August 1990 verließen 2500 Soldaten Freetown (Sierra Leone). Freetown 
war der Sammelpunkt der Truppen, und dort sollte auch die militärische Ausrüstung 
überprüft werden.
Zu Beginn war die Mission bzw. das Mandat des ECOMOG nicht deutlich.
„ECOMOG´s  mandate  was  not  clear  at  the  beginning  of  its  
deployment, whether it was to perform the role of peacekeeping or  
peace enforcement“ (Alie 2009: 88).
Dennoch  sollte  der  ECOMOG  vor  allem  die  Bildung  einer  Interimsregierung 
unterstützen  und  die  Kriegsparteien  an  einen  Verhandlungstisch  und  zu  einem 
Waffenstillstand zwingen.  Nigeria stellte das Hauptkontingent der ECOMOG, weil 
es bedeutende ökonomische Interessen in Liberia verfolgte. Neben Nigeria stellten 
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Gambia,  Ghana  und  Sierra  Leone  kleinere  Truppen  zur  Verfügung.  Die 
frankophonen Staaten der ECOWAS, Togo, Mali, Côte d´Ivoire, Burkina Faso und 
Senegal, stellten keine Kontingente bereit. 
„Burkina Faso and Côte d´Ivoire openly affirmed their opposition to  
ECOMOG intervention describing it as meddling in Liberia´s internal  
matters“ (Ahadzi 2009: 57). 
Guinea entsandte als einziger frankophoner Staat Truppen nach Liberia. Immerhin 
lebten 30 000 Guineer zu diesem Zeitpunkt in Liberia (Ahadzi 2009: 57). 
Unmittelbar  nach  Samuel  Does  Ermordung  versammelten  sich  hauptsächlich  die 
anglophonen Staaten der ECOWAS (Nigeria, Ghana, Sierra Leone und Gambia) in 
Banjul  (Gambia),  um  einen  Fahrplan  für  Liberia  zu  entwerfen,  sowie  eine 
Übergangsregierung  aus  zivilen  Kräften  unter  dem  Schutz  von  ECOMOG 
einzurichten.  Ab  diesem  Zeitpunkt  betrachtete  Taylor  ECOMOG  als 
Besatzungsarmee  und  Kriegspartei  (Korte  1997:  65)  und  bestritt  dabei  jegliche 
Legitimität  der  Übergangsregierung.  Daraufhin  ging  der  Bürgerkrieg  unverändert 
weiter. 
Nach neun Jahren Präsenz in Liberia konnte ECOMOG die Konfliktparteien nicht 
dazu bringen, den Waffenstillstand zu respektieren, und wurde mehrmals von Taylor 
und anderen  Warlords selbst  als  Kriegspartei  angesehen.  Die Übergangsregierung 
von Sawyer, die 1994 endete, konnte die Brutalität des Krieges nicht verhindern. Die 
ECOMOG-Truppen  verließen  im  Januar  1999  ohne  nennenswerte  Resultate  das 
Land.
Um das Bild der sogenannten internationalen Gemeinschaft wettzumachen, die lange 
Zeit  – fast  drei  Jahre – nur als Zuschauer im liberianischen Bürgerkrieg fungiert 
hatte, wurde am 19. November 1992 im Hinblick auf Kapitel VII der UN-Charta die 
Sicherheitsrats-resolution  788  verabschiedet,  um ein  Embargo  für  Lieferung  von 
Waffen und militärischen Geräte nach Liberia zu verhängen. Der UN-Sicherheitsrat 
stellte in dieser Resolution fest, dass die Verschlechterung der Situation in Liberia 
eine Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit darstellt (UN-
Dok. S/RES/788 1992). 
Fast ein Jahr nach der Verabschiedung der Resolution 788 wurde am 2. September 
1993 durch die Resolution 866 die United Nations Observer Mission in Liberia ins 
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Leben gerufen. Die Mission wurde aus der Taufe gehoben, um die Umsetzung des 
Cotonou-Friedensabkommens, das im Juli 1993 in Cotonou (Benin) unterzeichnet 
worden war, zu begleiten und zu überwachen. Im Rahmen des Cotonou-Abkommens 
wurde ein Waffenstillstand, die Entwaffnung, Demobilisierung von Kombattanten, 
die  Freilassung  der  Gefangenen,  der  freie  Zugang  zu  humanitärer  Hilfe,  die 
Rückkehr  von  Flüchtlingen,  die  Einrichtung  einer  Übergangsregierung  sowie  die 
Organisation  fairer,  freier  und  demokratischer  Wahlen  innerhalb  sechs  Monaten 
vereinbart (Accords de Cotonou 1993).  
Die  UN-Resolution  866  wurde  fast  vier  Jahre  nach  Beginn  des  liberianischen 
Bürgerkrieges  verabschiedet.  Zu diesem Zeitpunkt  waren  schön die  Soldaten  der 
ECOMOG  im  Land  stationiert.  Mit  einer  Größe  von  368  Militärbeobachtern 
umfasste das Mandat der UN laut Sicherheitsratsresolution 866 die Überwachung der 
Waffenruhe,  die  Kontrolle  der  Grenze  zu  Sierra  Leone  und  zu  anderen 
Nachbarländern, die Überwachung der Einhaltung des Embargos für Lieferung von 
Waffen  und  militärischer  Geräte,  sowie  die  Beobachtung  und  Verifizierung  des 
Wahlprozesses.  Darüber hinaus  sollte  die  Mission einen Plan entwickeln,  um die 
Truppen  bzw.  die  Kämpfer  zu  entwaffnen  und  zu  kasernieren  (UN-Dok. 
S/RES/866/1993). 
Die UNOMIL war 
„the first peace-keeping mission undertaken by the United Nations in  
cooperation with a peace-keeping mission already set up by another  
organization, in this case ECOWAS“ (UN-Dok. S/RES/866/1993). 
Die UNOMIL war die erste Friedensmission der VN, die in Kooperation mit einer 
Regionalorganisation durchgeführt wurde. Somit wurde seitens der UN der regionale 
Charakter der Auseinandersetzung anerkannt.  
Nach der Verabschiedung der Resolution könnte die UNOMIL nicht unverzüglich 
ihrer Arbeit aufnehmen, weil die Beschlüsse des Cotonou-Abkommens noch Monate 
später nicht umgesetzt wurden (Korte 1997: 62). Das Cotonou-Abkommen vom Juli 
1993  beinhaltet  unter  anderem  die  Einrichtung  einer  neuen  Übergangsregierung 
(Liberian National  Transitional Government), in der alle  Kriegsparteien vertreten 




Die Mission der UN in Liberia war weder deutlich noch präzis und wurde anfänglich 
für eine sehr kurze Zeit  geplant.  Allerdings beschloss der Sicherheitsrat  in seiner 
Resolution 866 das umfangreiche Mandat nur für sieben Monaten einzurichten. Es 
ist augenfällig, dass die Mission nicht innerhalb von sieben Monaten einen Erfolg 
erzielen konnte.  Dennoch wurde es  in  derselben Resolution akzentuiert,  dass  die 
Mission  nur  durch  den  Sicherheitsrat  beibehalten  wird,  sofern  ein  Bericht  des 
Generalsekretärs zugrunde liege, aus dem hervorgehe, ob bei der Durchführung des 
Cotonou-Abkommens auf die Herbeiführung eines dauerhaften Friedens Fortschritte 
erzielt  worden  waren.  Die  UNOMIL  war  geschaffen,  um  die  Patrouille  der 
ECOMOG zu begleiten und die Vereinbarungen des Cotonou-Friedensabkommen zu 
überwachen. 
 
Bis zu den Wahlen im Jahr 1997 war die Bilanz der UN-Mission in Liberia desaströs. 
Die Rolle der UN während des Bürgerkriegs in Liberia blieb schwach. Die Mission 
beschränkte sich weitgehend auf die Überwachung und Begleitung der ECOMOG, 
und geriet letztendlich in einem Abhängigkeitsverhältnis mit der ECOWAS (Debiel 
2002: 475).
Der  UNOMIL misslang  die  Umsetzung  des  Cotonou-Abkommens.  Die  Mission 
konnte die Konfliktparteien nicht dazu bringen, den Waffenstillstand zu respektieren. 
Darüber  hinaus  fanden  die  Entwaffnung  und Demobilisierung von Kombattanten 
nicht  wie  geplant  statt.  Die  UNOMIL ermöglichte  auch  nicht  die  Rückkehr  der 
Flüchtlinge.  Die  Vereinbarung,  freie  und  demokratische  Wahlen  innerhalb  sechs 
Monaten zu organisieren, war eine Utopie.
Mit den Präsidentschaftswahlen, die im August 1997 stattfanden, war Liberia nie zur 
Ruhe bzw. zum Frieden gekommen. Nichtsdestotrotz verließ im Chaos die UNOMIL 
im September 1997 das Land.
Im Bezug auf die Hypothese der vorliegenden Dissertationsarbeit19 ist die Mission 
der  UN  in  Liberia  bzw.  das  Mandat  des  UN-Sicherheitsrats  bei  der 
Zusammensetzung der Friedensmissionen inkohärent. Zu diesem Zeitpunkt war die 
sogenannte  internationalen  Gemeinschaft  mit  der  Invasion  Kuweits  durch  Irak 
beschäftigt. Außer der Einsetzung des Waffenembargos, ist keine explizite und klare 
19 Vgl. Seite 16 der vorliegenden Arbeit
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Strategie entwickelt, um der Bürgerkrieg in Liberia zu schlichten. 
Im Gegensatz zu der Zusammensetzung und Konzipierung der UNOMIL beschloss 
der  UN-Sicherheitsrat,  am 19.  September  2003  durch  die  Resolution  1509  eine 
Friedensmission nach Liberia zu entsenden. Dabei entschied sich der Sicherheitsrat, 
eine  Stabilisierungstruppe  einzurichten,  bestehend  aus  bis  zu  15000 
Militärangehörigen  der  VN,  darunter  Polizei-  und  Zivilkräfte,  die  bei  der 
Herstellung der öffentlichen Ordnung in ganz Liberia behilflich sein sollte (UN-Dok. 
S/RES/1509/2003). Die United Nations Mission in Liberia (UNMIL) sollte vor allem 
der liberianischen Regierung beim Wiederaufbau staatlicher Institutionen beistehen. 
Darüber  hinaus  sollte  die  UNMIL  –  was  der  UNOMIL  missglückte  –  den 
Flüchtlingen die Rückkehr in ihre Heimatregionen ermöglichen.
Der  UN-Sicherheitsrat  stellte  in  seiner  Resolution  2025,  verabschiedet  am  14. 
Dezember 2011, fest, dass die Situation in Liberia trotz erheblicher Fortschritte nach 
wie vor eine Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit in der 
Region darstellt (UN-Dok. S/RES/2025/2011).
Es  wurde  in  diesem  Zusammenhang  das  noch  bestehende  Mandat  der  UNMIL 
verlängert und sollte bis zum 30. September 2012 gelten. Das Mandat sollte nach 
wie vor die Sicherheit der Menschen im Land gewährleisten und eine verfassungs-
mäßige Ordnung wiederherstellen. Die UNMIL soll auch im Rahmen ihrer Kapazität 
und innerhalb ihrer Einsatzgebiete der neuen Regierung Liberias helfen, die durch 
den langen Bürgerkrieg zerrüttete Wirtschaft des Landes auf Kurs zurückzubringen. 
Dadurch könnte sich die soziale Lage der Bevölkerung verbessern. Die dauerhafte 
Präsenz von UN-Blauhelme hat, seit dem offiziellen Ende des Bürgerkrieges im Jahr 
2003,  dazu beigetragen,  Stabilität  im Land zu  schaffen,  und vielmehr  staatlicher 
Institutionen wiederaufzubauen. 
Der  ECOMOG hatte  hingegen nicht  viel  zur  Beendigung des  Bürgerkrieges,  zur 
Stabilität des Landes, und zum Wiederaufbau der Institutionen beigetragen. Seine 
Hauptziele,  die  Konfliktparteien  dazu  zu  bringen,  den  Waffenstillstand  zu 
respektieren  und  die  Sicherheit  der  Zivilbevölkerung  im  Land  zu  gewährleisten, 
hatte auf keinen Fall ein gelungenes Ergebnis erzielt. Die Präsenz der Truppen der 
ECOWAS hatte nicht die Gewalt und Brutalität und vor allem die Ausweitung des 
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Krieges  im  Nachbarland  (Sierra  Leone)  verhindern  können.  Die  Gründe  der 
Desillusion  sind  vielfältig.  Dabei  sind  die  Uneinigkeit  und  Parteinahme  der 
Mitgliedstaaten  der  Regionalorganisation  und  die  zweifelhafte  Legitimation  der 
Mission nennenswerte Gründe des Misserfolgs der ECOMOG in Liberia. Darüber 
hinaus hat die Mission mit dem Mandat des Helfers und Schlichters begonnen und 
später zu Profiteuren und Plünderern und verhielten sich anschließend nicht anders 
als  die  sonstigen  Kriegsparteien  (Debiel  2002:  475).  Die  Uneinigkeit  der 
Mitgliedstaaten  der  ECOWAS hatte  nicht  nur  für  die  umstrittene  Neutralität  der 
Truppen  eine  Rolle  gespielt,  sondern  die  benachbarten  Länder  wurden  dadurch 
destabilisiert.
Im Bezug auf die Erfolgskriterien von Matthies können die Friedensmissionen der 
UN in Liberia in zwei Linien gezogen werden. Zum einen war für die Mission in der 
erste liberianische Bürgerkrieg zwischen 1989 bis 1997 eher eine Desillusion. Die 
United Nations Observer Mission in Liberia (UNOMIL), die am 2. September 1993 
verabschiedet wurde, hatte zu keinem Zeitpunkt Akzente im Konflikt gesetzt. Die 
Mission hatte weder zu der Entwaffnung, Demobilisierung von Kombattanten noch 
zu  der  Einrichtung  einer  Übergangsregierung  beigetragen.  Die  Mission  war 
unterbesetzt,  und  hatte  vielmehr  wie  eine  Beobachtermission  fungiert.  Der 
ECOMOG hatte die Führung und die Verantwortung getragen. Zum anderen konnte 
zwar nach der Beendigung des Bürgerkrieges im August 2003 die  United Nations  
Mission in Liberia (UNMIL), die am 19. September 2003 verabschiedet wurde, und 
noch laufend ist,  ihre  Ziele  verfolgen und vor  allem der  liberianische  Regierung 
beistehen,  die  staatliche  Institutionen  wiederaufzubauen  und  das  Land  zu 
stabilisieren. Zwischen August 2003 und Juni 2004 war das Budget der UNMIL 564 
Mio.  US$  (UN-Dok A/58/539).  Nach  dem Präsidentschaftswahlen  im Jahr  2005 
wurde das gesamte Budget der UNMIL erhöht, und erreichte zwischen Juli 2006 und 
Juni 2007 717 Mio. US$ (UN-Dok. A/60/653). Zwischen Juli 2013 und Juni 2014 
wurde  der  Haushaltsplan der  UNMIL  auf  478  Mio.  US$  gesenkt  (UN-Dok. 
A/67/755). 
Durch die Finanzierung der UN sollte das Land die Institutionen wiederaufbauen. 
Liberia  benötigt  Institutionen,  um  den  Frieden  zu  fördern.  Die  Einrichtung  der 
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Institutionen ist eine der wichtigsten Strategien für Peacekeeping und Peacebuilding. 
Wenn Liberia,  aussreichende  und solide  Institutionen  besitzt,  hat  das  Land  dann 
wesentlich  weniger  mit  Kriegsgefahr  und  bewaffneten  Konflikten  zu  tun. 
Nichtsdestotrotz hat das Land immer noch viele Herausforderungen zu bewältigen,
„notamment pour ce qui est de la cohésion sociale, la lutte contre la  
corruption et les problèmes sécuritaires liés à des activités criminelles  




5.2.2 Der Konflikt in Côte d´Ivoire und die Einrichtung der ONUCI
Die Republik Côte d´Ivoire war zwischen 1960 und Anfang der 1990er Jahre ein 
relativ  stabiles  und  wohlhabendes  Land,  inmitten  einer  armen  und  instabilen 
westafrikanischen  Region.  Das  Land  war  der  größte  Kakaoproduzent  der  Welt, 
viertgrößte  Kaffeeproduzent  der  Welt,  sowie  der  größte  Kautschukproduzent  des 
gesamten afrikanischen Kontinents. Nach Nigeria und Südafrika war die Republik 
Côte  d´Ivoire  zwischen  der  1960er  und  Ende  der  1970er  Jahre  die  drittgrößte 
Wirtschaftsmacht  Afrikas  südlich  der  Sahara. Diese  Periode  wurde  als  „miracle  
ivoirien“ genannt (Akindés 2000: 2). 
Als  im  Dezember  1993  der  erste  Präsident  der  Côte  d´Ivoire  Felix  Houphouet 
Boigny  verstarb,  trat  verfassungsgemäß  der  Präsident  der  Nationalversammlung 
(Assemblée nationale) Henry Konan Bédié an, der nach kontroversen Wahlen knapp 
zwei Jahre später, im Oktober 1995, im Amt bestätigt wurde.
Im Dezember  1999 putschte  eine  Gruppe von Offizieren  und Soldaten  unter  der 
Führung von General Robert Guéi nach lang anhaltenden politischen und ethnischen 
Spannungen gegen die Regierung des Präsidenten Konan Bedié. Durch den Putsch 
geriet das Land in eine tiefgreifende Krise, und es begann eine Phase der Instabilität, 
die  dadurch geprägt  war,  dass  etliche  Anwärter  auf  die  politische  Führung einen 
ethnizistischen Diskurs ins Zentrum der politischen Agitation rückten (Schmid 2011: 
37). Die Instabilität eines Landes soll als Zustand verstanden werden, in dem das 
Land  durch  politische,  ökonomische,  militärische  oder  gesellschaftliche  Unruhen 
geprägt  ist.  Mitte  der  1990er  Jahre  wurden  einige  politische  Persönlichkeiten 
entrechtet, nachdem Zweifel an ihrer Staatsbürgerschaft geäußert wurden. 
Seit dem Tod von Felix Houphouet Boigny ist es immer wieder zu einer Konfusion 
verschiedener Konzepte, wie das Konzept der „Xénophobie“, „Nationalité“ oder der 
„Ivoirité“ gekommen. Unter „Ivoirité“ bzw. „Volkszugehörigkeit zur Côte d´Ivoire“ 
kommt es zu fremdenfeindlichen Tendenzen und zur Diskriminierung der im Norden 
des  Landes  ansässigen  Ethnien  (Dioula,  Malinké,  Mahou,  Koyoka,  Sénoufo,  




Bei den Wahlen 1995 und 2000 wurden einige Präsidentschaftskandidaten, die aus 
den Norden stammen, ausgeschlossen (Coulibaly 2002). Dabei hatten die Gerichte, 
die  die  Liste  der  Kandidaten  annehmen  und  genehmigen,  Zweifel  an  der 
Staatsbürgerschaft einiger Anwärter. Diese Zweifel an der Staatsbürgerschaft wurden 
in  einem weiteren  Schritt  auf  die  Wählerinnen  und  Wähler  und  letztendlich  auf 
andere gesellschaftliche Bereiche übertragen. Beispielsweise wurde das Recht auf 
landwirtschaftlich nutzbaren Grundbesitz nur ivorischen Staatsbürgern vorbehalten 
und denjenigen, die seit mehreren Jahren in Côte d´Ivoire leben, aber keine ivorische 
Staatsbürgerschaft besitzen, der Boden, den sie zuvor rechtmäßig erworben hatten, 
entzogen (Schmid 2011: 40). 
Am  22.  Oktober  2000  fanden  Präsidentschaftswahlen  statt,  von  denen  Alassane 
Ouattara, der letzte Regierungschef von Houphouet Boigny, ausgeschlossen worden 
war.  Dies  wurde  vom  ivorischen  Verfassungsrat  (Conseil Constitutionel) damit 
begründet, dass seine Eltern aus Burkina Faso stammen. Laurent Gbagbo, der 1990 
eine  politische  Partei  (Front  Populaire  Ivoirien) gründete,  gewann  die  Wahlen. 
General  Robert  Guéi,  der  auch  an  diesen  Präsidentschaftswahlen  teilgenommen 
hatte, beanspruchte kurz nach der Bekanntgabe der Wahlergebnisse den Sieg für sich. 
Mehrere Tausende Menschen demonstrierten gegen das Vorgehen des Generals Guéi. 
Darauffolgend ernannte sich Gbagbo zum Staatspräsidenten. Es kam zu gewaltsamen 
Auseinandersetzungen  zwischen  den  Anhängern  von  Gbagbo,  Ouattara  und  den 
Sicherheitskräften.  In  den  darauffolgenden  Tagen,  nach  Bekanntgabe  der 
Wahlergebnisse,  erlebte  das  Land  die  schlimmsten  Straßenschlachten  seiner 
Geschichte.  Nur  mit  französischer  Hilfe  konnte  Gbagbo  sein  Amt  antreten. 
Unmittelbar  nach  Gbagbos  Machtübernahme  floh  General  Robert  Guéi  in  sein 
Heimatdorf Gouessesso, in der Nähe der liberianischen Grenze.
Laut  Art.  35  der  ivorischen Verfassung,  geändert  am 23.  Juli  2000,  können  nur 
Personen  für  das  Präsidentenamt kandidieren,  deren  beide  Elternteile  ivorische 
Staatsbürger sind. 
„Le candidat doit être ivoirien d´origine, né de père et de mère eux-
même  ivoiriens  d´origine.  Il  doit  jamais  n´avoir  renoncé  à  la 
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nationalité  ivoirienne.  Il  ne  doit  jamais  être  prévalu  d´une  autre  
nationalité.  Il  doit  avoir résidé en Côte d´Ivoire de façon continue  
pendant cinq années précédant la date des élections et avoir totalisé  
dix ans de présence effective“ (Constitution de la République de Côte  
d´Ivoire du 23.07.2000). 
Hofnung  zufolge  ist  der  Art.  35  der  ivorischen Verfassung speziell für  Ouattara 
konzipiert  (Hofnung  2011:  51).  Ouattara  besaß  während  seiner  Tätigkeit  beim 
Internationalen Währungsfonds bis 1987 einen burkinischen Pass (Hofnung 2011: 
36).  Außerdem stammt Ouattaras  Mutter  laut  vielen  Medien  und Beobachter  aus 
Burkina  Faso.  Um  in  der  Präsidentschaftswahl  kandidieren  zu  können,  müssen 
gemäß  Art.  35  der  Verfassung,  beide  Eltern  eines  Kandidaten  Ivorer  sein.  Für 
Ouatarra war es sehr schwierig dies zu beweisen, nicht zuletzt weil der Staat erst seit 
1960 existiert.  Frankreich  hatte  am 5.  September  1932 die  Kolonie  Haute  Volta 
(heute Burkina Faso) aufgelöst und die Gebiete Ouagadougou, Koudougou, Gaoua, 
Tenkodogo, Kaya und Bobo Dioulasso, die zu Haute Volta gehörten, in die Côte  d
´Ivoire  eingegliedert.  So entstand am 13.  Juli  1937 das  Verwaltungsgebiet  Haute 
Côte d´Ivoire (Madiega 2003: 10). Die Franzosen hatten das Land in dieser Zeit in 
Kantone  aufgeteilt,  die  diesbezügliche  Dokumentationslage  war  jedoch  nicht 
zuverlässig.  Im  Jahr  1947  hatte  Frankreich  die  Kolonie  Haute  Volta 
wiederhergestellt.20 Ungeklärt  bleibt,  welche Staatsangehörig-keiten, die Menschen 
besaßen, die zwischen 1932 und 1947 in Haute Côte d´Ivoire geboren wurden. Das 
ist  auch  ein  Grund  des  Missverständnis  des  Konzepts  der  „Ivoirité“  bzw.  der 
Volkszugehörigkeit zur Côte d´Ivoire. 
In  der  Côte  d´Ivoire  leben  seit  vielen  Jahrzehnten  Menschen,  die  aus  den 
Nachbarländern  (Burkina  Faso,  Guinea,  Mali,  Ghana,  Liberia  und  Senegal) 
stammen.  Sie  waren  als  Landarbeiter  ins  Land  gekommen,  um  in  den  riesigen 
20 Die Gründe hierfür waren politischer Natur. Und zwar gründeten Politiker aus der Côte d´Ivoire  
(Felix Houphouet Boigny) zusammen mit Politikern aus der Haute Côte d´Ivoire (Ouezzin Coulibaly 
und Zinda Kaboré) am 18. Oktober 1946 in Bamako (Mali) eine Organisation bzw. eine politische 
Partei (Rassemblement  Démocratique  Africain).  Da  Frankreich  den  Verdacht  hatte,  dass  diese 
Organisation mit  kommunistischen Parteien alliierte (Madiéga 2003: 11),  spaltete die französische 
Regierung die Gebiete der Haute Côte d´Ivoire im Jahr 1947 wieder. 
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Kakaoplantagen  zu  arbeiten.  Die  Nachkommen  dieser  Plantagenarbeiter  besitzen 
meistens  die  ivorische  Staatsangehörigkeit,  gelten  aber  für  die  angestammten 
Landbesitzer (die Akan, die Baoulés und die Bétés) als Ivorer zweiter Klasse, weil 
unter anderem ihre Vorfahren nicht ivorischer Herkunft sind. Tatsächlich sind die 
Nachkommen der früheren Plantagenarbeiter nicht Besitzer der landwirtschaftlichen 
Betriebe.21
Angesichts  der  großen  Zahl  von  Einwanderern  hatte  die  Identifizierung  der 
Staatsangehörigkeit der Wählerinnen und Wähler und potenziellen Präsidentschafts-
kandidaten eine gewichtige Bedeutung.  Es  ging darum, wer in  der  Côte d´Ivoire 
wählen darf und vor allem, wer Präsidentschaftskandidat werden kann. Obwohl sie 
einen ivorischen Pass besitzen, wurden die Immigranten bzw. die Ivorer, die aus dem 
Norden kommen, oft unter der Ideologie der  „Ivoirité“ als Fremde angesehen. Der 
damalige Staatspräsident Felix  Houphouet Boigny hatte den Immigranten auch das 
Recht zugestanden, die doppelte Staatsbürgerschaft zu erwerben.
Im  Jahr  2002 führte  der  andauernde  Streit,  um die  Volkszugehörigkeit  zu  Côte 
d´Ivoire und die politische Diskriminierung der aus dem Norden stammenden Ivorer 
zu einem Aufstand gegen die Regierung Gbagbo und schließlich zu einer schweren 
Krise. Im September 2002 unternahm eine Gruppe unzufriedener Militärs, die sich 
„Forces Nouvelles“ nannte, einen Putsch und brachte dabei den nördlichen Teil des 
Landes  unter  ihre  Kontrolle.  Der  Putschversuch  führte  faktisch  zu  einer 
geografischen  und  politischen  Teilung  des  Landes.  Die  „Forces  Nouvelles“ 
kontrollierten den Norden und die Regierung den Süden. Andere Rebellengruppen 
versuchten,  weitere  Teile  des  Landes  unter  ihre  Gewalt  zu bringen.  Die  Kämpfe 
führten  zu  massiven  Vertreibungen  von  Menschen,  die  in  den  Nachbarländern 
Sicherheit suchten. Während der Kämpfe wurde General Guéi von
Regierungssoldaten  am 19.  September  2002  getötet.  Der  Tod  von  Guéi  war  der 
Höhepunkt der Kämpfe zwischen Regierungstreuen und den „Forces Nouvelles“. 
Anfang 2003 spitzte sich die Lage weiter zu. Die Regierung Frankreichs brachte die 
Konfliktparteien  an  einen  Verhandlungstisch  in  Linas-Marcoussis  (Frankreich) 
21 Interview mit mehreren Ivorer in Bremen, durchgeführt am 16.10.2012.
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zusammen.  Das  Ergebnis  war  ein  Friedensabkommen,  das  am  24.  Januar  2003 
geschlossen wurde.  Dabei  sollte  eine gemeinsame Regierung aus  dem bisherigen 
Kabinett und den Rebellenführern gebildet werden. 
„Un gouvernement de réconciliation nationale sera mis en place [...]  
pour assurer le retour à la paix et à la stabilité. Il sera chargé du  
renforcement de l´indépendance de la justice, de la restauration de l
´administration et des services publics, et du redressement du pays, il  
appliquera  le  programme  de  la  Table  Ronde  qui  […]  comporte  
notamment  des  dispositions  dans  les  domaines  constitutionnel,  
législatif et réglementaire“ (Accord de Linas-Marcoussis 2005). 
Dabei sollten die Kriterien für die Kandidatur zur Wahl des Staatspräsidenten neu 
definiert  werden. Dennoch blieb  die  politische  Lage  in  Côte  d´Ivoire  weiterhin 
explosiv.  Die  Konfliktparteien  zeigten  seit  dem  Friedensvertrag  von  Linas-
Marcoussis  wenig  Bereitschaft,  die  dort  eingegangen Verpflichtungen einzuhalten 
und in einer Koalitionsregierung friedlich zusammenzuarbeiten (Klingsieck 2004).  
Nichtsdestotrotz  unterzeichneten wieder  alle  ivorischen politischen Kräfte  im Juli 
2004 in Accra (Ghana) ein Abkommen. Der Vertrag von Accra sollte das Abkommen 
von Linas-Marcoussis vorantreiben bzw. konsolidieren (UN-Dok. S/2005/156).
Im November 2004 eskalierte die Situation jedoch wieder. Die Regierungstruppen 
griffen die Rebellenzonen im Norden an. Dabei kamen neun französische Soldaten 
ums Leben. Die französischen Streitkräfte vernichteten daraufhin als Gegenschlag 
die gesamte ivorische Luftwaffe innerhalb eines Tages. In einem Interview mit der 
französischen Zeitung Libération vom 11. November 2004 zweifelte Gbagbo an der 
Tötung  der  französischen  Soldaten  „Ni  les  autorités  militaires  ivoiriennes,  ni  le  
ministre de la Défense,  ni moi même n´avons vu les victimes“. Damit gehe es in 
Wirklichkeit  der  Regierung Frankreichs  nur  darum,  die  Autorität  von Gbagbo zu 
sabotieren (Schmid 2011: 56).
Es kam zu massiven antikolonialen bzw. antifranzösischen Demonstrationen. Wenige 
Tage später wurden Tausende Menschen evakuiert, weil Anhänger des Präsidenten 
Gbagbo Franzosen und andere Europäer bedroht hatten. Gbagbos Anhänger, die sich 
„Patrioten“ nannten,  waren sehr aufgebracht  und guckten nach Zielen,  bzw. nach 
französischen Geschäften und Schulen, um ihre Wut und ihren Ärger auslassen zu 
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können. Die „Patrioten“ zündeten die Geschäfte an, und versuchten, die Kaserne der 
stationierten  französischen  Truppen  zu  stürmen.  Als  Gegenschlag  setzten  die 
französischen Soldaten Granaten ein, um die Situation im Griff zu halten. Bei der 
Auseinandersetzung kamen mehrere Menschen ums Leben. 
Im Jahr 2005 waren Parlamentswahlen bzw. Präsidentschaftswahlen geplant, aber sie 
fanden nicht  statt.  Die ivorische Regierung unter  Präsident  Gbagbo verschob die 
Wahlen  mehrfach  unter  wechselnden  Vorwänden.  Beispielsweise  aufgrund  des 
Fehlers  einer  einheitlichen  Frist  für  die  Schließung  der  nationalen 
Wählerverzeichnisse, der Entwaffnung und Demobilisierung der Soldaten bzw. der 
Rebellen, oder der Teilung des Landes.
Trotz des Drucks der  internationalen Gemeinschaft  und insbesondere Frankreichs 
hatte die Regierung Laurent Gbagbo ihre Versprechen, unter anderem, freie Wahlen 
zu organisieren, nicht gehalten. 
„Laurent Gbagbo a donné le sentiment d´être le maître du jeu et du  
temps.  Malgré les pressions constantes des Nations Unies et  de la  
France, il s´est accroché au pouvoir, au point d´achever à l´automne  
2010 ce que les Ivoiriens ont baptisé, avec leur humour habituel `le  
mandat cadeau´“ (Hofnung 2011: 13).
Nach  einer  Mediation  durch  Thabo  Mbeki  im  April  2005  hatte  Gbagbo  seine 
Zustimmung  gegeben,  die  ivorische  Verfassung  zu  ändern  „afin  de  permettre  à  
Alassane Ouattara de se présenter à la  présidentielle“ (Hofnung 2011: 128). Mit 
Humor  betonte  Gbagbo,  dass  Ouattara  selbst  bei  dem  Treffen  mit  Mbeki  der 
Dolmetscher war. Die neue Verfassung erlaubte Ouattara, bei den Präsidentschafts-
wahlen zu kandidieren. Daraufhin hoffte die ivorische Bevölkerung, dass durch die 
Teilnahme  Ouattaras  an  der  Präsidentschaftswahl  endlich  Ruhe  und  Frieden 
einkehren würden. 
Im Juni  2005 versammelten  sich unter  dem Vorsitz  von Präsident  Thabo Mbeki, 
Präsident Laurent Gbagbo, ehemalige Staatspräsident Henri Konan Bédié, Parteichef 
Alassane Ouatarra und Staatsminister Guillaume Soro in Pretoria (Südafrika),  um 
das  Abkommen  von  Pretoria  zu  unterzeichnen.  Dabei  sollte  ein  Waffenstillstand 
zwischen  den  Konfliktparteien  vereinbart,  die  Milizen  entwaffnet  und  eine 
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unabhängige  Wahlkommission  (Commission électorale indépendante)  gebildet 
werden (Accords de Pretoria 2005). Des weiteren verständigten sich die ivorischen 
politischen  Kräfte  darauf,  dass  Parlaments-  und  Präsidentschaftswahlen 
unabdingbare Voraussetzung für den Frieden und die Rückkehr zur Normalität  in 
Côte d´Ivoire sein sollten.  „La  tenue d´élections est au  cœur du  processus devant 
ramener la Côte d´Ivoire à la normale“ (Accords de Pretoria 2005).
Am  4.  März  2007  trafen  sich  Rebellenführer  Guillaume  Soro,  Staatspräsident 
Laurent  Gbagbo  und  der  Staatschef  von  Burkina  Faso,  Blaise  Compaoré,  in 
Ouagadougou (Burkina Faso), um erneut ein Friedensabkommen zu schließen. Dabei 
wurde vereinbart, dass Soro Regierungschef werden sollte. Da sich die ivorischen 
politischen Kräfte in den Verhandlungen ohne zusätzlichen Druck – wie bei Linas-
Marcoussis  –  auf  dieses  Abkommen  geeinigt  hatten,  eröffnete  das  Friedens-
abkommen die  bisher  besten  Perspektiven  für  einen  Ausweg  aus  der  Krise.  Das 
Friedensabkommen von Ouagadougou setzte dem Bürgerkrieg offiziell ein Ende und 
sah, neben der Entwaffnung der bewaffneten Rebellentruppen, ihre Eingliederung in 
die ivorische Armee vor (Schmid 2011: 67). Aber zur Entwaffnung der Rebellen ist 
es nie gekommen.
Im Jahr 2008 wurde eine Wahlkommission gegründet. Die Präsidentschaftswahlen 
sollten am 30. November 2008 stattfinden. Trotz aller Bemühungen, das Abkommen 
von  Ouagadougou  durchzuführen,  wurden  die  Wahlen  verschoben.  Die  ivorische 
Regierung  war  der  Meinung,  dass  die  Identifizierung  der  Bevölkerung  für  die 
Wählerregistrierung noch nicht geschlossen worden war.
Im  Jahr  2009  wurden  erneut  Präsidentschaftswahlen  angekündigt  und  es  wurde 
nochmal verschoben, weil – laut der ivorischen Regierung – die Entwaffnung und 
Auflösung der Milizen noch fortgesetzt werden sollten.
Am  31.  Oktober  2010  fanden  nach  mehreren  Verschiebungen  endlich 
Präsidentschaftswahlen  statt.  Der  erste  Wahlgang  verlief  friedlich,  und  die  hohe 
Wahlbeteiligung von 83 Prozent (Hofnung 2011: 150) zeigte, wie sehr die Menschen 
in Côte  d´Ivoire  den Frieden und die  Rückkehr  zu Normalität  gewünscht  hatten. 
Laurent  Gbagbo  gewann  die  erste  Runde  der  Wahlen  vor  seinem  wichtigsten 
Herausforderer,  Alassane  Ouattara.  Henri  Konan Bedié  wurde Dritter.  Keiner  der 
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Kandidaten erreichte die 50-Prozent-Hürde. Der amtierende Präsident Gbagbo erhielt 
nach Angaben der  Commission Électorale Indépendante (CEI) in der erste Runde 
38,3 Prozent (Hofnung 2011: 150) der Stimmen, seine Kontrahenten Ouattara und 
Bédié erhielten 32,08 bzw. 25,24 Prozent (Hofnung 2011: 150) der Stimmen. Daher 
war eine zweite Runde erforderlich, um die zwei Bestplatzierten zu trennen. 
Für diese am 28. November 2010 vorgesehene zweite Runde der Präsidentschafts-
wahlen  verbündeten  sich  Ouatarra  und  Bédié  gegen  Gbagbo.  Bédié  rief  seine 
Anhänger  zur  Stimmabgabe  für  Ouatarra  auf.  Nach  Angaben  der  CEI  gewann 
Ouattara  die  Stichwahl  mit  54,1  Prozent  (Hofnung  2011:  154).  Die  Ergebnisse 
verkündete die CEI nicht von ihrem Hauptsitz oder einem neutralen Ort aus, sondern 
aus einem Hotel, in dem sich Ouatarra später verschanzte. Aus Sicht der CEI hatten 
die  Anhänger  von  Gbagbo  verhindert,  die  Ergebnisse  in  ihrem  Hauptsitz  zu 
verkünden.  Vor  laufender  Kamera  hatten  Gbagbo-Anhänger  die  Zettel  der 
Wahlergebnisse  zerrissen.  Die Proklamation  der  Ergebnisse  von einem Hotel  aus 
beeinträchtigte  die  Glaubwürdigkeit  der  CEI  sehr  und  stellte  die  Legitimität  der 
Kommission  massiv  in  Frage.  Die  CEI  sollte  die  Wahlergebnisse  in  ihrem Sitz 
verkünden.
Der Verfassungsrat (Conseil Constitutionnel) widersprach den Ergebnissen der CEI, 
annullierte  kurioserweise  alle  Wahlstimmen  in  sieben  nördlichen  Provinzen  und 
erklärte  Gbagbo  zum Sieger.  Wiederum  erklärte  der  Sonderbeauftragte  des  UN-
Generalsekretärs,  der  Südkoreaner  Young-Jin Choi,  der  für  die  Zertifizierung der 
Wahl laut Friedensabkommen von Ouagadougou zuständig war, Ouattara als Sieger. 
Daraufhin  eskalierte  die  Situation  ernsthaft,  um  Hofnung  zu  paraphrasieren,  „l
´imbroglio est total“ (Hofnung 2011: 156). Die internationale Gemeinschaft bzw. die 
UN, die EU, die AU und die ECOWAS erkannten Ouattara als legitimen Präsidenten 
an. Gbagbo weigerte sich, aus dem Amt abzutreten. Die beiden Konkurrenten hatten 
sich  zuvor  als  Staatspräsident  vereidigen  lassen.  Somit  hatte  das  Land  zwei 
Präsidenten, zwei Premierminister und die dazugehörigen Regierungen und Armeen.
Mit  diesem politischen  Zustand  nahm die  Gewalt  zu,  und  das  Land  versank  im 
Chaos.  Die  Auseinandersetzungen  führten  unausweichlich  zu  einem  neuen 
Bürgerkrieg. Es folgten intensive Kämpfe, bei denen beide Seiten schwere Waffen 
einsetzten.  Gbagbo  hatte  einen  Teil  der  Armee  hinter  sich  und  weigerte  sich 
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vehement, die Wahlniederlage, die von der CEI und den Sonderbeauftragten der UN 
proklamiert worden war, zu akzeptieren. Alassane Ouattara, den die internationale 
Gemeinschaft  als  Wahlsieger  anerkannt  hatte,  verschanzte  sich  mit  seinem 
Regierungsteam und andere Politiker, wie Konan Bédié, in einem von UN-Soldaten 
bewachten Hotel. 
Nach mehreren Versuchen, die Protagonisten an einen Verhandlungstisch zu bringen, 
starteten die  „Forces Nouvelles“ und ein Teil der Armee  am 28. März 2011 eine 
Großoffensive,  um  den  Machtwechsel  –  falls  notwendig,  mit  Gewalt,  –  zu 
erzwingen.  Wenige  Tage  später  waren  viele  größere  Städte  wie  San  Pedro, 
Yamoussoukro, Daloa und Gagnoa unter ihrer Kontrolle. Die Zivilbevölkerung litt in 
hohem Maße unter der entsetzlichen Situation. Die humanitäre Lage verschlechterte 
sich dramatisch. Dabei sollte die UN-Mission, die inzwischen auf ca. 11 000 Mann 
aufgestockt  worden  war,  die  Zivilbevölkerung  vor  Übergriffen,  Folter  und 
Massakern schützen. 
Der UN-Sicherheitsrat stellte sich der Großoffensive nicht entgegen und forderte in 
seiner  Resolution  1975  Gbagbo  nachdrücklich  auf,  aus  seinem  Amt  umgehend 
abzutreten (UN-Dok. S/RES/1975/2011). 
Nach monatelangem Widerstand wurde Gbagbo am 11. April 2011 von den Truppen 
des international anerkannten Wahlsiegers Ouattara  (Forces républicaines de Côte  
d´Ivoire) mit  Beistand  militärischer  Kräfte  der  UN und der  französischen  Force 
Licorne in seiner Residenz festgenommen. Am 6. Mai 2011 wurde Ouattara vom 
Verfassungsrat als Staatspräsident vereidigt, und am 21. Mai 2011 trat er das Amt 
offiziell an. Darauffolgend normalisierte sich die Situation nur schrittweise, denn die 
ivorische  Bevölkerung hatte  genug von der  Auseinandersetzung.  Sie  litt  seit  fast 
zwölf Jahre unter der politischen Krise.
Im Rahmen der Friedenssicherung  waren die  UN bzw. die  UN-Blauhelme in der 
ivorischen Krise seit  Anfang der  Jahre 2000 präsent,  denn der  UN-Sicherheitsrat 
stellte die Situation in Côte d´Ivoire als eine Bedrohung des Weltfriedens dar. 
Im Februar 2003 hatte der Sicherheitsrat in seiner Resolution 1664 die politischen 
Kräfte der Côte d´Ivoire aufgerufen, das zuvor in Linas-Marcoussis unterschriebene 
Friedensabkommen unverzüglich umzusetzen. Dabei wurde unter Berufung auf Kap. 
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VII der UN-Charta die ECOWAS ermächtigt, mit Hilfe der französischen Streitkräfte 
für  die  Sicherheit  und  den  Schutz  der  Zivilbevölkerung  zu  sorgen.  Der  UN-
Sicherheitsrat hatte zuvor im Januar 2003 mit seiner Resolution 1479 ein Mandat 
verabschiedet. Die Mission der UN in Côte d´Ivoire (MINUCI) war eine politische 
Mission  und  hatte  den  Auftrag,  die  Durchführung  des  Friedensabkommens  von 
Linas-Marcoussis durch die ivorischen Parteien zu unterstützen und eine friedliche 
Regelung des Konflikts zu fördern (UN-Dok. S/RES/1479/2003).  
Kurz darauf war der Friedensprozess in Schwierigkeiten geraten. Die UN waren über 
die zunehmenden Spannungen überall in dem Land besorgt, da zu jeder Zeit neue 
Auseinandersetzungen ausbrechen konnten.
Am 4. April 2004 löste die ONUCI mit der Resolution 1528 (2004) die Mission der 
UN  in  Côte  d´Ivoire  (MINUCI)  ab,  um  den  Frieden  in  Côte  d´Ivoire  notfalls 
militärisch zu erzwingen. Die ONUCI war zunächst für ein Jahr eingeplant, wurde 
aber mehrmals verlängert. Zu den 6012 Blauhelm-Soldaten kamen 5200 französische 
Soldaten hinzu, die als Force Licorne in der Côte d´Ivoire stationiert worden waren, 
(Schmid 2011: 55). 
Die  Resolution  1528  (2004)  sah  ausdrücklich  eine  eigene  Rolle  für  die  Force 
Licorne vor. Die französischen Militärs wurden als eine Art schnelle Eingriffstruppe 
vor Ort stationiert,  die herbeieilen sollte, falls das UN-Kontingent Hilfe benötigte 
(Schmid 2011: 49). Die ONUCI war die drittgrößte UN-Mission in Afrika nach der 
Demokratischen Republik Kongo und dem Sudan.
Zu den Aufgaben der ONUCI sollte vor allem gehören, den Friedensprozess in der 
Côte  d´Ivoire  zu  begleiten.  Die  Mandatsaufgaben  der  Mission  waren  sehr 
umfangreich und nicht klar definiert. Die Aufgaben umfassten laut Resolution 1528 
(2004)  die  Überwachung  der  Waffenruhe  sowie  der  Bewegungen  bewaffneter 
Gruppen,  die  Entwaffnung,  Demobilisierung,  Wiedereingliederung,  Rückführung 
und  Neuansiedlung  ehemaliger  Kombattanten,  der  Schutz  der  Institutionen, 
Einrichtungen,  Ausrüstungsgegenstände,  der  Zivilpersonen  und  des  Personals  der 
UN, die Unterstützung der humanitären Hilfe, die Unterstützung bei der Umsetzung 
des  Friedensprozesses,  die  Hilfe  auf  dem  Gebiet  der  Menschenrechte,  die 
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Öffentlichkeitsarbeit  sowie  die  Überwachung  der  öffentliche  Ordnung (UN-Dok. 
SR/1528/2004). Diese Ziele sollten die Mission der UN in Côte d´Ivoire verfolgen.
Die ONUCI war mit diesen im UN-Mandat vorgeschrieben Aufgaben überfordert. 
Das Mandat war zu breit und mit ungenügender Ausrüstung konzipiert. Die United 
Nations Mission in Liberia (UNMIL) sollte mit der ONUCI die Ausrüstung teilen. 
Am 30. März 2011 verabschiedete der UN-Sicherheitsrat die Resolution 1975 und 
berechtigte die ONUCI ausdrücklich, zur Erfüllung ihres Mandats alle erforderlichen 
Mittel einzusetzen, um die Zivilbevölkerung, die sich unter unmittelbarer Bedrohung 
physischer Gewalt befand, zu schützen. Sofern notwendig, konnten die UN-Soldaten 
von  ihren  Waffen  Gebrauch  machen  (UN-Dok.  S/RES/1975/2011).  Der 
Sicherheitsrat ermächtigte auch die französischen Truppen, alle erforderlichen Mittel 
einzusetzen,  um die Operation der UN in Côte d´Ivoire zu unterstützen.  Darüber 
hinaus waren die französischen Truppen autorisiert, außerhalb der unmittelbar von 
der ONUCI kontrollierten Gebiete im Falle kriegerischer Handlungen einzugreifen, 
sofern die Sicherheitsbedingungen dies erforderten (UN-Dok. SR/1528/2004). 
Am 4. April 2011 wurde die ONUCI – wie nie zuvor bei anderen UN-Missionen – an 
der Seite der ehemaligen Kolonialmacht Frankreich Kriegspartei  in Côte d´Ivoire 
(Schumann 2011). Dies wurde damit begründet, dass das militärische Eingreifen der 
ONUCI  zum  Schutz  der  Zivilbevölkerung  notwendig  sei.  Es  wurden  Kampf-
flugzeuge aus Frankreich, die mit Raketen gegen Flieger ausgerüstet waren, auf die 
Militärbasis  in  Westafrika  verlegt  (Schmid  2011:  55).  Die  ONUCI,  die  Force 
Licorne und die FRCI22 griffen die Residenz von Gbagbo sowie Armeestützpunkte in 
Abidjan an (Schumann 2011). 
Am 11.  April  2011 wurden Gbagbo,  seine  Familie  und einige  seiner  Mitarbeiter 
angeblich von Soldaten der FRCI festgenommen. Die ONUCI und die Force Licorne 
bestritten zunächst, an der Überwältigung von Gbagbo und seiner Familie beteiligt 
gewesen zu  sein.  Kurz danach räumte  das  französische Verteidigungsministerium 
jedoch ein, dass die ONUCI und die  Force Licorne  neben den FRCI unterstützend 
eingegriffen hatten (Schmid 2011: 85).
Der  UN-Sicherheitsrat  legte  in  seiner  Resolution  2062 verabschiedet  am 26.  Juli 
2012, fest, die drei eingesetzten bewaffneten Hubschrauber der UNMIL zur ONUCI 
22 Die FRCI sind Gruppen von Kräften, die für die Verteidigung und Sicherheit der Republik Côte 
d´Ivoire zusammengestellt wurden. Die FRCI wurden am 17. März 2011 von Ouattara konstituiert.
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zu verlegen, damit sie sowohl in Côte d´Ivoire als auch in Liberia verwendet werden 
könnten. Französische Soldaten, die in Gabun stationiert waren, sollten in die Côte 
d´Ivoire verlegt werden, um die Force Licorne zu unterstützen.  Die ungenügende 
Ausrüstung der Friedenstruppen schränkte die Arbeit  der Mission sehr ein.  Dabei 
unterstrich  der  Sicherheitsrat  in  einer  Würdigung  des  Beitrags  der  truppen-  und 
polizeistellenden  Länder  und  der  Geber  der  ONUCI,  wie  wichtig  der  Einsatz 
qualifizierter Polizisten mit geeigneten Fach- und Sprachkenntnissen ist (UN-Dok. 
S/RES/2062/2012).
Die ONUCI sollte  eng mit  den Missionen der  UN in Sierra  Leone (UNAMSIL) 
zusammenarbeiten, insbesondere wenn es darum ging, Bewegungen von Waffen und 
Kombattanten über gemeinsame Grenzen hinweg zu verhüten und Abrüstungs- und 
Demobilisierungsprogramme durchzuführen (UN-Dok. SR/1528/2004).  Schließlich 
sollte  die  ONUCI  die  staatliche  Verwaltung  wiederherstellen,  offene,  freie  und 
transparente Wahlen organisieren, sowie öffentliche Arbeit gewährleisten.
Der UN-Sicherheitsrat  stellte in seiner Resolution 2112 verabschiedet am 30. Juli 
2013, heraus, dass die Situation in Côte d´Ivoire nach wie vor eine Bedrohung des 
Weltfriedens  und  der  internationalen  Sicherheit,  insbesondere  in  der 
westafrikanischen  Region,  darstellt  (UN-Dok.  S/RES/2112/2013).  In  dieser 
Resolution  2112  drückte  der  UN-Sicherheitsrat  seine  Besorgnis  aus,  dass  die 
ungelösten  Kernprobleme  der  Entwaffnung,  Demobilisierung  und  Wiederein-
gliederung  der  ehemaligen  Kombattanten,  die  Menschenrechtsverletzungen,  die 
Verstöße  gegen  das  humanitäre  Völkerrecht  und  die  prekäre  Sicherheitslage 
weiterhin eine Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit sind. 
Damit  brachte  der  Sicherheitsrat  seine  Besorgnis  über  die  anhaltend  prekäre 
Sicherheitslage in Côte d´Ivoire zum Ausdruck. Es gibt immer wieder Eskalationen 
der Krise, und eine Zunahme von schweren Gewalttaten ist zu verzeichnen (UN-
Dok.  S/2013/377).  Im  September  2012  wurden  Berichte  über  Menschenrechts-
verletzungen und Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht und vor allem tödliche 
Angriffe auf Polizeiwachen und auf Patrouillen der ONUCI bekannt. Darüber hinaus 
treiben in vielen Landesteilen bewaffnete, unkontrollierte Banden ihr Unwesen, die 
die Bevölkerung terrorisieren (UN-Dok. S/RES/2062/2012). 
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Das  Mandat  der  UN in  Côte  d´Ivoire  wurde  mehrmals  verlängert,  zuletzt  durch 
Resolution 2112 (2013) bis zum 30. Juli 2014. Die Hauptaufgabe der ONUCI bzw. 
die  Priorität  der  Aufgabe  ist  nach  wie  vor,  die  Zivilbevölkerung  vor  Gewalt  zu 
schützen und die  ivorische Regierung bei  der  Entwaffnung,  Demobilisierung und 
Wiedereingliederung der Soldaten und ehemaligen Rebellen sowie bei der Reform 
des Sicherheitssektors zu unterstützen. 
Die  mangelnde  Professionalität  und  fehlende  Integration  des  Sicherheitssektors 
sowie  die  unkontrollierte  Verbreitung  von  Waffen  stellen  die  wesentlichen 
Herausforderungen für die Stabilität der Côte d´Ivoire dar. 
In Bezug auf die Erfolgskriterien von Matthies ist die UN-Mission in Côte d´Ivoire 
als misslungen einzustufen. Friedensmissionen sind erfolgreich, sofern sie die von 
vornherein übertragenen Mandatsaufgaben effektiv erfüllen, die Kriege eindämmen 
und beendigen, die langfristig eingeleiteten Friedensprozesse konsolidieren und das 
Gewaltmonopol  kontrollieren,  das  heißt,  die  für  die  Abwesenheit  methodischer 
Gewaltanwendung durch gesellschaftliche Gruppen sorgen (Matthies 1997a: 20). Die 
MINUCI bzw. die ONUCI haben die Mandatsaufgaben des UN-Sicherheitsrats nicht 
effektiv erfüllt. Die ONUCI war mit ihren Aufgaben überfordert und konnte in all 
den Jahren, die sie sich in Côte d´Ivoire aufhielt, die Zivilbevölkerung nicht schützen 
und ohne den Beistand der „Force Licorne“  den Bürgerkrieg in der Côte d´Ivoire 
nicht  beenden.  Die  Mission  der  UN  in  Côte  d´Ivoire  hatte  somit  nicht  das 
Gewaltmonopol  unter  ihrer  Kontrolle.  Der Bürgerkrieg kostete  mehrere Tausende 
Menschen das Leben.  
Laut UN-Resolution 1479 (2003) sollte die MINUCI eine friedliche Regelung des 
Konflikts  fördern  und  die  Umsetzung  des  Abkommens  von  Linas-Marcoussis 
erzwingen.  Die  Mission  der  UN  in  Côte  d´Ivoire  war  nicht  in  der  Lage,  die 
Konfliktparteien  dazu  zu  bringen,  friedlich  zusammen  zu  agieren  und  das 
Friedensabkommen  umzusetzen.  Die  wichtigsten  Ziele  bzw.  Aufgaben  des  UN-
Sicherheitsrats hat die ONUCI nicht erfüllt.
Der  Misserfolg der  Präsidentschaftswahl  im Oktober  2010 kann vor  allem damit 
begründet werden, dass es in all den Jahren, in denen sich die ONUCI in der Côte 
d´Ivoire  aufgehalten  hat,  nicht  gelungen  ist,  die  militärische,  geographische  und 
157
 
politische Spaltung des Landes zu überwinden. Die Konfliktparteien verweigerten 
jegliche  politische  Ordnung  und  lehnten  den  Friedensprozess  ab.  Die 
Konfliktbeteiligten bzw. Gbagbo und seine Anhänger zeigten wenig Bereitschaft, mit 
der ONUCI zu kooperieren. Nur auf Druck der internationalen Gemeinschaft billigte 
Gbagbo die Truppen der UN. 
Die  Konfliktparteien  und  die  ONUCI  hatten  nicht  in  Erwägung  gezogen,  dass 
Präsidentschaftswahlen  in  der  Côte  d´Ivoire  alleine  keine  ausreichende politische 
Legitimität schaffen würden, solange die Spaltung zwischen Nord und Süd bestand. 
Die ONUCI und alle Konfliktparteien sollten sich zuerst mit den Parlamentswahlen 
beschäftigen, bevor sie die Präsidentschaftswahlen organisieren. 
Für die Wiederherstellung der Sicherheit und die Versöhnung der Ivorer bzw. der 
Konfliktbeteiligten hat  die  neue Regierung noch einen langen Weg vor sich.  Die 
ivorische  Bevölkerung  ist  zwei  Jahre  nach  Ouattaras  Machtübernahme  weiterhin 
über  die  Sicherheitssituation sehr  besorgt.  Der  Frieden ist  –  drei  Jahre  nach den 
Präsidenschaftswahlen im Jahr 2010 – ausgesprochen fragil.
Eine neue Kommission für Dialog, Wahrheit und Versöhnung war am 28. September 
2011 vom Präsident Ouattara  gegründet,  konnte aber nicht  den erwarteten Erfolg 
erreichen,  weil  viele  Ivorer  den  Frieden  unter  dem  amtierenden  Präsidenten 
ablehnen. Mehrere Tausend Menschen sind noch im Exil. In seinem Rapport „Das 
Gesetz  der  Sieger“,  veröffentlicht  am  26.  Februar  2013,  berichtet  Amnesty 
International, dass es in Côte d´Ivoire nach wie vor zu ernsthaften Menschenrechts-
verletzungen  gegen  Anhänger  von  Gbagbo  und  den  Teilen  der  Zivilbevölkerung 
kommt,  die  verdächtigt  werden,  Gbagbo  zu  unterstützen  (Amnesty  International 
2013: 7). Viele Anhänger von Gbagbo verfaulen noch im Gefängnis ohne Prozess, 
mit  der  Begründung,  dass  die  Regierung  Beweise  für  die  Anklage  sammelt.  Im 
Bericht hat Amnesty International die neue Regierung der Côte d´Ivoire sehr scharf 
kritisiert: 
„Loin de répondre aux espoirs d´une justice impartiale, les autorités  
ont exclusivement ciblé les partisans avérés ou présumés de l´ancien  
président  Laurent  Gbagbo  et  ont  amorcé  à  leur  encontre  des  
procédures  judiciaires  dilatoires  qui  ne  respectent  pas  les  normes  
internationales  d´équité.  […]  Cela  illustre  l´échec  des  autorités  
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ivoiriennes  à  instaurer  un  état  de  droit  prés  de  deux  ans  après  l
´arrivée au pouvoir des nouvelles autorités“  (Amnesty International 
2013: 8). 
Laut diesem Bericht von Amnesty International sind keine Anzeichen für den Aufbau 




5.2.3 Der Kongokrieg und die Einrichtung der ONUC und der MONUC
Die Ereignisse des Kongokriegs,  die  sich in den frühen 1960er  Jahre zugetragen 
haben, und die Entwicklungen, die sich im Laufe der darauffolgenden Jahre ereignet 
haben,  sind  sehr  wichtig,  um  den  Ablauf  des  gegenwärtigen  Krieges  und  die 
Entsendung  der  Friedensmissionen  in  die  Demokratischen  Republik  Kongo  zu 
verstehen.
Als am 30. Juni 1960 die Demokratische Republik Kongo von Belgien unabhängig 
wurde,  war  sie  mit  etlichen  Problemen  konfrontiert.  Der  übereilte  Rückzug  der 
Belgier und die unvorbereitete Autonomie stellte die Unabhängigkeitsbewegungen 
vor  große  Herausforderungen.  Die  Unabhängigkeitsgeschichte  des  Landes  spielt 
auch in den gegenwärtigem Konflikt hinein und sie bildet den Kontext, in dem die 
Kongokriege verstanden werden können.
Die  Demokratische  Republik  Kongo,  die  ca.  75  Mal  größer  als  Belgien  und 
siebenmal größer als Deutschland ist, war Anfang der 1960er Jahre in einem äußerst 
instabilen Zustand. Zu diesem Zeitpunkt hatten regionale und ethnische Führer mehr 
Macht  als  die  Zentralregierung  in  Kinshasa,  weil  die  Bevölkerung  besonders 
ungleichmäßig verteilt war, und das Land wie viele andere afrikanische Länder, über 
250 Dialekte und Ethnien aufweist. Dieser Zustand, dass die Zentralregierung nicht 
alles unter ihrer Kontrolle hatte, war durchaus von Belgien beabsichtigt, damit sie im 
entstehenden Chaos nochmal zurück kommen könnten (Van Bilsen 1994: 207). Zu 
diesem Zeitpunkt trafen bereits eine Vielzahl von (politischen und sozialen) Faktoren 
zusammen, die das Land in eine verfahrene Situation stürzten. Seit der Erlangung der 
Unabhängigkeit  ist  das  Land  nie  zur  Ruhe  bzw.  zum Frieden  im  Galtungschen 
Sinne23 gekommen. 
Kurz vor der Unabhängigkeit der Demokratischen Republik Kongo fanden am 25. 
Mai 1960 die ersten freien Parlamentswahlen statt.  Unabhängigkeitsführer Patrice 
Lumumba wurde mit der im Oktober 1958 gegründete Partei (Mouvement National  
Congolais) zur  stärksten  Fraktion  im  kongolesischen  Parlament.  Nach  der 
Unabhängigkeit wurde, wie schon vereinbart Lumumba erster Ministerpräsident und 
23 Siehe Seite 32 der vorliegenden Dissertationsarbeit.
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Joseph Kasavubu, der auch zuvor eine politische Partei (Association du Bas-Congo) 
gegründet  hatte,  erster  Staatspräsident  der  Demokratischen  Republik  Kongo.  Die 
beide  politischen  Konkurrenten  Lumumba  und  Kasavubu,  die  die  erste 
kongolesische Regierung gebildet hatten, versuchten, das Land und die wichtigsten 
Positionen  im  Staatsapparat  und  in  der  Armee  an  Kongolesen  zu  übertragen. 
Daraufhin wurde Joseph Désiré Mobutu, ein Weggefährte Lumumbas, als Stabschef 
(höchste Chef der kongolesischen Armee) ernannt. 
Mit Beistand von Belgien und durch die Lähmung der Zentralregierung hatte Moise 
Tschombé,  Mitbegründer  der  Organisation  bzw. politischen Partei  Confédérations 
des  Associations du  Katanga, einige  Tage  nach  der  Autonomie  des  Kongo  die 
Unabhängigkeit der an Bodenschätzen reichen Provinz Katanga am 11. Juli 1960 
proklamiert.  Er  begründete  die  Unabhängigkeit  Katangas  damit,  dass  die 
Zentralregierung seiner Ansicht nach Terror und Unterdrückung verbreitete  (Wirz 
1982: 509). Kurze Zeit später erklärte ein anderer kongolesischer Politiker, Albert 
Kalonji,  am 9. August 1960 die Bergbauprovinz Süd-Kasai für unabhängig (Wirz 
1982: 511). 
Die ganze Aufmerksamkeit der neuen Regierung war auf die Wiedereingliederung 
der  unabhängigen  Gebiete  gerichtet.  Die  Unabhängigkeitsbewegung  in  Katanga 
führten zu Unruhe im Land. Die Unruhen brachen aus, spitzten sich weiter zu, und 
führten unausweichlich zu einer  Staatskrise  und zum wirtschaftlichen, politischen 
und sozialen Chaos. Damit war der neu kolonial geschaffene Staat zerstört. 
Lumumba sah in diesem chaotischen Zustand des Landes eine  Machenschaft der 
Belgier. Andererseits weckte die antikoloniale Politik Lumumbas die Empörung der 
Belgier und Franzosen, die ihre wirtschaftlichen Interessen schützen wollten. Kongo 
lieferte  Anfang  der  60er  Jahre  des  letzten  Jahrhunderts  70  Prozent  der 
Industriediamanten,  75  Prozent  des  Kobalts  und  50  Prozent  des  Urans  der 
Weltproduktion. Firmen aus Frankreich und besonders aus Belgien kontrollierten die 
Produktionen.  Die  Wirtschaft  des  Landes  war  zu  diesem Zeitpunkt,  um Wirz  zu 
paraphrasieren, eine Economie de traite, wo sich die Europäer  mit der Kontrolle des 
Handelssektors begnügten (Wirz 1982: 427). Bei der Economie de traite handelt es 




Die  Demokratische  Republik  Kongo  gehört  durch  die  Vielfalt  der  mineralischen 
Rohstoffe (Coltan, Kobalt, Kohle, Kupfer, Gold, Diamanten) zu einem der reichsten 
Länder des afrikanischen Kontinents und ist eine der an natürlichen Bodenschätzen 
reichsten Regionen der Welt. Aber durch die innerstaatlichen Auseinandersetzungen, 
die  Disziplinlosigkeit  der Armee,  die  Anarchie und eine schlechte Verteilung der 
Entfaltungschancen bzw. der Ressourcen gehört das Land mit seinem Bruttosozial-
produkt zu den ärmsten Ländern der Erde. 
Belgien hatte zu diesem Zeitpunkt immer noch seine Truppen im Land und versuchte 
angeblich, die Provinzen Katanga und Kasai zu beschützen. Dieser östliche Teil des 
Landes ist das ressourcenreichste Gebiet des ganzen Territoriums.
Am 4.  Juli  1960  brach  ein  Sturm in  den  Kasernen  von  Kinshasa  und  Mbanzu-
Ngungu (Provinz Bas-Congo) los (Strizek 2008: 52). Die Bevölkerung hatte nur für 
ganz kurze Zeit die Unabhängigkeit, die Freiheit und den Frieden genossen. 
Lumumba und Kasavubu erbaten die UN um Hilfe, um die Meuterei der Soldaten zu 
unterbinden,  die  Abspaltung  der  Provinzen  zu  verhindern,  und  vor  allem  die 
Kolonialherren  aus  Belgien  in  ihr  Herkunftsland  auszuweisen.  Belgien  schickte 
dennoch zusätzliche Truppen nach Kongo. Der damalige UN-Generalsekretär Dag 
Hammarskjöld bewilligte die Entsendung der ersten UN-Friedensmissionen bzw. die 
ersten  UN-Blauhelmsoldaten  nach Afrika.  Diese  erste  Mission  der  UN in Afrika 
sollte die noch im Land stationierten belgischen Soldaten ablösen.
Mit  Unterstützung  der  USA,  Belgien  und  der  UN  hatte  Joseph  Mobutu 
Ministerpräsident  Lumumba gestürzt  und unter  Hausarrest  gestellt  (Strizek  2008: 
50). Sein Stellvertreter, der Vize-Ministerpräsident Antoine Gizenga, trat nicht als 
Nachfolger an, sondern zog mit Teilen der Armee in die Ostprovinzen Orientale und 
Kivu (bzw. Nord-Kivu und Süd-Kivu) ein, proklamierte dort eine Gegenregierung 
und  ernannte  Stanleyville  (Kisangani)  zur  Hauptstadt.  Kurz  danach  besetzten 
Gizengas Gefolgsleute auch die nördliche Provinz Katanga. 
Am  17.  Januar  1961  wurde  Lumumba  gefoltert  und  ermordet.  Gizenga  wurde 
daraufhin verhaftet. Zu diesem Zeitpunkt war eine kongolesische Zentralmacht nicht 
mehr vorhanden, ab Februar 1961 übernahm praktisch die ONUC die Kontrolle des 
Landes (Strizek 2008: 50). 
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Anfang  der  1960er  Jahre  haben  die  Rebellionen  über  500  000  Menschenleben 
gekostet  (Braeckman  1996:  222).  Der  ehemalige  UN-Generalsekretär  Dag 
Hammarskjöld, dessen Rolle in der Kongokrise unklar und umstritten war, kam im 
September 1961 durch einen Flugzeugabsturz auf dem Weg zu einem Vermittlungs-
gespräch nach Katanga ums Leben.  
In den Kongowirren in den frühen 1960er Jahren putsche sich Joseph Mobutu am 24. 
November  1965  an  die  Macht.  Mobutu  blieb  bis  Ende  des  Kalten  Krieges  der 
unumschränkte  Despot  in  dem von  der  Natur  so  reich  ausgestatteten  Land  und 
beutete es rücksichtslos aus (Strizek 2008: 55). Dabei untersagte er alle politischen 
Aktivitäten,  außer die seiner Regierungspartei  und versuchte auch die Ethnien zu 
spalten. Sicherheit nach innen und nach außen wurden unter Mobutus Herrschaft nie 
gewährleistet. Im Gegenteil stellten die Sicherheitsorgane die größte Bedrohung für 
die Zivilbevölkerung dar (Tull 2008: 67).
Obwohl in seiner Herrschaft 
„massive  and  ostensible  violation  of  human  rights,  financial  
mismanagement, corruption, nepotism and the like [prevail]. Mobutu  
was always supported by the West and seen as one of the best African  
allies and friends of the West“ (Manwelo 2008: 166). 
Laut des kongolesischen Theologen Paulin Manwelo war die Politik des Westens 
gegenüber  Mobutus  Regime  ein  Fortbestand  der  Misswirtschaft  und  Korruption, 
unter denen das Land seit den 1960er Jahren immer noch leidet (Manwelo 2008: 
166).
Als  seine  Macht  Anfang  der  1990er  Jahre  an  Einfluss  verlor  und  er  von  den 
westlichen  Ländern  gezwungen  wurde,  das  Land  zu  demokratisieren,  nahmen 
politische Forderungen vielerorts wiederum ethnische Züge an (Muller 2008: 132). 
Der  Zerfall  der  Machtstrukturen  Mitte  der  1990er  Jahre  erleichterte  die  spätere 
militärische Einmischung der benachbarten Staaten. 
Mit  dem  ersten  Kongokrieg,  der  zwischen  September  1996  und  Mai  1997 
ausgetragen wurde, begann eine mit Unterbrechungen bis heute andauernde Serie 
von Konflikten in der Region der sogenannten „Großen Seen“.
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Im April 1994 wurde in Ruanda einer der größten Völkermord in der Geschichte der 
Menschheit ausgebrochen, in denen mehrere Tausende Hutus in die Demokratische 
Republik Kongo flohen, 
Im  September  1996  begann  aus  Ruanda  und  Burundi  eine  Rebellion  unter  der 
Führung  von  Laurent  Désiré  Kabila.  Die  Auflehnung  der  Banyamulenge24 und 
anderer  Ethnien,  die  in  der  Ära  von  Mobutu  vernachlässigt  oder  marginalisiert 
worden  waren  und  auf  der  Seite  von  Kabila  kämpften,  ermöglichte  eine  rasche 
Invasion der Republik. Der mittlerweile vom Westen isolierte Mobutu wurde am 16. 
Mai 1997 nach 32 Jahren Diktatur gestürzt. Am 29. Mai erklärte sich Kabila zum 
neuen Staatschef. Das Land, das zwischenzeitlich Zaire hieß, wurde umbenannt, die 
Nationalflagge und die Nationalhymne wurden ebenso geändert. 
Kabila und seine Gefolgsleute wurden zuerst als Retter und Befreier gefeiert. Aber 
die  Erwartungen  der  Kongolesen  wurden  schnell  enttäuscht.  Nach  der 
Machtübernahme  von  Kabila  brachen  aus  vielen  Teilen  des  Landes  weitere 
Rebellionen  aus.  Das  autoritäre  Regime  von  Kabila  konnte  das  Land  nicht 
stabilisieren. Dabei hatten sich mehrere afrikanische Staaten am Konflikt beteiligt, 
um angeblich ihre nationale Sicherheit zu garantieren. Ruanda, Uganda und Burundi 
unterstützten  eine  neue  Rebellenorganisation  (Rassemblement Congolais  pour  la  
Démocratie).  Angola,  Namibia,  Simbabwe und Tschad stellten Kabilas Regierung 
Truppen  zur  Verfügung  (Hazdra  2008:  70).  Es  kam  daraufhin  zu  schweren 
Auseinandersetzungen  und  zerstrittene  Rebellenorganisationen  versuchten  im 
Zweiten  Kongokrieg  erneut,  die  Macht  zu  erobern.  Die  Beteiligung  anderer 
afrikanischer Staaten erschwerte die Friedensverhandlungen erheblich. 
Am 10.  Juni  1999  wurde  in  Lusaka  (Sambia)  ein  Friedensabkommen  zwischen 
Regierung und Rebellen unterzeichnet. Die Vereinbarungen von Lusaka wurden nur 
teilweise geachtet. Es kam im Osten des Landes, in Ituri, in der Provinz Orientale 
und in Kivu immer wieder zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen Regierungs-
truppen  und  Rebellen  bzw.  Milizen,  weil  einige  Milizen  nicht  zu  den  Friedens-
verhandlungen eingeladen worden waren. General Laurent Nkunda,  der der Ethnie 
24 Die Banyamulenge sind eine Volksgruppe, die im 19. Jahrhundert in den Kongo eingewandert sind 
und haupsätzlich in Kivu leben. Mitte der 1990er Jahre erkannte ihnen der Diktator Mobutu Sese 
Seko die kongolesische Staatsbürgerschaft ab und vertrieb sie in den Nachbarländer.
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der  Tutsi  angehört, verließt  die  kongolesische  Armee  und  gründete  die 
Rebellenorganisation  CNDP  (Congrès national  pour  la  défense  du  peuple), um 
seiner Ansicht zufolge, die Diskriminierung der Tutsi-Soldaten zu bekämpfen. Aber 
immer mehr Hutus, unzufriedene Regierungssoldaten und andere Rebellengruppen 
sowie Kindersoldaten stießen später zu seiner Organisation (Scott 2008: 220/221).
In der Folgezeit eskalierte die Situation zwischen lokalen Milizen drastisch. Viele 
Menschen  kamen  ums  Leben.  Folglich  entsandte  der  UN-Sicherheitsrat  2200 
Militärs, Polizei- wie zivile Kräfte der Europäischen Union (Operation Artemis) zur 
Unterstützung der MONUC und vor allem, um die humanitäre Lage in der Provinz 
Ituri zu stabilisieren. Die „Operation Artemis“ war unter französischer Leitung und 
erhielt ein Kurzzeitmandat (30. Mai 2003 bis 01. September 2003), nachdem der 
UN-Sicherheitsrat mit der Resolution 1484 die Mission erlaubte. 
Daraufhin  verständigten  sich  die  Konfliktparteien,  eine  Übergangsregierung  zu 
Stande zu bringen. Joseph Kabila, der inzwischen von seinem Vater Laurent Désiré 
Kabila, der am 16. Januar 2001 von seinem Leibwächter ermordet wurde, die Macht 
„geerbt“  hatte,  blieb  Staatspräsident.  Neben  dem neuen  Präsident  Joseph  Kabila 
sollten vier Vizepräsidenten mit weitreichenden Machtbefugnissen eine Übergangs-
regierung  anführen.  Diese  Übergangsregierung  sollte  die  Präsidentschafts-  und 
Parlamentswahlen  von  2006  organisieren.  Aber  die  Wahlen  beendeten  den 
Kongokrieg nicht, und es kam folglich zu dem dritten Kongokrieg im Jahr 2007. Die 
Regierungssoldaten, die Rebellen u.a. der CNDP und der ADF (Forces démocratique 
alliées) und die Milizen kämpften im Osten des Landes – an der Grenze zu den 
Nachbarstaaten Ruanda, Burundi und Uganda – gegeneinander um die natürlichen 
Ressourcen.  Sie  hatten  weder  ein  Interesse  daran,  dass  die  kongolesischen 
Bevölkerungsgruppen  friedlich  leben,  noch  daran,  dass  es  in  Kinshasa  eine 
funktionierende  Zentralregierung gibt,  weil  dann die  Rebellen  und Milizen  nicht 
mehr ungestört die Bodenschätze ausplündern können. 
Im Osten des Landes bzw. in der Provinzen Katanga und Kivu werden vorwiegend 
Kupfer, Kobalt,  Zinn und Coltan abgebaut. Zinn und Coltan sind weltweit relativ 
seltene Rohstoffe. Während Coltan für die Produktion von Mobiltelefonen benötigt 
wird,  sind  die  Preise  von  Zinn  durch  internationale  Umweltschutzbestimmungen 
gestiegen, weil Zinn das giftige Blei ersetzen soll (Tetzlaff 2008: 164).
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Vom  Osten  der  Demokratischen  Republik  Kongo  bzw.  in  Kivu  gingen  alle 
Kongokriege  der  jüngeren  Zeit  aus.  Die  Provinz  ist  die  landwirtschaftlich 
fruchtbarste Region des Landes mit der dichtesten bäuerlichen Besiedlung und dem 
ausgeprägtesten  Selbstbestimmungsdrang.  Die  Wirtschaft  der  Provinz  Kivu  ist 
komplett  vom Rest  des  Kongo abgewandt  und mit  Ostafrika  verwoben (Johnson 
2008: 198). 
Die  Ausplünderung  der  natürlichen  Ressourcen  in  der  Demokratischen  Republik 
Kongo durch die Nachbarstaaten und vor allem durch internationale Konzerne stellt 
selbst auch ein Motiv zu dem Fortbestand der Kriege dar.  Rainer Tetzlaff  (2008) 
betont in diesem Zusammenhang, dass die ruandische Armee im Jahr 2000 durch die 
illegalen Coltanexporte ca. 240 Millionen US$ eingenommen hat. Über Uganda soll 
die Goldproduktion, die aus dem Süden des Landes und dem Norden des Kongo 
kommt, illegal ins westliche Ausland geliefert werden (Tetzlaff 2008: 165).
Die Ausplünderung der Rohstoffe forderte mehrere Tausend Tote. Durch die Kämpfe 
wurden auch zahlreiche Kongolesen aus ihrer Heimat vertrieben.
Trotz der weitgehenden Einhaltung des Waffenstillstands und der Entsendung einer 
UN-Friedensmission  kamen  in  der  Periode  zwischen  1998  und  2004 
schätzungsweise  mehr  als  vier  Millionen  Menschen  ums  Leben.  Damit  ist  der 
Kongokrieg  der  opferreichste  Konflikt  seit  1945.  Aufgrund  der  militärischen 
Intervention  von  neun  benachbarten  Staaten  und  mehr  als  einem  Dutzend 
bewaffneten Kriegsparteien zählt der Kongokrieg wohl auch zu den komplexesten 
Kriegen seit dem Zweiten Weltkrieg (Tull 2008: 65). Die frühere US-amerikanische 
Außenministerin Madeleine Albright sprach von „Africa´s first world war“.
In  der  Geschichte  der  Kongokrise  engagierte  sich  die  UN  als  der  wichtigste 
außerafrikanische Akteur zur Beilegung des Konfliktes. Bereits am Anfang der Krise 
entsandte die UN Truppen in die Demokratische Republik Kongo, um sie zu lösen.
Zur  Einrichtung  der  ONUC  in  den  frühen  1960er  Jahren  erhielt  der  UN-
Generalsekretär durch die UN-Resolution 143 vom 14. Juni 1960 die Ermächtigung, 
alle Mittel zu ergreifen, um die Regierung der Demokratischen Republik Kongo bei 
der  Aufstellung  nationaler  Sicherheitsorgane  und  bei  der  Wiederherstellung  der 
öffentlichen Ordnung zu unterstützen.  Die Resolution 143 des UN-Sicherheitsrats 
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„call upon the Government of Belgium to withdraw its troops from the territory of  
the Republic of the Congo”. Darüber hinaus 
„[the  UN  Security  council]  decides  to  authorize  the  Secretary-
General  to  take  the  necessary  steps,  in  consultation  with  the  
Government of the Republic of the Congo, to provide the Government  
with such military assistance as may be necessary until, through the  
efforts of the Congolese Government with the technical assistance of  
the United Nations, the national security forces may be able, in the  
opinion  of  the  Government,  to  meet  fully  their  tasks”  (UN-Dok. 
S/4387). 
Mit der Resolution 143 begann das System militärischer Friedenssicherung der UN. 
Bis zum 17. Juli 1960 sollten mehr als 3000 UN-Blauhelme verlegt werden. In den 
darauffolgenden Jahren wurde das Kontingent auf bis zu 20 000 Blauhelme aus 34 
verschiedenen Ländern aufgestockt. 
Die  humanitäre  Situation  der  Bevölkerung  wurde  durch  die  Präsenz  der  UN-
Blauhelme verbessert (Strizek 2008: 51). Nichtsdestotrotz gelang es der UN nicht, 
die innere politische Lage zu stabilisieren (Strizek 2008: 50). Zwischen Juli 1960 
und Mitte 1964 kamen 250 UN-Soldaten bzw. zivile Mitarbeiter ums Leben. 
Als die belgischen Truppen das Land verlassen hatten und sich die Rebellion in der 
Provinz  Katanga unter  der  Führung von Moise  Tschombé weiter  zuspitzte,  erbat 
Lumumba wieder die Hilfe der UN. Dag Hammerskjöld bewilligte die Erweiterung 
der  ONUC  nicht,  mit  der  Begründung,  dass  sich  die  UN  nicht  in  innere 
Angelegenheiten anderer Staaten einmischen und es sich bei dem Konflikt in der 
Provinz Katanga, gemäß der Interpretation des UN-Sicherheitsrats, um eine interne 
Auseinandersetzung handelte (Wirz 1982: 512). Die Inkohärenz des Sicherheitsrats, 
das  Verhalten  des  Generalsekretärs  und  die  grundsätzliche  Uneinigkeit  des 
Sicherheitsratsmitglieder  über  die  von  der  UN  im  Kongo  zu  spielende  Rolle 
belasteten das Verhältnis zwischen Lumumba und den von ihm gerufenen Helfern, 
die sich darüber hinaus zu Antagonisten entwickelt hatten (Wirz 1982: 512). 
Kurioserweise bestimmte der UN-Sicherheitsrat nach der Ermordung von Lumumba 
am 24. November 1961 mit  der  Resolution 169, die  ONUC zu erweitern.  Dabei 
betonte der Sicherheitsrat ausdrücklich, dass er
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„strongly depreciates the secessionist activities illegally carried out  
by the provincial administration of Katanga with the aid of external  
resources and manned by foreign mercenaries“ (UN-Dok. S/5002). 
Zum ersten Mal hatte der UN-Sicherheitsrat damit formell die Sezession Katangas 
für illegal erklärt und dabei die Anwendung militärischer Mittel gefordert.
Der Mord an Lumumba markierte einen Tiefpunkt in der kongolesischen Tragödie, 
zumal die Sowjetunion für die Ermordung des charismatischen Lumumba die UN 
verantwortlich  machte  (Wirz  1982:  517)  und  es  dadurch  zu  einer  Verstimmung 
zwischen der Sowjetunion und der UN kam. Der Ostblock hatte zu diesem Zeitpunkt 
den  UN-Generalsekretär  als  alleinigen  Vertreter  der  Interesse  des  Westens 
angesehen. Die von Lumumba gerufenen UN-Soldaten hätten zuerst nichts gegen 
Moise Tschombé und die  Sezessionisten unternommen und hätten Lumumba und 
seine Regierung nicht geschützt.
Angesichts der großen Anzahl der Soldaten, die vor Ort stationiert waren, waren die 
militärischen Leistungen der ONUC gering. So konnte der außergewöhnlich rasche 
Einsatz  der  Truppen  nicht  den  Ausbruch  und  die  Verbreitung  der  Kongowirren 
verhindern.  Der  Einsatz  der  ONUC wurde  allgemein  sehr  skeptisch  beurteilt,  in 
seinem Verlauf gerieten die UN zudem in eine schwere Zerreißprobe. Der zögerliche 
Abzug  der  belgischen  Invasionstruppen  und  die  Weigerung  der  selbsternannten 
Führung der reichen Provinz Katanga, den UN-Truppen Zutritt zu gestatten, führte 
zu  Spannungen und Kontroversen  im UN-Sicherheitsrat  (Breitwieser  2008:  118). 
Damit ist, nach der Hypothese der Dissertationsarbeit, der Erfolg bzw. Misserfolg 
der UN-Truppen auch innerhalb des Systems der UN zu suchen.
Diese  Erfahrungen  trugen zu  einem großen Teil  dazu bei,  dass  sich  die  UN ein 
Vierteljahrhundert lang nicht mehr mit Blauhelmen auf dem afrikanischen Kontinent 
engagierte (Debiel 2002: 460). Die ONUC verließt das Land im Juli 1964 ohne die 
Voraussetzungen für  innere  Ruhe und Ordnung geschaffen  zu  haben.  Stattdessen 
wurde mit dieser anhaltenden Konstellation der Weg für die Machtübernahme durch 
Joseph  Mobutu  und  die  anschließende  drei  Jahrzehnt  andauernde  Diktatur, 
Korruption und Repression frei (Strizek 2008: 51).
Die Demokratische Republik Kongo kam nie zur Ruhe bzw. zum stabilen Frieden. 
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Seit der 1960er Jahre haben Unzufriedenheit und immer wieder Ausschreitungen das 
Land geprägt. Drei Jahrzehnte nach der ersten Stationierung der Blauhelme war der 
UN-Sicherheitsrat aufgrund des neuen Bürgerkriegs und der dramatischen Situation 
erneut im Land, um Friedensmissionen zu entsenden.
Aus Anlass des Zweiten Kongokrieges – der 1998 angefangen hat – hatte der UN-
Sicherheitsrat am 30. November 1999 durch die Resolution 1279 die Mission der 
UN  in  der  Demokratischen  Republik  Kongo  ins  Leben  gerufen.  Anders  als  bei 
ONUC verhielten sich die Mitglieder der UN bei der Verabschiedung der Resolution 
für  die  Entsendung  der  Truppe  zunächst  sehr  zögerlich.  So  wurden  nur  wenige 
hunderte  Militärbeobachter  in  die  Krisengebiete  entsandt,  um  das 
Friedensabkommen von Lusaka zu überwachen.
In  der  Resolution  1279  hatte  der  UN-Sicherheitsrat  alle  Konfliktparteien 
aufgefordert,  die  Bestimmung  des  in  Lusaka  unterzeichneten  Waffenstillstands-
abkommens in vollem Umfang durchzuführen und die Feindseligkeiten einzustellen. 
Darüber hinaus ermutigte der Sicherheitsrat der UN alle Kongolesen, sich an dem 
nationalen  Dialog  zu  beteiligen,  der  in  Abstimmung mit  der  OAU bzw.  der  AU 
abgehalten werden sollte (UN-Dok. R/1279/1999).
Der UN-Sicherheitsrat  verabschiedete  durch die  Resolution 1291 am 24. Februar 
2000 eine Aufstockung der Truppe auf bis zu 5500 UN-Blauhelme. Im Januar 2006 
standen  für  die  Mission  bereits  17  000  Mann  zur  Verfügung.  Im  Zuge  einer 
Mandatserweiterung erhielten die Soldaten der MONUC die Befugnis,  die eigene 
Bewegungsfreiheit im Land gewaltsam zu erzwingen, sofern sie sich in konkreter 
Gefahr  befanden  (Breitwieser  2008:  123).  Die  kongolesische  Bevölkerung 
beschwerten  sich  mehrmals,  weil  die  UN-Soldaten  sexuelle  Übergriffe  begangen 
sowie sich am illegalen Goldhandel beteiligten (Lienemann 2008: 144).
Die MONUC wurde zwischen 1999 und 2010 bis zu fünfmal verlängert und durch 
weitere  Resolutionen  erweitert.  Die  Mission  hatte  auch  dazu  beigetragen,  die 
politische  Stellung  von  Joseph  Kabila  zu  festigen  (Lienemann  2008:  144).  Eine 
Friedensmission  wie  die  MONUC  sollte  sich  nicht  nur  um  die  politische 
Konstellation  des  Landes  kümmern,  sondern  sollte  erweiterte  Aufgaben  auf  sich 
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nehmen,  damit  die  Mission  zu  einer  neuen  gesellschaftlichen  Ordnung beitragen 
kann. In diesem Zusammenhang argumentiert Veit, dass 
„large peace missions such as Monuc are tasked not only with ending  
civil war violence, but also with an ambitious attempt to construct a  
new societal order“ (Veit 2010: 15). 
Zur  Implementierung  ziviler,  humanitärer,  politischer  und  militärischer 
Komponenten einer Mission sollen andere Aspekte berücksichtigt werden, wie die 
Zusammen-setzung der Kontingente, die Ernennung des SRSG sowie die Verteilung 
der  humanitären  Güter  und  die  Unterstützung  bei  der  Versöhnung  der 
Konfliktparteien.  Dennoch  können  erweiterte  Aufgaben,  sofern  sie  nicht  vor 
Mandatsausgaben ausgesprochen sind, die Koordination und die Ziele der Mission 
bzw. deren Erfolg beeinträchtigen. 
Die  MONUC  konnte  nicht  verhindern,  dass  zu  Massaker  der  Zivilbevölkerung 
verübt wurde. Die MONUC wurde mehrfah von Milizen und Rebellen mit Gewalt in 
Bedrängnis gebracht. Daraufhin wurde die Mission durch die Resolution 1592 vom 
30. März 2005 erlaubt, sofern es notwendig ist, Gewalt bzw. Waffen einzusetzten, 
um  die  Zivilbelvölkerung  zu  schützen  und  gegen  illegale  bewaffnete  Gruppen 
vorzugehen.
Nichtsdestotrotz ist der Sicherheitsrat der UN der Ansicht, dass eine neue Phase der 
Friedensbemühungen in der Demokratischen Republik Kongo erreicht wurde. Dafür 
hat der UN-Sicherheitsrat am 1. Juli 2010 durch die Resolution 1925 die MONUC 
durch  die  Stabilisierungsmission  der  Organisation  der  UN  in  der  DR  Kongo 
(MONUSCO) ersetzt. Die MONUSCO sollte die ursprüngliche Mission verkleinern 
und die Zahl der stationierten Soldaten reduzieren. Mit dem Abzug der UN-Soldaten 
hatte  die  Regierung  der  Demokratischen  Republik  Kongo  die  Verantwortung 
übernommen, unter Achtung der Menschenrechte die Zivilbevölkerung zu schützen 
und  die  Sicherheit  des  humanitären  Personals,  das  unmittelbar  von  physischer 
Gewalt bedroht ist, zu gewährleisten. Dabei betonte der UN-Sicherheitsrat, dass die 
kongolesische Regierung eine dringliche Reform des Sicherheitssektors durchführen 
soll,  damit  eine  langfristige  Stabilisierung  des  Landes  zustande  kommt  und  die 
Entwaffnung,  Demobilisierung  und  Wiedereingliederung  bewaffneter  Gruppen 
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erreicht werden kann (UN-Dok. SR/1925/2010).
Dennoch bestehen im östlichen Teil des Landes – seit 1999 – immer noch erhebliche 
Sicherheitsprobleme  und  die  Gefechte  halten  noch  an.  Die  Lage  der 
Zivilbevölkerung  und  Flüchtlinge  hat  sich  in  den  letzten  Monaten  dramatisch 
verschlechtert. Die Blauhelme können das Vorgehen der Rebellen und der Milizen 
nicht verhindern und scheinen weitestgehend machtlos zu sein. Im November 2012 
konnte eine Rebellengruppe (Mouvement du 23 Mars, M23), trotz massiver Präsenz 
von  UN-Soldaten  die  Stadt  Goma  (Hauptstadt  der  Provinz  Nord-Kivu)  ohne 
nennenswerten Widerstand einnehmen. Als Folge der Eroberung der Stadt Goma und 
der Passivität der UN-Blauhelme debattierten die Mitgliedstaaten des Sicherheitsrats 
über eine neue Mandatierung und Aufgabe der Mission.
Mit  der  UN-Resolution  2098,  verabschiedet  am  28.  März  2013,  beschloss  der 
Sicherheitsrat die Erweiterung der MONUSCO durch eine Interventionsbrigade, die 
aus  einer  Artilleriekompanie,  einer  Kompanie  Spezialkräfte  und  einer 
Aufklärungskompanie bestehen sollte. Diese Interventionsbrigade hat die Aufgabe, 
die  bewaffneten  Gruppen  zu  neutralisieren,  Zivilpersonen  innerhalb  ihres 
Einsatzgebiets  wirksamen  Schutz  zu  gewährleisten,  die  Überwachung  des 
Waffenembargos, vor allem an der Ostgrenze der DR Kongo, und einen Raum für 
Stabilisierungsmaßnahmen zu schaffen (UN-Dok. S/RES/2098/2013). 
Trotz  der  140 000 Regierungssoldaten  (FARDC) und trotz  der  Anwesenheit  von 
17 000 UN-Soldaten, 1400 Polizisten und 720 Militärbeobachter im Land, kann die 
Sicherheit  der  Menschen  nicht  garantiert  werden.  Die  Zusammensetzung  der 
Streitkräfte der MONUSCO mit 4300 Soldaten aus Indien, 3500 aus Pakistan, 1300 
aus Bangladesch, 1300 aus Uruguay, 1000 aus Südafrika, 800 aus Marokko und 750 
aus  Benin  zeigt  deutlich,  dass  der  Westen  und  die  sogenannte  internationale 
Gemeinschaft (USA, EU, NATO) nicht bereit sind, Truppen in das Krisengebiet zu 
entsenden. Für den kongolesischen Politologen Dieudonné Wamu Oyatambwe ist es 
eine Illusion, dass die ca. 2500 Soldaten der Interventionsbrigade, die größtenteils 
aus  Malawi  und  Tansania  stammen,  die  Rebellen  neutralisieren  bzw.  die 
Zivilbevölkerung  schützen  können.  Wamu  Oyatambwe  zufolge  kann  die 
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Interventionsbrigade nicht schaffen,  was die MONUSCO bis jetzt  nicht  geschafft 
hat. Außerdem argumentiert Wamu Oyatambwe, dass 
„l´envoi des troupes du Malawi et de Tanzanie (ou des autres pays)  
procède d´une erreur d´appréciation qui se perpétue depuis plusieurs  
années maintenant. […] La brigade d´intervention ne remplacera pas  
l´armée nationale et ne fera pas mieux que ce que la MONUSCO a pu  
ou n´a pas pu faire jusqu’ici“.25
Obwohl der Staatspräsident der Republik Tansania Jakaya Kikwete Truppen für die 
UN  bzw.  für  die  Interventionsbrigade  zur  Verfügung  stellte,  argumentierte  er  in 
diesem Zusammenhang, dass 
„la brigade d´intervention des Nations unies n´aura aucun impact si  
le dialogue ne s´ouvre pas entre les différents protagonistes, y compris  
entre le Rwanda et les FDLR et  entre l´Ouganda et  l´ADF-NALU.  
[…]  La brigade spéciale  de  l´ONU est  une  bonne chose,  mais  ne  
réglera pas le problème de fonds, qui est politique“ (Kikwete zit. nach 
Boisbouvier 2013).
Es ist außerdem sehr zweifelhaft,  dass die Truppen, die aktuell in der DR Kongo 
stationiert sind, den Frieden und die Sicherheit im Land aufrechterhalten können. Es 
handelt  sich  dabei  um  Soldaten,  die  durch  ihre  militärische  und  körperliche 
Ausstrahlung  im  Gegensatz  zu  den  Streitkräften  der  USA oder  der  EU  keinen 
Abschreckungseffekt  bei  der  Bevölkerung  bzw.  den  Rebellen  oder  Milizen 
entwickeln können.26 
Soldaten, die durch Zeitungsannoncen rekrutiert sind, wie Kruse 2008 berichtet hat, 
die dann als UN-Soldaten in die DR Kongo geschickt werden, können auf keine 
Weise den Frieden und die  Sicherheit  der  Menschen garantieren.  Darüber  hinaus 
haben die Rebellen die weit besseren Ortskenntnisse und bewegen sich leichter als 
die Soldaten der MONUSCO. Gegen diese Rebellen vorzugehen, die jeden Pfad des 
25 Interview mit Dieudonné Wamu Oyatambwe in Brüssel, durchgeführt am 12.07.2013.
26 Interviews mit Ivorer zwischen den 15.10.2012 und 15.12.2013 in Bremen, Dakar und Brüssel. Sie  
berichten,  dass  die  Soldaten  aus  Nepal  und  Pakistan,  wegen  ihrer  Ausstrallung,  keinen 
Abschrekungseffekt bei der Bevölkerung in Côte d´Ivoire entwickeln können. 
Manfred Eisele berichtet auch im Interview mit dem Autor, dass indische Blauhelme in Serra Leone, 
wegen ihres Aussehens, sehr schwer gemobbt wurden.
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Konfliktterrains  kennen,  wäre  sehr  riskant  für  die  Soldaten  der  MONUSCO. 
Außerdem  kämpfen  in  der  DR  Kongo  bzw.  im  Osten  des  Landes  mehr  als  50 
verschiedene  Rebellengruppen,  die  nicht  auf  den  ersten  Blick  als  Rebellen  zu 
erkennen sind, weil sie unter anderem keine Uniform tragen.
Außerdem sind die UN-Blauhelme bei der Operationen auf die Unterstützung der 
Zivilbevölkerung angewiesen. Aber die meisten Einheimischen können Französisch 
weder sprechen noch lesen. Es wird somit zwangsläufig ein Verständigungsproblem 
geben. Im Laufe der Jahre hat hat die Zivilbevölkerung gegenüber den Blauhelmen 
Angstgefühle  entwickelt.  Es  wurde  auch  oft  über  sexuelle  Übergriffe  der  UN-
Soldaten  sowie  ihre  Beteiligung  an  illegalen  Goldgeschäften  berichtet.  Dadurch 
hatten die UN das Vertrauen der Bevölkerung verspielt. 
Wenn  man  die  Entwicklung  der  Ereignisse  verfolgt,  weiß  man,  dass  die 
kongolesische Krise nicht mit militärischen Mitteln zu überwinden ist. Stattdessen 
sollte  der  Konflikt  mit  politischen  Instrumenten  geregelt  werden.  Allein  durch 
direkte  Friedensgespräche  zwischen  den  Konfliktparteien,  wenn  möglich  ohne 
Vorbedingungen,  könnte  man  eine  Lösung finden,  um den Konflikt  zu  beenden. 
Außerdem kann der Kongokrieg oder „Africa´s  first world war“ nicht ohne eine 
Einmischung  der  neun  benachbarten  Staaten  (Angola,  Burundi,  Kongo,  Ruanda, 
Sambia,  Sudan,  Tansania,  Uganda  und  Zentralafrikanische  Republik)  beigelegt 
werden.  Diesbezüglich  unterzeichneten  am 24.  Februar  2013 in Addis  Abeba elf 
Staaten27 der  International  Conference  for  the  Great  Lakes  Region  ein 
Rahmenabkommen über Frieden, Sicherheit, Stabilität und Zusammenarbeit für die 
DR Kongo und die Region der Großen Seen. 
Die Länder der  International Conference for the Great Lakes Region  verpflichten 
sich nach dem Rahmenabkommen von Addis Abeba auch, sich nicht in die inneren 
Angelegenheiten  der  Nachbarländer  einzumischen;  Beihilfe  oder  Unterstützung 
jeglicher  Art  für  bewaffnete  Gruppen  weder  zu  dulden  noch  zu  gewähren;  die 
Souveränität  und  territoriale  Unversehrtheit  der  Nachbarländer  zu  achten;  die 
regionale  Kooperation  zu  verstärken,  insbesondere  durch  die  Vertiefung  der 
ökonomischen Integration, sowie unter besonderer Berücksichtigung der Frage der 
27 Die  elf  Staaten  der  International  Conference  for  the  Great  Lakes  Region,  die  das 
Rahmenabkommen in Addis Abeba unterzeichnet haben, sind: Angola, Burundi, DR Kongo, Kenia, 
Republik Kongo, Uganda, Ruanda, Sambia, Sudan, Tansania und Zentralafrikanische Republik.
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Ausbeutung  natürlicher  Ressourcen;  die  legitimen  Anliegen  und  Interessen  der 
Nachbarländer zu achten, vor allem Sicherheitsfragen; Personen, die der Begehung 
von  Kriegsverbrechen,  Verbrechen  gegen  die  Menschlichkeit,  Völkermordhand-
lungen oder Verbrechen der Aggression beschuldigt werden, oder Personen, die unter 
das Sanktionsregime der UN fallen, weder Zuflucht noch Schutz zu gewähren; und 
die Rechtspflege durch die justizielle Zusammenarbeit in der Region zu erleichtern 
(UN-Dok. S/RES/2098/2013).  Dieses Abkommen ist  für die Stabilität  der Region 
von großer  Bedeutung,  weil  Rebellen  und andere  Milizen  in  die  Nachbarstaaten 
zurückkehren, wenn sie von Regierungssoldaten verfolgt werden. 
Es wurden durch dieses Rahmenabkommen zwar die Rahmenbedingungen für die 
Beendigung  der  zwischenstaatlichen  Auseinandersetzungen  geschaffen,  aber  eine 
Stabilisierung der Region konnte dennoch nicht erreicht werden.
Die Befriedigung im Osten des Landes liegt weit entfernt. Das Rahmenabkommen 
von  Addis  Abeba  ist  im  übertragenen  Sinne  kein  Friedensabkommen  mit  den 
Rebellengruppen,  den  wahren  Konfliktparteien,  die  mit  der  Regierungsarmee  im 
Osten  der  DR Kongo kämpfen,  sondern  ein  Abkommen,  das  die  Staatschefs  der 
Nachbarländer unter Druck der sogenannten internationalen Gemeinschaft (UN, EU, 
USA) unterzeichnet haben, um die östliche Grenze der DR Kongo zu sichern.
Die Sicherheitslage ist weiterhin sehr prekär. Die MONUSCO sollte die Regierung 
beim  Wiederaufbau  der  staatlichen  Strukturen  unterstützen.  Dabei  fällt  es  sehr 
schwer,  eine  neutrale  Rolle  bei  der  Vermittlung  bzw.  Mediation  zwischen 
Rebellengruppen und Regierung einzunehmen. Der besten UN-Friedensmission kann 
es nicht gelingen, einen funktionierenden Staat aufzubauen, solange einheimische 
Eliten daran wenig Interesse haben (Ludermann 2008).
Die Instabilität im Osten der DR Kongo ist für sowohl von Politiker, Militär als auch 
Rebellen,  eine  Gelegenheit,  die  natürlichen  Ressourcen  zu  plündern.  Erst  wenn 
Frieden in diesem Teil des Landes herrscht, kann die Regierung in Kinshasa diese 
Ressourcen  unter  ihrer  Kontrolle  bringen.  Das  Paradigma  der  Kontrolle  der 
natürlichen  Ressourcen  im  Osten  des  Landes  ist  für  die  andauernde  Gewalt 
verantwortlich. Wenn man auf die Geschichte der DR Kongo zurückblickt, stellt man 
fest,  dass der Reichtum des Bodens schon immer im Zentrum nationaler und vor 
allem internationaler Begehrlichkeiten stand. 
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Frieden wäre im Fall der DR Kongo erreicht, wenn ein gerechter und gewaltfreier 
Interessenausgleich  zwischen  den  Konfliktparteien  herrschen  würde.  Frieden 
bezeichnet  dann  in  diesem  Sinne  einen  Zustand,  der  sich  durch  Gerechtigkeit 
auszeichnet. 
In Anlehnung an die Erfolgskriterien von Matthies könnte die erste Mission der UN 
in Kongo (ONUC) als Teilerfolg bewertet werden, da ein Teil des Mandats erreicht 
wurde,  nämlich  die  Verhinderung  der  Sezession  Katangas.  Dennoch  konnte  die 
Mission keine richtigen Akzente bei der Wiederherstellung der öffentlichen Ordnung 
setzen.  Die  MONUC,  die  am  30.  November  1999  mit  der  Resolution  1279 
verabschiedet wurde, und die nachfolgende Mission MONUSCO, verabschiedet mit 
der Resolution 1925 am 1. Juli 2010 konnten trotz der ca. 20 000 UN-Blauhelme das 
wesentliche  Ziel  das  Mandats  nicht  effektiv  erfüllen,  nämlich  den  Schutz  der 
Zivilbevölkerung.  Die  Lage der  Zivilbevölkerung und Flüchtlinge verschlechterte 
sich in den letzten Jahren katastrophal. Somit ist die Mission nach den Kriterien von 
Matthies eher ein Misserfolg.
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5.2.4 Der Bürgerkrieg in Mosambik und die Einrichtung der ONUMOZ
Der Konflikt in Mosambik begann bereits in den 1960er Jahren mit dem Kampf um 
die Unabhängigkeit unter der Beteiligung einiger Widerstandsgruppen, wie die Front 
zur Befreiung Mosambiks (FRELIMO). Die FRELIMO wurde 1962 gegründet mit 
dem Ziel, Mosambik von der Herrschaft der Portugiesen zu befreien. Als im Jahr 
1975 Mosambik die Unabhängigkeit von Portugal erlangte, war die FRELIMO die 
herrschende Partei. Samora Machel war von 1975 bis 1986 der erste Staatspräsident 
der Republik Mosambik.
In der postkolonialen Zeit war das Land von einer dauerhaften Staatskrise geprägt. 
Die  FRELIMO wurde  von  1977  bis  1992  von  einer  anderen  mosambikanischen 
Widerstandsbewegung  RENAMO  (Resistencia  Nacional  de  Mocambicana) 
bekämpft. Die Konfliktsituation war sehr komplex, weil sich neben der FRELIMO 
und der RENAMO Nachbarstaaten in den Bürgerkrieg einmischten, um ihre eigenen 
Interessen  zu  verwirklichen  bzw.  zu  wahren.  Die  Nachbarstaaten  Rhodesien  und 
Südafrika,  die  unter  der  Führung  weißer  Minderheitsregime  standen,  hatten 
befürchtet, dass die FRELIMO schwarze Befreiungsbewegungen in ihren Ländern 
unterstützen würden.  Als  1980 die  Herrschaft  der  Weißen in  Rhodesien  zu Ende 
ging, das Land die Unabhängigkeit erkämpfte und sich Simbabwe nannte, übernahm 
Südafrika die völlige Unterstützung der RENAMO.
Nach den Unabhängigkeitswahlen im Jahr 1975 flüchteten zahlreiche Portugiesen 
aus dem Land. Zuvor hatten sie durch Sabotageakte viele Einrichtungen zerstört und 
ließen das Land ohne Fachkräfte und Bildungseliten desolat zurück (Gmelch 2009). 
Die  FRELIMO  lehnte  sich  an  die  Sowjetunion,  Kuba  und  die  DDR  an,  die 
Militärberater und Ausbilder ins Land schickten. Etwa 3000 Militärberater aus den 
Ostblockstaaten standen ihr zur Seite (Morozzo della Rocca 1997: 34). Wiederum 
hatten westliche Staaten die RENAMO unterstützt (Gmelch 2009). Folglich kam es 
dann zu einem Streit zwischen der FRELIMO und der RENAMO über das richtige 
Gesellschaftssystem.
Die FRELIMO war der Ansicht, dass eine diplomatische Lösung des Konflikts in 
Mosambik  nicht  möglich  sei,  weil  die  RENAMO  nicht  ein  ernstzunehmender 
Gesprächspartner, sondern eine Marionette der Regierung Südafrikas sei. Zu diesem 
Zeitpunkt war ein Dialog mit dieser Guerilla tabu, weil für die FRELIMO völlig 
176
 
undenkbar gewesen war, mit Terroristen zu diskutieren oder sich zu treffen, die im 
Dienste  ausländischer  Interessen  standen  und  auf  die  Hilfe  rassistischer, 
extremistischer und kolonialistischer Kräfte, die noch im Süden von Afrika präsent 
waren, angewiesen waren (Morozzo della Rocca 1997: 34/35). 
Im  Zuge  seiner  Brutalität  und  die  Kriegsführung  der  Kontrahenten  hatte  der 
mosambikanische  Bürgerkrieg  durch  Kampfhandlungen  und  Terroranschläge 
schätzungsweise  über  eine  Million  Menschenleben  gekostet,  und  zur  Flucht  von 
mehr  als  fünf  Millionen  Menschen  aus  den  ländlichen  Gebieten  oder  in  die 
benachbarten  Staaten  Malawi,  Sambia,  Tansania  und  Simbabwe  geführt.  Der 
Bürgerkrieg  hatte  dafür  gesorgt,  dass  mindestens  vier  Millionen  Menschen unter 
Hungersnot gelitten hatten (Morozzo della Rocca 1997: 64).
Mitte der 1980er hatte es Verhandlungen zwischen den Kriegsparteien gegeben. Als 
am 19. Oktober 1986 Samora Machel auf den Rückweg von einem Gipfel bei einem 
mysteriösen Flugzeugunglück ums Leben kam, trat der langjährige Außenminister 
Joaquim Chissano als  Nachfolger an.  Chissano übernahm die Führung vom Staat 
und Partei, und sollte die Verhandlungen mit der Rebellen und die Demokratisierung 
des Landes fortführen.
Im Mai 1987 war Chissano auf Staatsbesuch im Rom und sprach über den Frieden in 
Mosambik,  unter  anderem  mit  Andrea  Riccardi  und  Matteo  Zuppi  von  der 
Gemeinschaft Sant Egidio (Morozzo della Rocca 1997: 31). Einige Jahren später und 
nach dem Besuch des Papsts Johannes Paul II. in Mosambik akzeptierte Chissano im 
Jahr 1990 ein direktes Treffen ohne Vorbedingungen mit der RENAMO (Morozzo 
della Rocca 1997: 31). Zuvor hatte die FRELIMO vorgeschlagen, die Rebellen ins 
zivile Leben wiedereinzugliedern und bot dabei eine Amnestie für alle an, die ihre 
Waffen niederlegten (Morozzo della Rocca 1997: 35). Von positiver symbolistischer 
Bedeutung war allerdings, dass die Rebellen Ende der 1980er Jahre als Mitglieder 
der  RENAMO  genannt  wurden  und  sie  nicht  mehr  von  der  Regierung  als 
„bewaffnete Banditen“ bezeichnet wurden.
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Die mosambikanischen Kriegsparteien waren Ende der 1980er Jahre zu der Einsicht 
gelangt, dass sie einen Sieg mit militärischen Mitteln nicht erreichen können und, 
dass  vor  allem militärische  Macht  allein  keine entsprechende Kontrolle  über  das 
Land herstellen kann. Die FRELIMO war deshalb gezwungen mit der RENAMO 
Friedensverhandlungen  aufzunehmen.  Zu  diesem  Zeitpunkt  war  auch  für  die 
RENAMO deutlich klar, dass sie den Krieg mit militärischen Mitteln nicht zu ihren 
Gunsten  entscheiden  könnte.  Die  RENAMO  hatte  sich  dann  im  Juni  1989 
versammelt,  um die  Rebellenorganisation  in  eine  politische  Partei  umzuwandeln. 
Darauffolgend  agierte  die  RENAMO  als  politische  Kontrahenten  mit  der 
mosambikanischen Regierung.
Die kriegsführenden Parteien trafen sich zunächst vom 8. Juli bis 10. Juli 1990 in 
Rom  unter  Beteiligung  der  Regierung  Italiens  und  der  Gemeinschaft  von  Sant 
Egidio,  die  zuerst  eine  Beobachterrolle  hatten.  Am Verhandlungstisch  haben  die 
Delegationen  ihr  Interesse  und  den  Willen  bekundet,  alles  in  ihrer  Möglichkeit 
stehende zu tun, um einem konstruktiven Prozess zum Erfolg zu verhelfen, der einen 
dauerhaften Frieden in Mosambik bringen sollte (Morozzo della Rocca 1997: 80). 
Die  Delegation  der  FRELIMO  war  unter  der  Leitung  von  Verkehrs-  und 
Kommunikationsminister Armando Emilio Guebuza28 und Raul Manuel Domingos, 
Leiter  des  Bereiches  auswärtige  Beziehungen  der  RENAMO,  dirigierte  die 
Delegation der RENAMO.
Nachdem die Konfliktparteien 27 Monate lang in Rom verhandelt hatten, wurde am 
4.  Oktober  1992  das  General  Peace  Agreement  for  Mozambique  (Allgemeines 
Friedensabkommen für  Mosambik)  unterzeichnet.  Das  Friedensabkommen wurde 
von  dem Staatspräsidenten  Mosambiks,  Joaquim Chissano,  dem Präsidenten  der 
Rebellenorganisation  RENAMO  (Resistencia  Nacional  Mocambicana),  Afonso 
Dhlakama,  und  den  Mediatoren,  unter  anderem  dem  Vertreter  der  italienischen 
Regierung,  Mario  Raffaelli,  dem  Erzbischof  von  Beira  (zweitgrößte  Stadt  in 
Mosambik), Jaime Concalves, und von Andrea Riccardi und Matteo Zuppi von der 
Gemeinschaft Sant Egidio unterschrieben (Sant Egidio 1992).
28 Armando Emilio Guebuza war von 2005 bis 2015 der Staatspräsident von Mosambik. 
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Dabei  akzeptierten die  Konfliktparteien die  Rolle  der UN bei  der  Steuerung und 
Überwachung der Umsetzung des General Peace Agreement for Mozambique. Darin 
wurden  als  Abschluss  des  Friedens-  und  Demokratisierungsprozesses  Wahlen  in 
Mosambik angekündigt. Die Wahlen sollten das Ende des Bürgerkriegs bestätigen. In 
der einjährigen Übergangszeit  bis  zu den Wahlen sollten die  UN hinsichtlich der 
Aufrechterhaltung  des  Friedens  sowie  der  Gewährleistung  freier  Wahlen  eine 
wichtige Rolle spielen.
Die ersten fairen, freien und gleichen Wahlen fanden nach mehreren Verzögerungen 
vom 27. bis 29. Oktober 1994 mit einer außergewöhnlichen Wahlbeteiligung von 87 
Prozent  der  Wahlberechtigten  statt.  Präsident  Joaquim  Chissano  gewann  die 
Präsidentschaftswahlen mit einer Mehrheit von 53,3 Prozent und sein Herausforderer 
Alfonso Dhlakama war mit  33,7 Prozent  eindeutig abgeschlagen.  Die FRELIMO 
gewann die Parlamentswahlen mit 44,33 Prozent der Stimmen bzw. 129 Sitzen im 
Parlament und die RENAMO, die zwischenzeitlich als Oppositionspartei anerkannt 
wurde,  erhielt  37,78 Prozent  der  Stimmen bzw. 112 Sitze  (Morozzo della  Rocca 
1997: 12). Die hohe Wahlbeteiligung erklärt sich daraus, dass die Mosambikaner den 
Frieden  und  nicht  eine  Partei  wählten  (Morozzo  della  Rocca  1997:  12).  Viele 
Mosambikaner hatten keine Lust mehr, den Krieg noch zu führen. 
Damit die Wahlen friedlich verlaufen und die UN ihre Rolle zur Überwachung des 
Friedensvertrags  umsetzen kann, hatte  der  UN-Sicherheitsrat  neun Tage nach der 
Unterzeichnung des General Peace Agreement for Mozambique in seiner Resolution 
782 am 13. Oktober 1992 die ONUMOZ ins Leben gerufen. Die ONUMOZ sollte 
versuchen, das Allgemeine Friedensabkommen, das von Präsident Joaquim Chissano 
und  Rebellenführer  Afonso  Dhlakama  und  den  Mediatoren  von  Sant  Egidio 
geschlossen und unterzeichnet wurde, umzusetzen. Durch die Resolution 782 wurde 
zuerst eine Vorausmission von 25 Militärbeobachtern und die sofortige Entsendung 
des Italieners Aldo Ajello als Sonderbeauftragten des UN-Generalsekretärs, der die 
Mission leiten sollte, genehmigt. Es folgt dann die Entsendung von 6500 Polizei-, 
Militär-  und Zivilkräften.  Darüber  hinaus  kamen 350 Militärbeobachter  hinzu.  In 
einem Bericht des damaligen UN-Generalsekretärs Boutros-Ghali vom 3. Dezember 
1992 schlägt er vor, dass das Mandat des UN-Sicherheitsrats politische, militärische, 
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humanitäre  und  vor  allem  elektorale Komponenten  umfassen  sollte  (UN-Dok. 
S/24892).
Zu den Aufgaben der ONUMOZ gehören 
„to  monitor  and  verify  the  cease-fire,  the  separation  and  
concentration  of  forces,  their  demobilization  and  the  collection,  
storage  and  destruction  of  weapons;  to  monitor  and  verify  the  
complete  withdrawal  of  foreign  forces;  to  monitor  and  verify  the  
disbanding  of  private  and  irregular  armed  groups;  to  authorise  
security arrangements for vital infrastructure; to provide security for  
the United Nations and other international activities in support of the  
peace  process,  especially  in  the  corridors;  to  provide  technical  
assistance and monitor the entire process; to coordinate and monitor  
all humanitarian assistance operations, in particular those related to  
refugees, internally displaced persons, general peace agreement for  
Mozambique“ (UN-Dok. S/RES/782/1992). 
Es kommt  zu  den  wichtigsten  Aufgaben  der  ONUMOZ  die  Überwachung  des 
Waffenstillstandes  und  des  Rückzugs  fremder  Truppen,  die  Sicherung  der 
Transportkorridore und die Gewährung technischer Hilfe sowie die  Überwachung 
der  späteren  Präsidentschafts-  und  Parlamentswahlen.  Die  mosambikanischen 
Konfliktparteien einigten sich darauf,  dass die  UN als  Beobachter  und wichtigen 
Garanten  für  die  Rechtmäßigkeit  des  Wahlprozesses  beteiligt  werden  sollten 
(Morozzo  della  Rocca  1997:  137).  Das  Handeln  der  UN  ließ  aber  einige 
Verzögerungen erkennen. Beim Konfliktmanagement  der  UN in Mosambik traten 
etliche  Schwierigkeiten  auf,  wie  die  Zusammensetzung  der  Kontingente.  Die 
Vermittler hatten im Sommer 1992 den Zeitplan für den Friedensprozess aufgestellt. 
Die  ersten  Soldaten  trafen  erst  Anfang  1993  ein  und  der  größte  Teil  der  6500 
Blauhelme erschien im April 1993 (Morozzo della Rocca 1997: 188).  
Dennoch unterstrich Boutros-Ghali,  dass die ONUMOZ nach dem Ende der Ost-
West-Konfrontation als Beispiel für die erfolgreiche Umsetzung der neuen Aufgaben 
des UN-Sicherheitsrats  gilt  (Boutros-Ghali  1995).  In der Tat hatte die ONUMOZ 




Nach  Bewertung  der  Wahlbeobachter  verliefen  die  Präsidentschafts-  und 
Parlamentswahlen  frei,  gleich  und  fair.  Am 9.  Dezember  1994  wurde  das  neue 
Parlament  eingeführt  und daraufhin wurde Chissano als  Staatspräsident  vereidigt. 
Das Mandat der ONUMOZ wurde damit Anfang 1995 beendet. 
Die  ONUMOZ  hat  wesentlich  dazu  beigetragen,  den  Konflikt  in  Mosambik 
beizulegen bzw. den Krieg zu beenden. 
Obwohl eine Vielzahl von Schwierigkeiten bei der Mission der UN in Mosambik 
auftraten, wie Koordinationsprobleme und ungenügende Schutz der Menschenrechte, 
kann die ONUMOZ als eine der erfolgreichste Mission der UN in Afrika in den 
letzten  Jahrzehnte  des  20.  Jahrhunderts  –  und  wenn  dann  überhaupt  in  der 
Geschichte der UN – eingestuft werden. 
An dem Zustandekommen des General Peace Agreement for Mozambique hatten die 
UN  selbst  keine  große  Rolle  gespielt,  aber  die  ONUMOZ  hatte  viel  dazu 
beigetragen,  den  Friedensvertrag umzusetzen  und  die  Friedensvereinbarungen  zu 
implementieren.
In  diesem  Zusammenhang  hatte  die  UN  klar  ihre  Prioritäten  definiert,  um  das 
allgemeines Friedensabkommen umzusetzen.
Um nicht weitere Misserfolge, nach dem angolanischen und somalischen Desaster, 
zu  verzeichnen,  hatte  die  internationale  Gemeinschaft  bzw.  die  UN  viel  Kraft, 
Energie und Mittel mobilisiert, um in Mosambik den Erfolg zu zwingen. Dabei war 
die  ONUMOZ  umfangreicher  als  der  Blauhelm-Einsatz  in  Angola.  Bei  der 
ONUMOZ  waren  die  Truppen  beispielsweise  mit  einem  größeren  und  gut 
ausgebildeten Kontingent von Gebirgsjägern aus Italien begleitet (Debiel 2002: 253). 
Damit übernahm Italien eine wesentliche Rolle bei der Entsendung der UN-Soldaten 
und  darüber  hinaus  waren  damit  die  Blauhelme  mit  ihrer  Aufgabe  besser 
umgegangen. 
Letztendlich wollte die UN ihre Präsenz in Mosambik mit erfolgreichen, fairen und 
friedlichen  Wahlen  abschließen.  Die  Wahlen  verliefen  trotz  einiger  kleiner 
Unstimmigkeiten friedlich. Alfonso Dlakhama akzeptierte seine Wahlniederlage und 
Chissano konnte sein Regierungskabinett in aller Ruhe umbilden. Durch die Wahlen 
hatte die neue Regierung eine gewisse Legitimität erhalten.
Die Wahlbeobachter – EU, AU und die NGOs – die in Mosambik waren, teilten die 
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gleiche Meinung der UN und seinem Sonderbeauftragter Ajello. Sie berichten, dass 
die Wahlen „free and fair“ gelaufen sind. Drei Monate nach den Wahlen verließen 
die letzten Soldaten der Mission das Land. 
Nach dem Ende der Mission stellte sich heraus, dass die ONUMOZ seine wichtigste 
Aufgabe – den Waffenstillstand zu überwachen, die Kämpfer zu entwaffnen und in 
die Verteidigungskräfte des Landes zu integrieren, der Transportkorridore zu sichern, 
die technischer Hilfe zu gewähren sowie die Wahlen zu beobachten – hervorragend 
erfüllt hat. Damit ist in Anlehnung an die Erfolgskriterien von Matthies der Einsatz 
der UN-Blauhelme in Mosambik trotz einiger Mängel und Verzögerungen, eine der 
gelungenen Mission der UN seit Ende des Kalten Krieges. Die wesentlichen Ziele 
des  UN-Mandats  nämlich  die  Umsetzung  des  General  Peace  Agreement  for  
Mozambique  und die  Überwachung  der  Präsidentschafts-  und  Parlamentswahlen 
verlaufen sehr erfolgreich. 
Der mosambikanische Friedensprozess zeigt, dass die starke politische Leitung durch 
die  UN  und  das  konstruktive  Engagement  verschiedener  Außenakteure  für  den 
Erfolg  einer  Mission  ausschlaggebend  sein  können  (Fandrych  1998:  119).  Die 
Außenakteure (Sant Egidio, die Geberländer und die internationale Gemeinschaft) 
hatten  eine  wesentliche  Rolle  bei  der  Umsetzung  des  Friedensabkommens  in 
Mosambik gespielt.  Die Müdigkeit der Bevölkerung, den Krieg weiter zu führen, 
und das Ende der Apartheid in Südafrika – das Apartheidsregime hatte schließlich 
die  RENAMO unterstützt,  damit  Mitglieder  der  African National  Congress keine 
Rückzugbasen in Nachbarland Mosambik einrichten konnten – führten zu den ersten 
Verhandlungen  zwischen  den  Konfliktparteien  und  letzten  Endes  zu  der 
Unterzeichnung des General Peace Agreement for Mozambique.
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5.2.5 Der Konflikt auf den Komoren
Der 1862 km² große Archipel der Komoren war Mitte des 20. Jahrhunderts bis 1975 
eine  französische  Kolonie.  Am  6.  Juli  1975  erlangten  die  Komoren  die 
Unabhängigkeit.  Die  Einrichtung  eines  strukturierten  Staatswesens  blieb 
problematisch und die politische Lage war von Instabilität und Unsicherheit geprägt. 
Seit  der Unabhängigkeit  erlebte der Archipel ca.  20 Putsche bzw. Putschversuche 
(Scheen  2008),  sowie  mehrere  Anschläge  mit  politischem  Hintergrund  und 
Aggressionen von internationalen Söldnern.
Die  Union  der  Komoren  bilden  einen  föderalen  Inselstaat,  südöstlich  des 
afrikanischen  Kontinents  im  Indischen  Ozean.  Der  Archipel  umfasst  vier  große 
Inseln:  Grande  Comore,  Mohéli,  Anjouan  sowie  Mayotte,  die  historisch, 
geographisch  und  kulturell  zu  der  Union  der  Komoren  gehört,  aber  noch  ein 
französisches Übersee-Departement ist.
Die Hauptursache der häufigen Unruhen war die Rivalität unter den einzelnen Inseln, 
deren  separatistische  Bestrebungen  die  innenpolitische  Atmosphäre  des  Landes 
enorm  belasten. Seit der Unabhängigkeit des Archipels herrschte dadurch politische 
Instabilität. Der Höhepunkt wurde im Jahr 1997 durch die Unabhängigkeitserklärung 
von Anjouan und Mohéli erreicht. Im August 1997 hatten sich die beiden Inseln von 
den  Komoren  losgesagt  und  ihre  Autonomie  proklamiert,  weil  sie  angeblich 
ökonomisch  benachteiligt  waren.  Separatisten  versuchten,  die  Macht  zu  erobern. 
Daraufhin  putschte  sich  Mohamed  Bacar  an  die  Macht  und  ernannte  sich  zum 
Präsident der Insel Anjouan.
Nach  langwierigen  Verhandlungen  wurde  im  Jahr  2001  eine  neue  Verfassung 
veröffentlicht.  Die  beiden  Inseln  (Anjouan  und  Mohéli)  beendeten  die 
sezessionistischen Bestrebungen und traten der Union der Komoren bei. Durch die 
neue Verfassung sollten die drei große Inseln Grande Comore, Anjouan und Mohéli 
über  weitgehende  Autonomie  verfügen,  also  eigene  Parlamente  und  Präsidenten 
besitzen.  Die  Präsidenten  der  drei  Inseln  sollten  sich  dem  Unionspräsidenten 
unterordnen. Dabei sollte der Unionspräsident nach einem Rotationsprinzip zwischen 
183
 
den drei Inseln wechseln. Dieses Rotationsprinzip wurde ausdrücklich im Art. 13 der 
komorischen  Verfassung  betont: „La  Présidence  est  tournante  entre  les îles“ 
(Constitution de l´Union des Comores du 23 décembre 2001).
Im Jahr 2002 fanden auf Anjouan, die nur 424 km² groß ist,  Wahlen statt.  Bacar 
wurde in seinem Amt, trotz umstrittener Wahlen, als Präsident der Insel bestätigt. Im 
April  2007  war  für  den  amtierenden  Präsidenten  Bacar  das  fünfjährige  Mandat 
abgelaufen. Er weigerte sich, das Amt zu räumen, und es kam darauffolgend zu einer 
politischen Konfusion und schließlich zu einer Staatskrise. Im Juni 2007 ließ er sich 
in einer erneut umstrittenen Wahlen noch einmal im Amt bestätigen. Die Legitimität 
Bacars als Präsident der Insel Anjouan wurde weder von der Zentralregierung der 
Union der Komoren noch von der AU anerkannt. 
Die AU hatte sich sehr bemüht, die Krise friedlich zu schlichten, indem sie einige 
Mediatoren entsendete,  die zwischen den Konfliktparteien vermittelten und gegen 
den Willen von Bacar auszusprechen.  
Nach monatelangen Verhandlungen hatte sich die Lage jedoch nicht verbessert und 
an der Machtposition von Bacar hatte sich auch nichts geändert. Das afrikanische 
PSC bedauerte in seiner Sitzung vom 31. Januar bis zum 02. Februar 2008, dass
„[…] tous les efforts déployés jusqu’ici pour résoudre la crise aux  
Comores n´aient pas reçu la réponse positive attendue des autorités  
illégales  d´Anjouan,  [le  conseil  de  paix  et  de  sécurité  de  l´UA]  
souligne  que  la  persistance  de  cette  situation  constitue  une  grave  
menace pour le processus de réconciliation aux Comores“ (AU. Dok. 
Assembly/AU/Dec.18(X)).
Nachdem  alle  Versuche  der  AU,  die  Krise  friedlich  zu  schlichten,  scheiterten, 
entschlossen sich die Organisation und die Zentralregierung der Union der Komoren, 
gemeinsam eine  Militäraktion  durchzuführen,  um Bacar  und seine  Anhänger  mit 
allen zur Verfügung stehenden Mitteln zu bezwingen.
Auf  Beschluss  des  afrikanischen  PSC  sollten  alle  Mitgliedstaaten  der  AU  der 
Regierung der Komoren alle notwendigen Mittel zur Verfügung zu stellen, um die 




„demande à tous les Etats membres en mesure de le faire d´apporter  
tout l´appui nécessaire au Gouvernement comorien dans ses efforts  
visant  à rétablir  au plus vite l´autorité  de l´Union à Anjouan et  à  
mettre  un  terme  à  la  crise  née  du  refus  persistant  des  autorités  
illégales  d´Anjouan  de  respecter  les  textes  pertinents  régissant  le 
fonctionnement de l´Union des Comores“  (AU. Dok. Assembly/AU/ 
Dec.186/X).
Darüber hinaus mandatierte die AU die MAES (Mission d´assistance électorale et  
sécuritaire de  l´Union  Africaine),  die  die  Organisation  in  ihrer  Sitzung  am  25. 
Oktober  2007  zusammengestellt  hat,  um  die  Sicherheit  des  Landes  bzw.  der 
Bevölkerung zu gewährleisten, damit freie Wahlen stattfinden können. Das Mandat 
der MAES sollte diese Aufgaben umfassen: 
„faciliter l´organisation, à Anjouan, du premier tour de l´élection du  
Président  de  l´île,  conformément  à  la  Constitution  et  aux  textes  
législatifs  électoraux pertinents,  et  créer  les  conditions  de  sécurité  
requises  en  vue  de  la  tenue  d´élections  libres,  régulières  et  
transparentes;  superviser  le  cantonnement  des  éléments  de  la  
Gendarmerie  anjouanaise,  laquelle  ne  sera,  en  aucune  façon,  
impliquée dans les supervisions du processus électoral, ainsi que leur  
désarmement  et  leur  intégration  au  sein  de  l´Armée  nationale  
comorienne;  aider  à  la  mise  en  place  à  Anjouan  d´une  force  de  
sécurité  intérieure  conformément  à  la  Constitution  de  l´Union;  et  
faciliter la restauration de l´autorité de l´Union à Anjouan“ (AU Dok. 
Communiqué  réunion  ministérielle  sur  les  Comores  du  20  février  
2008).
Die Außen- und Verteidigungsminister der Länder, Tansania, Libyen, Senegal und 
des  Sudan,  die  sich  bereit  erklärt  hatten,  Truppen  zur  Verfügung  zu  stellen, 
vereinbarten in ihrer Sitzung in Addis Abeba am 20. Februar 2008, dass das Mandat 
der MAES Erweiterungen benötige, um adäquate Maßnahmen zu treffen, damit die 
Mission erfolgreich wird. Die Konferenz der Minister legte fest, dass „des mesures  
pratiques,  militaires  et  sécuritaires,  visant  à  appuyer  la  décision  prise  par  le  
Gouvernement de l´Union des Comores pour restaurer son autorité à Anjouan“ zu 
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ergreifen sind, um die  Autorität und Legitimation der  Regierung auf den  Komoren 
wiederherzustellen (AU Dok. Communiqué réunion ministérielle sur les Comores du  
20 février 2008).
Mit Hilfe von Einheiten der AU eroberten die Soldaten der komorischen Armee am 
25.  März  2008  die  Insel  Anjouan.  In  der  Tat  wurde  diese  Eroberung  mit  der 
Zustimmung der Zentralregierung der Union als Spaziergang der Truppen bezeichnet 
(Johnson  2008).  Auf  erwähnenswerten  Widerstand  seien  die  AU-Soldaten  nicht 
gestoßen. 
Die unblutige Operation erwies sich als erste gelungene Militäraktion der AU. Daran 
nahmen  ca.  1500  AU-Soldaten  bzw.  „Grünhelme“  teil.  Es  waren  hauptsächlich 
Soldaten aus Tansania und aus dem Sudan.  Senegal  und Libyen unterstützen die 
Truppen logistisch.  Die 1500 Soldaten der AU hatten die Krise beendet,  weil  sie 
nicht auf Widerstand gestoßen sind, vor allem aber, weil die Gefolgsleute von Bacar 
weniger als 300 Personen ausmachten. Die Krise auf Anjouan war auch kein Krieg 
wie in Liberia, Côte d´Ivoire, DR Kongo oder Mosambik. 
Als  Folge  der  Intervention  konnte  die  nationale  Einheit  der  Union der  Komoren 
wiederhergestellt werden, und die innenpolitische Lage stabilisierte sich richtig. In 
einem Kommuniqué zeigte sich das afrikanische PSC erfreut über die erfolgreiche 
Operation auf den Komoren. 
„Le conseil de paix et de sécurité se réjouit du succès de l´opération  
`Démocratie aux Comores´, lancée à Anjouan le 25 mars 2008, qui a  
permis au gouvernement de l´Union des Comores de mettre un terme  
au régime illégal du colonel Bacar et de restaurer son autorité dans l
´Ile“ (AU-Dok. PSC/PR/Comm(CXXIV)2008). 
Die Analyse des komorischen Konflikts ist in der vorliegenden Arbeit relevant, weil 
die  Union der  Komoren  das  einzige  Land  ist,  in  dem die  AU Erfolg  hatte.  Die 
Operation in Anjouan ist als erfolgreiche Militäraktion der AU zu bewerten. Dies 
zeigt auch, dass die AU militärisch und finanziell unabhängig von der UN agieren 
kann. Die geringe Größe der Insel (Union der Komoren 1862 km² / Anjouan 424 
km²) spielt bei dem raschen Eingreifen der AU-Soldaten eine wesentliche Rolle. 
In  Anbetracht  der  Durchführung des  Mandats  hatte  die  Mission der  AU auf  den 
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Komoren (MAES, Mission d´assistance électorale et sécuritaire aux Comores), um 
das  Mandat  des  afrikanischen  PSC  effektiv  zu  erfüllen,  ein  wesentliches  Ziel 
festgelegt, nämlich: 
„Assurer la mise en œuvre effective du cadre institutionnel tel  que  
prévu  par  la  Constitution  de  l´Union  des  Comores“ (AU-Dok. 
PSC/PR/Comm/LXXXVII). 
Die  Intervention  der  MAES  bzw.  der  AU-Soldaten  hatte  maßgeblich  zu  der 
Wiederherstellung der Verfassung der Union der Komoren beigetragen und führte zu 
Stabilisierung der politischen Lage. Damit ist die Mission auf den Komoren nach 
Matthies  Kriterien  sehr  erfolgreich  gelungen,  weil  die  übertragenen  Mandats-
vorgaben effektiv erfüllt wurden und dadurch auch die Krise beendet wurde. Dabei 
wurde  das  Gewaltmonopol  kontrolliert  und der  Friedensprozess  konsolidiert.  Die 
Intervention der AU kostete außerdem keinem Menschen das Leben.
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5.3 Erfolgsfaktoren von UN-Friedensmissionen in Afrika
Die Grundvoraussetzungen für den Erfolg der Friedensmissionen sind nicht nur bei 
militärischen Einsätzen  der  Truppen von zentraler  Bedeutung,  sondern  vor  allem 
beim  politischen Willen bzw. der politischen Unterstützung der UN-Mitgliedstaaten 
bei der Umsetzung ihrer Friedensstrategien. Die UN haben in den letzten Jahren die 
Durchführung und die Umsetzung der Friedensmissionen relativ verbessert.  Diese 
Verbesserung umfasst sowohl ein gewachsenes politisches Verständnis des Konzepts 
der  Friedensoperationen  unter  den  Mitgliedstaaten,  eine  Aufstockung  der  zur 
Verfügung stehenden Geldmittel für den Generalsekretär, als auch ein hohes, ständig 
wachsendes, organisatorisches und operatives Niveau im Feld (Hildenbrand 2001: 
59).
Die UN können Frieden schaffen, sofern sie auch über entsprechende Kapazitäten 
und ausreichende Ressourcen verfügen. Zudem heißt es, dass die Weltorganisation 
über  weite  Strecken  kompetente  Akteure  zu  Verfügung  haben,  vom  Special 
Representative of the  Secretary-General  (SRSG) bis zum freiwilligen Mitarbeiter. 
Der  Einmischung  aller  Beteiligten  kommt  bei  der  Beilegung  der  Konflikte  eine 
wesentliche Bedeutung zu. 
Militäreinsätze  sind  nicht  immer  zwangsläufig  effektiver  als  die  Lösung  der 
Probleme durch ökonomische Sanktionen oder politische Beteiligung der Akteure. 
Der  mosambikanische  Friedensprozess  zeigt,  das  konstruktives  Engagement 
verschiedener  Außenakteure  (Sant  Egidio,  Geberländer,  internationale 
Gemeinschaft)  für  den  Erfolg  einer  Mission  ausschlaggebend  sein  können.  Das 
Beispiel  Mosambik  zeigt,  dass  die  Beteiligung  der  UN  an  den 
Friedensverhandlungen in Rom – wenn sie auch spät eintraf – zusätzliche Autorität 
verlieh  und  in  gewisser  Weiser  eine  Internationalisierung  des  Friedens-
konsolidierungsprozesses garantierte (Debiel 2002: 437). 
Der Einsatz der UN-Soldaten in der DR Kongo mit einer Truppenstärke von 17 000 
Blauhelmen kann angesichts der desolaten Missachtung der Menschenrechte und der 
erfolglosen Beendigung des Konflikts als Misserfolg des militärischen Einsatzes der 
UN bezeichnet werden. 
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5.3.1 Konfliktmanagement und Vermittlung der UN – Die Rolle  des  Special 
Representative of the Secretary-General 
Dem UN-Sicherheitsrat wurde durch die UN-Charta eine wichtige Funktion bei der 
Aufrechterhaltung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit zugewiesen. 
Der Sicherheitsrat handelte in der neueren Zeit mit einer neuen Interpretation der 
Definition des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit (Hildenbrand 2001: 
61).  Diese  neue  Interpretation  geht  über  die  traditionellen  Normen  von 
Peacekeeping und Peacebuilding hinaus. Die Mandate wurden erweitert und die UN 
bzw.  der  Sicherheitsrat  erhielten  eine  neue  Rolle  bei  der  Aufrechterhaltung  des 
internationalen Friedens und der Sicherheit.
Die  UN sind  in  vielen  Konflikten  als  Akteur  bzw.  als  Vermittler  unverzichtbar, 
besonders  wenn  es  darum  geht,  politische  wie  materielle  Unterstützung  zu 
mobilisieren,  und  Konfliktregelungen  an  völkerrechtliche  Normen  zu  binden 
(Debiel 2002: 452).
Mit  dem  Ende  der  bipolaren  Welt  hatte  sich  die  Lage  auf  dem  Gebiet  des 
Krisenmanagements in Afrika grundlegend geändert. In der Ära des Kalten Krieges 
hatten die Großen Mächte kein Interesse am Aufbau demokratischer Strukturen auf 
dem afrikanischen  Kontinent  und  beteiligten  sich  nicht,  wie  Anfang  der  1990er 
Jahre, an den politischen Auseinandersetzungen der Afrikaner. Bis 1988 hatte die UN 
in Afrika nur eine Friedensmission entsandt. Danach war der afrikanische Kontinent 
jedoch  „zu  einem  Hauptschauplatz  der  friedenssichernden  Operationen  der 
Weltorganisation“ geworden (Matthies 1995: 105).
Durch  die  neue  Konfliktkonstellation  wurde  die  UN  in  Afrika  aktiver  und  die 
Organisation  war  mehr  und  mehr  zum  Mittelpunkt  der  Konfliktlösung  der 
Auseinandersetzungen  geworden.  Die  UN  versuchte  die  Konflikte  in  Afrika  zu 
verhüten bzw. darin zu vermitteln. Eine Vermittlung der UN ist besonders wichtig 
und führt zum Erfolg, sofern die fünf Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats und 
andere  Großmächte  sie  befürworten,  und  das  Konfliktmanagement  eng  mit  dem 
Einsatz  von  gut  ausgerüsteten  und  ausgebildeten  Soldaten  verbunden  sowie 
respektierten  Persönlichkeiten  anvertraut  ist.  In  den  fünf  Fallbeispielen  der 
vorliegenden Arbeit versuchen die fünf Ständigen Mitglieder des UN-Sicherheitsrats 
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zusammen zu fungieren. 
Bei dem Konfliktmanagement der UN kommt dem UN-Sonderbeauftragten (Special 
Representative of the  Secretary-General) eine wichtige Bedeutung zu. Der SRSG 
soll  den  Generalsekretär  und  damit  die  moralische  Autorität  und  die  ethischen 
Grundsätze der Weltorganisation in den Konfliktgebieten vertreten.  Er koordiniert 
alle Komponenten der Mission sowie die Zusammenarbeit der Beteiligten. Die UN 
könnten in vielen Konflikten Anerkennung erzielen, wenn der Posten des SRSG von 
einer hochrangigen, diplomatisch flexiblen Persönlichkeit ausgeübt werden würde, 
die über ein klares Konzept verfügte und dies mit Unterstützung des UN-Apparates 
und der wichtigsten Mitgliedstaaten vorantreibt (Debiel 2003: 215). Dann könnte die 
UN  bzw.  der  SRSG  Erfolg  verzeichnen.  In  Mosambik  vertrauten  die 
Konfliktparteien der SRSG Aldo Ajello. Dagegen war der SRSG Young Jin Choi in 
der  Côte  d´Ivoire  eine  kontroverse  Persönlichkeit.  Gbagbo  und  seine  Anhänger 
warfen ihn vor, auf der Seite von Ouattara zu stehen. In Liberia hatte die UN – nach 
dem  offiziellen  Ende  des  Bürgerkrieges  –  zwischen  2003  und  2012  fünf 
verschiedene  SRSG  (Paul  Klein,  Alan  Doss,  Ellen  Margrethe  Loj,  Moustapha 
Soumaré  und  Louis  Aucoin).  In  der  DR Kongo  leitete  der  Brite  Alan  Doss  die 
MONUC. Doss konnte Erfahrungen in verschiedenen Konflikten in Afrika (Liberia, 
Sierra Leone und Côte d´Ivoire) sammeln. Seit März 2013 fungiert die ehemalige 
Staatspräsidentin  Irlands  und  UN-Hochkommissarin  für  Menschenrechte  Mary 
Robinson als SRSG für die Region der Großen Seen. Mit der Erfahrungen der SRSG 
kann die UN die Mission besser bewerten, um neue Strategien zu entwickeln, die 
dazu führen, Konflikte bzw. Krise beenden.
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5.3.2 Faktoren der Krisenbeendigung
Die UN-Friedensmissionen sollen auch im Rahmen ihrer Kapazität und innerhalb 
ihrer Einsatzgebiete den Konfliktparteien helfen, die Gewalt einzudämmen und die 
Krise zu beenden.
Wenn  aber  die  UN  bzw.  externe  Akteure  und  die  politische  Führung  eines 
Konfliktlandes nicht die gleichen Ziele verfolgen, wird es nie zu einem friedlichen 
Prozess  kommen.  Wesentlicher  Faktor  zur  Beendigung  der  Krisen  auf  dem 
afrikanischen  Kontinent  ist  ganz  gewiss  die  Friedensbereitschaft  der  Konflikt-
parteien.  Sofern  die  Konfliktparteien  nicht  friedenswillig  sind,  sind  die  UN-
Missionen  zum  Scheitern  verurteilt.  Wenn  dagegen  die  Konfliktparteien  die 
Bereitschaft zeigen, den Konflikt zu schlichten, ist der Weg für eine Beilegung der 
Auseinandersetzung geebnet. Dies bedeutet für die Durchsetzung der Aufgaben der 
UN-Missionen eine gewisse Erleichterung. 
Darüber hinaus wird nach gründlicher Analyse der Bedingungen in den Konflikt-
gebieten  augenfällig,  dass  ökonomische  Interessen  oft  nicht  nur  ein  wichtiger, 
sondern der ausschlaggebende Grund für Gewalt sind. Dabei sollte versucht werden, 
die ökonomische Sicherheit der Konfliktparteien, das heißt eine gewisse finanzielle 
Basis  der  Konfliktteilnehmer,  zu  achten  bzw.  zu  garantieren.  Wenn  die 
Konfliktteilnehmer wesentliche ökonomische Güter nicht zur Verfügung haben, wird 
es schwer sie an einen Verhandlungstisch einzuladen bzw. sie dazu zu bringen, ihre 
Waffen niederzulegen.  
Neben  der  ökonomischen  Sicherheit  sollte  auch  die  physische  Sicherheit  der 
Zivilbevölkerung bzw. der Konfliktparteien gewährleistet werden. Auf die Sicherheit 
der  politischen  Kontrahenten  wird  vonseiten  der  UN-Soldaten  häufig  geachtet. 
Damit entwickelte sich ein gewisses Vertrauen zwischen Konfliktteilnehmern und 
UN-Truppen.
Ein anderer wesentlicher Faktor zu Beendigung von Krisen ist die Durchführung von 
demokratischen Wahlen. In vielen Konflikten dienen Wahlen als Endpunkt der UN-
Missionen  und  sie  sind  ein  nützliches  Mittel  zur  Konfliktlösung.  Wahlen,  die 
glaubwürdig  ablaufen,  erhöhen  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  zumindest  für  eine 
gewisse  Zeit  ein  Rückfall  in  die  Gewalt  ausbleibt.  Erfolgreiche  Wahlen  deuten 
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darauf hin, dass häufig eine Reihe grundlegender Rechte und eine gewisse Freiheit 
der Bürger garantiert werden. 
Die Entwaffnung, Demobilisierung und Reintegration von ehemalige Kombattanten 
sind  wichtige  Bestandteile  des  Friedensprozesses.  Durch  diesen  Prozess  der 
Entwaffnung,  Demobilisierung  und  Reintegration  von  ehemaligen  Kämpfern  soll 
auch langfristig die Voraussetzung für einen andauernden Frieden, die Sicherheit der 
Menschen  und   die  Stabilität  der  Konfliktregion  geschaffen  werden.  Sofern  Ex-
Kombattanten  keine  Beschäftigung finden und ihre  Sozialisation  nicht  verbessert 
wurde, ist das Risiko des Wiederaufflammens des Konflikts sehr hoch. 
In den hier fünf Fallbeispielen haben es die Regierungen bzw. die externe Akteure 
nicht geschafft, die Kombattanten vor demokratischen Wahlen zu entwaffnen. Die 
Entwaffnung,  Demobilisierung  und  Reintegration  von  Ex-Kombattanten  ist  also 
keine  einfache Aufgabe.  Nichtsdestotrotz  führt  die  UN durch die  Abteilung  UN-
Disarmement, Demobilisation and Reintegration (UNDDR) Maßnahmen in der DR 
Kongo, in Liberia und in der Côte d´Ivoire durch. 
Bei der Reintegration von Ex-Kombattanten in Nachkriegsgesellschaften sind einige 
erhebliche  Schwierigkeiten  zu  überwinden.  Es  fehlen  in  diesen  Ländern  oft 
Rahmenbedingungen,  um  den  Prozess  der  Entwaffnung,  Demobilisierung  und 
Reintegration durchzuführen. 
Die Reintegration von Ex-Kombattanten in einer Nachkriegsgesellschaft ist je nach 
Konfliktland unterschiedlich und kann Jahre in Anspruch nehmen. Hier stellt sich die 
Frage,  ob  die  externen  Akteure  jahrelang  warten  können,  um diesen  Prozess  zu 
begleiten.  Die  UN-Missionen  haben  sich  also  mit  komplexen  Problemen 
auseinanderzusetzen.  Die  Durchführung  des  Prozesses  der  Entwaffnung, 
Demobilisierung und Reintegration kann nur erfolgreich sein, wenn die Missionen 
die Konfliktgeschichte und die ökonomische Situation des Landes berücksichtigten 
und darüber hinaus den Ex-Kombattanten Zukunftsperspektiven anbieten.
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5.4 Gründe für Misserfolg des UN-Engagements
Seit dem ersten Einsatz der UN-Blauhelme auf dem afrikanischen Kontinent leiden 
die  UN-Friedensoperationen  unter  erheblichen  strukturellen,  logistischen  und 
organisatorischen Problemen. Die traditionellen Instrumente der Friedensmissionen 
reichen für  die  aktuellen Friedenseinsätze  nicht  mehr aus,  um das  neu definierte 
Aufgabenspektrum zu bewältigen.
Die Friedensoperationen, die unmittelbar nach Ende des Kalten Krieges durchgeführt 
wurden,  zeigten,  dass die  UN in keiner  Weise auf  die  militärischen Einsätze der 
neuen  Art  vorbereitet  waren.  Die  Friedensmissionen  hatten  nicht  nur  erhebliche 
Defizite in der Ausbildung, Logistik und Führung, sondern auch in der Planung und 
Risikobewertung von Einsätzen, die vielfach unter dem Druck der internationalen 
Öffentlichkeit beschlossen wurden (Hildenbrand 2001: 59). 
Das  Scheitern  einiger  UN-Friedensmissionen  hat  gezeigt,  dass  die  Mandate  des 
Sicherheitsrats nicht scharf und gut definiert waren. Sie waren vage, ungenau und oft 
ohne vorherige Konfliktanalyse formuliert. In der Tat sind die Mandate meistens in 
einer kurzen Zeit unrealistisch, so dass die Aufträge von den Friedenstruppen nicht 
erfüllt  werden  können.  Das  Mandat  kurzfristig  umzusetzen  wird  zu  einem 
Schlüsselproblem der Operationen, weil es der UN-Sicherheitsrat in angemessener 
Zeit  nicht  schafft,  alle  notwendige Mittel  zur Verfügung zu stellen,  um schneller 
reagieren zu können. Brenzlige Konstellationen, bei denen sich der Sicherheitsrat 
keine  Verzögerungen  erlauben  dürfte,  könnten  sich  schnell  zu  dramatischen 
Situationen  entwickeln,  wie  der  liberianische  Fall,  der  Tausenden  Menschen  das 
Leben  kostete.  Der  Bürgerkrieg  in  Liberia  verdeutlicht  die  Wichtigkeit  eines 
zeitgerechten Eingreifens. Darüber hinaus werden die Mandate häufig inadäquat und 
vom  politischen  Willen  der  wichtigsten  UN-Mitgliedstaaten  nicht  wirklich  oder 
schlicht zu schwach getragen (Debiel 2002: 480). 
In diesem Zusammenhang ist auch für Wolf-Christian Paes die Mandatierung der 
wichtigste Faktor, der die UN-Friedensmissionen behindert. Paes zufolge gibt es bis 
jetzt unterschiedliche Arten von Missionen bzw. von Mandaten, wobei man in den 
letzten Jahren festgestellt hat, dass Mandate robuster geworden sind. Dabei sollte die 
Zivilbevölkerung stärker im Vordergrund stehen. Diesen Anspruch können häufig die 
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Friedensmissionen in der Praxis nicht einlösen. Das heißt, dass beispielsweise die 
militärische Mission im Sudan wie eine Beobachtungsmission wirkt.29
Trotz einiger Mängel haben die UN-Missionen in Liberia, in der DR Kongo sowie in 
der Côte d´Ivoire robuste Mandate vom UN-Sicherheitsrat erhalten, aber bei vielen 
Zwischenfällen  wie  im  Osten  der  DR  Kongo  oder  Douékoué  in  Côte  d´Ivoire, 
wirkten die Missionen bzw. die UN-Soldaten gegenüber der Zivilbevölkerung nicht 
schlagkräftig und verhinderten die Massaker nicht.
Verzögerungen  bei  der  Zurverfügungstellung  von  Soldaten  in  akuten  Konflikt-
situationen sind ein weiterer wesentlicher Grund für Misserfolg. Es ist also immer 
ein langwieriger Prozess, bis die Mitgliedstaaten Truppen entsenden.
Obwohl die Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates im Sinne der UN-Charta in 
erster Linie die weltpolitische Verantwortung für Sicherheit und die Herstellung von 
Frieden tragen, waren sie bzw. sind sie oft nicht bereit, effektive Friedensoperationen 
zu autorisieren. Dabei machen sie ihre Veto-Rechte in vielen Fällen geltend. Darüber 
hinaus  liegt  ein  Misserfolg  des  UN-Engagements  im  ungenügenden  Einsatz  der 
Staaten des Sicherheitsrates, die der UNO nicht genügend Truppen zur Verfügung 
stellen.30 Vielmehr wurden Soldaten in die Krisengebiete entsandt,  die  nicht über 
eine  adäquate  militärische  Ausbildung  verfügen  und  oft  die  grundlegenden 
Menschenrechte  missachten.  Auch  die  militärischen  Fähigkeiten  der  Soldaten 
erwiesen sich häufig als unzureichend. Die UN-Soldaten, die aus Uruguay stammen, 
und in der DR Kongo stationiert sind, wurden mittels Zeitungsannoncen rekrutiert 
(Vgl. Kruse 2008). Die UN entsendet in der Regel Beobachter oder Friedenssoldaten 
in die Krisengebiete, die zum größten Teil aus Ländern stammen, in denen es keine 
Demokratie,  Gerechtigkeit,  Frieden  oder  Achtung  der  Menschenrechte  gibt  (z.B. 
Angola, Nigeria, Gambia, Pakistan, Bangladesh oder Nepal).
An dieser Stelle soll auch der Verdienst der Soldaten erwähnt werden. So verdient 
ein Soldat aus dem westafrikanischen Land Benin durchschnittlich 90 US$ (Soudan 
2012) im Monat. In der gleichen Zeit kann sein Kamerad, der sich im Dienst der 
29 Interview mit Wolf-Christian Paes in Bonn, durchgeführt am 27.01.2011.
30 Zur Zeit (November 2012) stellen beispielsweise die USA bei den UN-Einsätzen nur weniger als 1  
Prozent der gesamten Truppen zur Verfügung. Dies verdeutlicht, wie wenig die Mitglieder des UN-
Sicherheitsrats in den Konfliktgeschehen militärisch mitwirken.
194
 
UNO  in  der  Côte  d´Ivoire  oder  anderswo  aufhält,  bis  zu  3000  US$  monatlich 
verdienen.  Hier  liegt  ein  Paradox,  je  länger  der  Konflikt  dauert,  desto  mehr 
verdienen die Soldaten in dem Konfliktgebiet. Damit ist die Entsendung der Soldaten 
ein  lukratives  Geschäft  für  arme  Länder,  die  ihre  Soldaten  in  Konfliktgebiete 
schicken. Nach der Rückkehr in ihre Heimatländer,  haben die UN-Blauhelme oft 
einen kleinen Wohlstand, weil sie grundsätzlich in der Zeit, in der sie im UN-Einsatz 
tätig waren, viel bessere Löhne erzielt haben. 
Die UN soll klare Prioritäten formulieren und ihre Ziele auf ein realistisches Maß 
reduzieren.  Dabei  sollte  die  richtige  Prävalenz  der  Mandate  gesetzt  werden.  Das 
heißt,  dass  die  Prioritäten  richtig  gesetzt  werden  sollen.  In  der  Demokratischen 
Republik  Kongo  wurden  beispielsweise  enorme  finanzielle  und  politische 
Ressourcen in die Durchführung der Wahlen gesteckt und in gleicher Zeit stagnierte 
aus finanziellen Gründen die Entwaffnung, Demobilisierung und Reintegration von 
Kombattanten (Tull 2008: 77). Dies ist ein Indiz dafür, dass die UN ihre Prioritäten 
falsch setzen. Hieraus stellt sich die Frage, ob es sich lohnt, Milliarden US$ nicht in 
Entwicklungsprogramme,  sondern  in  Missionen  zu  stecken,  wenn  am  Ende  die 
gesetzten Ziele  nicht  erreicht  werden und dabei  kein Frieden herauskommt. Zum 
Budget der Wahlen im Jahr 2006 hatte die internationale Gemeinschaft 90 Prozent 
der gesamten Kosten beigesteuert. Wiederum sollte sich im Jahr 2011 die Regierung 
der DR Kongo mit ca. 50 Prozent des 445 Mio. US$ des Budgets beteiligen (EU-
Dok. N° CRIS: CD/FED/22855).
195
 
5.4.1 Strukturelle Schwierigkeiten von UN-Friedensmissionen
Die UN waren zu Beginn der 1990er Jahre strukturell schlecht für die Peacekeeping 
Operations eingerichtet. Die Erweiterung der Mitgliedstaaten und das Ende der Ost-
West-Konfrontation haben weitreichende Folgen für die Weltorganisation mit sich 
gebracht.  Die  UN war  zu  diesem Zeitpunkt  institutionell  schwach,  vor  allem im 
Umgang mit den Friedensmissionen.
Das Office of Special Political Affairs war mit dem Ausbruch vieler innerstaatlicher 
Konflikte überfordert und wurde im Jahr 1992 durch das DPKO ersetzt. Das DPKO 
wurde lediglich von einem geringen militärischen Personal betreut. Die UN besitzt 
keine eigenen Streitkräfte. Dabei wäre eine ständige Armee effizienter, um schneller 
reagieren zu können. Aber eine UN-Armee fand bei der Gründung der Organisation 
keine Akzeptanz bei den Mitgliedern. Die UN ist eine Weltorganisation und keine 
Weltregierung. Die Anwesenheit der Truppen ist abhängig von der Mitwirkung der 
UN-Mitgliedstaaten.  Das  DPKO  muss  mit  jeder  neuen  Resolution  des  UN- 
Sicherheitsrats  von  vorne  anfangen,  das  heißt,  zuerst  Ressourcen  und  Truppen 
suchen  und  die  Kommandostruktur  aufbauen.  Das  DPKO  muss  an  die 
Mitgliedstaaten  der  Organisation  appellieren,  um  die  Streitkräfte,  die  benötigt 
werden, zur Verfügung zu haben. 
Manfred Eisele (ehemaliger  Assistant Secretary General for Planning and Support  
of  Peacekeeping  Operations der  Vereinten  Nationen  von  1994  bis  1998)  ist  der 
Ansicht, wenn es Probleme in einigen Konfliktgebieten gibt, liege das oft an den 
nicht ausreichend dimensionierten Missionen. Also hat der UN-Sicherheitsrat nicht 
genügend  Truppen  genehmigt  oder  die  Mitgliedstaaten  haben  nicht  genügend 
Streitkräfte oder Polizisten zur Verfügung gestellt.31 
Die Beispiele der Demokratischen Republik Kongo bzw. der Côte d´Ivoire zeigen, 
dass die beiden Missionen, die ca. 17 000 bzw. 10 000 Soldaten umfassen, nicht in 
der  Lage  sind,  die  Sicherheit  von  ca.  72  Mio.  bzw.  19  Mio.  Menschen  zu 
gewährleisten.  Diese  Missionen  sollten  in  erster  Linie  die  Zivilbevölkerung 
schützen. Nichtsdestotrotz ist bei vielen Friedensmissionen der UN zu sehen, dass 
militärische Streitkräfte, so umfangreich sie sind, nicht allein den Frieden schaffen 
können. In Liberia haben die Blauhelme viele Jahren gebraucht, um einen Raum zu 
31 Interview mit Manfred Eisele durchgeführt am 10.10.2012.
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schaffen, in dem auf den Frieden hingearbeitet werden konnte. In Mosambik waren 
die Konfliktparteien zu erschöpft, um den Krieg weiter zu führen. Der Friedenswille 
der FRELIMO und der RENAMO spielte bei der Beilegung des Bürgerkriegs eine 
große Rolle. In beiden Fälle haben die Missionen der UN dazu beigetragen, die Lage 
zu stabilisieren.
In der DR Kongo können wiederum die UN-Truppen nicht die Lage stabilisieren. In 
der Côte d´Ivoire hatte sich die Situation nur durch die Präsenz der französischen 
Soldaten relativ verbessert.
Die strukturellen Probleme der UN-Friedensmissionen sind aber nicht nur mit mehr 
Personal,  Streitkräften  oder  Ressourcen  zu  bewältigen.  Die  Schwierigkeiten  der 
Missionen sollten  mehr  in  den qualitativen  Ursachen gesucht  werden.  Allerdings 
sind  die  meistens  UN-Soldaten  von  Ländern  entsandt,  in  denen 
Auseinandersetzungen oder Unruhen herrschen. Darüber hinaus achten sie nicht auf 
die elementaren Rechte der Menschen und verstoßen gegen die demokratischen und 
rechtsstaatlichen Grundsätze. 
Soldaten aus Tansania und aus dem Sudan wurden auf die Komoren gesendet. Das 
Kontingent  des  Sudan  hatte  mehr  als  Begleitarmee  fungiert.  Das  Paradox  der 
Intervention auf den Komoren ist,  dass Soldaten,  die  selbst  aus Konfliktregionen 
stammen,  geschafft  haben,  die  Krise  zu  bewältigen.  Nichtsdestotrotz  hatte 
Frankreich die Logistik der Mission übernommen, und den Transport der Soldaten 
durchgeführt. 
Die  strukturellen  Schwierigkeiten  von  UN-Missionen  beziehen  sich  neben  der 
qualitativen Ursachen bzw. der Ausführung der Mission, auch auf die Bedeutung der 
Konflikte, in die die Friedensmissionen entsandt werden. Sofern Konflikte für die 
westlichen  Länder  nicht  von  Bedeutung  sind,  sofern  also  keine  sicherheits-
politischen, militärischen und vor allem ökonomischen Interessen bestehen, haben 
die  UN-Missionen  aus  Sicht  vieler  Ländern  geringere  Priorität.  Aus  dieser 
Perspektive werden oftmals die UN in Konflikten aktiv, in die kein westlicher Staat 
eingreifen  möchte  (Stock  /  Varwick  2012:  3).  Wenn  ein  Mitgliedstaat  des  UN-
Sicherheitsrats  Soldaten in ein Konfliktgebiet  schickten,  entsendet die  UN häufig 
keine  Blauhelme  dorthin.  Das  ist  aktuell  der  Fall  in  der  Zentralafrikanischen 
Republik und im westafrikanischen Land Mali,  wo nur französische Truppen und 
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Soldaten der ECOWAS im Einsatz sind. Im diesem Zusammenhang argumentiert der 
AU-Mitarbeiter Issa S., dass 
„les pays souvent abusivement appelès „communauté internationale“  
suivent leurs intérêts pour justifier leur engagement volontaire dans  
un conflit donné, comme au Mali“.32
Gleichwohl wissen viele UN-Soldaten nicht, worum es bei der Auseinanderzungen 
geht. Aus meinen Diskussionen mit einigen Blauhelm-Soldaten und Polizeikräften, 
die im Sudan stationiert waren, ging hervor, dass die Mandate des Sicherheitsrats für 
viele unverständlich sind. Solange die UN-Soldaten nicht wissen, worum es geht, 
und warum sie  überhaupt  im Land stationiert  sind,  ist  es  schwierig  der  Konflikt 
beizulegen. 
Ein strukturelles Dilemma schließt sich bei den Militäreinsätzen der UN an. Der UN-
Militäreinsatz  soll  tatsächlich  multilateral  und  zumindest  durch  die  Ständigen 
Mitglieder  legitimiert  werden,  aber  die  UN-Sicherheitsratsmitglieder  übernehmen 
fast  nie  die  Verantwortung  bei  der  Durchführung  und  Zusammensetzung  der 
Mission. Dennoch tragen die Ständigen Mitglieder und die westlichen Länder häufig 
die gesamten Kosten der Mission. 
An dieser  Stelle  ist  ein  anderes  strukturelles  Problem der  UN-Friedensmissionen 
darzustellen,  nämlich  die  ungleiche  Verteilung  der  Beitragszahlungen  der  UN-
Mitglieder und das äußerst komplizierte Verfahren zur Finanzierung der Friedens-
missionen.  Es  wäre  einfacher,  die  Kosten  der  Friedensmissionen  im  Voraus 
abzuschätzen,  damit  das  Budget  der  Missionen  festgelegt  wird,  aber  es  ist 
unmöglich,  weil  die  Anzahl  und die  Dauer der  Friedenseinsätze ständig geändert 
werden. 
Das Scheitern vieler Friedensmissionen hat gezeigt, dass in der Zusammensetzung 
und  Ausführung  der  Missionen  Reformbedarf  besteht.  Die  erforderlichen 
Instrumente zur Entwicklung der strukturellen Probleme der Friedensmission sollten 
umgestaltet werden, um schnell und effizient gegen die Bedrohungen des Friedens 
und  der  Sicherheit  zu  handeln.  Dabei  sind  auch  die  logistischen  Probleme  der 
Organisation zu überwinden. Ohne eine wirksame logistische Unterstützung können 
die Friedensmissionen nicht effizient und effektiv tätig werden.
32 Interview mit Issa S. in Addis Abeba, durchgeführt am 25.10.2013.
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5.4.2 Logistische Probleme von UN-Friedensmissionen
Die Erfahrungen aus früheren und aktuellen UN-Friedensmissionen zeigen, dass sich 
immer  wieder  Probleme im Bereich  der  logistischen  Unterstützung  ergeben.  Die 
logistischen Kapazitäten, die bei der UN fehlen, bewirken, dass die UN-Missionen in 
riesigen Gebieten wie in der Demokratischen Republik Kongo meistens nicht in der 
Lage ist zu patrouillieren, die Zivilbevölkerung zu schützen und, wenn die Gewalt 
eskaliert, nicht schnell reagieren kann.
Die  UN  sollen  ein  neues  Konzept  entwickeln,  um  rasch  und  effektiver  in  den 
Einsatzgebieten und innerhalb der Fristen die logistische Planung der Mission zu 
ermöglichen. Denn die Logistik ist eine der wichtigsten Komponenten der Mission 
und  stellt  die  adäquate  Versorgung  der  Truppen  mit  allen  erforderlichen  Gütern 
sicher, die sie während der Einsätze benötigen.
Die  Arbeitsweise  der  UN-Friedensmissionen  gerät  oftmals  ins  Stocken,  weil  die 
erforderliche  technische  Ausrüstung fehlt  und von keinem UN-Mitgliedsstaat  zur 
Verfügung  gestellt  wird.  Dass  Ausrüstung  und  Material  fehlen,  behindert  die 
Peacekeeping Operations  in hohem Maße.  In vielen Konfliktgebieten können sich 
die Blauhelme nicht richtig bewegen, weil Transporthubschrauber fehlen. Es fehlt 
sogar auch manchmal wesentliches Zubehör, wie Bekleidung oder Stiefel. Jedoch ist 
Manfred  Eisele  der  Meinung,  dass  die  Ausrüstung  der  Blauhelme  mittlerweile 
deutlich besser ist als vor zehn Jahren.33 
In  den  UN nimmt  der  gesamte  Prozess  der  Anlieferung  des  Arbeitsmaterials  in 
Krisengebieten viel Zeit in Anspruch. Die Feldmissionen warten häufig monatelang 
auf  die  von ihnen  benötigten  Ausrüstungsgegenstände.  Es  wurden  beispielsweise 
fünf  bis  sieben  Monate  für  die  Anlieferung  von  Büromobilar,  Generatoren, 
Fernmeldegeräten,  Fertighäusern  und Fahrzeugen benötigt  (UN-Dok.  A/55/305/S/ 
2000/809). Die Verfahren im Vorfeld beanspruchen viel Zeit. Nach der Ermittlungen 
des Bedarfs und der Aufstellung der Materialanforderung, erfolgt die Bestätigung der 
Verfügbarkeit  der  erforderlichen  Mittel,  die  Einleitung  der  Ausschreibung  oder 
33 Interview mit Manfred Eisele durchgeführt am 10.10.2012.
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Aufforderung zur Angebotsabgabe,  die Auswertung der Angebote,  die Vorlage an 
den  zentralen  Ausschuss  für  Aufträge,  die  Auftragsvergabe  und  Aufgabe  einer 
Bestellung.  Schließlich  kommt  es  zu  einer  Wartezeit  bis  der  Gegenstand  an  die 
Mission gelagert wird (UN-Dok. A/55/305/S/2000/809).
Es  stellt  sich  heraus,  dass  diese  Prozesse  erst  nach  der  Etablierung  der 
Friedensmissionen in Gang kommen. Die Missionen können dann folgerichtig bei 
solchen Vorlaufzeiten nicht vollständig und innerhalb der vorgeschlagenen Fristen 
verlegt werden. Die Soldaten können bei diesen Verzögerungen bei der Lieferung 
ihrer Arbeitsutensilien ihre Aufgabe nicht entsprechend wahrnehmen. 
Selbst  wenn  die  Arbeitsutensilien  bzw.  die  Ausrüstungsgegenstände  vor  Ort 
zugänglich sind,  stellen sich der lokalen Verteilung eine Reihe von Hindernissen 
entgegen. Es wurde beispielsweise in der DR Kongo und in Liberia dokumentiert, 
dass es keine befahrbaren Straße gibt, um die Gegenstände angemessen ausliefern zu 
können. 
Es ist bei den logistischen Problemen der UN-Friedensmissionen auch zu vermerken, 
dass der UN-Generalsekretär keine Autorität  verfügt,  um vor der Verabschiedung 
einer  Resolution  des  Sicherheitsrats  das  Personal  und  die  Arbeitsutensilien  zu 
beschaffen, die für eine schnelle Verlegung der Friedensmission erforderlich sind, 
und vorab in Stellung zu bringen. 
Die  Hauptabteilung  Friedenssicherungseinsätze  (DPKO),  die  die  UN-Friedens-
missionen übermittelt und leitet, sollte genügend Mittel besitzen, um Einsätze bei 
möglichen  Konfliktfällen  zu  planen,  aber  auch  aktuelle  Missionen  mit  neuen 
Managementtechniken  bzw.  neuen Arbeitsweisen  auszustatten.  Sofern  das  DPKO 
ausreichende  Mittel  zur  Verfügung  hat,  könnte  sich  das  Organ  die  Planung 
zukünftiger  Missionen  vornehmen  und  möglicherweise  mit  der  Analyse  des 
Konflikts  zu  beginnen.  Mit  den  Mitteln,  die  zur  Verfügung  stehen,  und  dem 
Arbeitsmaterial, das immer wieder zu spät eintrifft, erscheint es unmöglich, dass die 
UN effektiv in den Konfliktgebieten operieren können.
Dabei ist auch die Koordination und Organisation der Aufgaben einer der Auslöser 
der ernüchternden Bilanz der UN. 
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5.4.3 Organisatorische Hindernisse von UN-Friedensmissionen 
Die  Ursachen  für  die  gemischte  Bilanz  der  UN-Missionen  liegen  auch  in 
organisatorischen  Problemen  von  UN-Friedensmissionen.  Die  Inkohärenz  der 
beteiligten  UN-Abteilungen,  die  langen  Krisenreaktionszeiten  sowie  der 
Interessenmangel der UN-Mitglieder gehören zu den wesentlichen organisatorischen 
Hindernissen der Missionen.  
Die ungleichartigen Interventionsmechanismen, die unterschiedlichen Einrichtungen 
innerhalb der UN selbst und die verschiedenen Gremien, die sehr oft miteinander 
kollidieren, führen zu einer unorganisierten und unkoordinierten Vorgehensweise der 
Friedenseinsätze.
Es  wurde  beispielsweise  berichtet,  dass  Zivilpolizeibeamte,  die  man  im 
Hauptquartier der UN in New York befragt hat, ihre Frustration darüber äußerten, 
dass  Polizeifunktionen  in  dem DPKO  dem militärischen  Befehlsweg  unterliegen 
(UN-Dok. A/55/305/S/2000/809). In administrativer und fachlicher Hinsicht ist diese 
Situation  nicht  von  Nutzen,  weil  Armee  und  Polizei  nicht  die  gleichen 
Arbeitsmethoden verwenden. 
Die Gesamtaufwendungen für das DPKO und die angeschlossenen Unterstützungs-
büros liegen im Jahr 2000 bei ca. zwei Prozent der Gesamtaufwendungen für die 
Friedenssicherung  (UN-Dok.  A/55/305/S/2000/805).  Um  die  Arbeit  angemessen 
durchführen  zu  können,  benötigen  diese  Büros  mit  der  aktuellen 
Konfliktkonstellationen eindeutig zusätzliche Ressourcen. 
 
Das  gewöhnliche  Verfahren  der  Zusammensetzung  und  Aufstellung  von  UN-
Blauhelmtruppen ist  sehr unzulänglich.  Nach der Analyse von Debiel können die 
Truppen  häufig  nicht  nachfrageorientiert  entsprechend  ihrer  Qualifikation  und 
Eignung  ausgewählt  werden,  sondern  der  Generalsekretär  muss  sich  auf  das 
unzureichende  Angebot  derjenigen  Staaten  stützen,  die  bereit  sind,  Soldaten  zur 
Verfügung zu stellen (Debiel 1995: 481). Die Analyse von Debiel, die er im Jahr 
1995  durchgeführt  hat,  ist  18  Jahre  nach  der  Veröffentlichung  noch  aktuell  und 
entspricht  der  gegenwärtigen  Situation  der  Zusammensetzung  von  Friedens-
missionen.34
34 Interview mit Manfred Eisele durchgeführt am 10.10.2012.
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Die UN benötigt eine gewisse Zeit, um nach der Verabschiedung einer Sicherheits-
ratsresolution die  Mission vollständig in  die Einsatzregion zu verlegen. Dabei  ist 
auch der Konsensus aller Ständigen Sicherheitsratsmitglieder erforderlich. 
Die  Aufstellung,  Zusammensetzung  und  Stationierung  der  Truppen  dauerte  bei 
vielen Konflikten selbst unter einfachen Bedingungen, dass heißt unter einem klaren 
Mandat, mehrere Monate. In den fünf Fallbeispielen der vorliegenden Arbeit hatte 
die Zusammenstellung der Truppen mehrere Monate gedauert. Selbst die Ernennung 
von SRGS, von Kommandeuren, Verwaltungspersonal und anderen Führungskräften 
dauert  eine  Weile  und  erfolgt  erst  nach  der  Zustimmung  des  Sicherheitsrats  zur 
Mission. Davor kann der UN-Generalsekretär seine Autorität nicht geltend machen, 
um das Personal und das Material zu beschaffen und im Voraus dies in Stellung zu 
bringen. Deshalb ist es oftmals zu spät, entsprechenden Maßnahme zu ergreifen. 
Die gesamten Führungskräfte einer Mission sollten so früh wie möglich ausgewählt 
und  zusammengestellt  werden,  damit  sie  im  Voraus  in  wichtigen  Bereichen  des 
Planungsprozesses mitwirken können.
Erfolge  und  Misserfolge  der  UN-Friedensmissionen  hängen  ebenfalls  von  der 
Kompetenz,  Qualität,  Lernfähigkeit  sowie  der  Einsatzunterstützung  im  UN- 
Hauptquartier ab. Es ist völlig unzureichend, dass 32 Militäroffiziere die Planung, 
Beratung  und  Überwachung  von  insgesamt  27  000  Blauhelmsoldaten  im  Feld 
übernehmen,  dass  neun  Zivilpolizeibeamte  8600  Polizisten  für  Konfliktgebiete 
auswählen,  überprüfen  und  anleiten  und  dass  15  politische  Referenten  für  16 
Missionen  zuständig  sind  (UN-Dok.  A/55/305/S/2000/809).  Es  ist  von  hoher 
Bedeutung,  die  Zahl  der  Offiziere  und  Polizeibeamten  aufzustocken,  die  die 
technische  und  operative  Unterstützung  leisten  sollen.  Dabei  sollte  auch  die 




5.4.4 Kulturelle Grenzen von UN-Friedensmissionen
Wer die UN bzw. den Sicherheitsrat zu Hilfe bittet, weiß mit Gewissheit, dass die 
ganze  Welt  zu  Hilfe  kommt  (Eisele  2003:  37).  Die  Friedensmissionen  der  UN 
werden  in  der  Regel  weltweit  zusammengesetzt.  Dadurch  stoßen  sie  auf  viele 
Schwierigkeiten  in  Konfliktgebieten  und  sind  in  vieler  Hinsicht,  wie  auch  im 
kulturellen Aspekt,  beschränkt.  Der ehemalige UN-Generalsekretär Hammarskjöld 
sagte, dass „Soldaten noch dazu ausländische in fremden Konflikten natürlich keinen 
Frieden  schaffen  können,  aber  sie  sind  die  einzigen,  denen  man  einen  solchen 
Auftrag erteilen kann“ (Hammarskjöld zit. nach Eisele im Interview mit dem Autor). 
Die UN-Truppen, die aus der ganzen Welt kommen und plötzlich in ein fremdes 
Umfeld geschickt werden, haben zunächst mit vielen kulturellen Unterschieden und 
Vorurteilen zu kämpfen.
In  diesem Zusammenhang fordert  die  UNO  Cultural  Awareness  für  alle  in  UN-
Missionen  eingesetzte  Soldaten  und  Polizisten.  Das  ist  die  interkulturelle 
Sensibilisierung  von  Menschen,  die  unterschiedliche  Kulturen  haben.  Die 
Friedenstruppen der UN, die im Feld eingesetzt sind, haben mehr als die anderen 
Mitarbeiter der Organisation die Pflicht, die lokalen Normen, Kulturen, Sitten und 
Praktiken zu respektieren. Eisele zufolge erfordert Cultural Awareness aber auch die 
Bereitschaft  der  lokalen  Kontrahenten  bzw.  die  Bereitschaft  der  Afrikaner 
anzuerkennen,  dass  die  ausländischen Soldaten ihr  Leben riskieren,  um ihnen zu 
Hilfe zu kommen. Dabei müssen die Einheimischen bzw. die Konfliktparteien sich 
auch helfen lassen wollen.35 Eisele erzählt im Interview, dass er selbst erlebt hat, wie 
indische  Blauhelme  im  Jahr  2000  in  Sierra  Leone  so  schwer  von  der 
Zivilbevölkerung gemobbt und schikaniert wurden, dass die Regierung Indiens ihr 
gesamtes  Kontingent,  nämlich  drei  gut  ausgerüstete  und  ausgebildete 
Infanteriebataillone, ein Feldlazarett sowie ein Fernmeldebataillon abgezogen hat. 
Angesichts der soziopolitischen Realitäten des afrikanischen Kontinents, hätte eine 
AU-Friedensmission  besser  zu  den  kulturellen  Kontexten  der  afrikanischen 
Konflikte gepasst. Für den kongolesischen Politologe Wamu Oyatambwe können die 
Soldaten der sogenannten internationale Gemeinschaft nicht den Frieden in die DR 
Kongo schaffen. Für ihn heißt es also: 
35 Interview mit Manfred Eisele durchgeführt am 10.10.2012.
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„Ce ne sont pas des éléments étrangers qui apporteront des solutions  
durables aux problèmes du Congo“.36
Issa S. argumentiert in der selben Richtung und meint, dass 
„Les Leaders africains doivent donner à l´Union Africaine les moyens  
necessaires dont elle a besoin pour réussir ses missions“.37
Aber  afrikanische  Soldaten  schaffen  es  alleine  mit  ihrer  alten  Ausrüstung,  ihrer 
Disziplinlosigkeit und ihrer schlechten militärischen Ausbildung nicht, die Kriege in 
Afrika eigenständig zu bewältigen.  Die Intervention auf den Komoren bildet hier 
eine Ausnahme und ist an sich eine einzigartige Mission der AU. 
 
36 Interview mit Dieudonné Wamu Oyatambwe in Brüssel, durchgeführt am 12.07.2013.
37 Interview mit Issa S. in Addis Abeba, durchgeführt am 25.10.2012.
204
 
5.5 Einrichtung und Zusammenstellung von AU-Friedensmissionen
In  den  letzten  Jahren  haben  viele  afrikanische  Staaten  deutlich  den  Willen  zum 
Ausdruck gebracht,  mehr Verantwortung für  die  Konflikte  auf  dem Kontinent  zu 
übernehmen. Friedenspolitik sollte zu den obersten Prioritäten der umgewandelten 
kontinentalen Organisation gehören. 
In  Hinblick  auf  die  fünf  Fallbeispiele  der  vorliegenden  Arbeit  wollten  viele 
Konfliktparteien zu Beginn einer Krise die Truppen der UN auf dem Konfliktgebiet 
nicht  sehen.38 Daher  entwickelten  die  afrikanischen  Staats-  und  Regierungschefs 
Anfang des neuen Jahrhunderts eine neue Friedens- und Sicherheitsarchitektur, die 
unter anderem eine afrikanische schnelle Eingreiftruppe einschließen sollte.
Durch die Umwandlung der OAU in die AU wurde ein tief greifender Prozess der 
Institutionalisierung  der  elementaren  Richtlinien  und  Professionalisierung  der 
Strukturen ausgelöst.  Folglich wurden durch den Aufbau der neuen Friedens- und 
Sicherheitsarchitektur  neue Ansätze und Herangehensweisen zur Krisenprävention 
und zum Krisenmanagement  in  Gang gesetzt.  Die  Versammlung  der  Staats-  und 
Regierungschefs entwickelte, im Kontext der Umwandlung der Organisation und der 
Neugründung  des  PSC  neue  Konzepte  und  Strategien,  die  die  Möglichkeit 
beinhalten, bei gravierenden Umständen in einem Mitgliedstaat zu intervenieren und 
Friedenseinsätze durchzuführen. 
Sofern auch die UN bzw. der UN-Sicherheitsrat durch politische, ideologische oder 
wirtschaftliche Erwägungen blockiert sind, kann die AU Einsatztruppen entsenden. 
In diesem Zusammenhang argumentiert der Special Representative of  the  United 
Nations Secretary-General and Head of the United Nations Office for West Africa  
und  ehemaliger  AU-Kommissar  für  Frieden  und  Sicherheit,  der  Algerier  Said 
Djinnit,  dass 
38 In  Liberia verweigerten Charles Taylor und seine Gefolgsleute, dass internationalen Truppen im 
Konflikt  intervenieren.  In  der  Côte d´Ivoire forderten Gbagbo und seine Anhänger,  dass  die UN-
Soldaten das Land verlassen müssen. In der DR Kongo bedrohten Rebellenchef Laurent Nkunda und 
andere Rebellengruppen, die ausländischen Soldaten, damit sie nicht im kongolesischen Bürgerkrieg 
intervenieren. In Mosambik wollten beide Parteien (FRELIMIO und RENAMO) keine Intervention 
der UN. Auf den Komoren hatte Bacar verweigert, dass sich die internationale Gemeinschaft in die  
inneren Angelegenheiten des Landes einmischt. 
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„Africa cannot sit in Africa and cannot watch tragedies developing in  
the continent and say this is the UN´s responsibility or somebody else
´s responsibility. We have moved from the concept on non-interference  
to non-indifference. We cannot remain as Africans indifferent to the  
tragedy of our people“ (Djinnit 2004).39 
Also können Djinnit zufolge Afrikaner nicht zusehen, wie sich Tragödien auf ihrem 
Kontinent entwickeln, ohne etwas dagegen zu unternehmen und dann sagen, dass sie 
in den Verantwortungsbereich der UN bzw. der internationalen Gemeinschaft fallen. 
Dabei habe sich das Konzept der AU von „Nichteinmischung“ hin zum Konzept der 
„Nichtgleichgültigkeit“ weiterentwickelt. 
Bei der Entsendung von Einsatztruppen in einen AU-Mitgliedstaat bei gravierenden 
Umständen, fehlen jedoch im AU-Constitutive Act Hinweise auf die Notwendigkeit, 
eine Erlaubnis beim UN-Sicherheitsrat zu beantragen. Das deutet darauf hin, dass 
das  AU-Constitutive Act  im  Hinblick  auf  Interventionsfragen  bzw.  auf  die 
Entsendung  von  AU-Truppen  nicht  von  der  Notwendigkeit  einer  Genehmigung 
durch den UN-Sicherheitsrat ausgeht. Sofern die AU sich für fähig hält, für Frieden 
in einem Mitgliedstaat zu sorgen, kann die Organisation Truppen entsenden, ohne 
auf eine UN-Sicherheitsratsresolution zu warten. 
So  reichte  eine  Genehmigung  der  AU  bzw.  das  afrikanischen  PSC,  um  die 
Militäroperation  auf  den  Komoren,  das  sogenannte  „Operation  Democracy in  
Comoros“,  zu  starten.  Die  Westafrikanische  Wirtschaftsgemeinschaft  (ECOWAS) 
hatte zuvor Truppen nach Liberia und Sierra Leone geschickt,  ebenfalls  ohne die 
Genehmigung des UN-Sicherheitsrats einzuholen.
Der  Einsatz  von  Friedenstruppen  der  AU  zur  Beendigung  von  Konflikten  bzw. 
Kriegen auf  dem afrikanischen Kontinent  begann bereits  mit  der  Entsendung der 
ECOMOG Anfang der 1990er Jahre nach Liberia. Diese Einsatztruppe wurde von 
der ECOWAS und insbesondere von Nigeria koordiniert und finanziert.
In anderen Konflikten, wie in Ruanda und in Burundi, zögerten die UN sehr lange, 
Truppen in die  Konfliktregionen zu entsenden.  Darauffolgend reagierte  die  OAU 
39 Rede des ehemaligen AU-Kommissars für Frieden und Sicherheit Said Djinnit in der Versammlung 
der Leiter der Organisationen der Zivilgesellschaft in Addis Abeba am 27.06.2004. Vgl.: Irin News, 
28.06.2004, African Union stresses importance of conflict resolution and peacekeeping, Addis Abeba.
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bzw. die AU und schickte afrikanische Soldaten, um die Auseinandersetzungen zu 
schlichten.  Diese  afrikanischen  Missionen  stellten  jedoch  keine  hinreichenden 
Antworten  auf  die  Krisen  dar  (Bergholm  2009:  4).  Die  ruandischen  und 
burundischen Bürgerkriege sind in der Arbeit genannt, um zu verdeutlichen, dass die 
Verzögerungen  von  wenigen  Monaten  bereits  Millionen  Menschen  das  Leben 
kosteten. 
Obwohl der Friedenswillen bei der AU zu spüren ist, kann die Organisation durch 
viele  wirtschaftliche  Schwierigkeiten  und  vor  allem  Harmoniemangel  bei 
Entscheidungen bis dato nicht so viel Erfolg bei Konflikten verzeichnen. Dabei liegt 
das Problem der AU-Truppen bei der Ausbildung und Ausrüstung. 
„Le problème se pose davantage pour les opérations de maintien de  
la paix menées par les Africains. Les Africains qui fournissent des  
contingents sont généralement pauvres, disposent      d´un équipement  
militaire ou logistique insuffisant et sont dépendants des contributions  
incertaines  que  leur  versent  des  puissances  extérieures,  nord-
américaines ou européennes“ (Harsch 2010: 12). 
Harsch zufolge sind die Soldaten der AU schlecht ausgerüstet und meistens von den 
Geberländern abhängig. Darüber hinaus macht das zunehmende Kriegsgeschehen auf 
dem Kontinent die Arbeit der AU nicht leichter. Die Organisation verfügt nicht über 
genügend Soldaten und kann daher nicht an allen Fronten stehen. Zudem schicken 
viele afrikanische Staaten nicht ihre Soldaten im Namen der AU in innerstaatliche 
Konflikte. Die Staaten kriegen nicht genügend Beistand von der Organisation und oft 
liegt  eine  Meinungsverschiedenheit  der  Staatsoberhäupter  bezüglich  der  Art  der 
Konfliktlösung und der Intervention zugrunde. 
Die Zusammenstellung von Friedensmissionen erfolgt nicht immer mühelos auf dem 
afrikanischen  Kontinent.  Bei  der  Entsendung  von  Truppen  der  ECOWAS  nach 
Liberia  Anfang der  1990er  Jahre hatte Nigeria  die  Führung übernommen.  Neben 
Nigeria stellten einige Länder der ECOWAS – Gambia, Ghana und Sierra Leone – 
kleinere Truppen zur Verfügung.
Im Jahr 2003 entsandte die AU Friedenstruppen nach Burundi, um dort den Frieden 
wiederherzustellen. Daraufhin wurden AU-Friedensmissionen nach Darfur, Somalia 
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und auf die Komoren geschickt. Diese Missionen basierten nicht auf dem Konzept 
einer  Bereitschaftstruppe  bzw.  einer  regionalen  Brigade,  sondern  auf  einer 
freiwilligen Zusammenstellung der Truppen durch die AU-Mitgliedstaaten.   
Dennoch  sind  die  AU-Mitglieder  verpflichtet,  Truppenkontingente  für  die  neu 
gegründete  African Standby Force abzustellen.  Es  wurde im  AU-Constitutive Act 
anvisiert,  dass  die  ASF  bzw.  die  regionalen  Brigaden,  Truppen  für  die  AU  zur 
Verfügung stellen.  Aber  in  den fünf  Ländern,  die  ich  in  der  vorliegenden Arbeit 
untersucht habe, spielten die regionalen Brigaden keine Rolle bzw. stellten sie keine 
Truppen für die AU-Missionen zur Verfügung.
Viele  AU-Mitgliedstaaten  sind  nicht  bereit,  Truppen  für  die  Organisation  zur 
Verfügung zu  stellen.  In  Liberia,  in  der  Côte  d´Ivoire,  in  Mosambik,  in  der  DR 
Kongo und auf  die  Komoren waren die  afrikanischen Staatsführer  nicht  für  eine 
militärische  Intervention  der  AU-Truppen  geeinigt.  Meinungsverschiedenheit  zur 
Konfliktlösung hatte beigetragen, dass sie nicht zusammen in der Fassung waren, 
Truppen in den Konfliktregionen zu schicken. Darüber hinaus haben die afrikanische 
Staatsführer keine Interesse sich in einem anderen Konflikt einzumischen, wenn sie 




5.6 Zwischenfazit und Bilanz für die Rolle der UN- und der AU-Missionen für 
die Konflikttransformation in Afrika
Die seit Ende der bipolaren Konfrontation angestiegene Zahl der Friedensmissionen 
signalisiert die wachsenden Erwartungen an die wesentliche Rolle, die die UN zur 
Gewährleistung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit spielen soll. Es 
wurde im Sinne von Frieden und Sicherheit viel von der Weltorganisation erwartet. 
Die Bilanz der UN-Friedensmissionen ist ernüchternd. Dabei sind einige Faktoren 
für  die  enttäuschende  Bilanz  ausschlaggebend.  Zuerst  der  fehlende  Wille  der 
Konfliktparteien,  die  die  politischen  und  militärischen  Vereinbarungen  oft  nicht 
einhalten. Der Mandatierungsprozess des UN-Sicherheitsrats zieht sich oft lange hin, 
weil  die  Mitgliedstaaten,  die  die  Truppen zur  Verfügung stellen,  dies  mit  großer 
Verzögerung tun.  Dabei ist  die Ausrüstung der Soldaten äußerst  ungenügend und 
meistens  fehlt  die  logistische  Unterstützung,  um  die  Mission  sachgemäß 
durchzuführen. 
Die  langsame  Reaktion  der  UN  auf  aufflammende  Krisen,  die  Verzögerung  der 
Mitgliedstaaten, Truppen zur Verfügung zu stellen sowie die unklare Formulierung 
von  Mandaten  des  UN-Sicherheitsrats  sind  wichtige  Schlüsselprobleme,  die  die 
Missionen immer dabei beeinträchtigen, zeitgerecht im Krisengebiet zu reagieren. 
Ohne die nötige personelle,  materielle und finanzielle Unterstützung können UN-
Friedensmissionen nicht erfolgreich sein. 
Die Erfahrungen der UN-Friedensmissionen in der DR Kongo, in der Côte d´Ivoire 
und in anderen Konfliktregionen zeigen, dass die konzeptionellen, personellen und 
materiellen  Kapazitäten  nicht  den  normativen  Anforderungen  der  Missionen 
entsprechen (Debiel / Goede 2011: 202).
Im  Unterschied  zu  den  beginnenden  1990er  Jahren,  in  denen  die  UN-
Friedensmissionen  nur  für  kurze  Einsätze  konzipiert  waren,  überwiegen  heute 
robuste  Mandate  mit  längerer  Dauer.  Die  UN  bleibt  jetzt  längere  Zeit  in  den 
Konfliktgebieten.  Die UN sind seit  2003 in der Côte d´Ivoire,  in Liberia mit  der 
UNMIL seit 2003 und in der DR Kongo seit 1999 präsent. Diese anhaltende Präsenz 
kann zum Aufbau demokratischer Strukturen beitragen. Debiel und Goede zufolge 
läuft hingegen internationale Präsenz mit anhaltender Dauer Gefahr, zum Teil des 
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Problems  zu  werden  (Debiel  /  Goede  2011:  206).  Die  Blauhelme  haben  durch 
unverhältnismäßige  Gewalt  und  Fehlverhalten  oft  Auseinandersetzungen  mit  den 
Konfliktparteien und manchmal mit der Zivilbevölkerung. In der DR Kongo kann 
die Präsenz der UN-Blauhelme nicht verhindern, dass die Zivilbevölkerung immer 
wieder  bedroht  und  terrorisiert  wird.  Es  wird  jeden  Tag  über  Menschenrechts-
verletzungen,  Folterungen,  Massaker,  Vergewaltigungen  und  sexuelle  Gewalt 
berichtet.  Am 14.  März 2013 berichtete  der  UN-Generalsekretär  über  die  brutale 
Gewalt gegen die Zivilbevölkerung, insbesondere Frauen und Kinder, sowohl von 
den Regierungssoldaten als auch von den Rebellen (UN-Dok. A/67/792-S/2013/149). 
Bezüglich  der  Einhaltung  der  Menschenrechte  und  der  Sicherheit  auf  dem 
afrikanischen  Kontinent  versucht  die  AU  mehr  Engagement  zu  leisten.  Seit  der 
Umwandlung der OAU in die AU ist die Organisation mit der neuen Friedens- und 
Sicherheitsarchitektur  in  einer  neuen  Dimension  angelangt.  Die  AU hat  mit  der 
neuen Sicherheitspolitik, trotz des langsamen Beginns und der wenigen Mittel, einen 
neuen Prozess zur Beilegung von Konflikten in Gang gebracht. Aber es fehlt bei der 
Schlichtung der Kriege meistens der politische Wille viele AU-Mitgliedstaaten, weil 
sie  von  der  Auseinandersetzungen  profitieren.  Darüber  hinaus  handeln  die 
Mitgliedstaaten  in  Konfliktfall  nicht  harmonisch.  Die  Mandate  der  Missionen 
wurden  immer  mit  sehr  viel  Mühe  verabschiedet.  Die  Mitgliedstaaten  des 
afrikanischen PSC einigen sich oft nicht, wenn es darum geht, Sanktionen an Staaten 
zu verhängen, die selbst im PSC sitzen oder Maßnahmen zu verabschieden, die nicht 
ihre eigenen Interessen entsprechen.
Die  Bilanz  der  Friedensoperationen der  AU auf  dem afrikanischen  Kontinent  ist 




6. Die Möglichkeiten und Konzeptionen zur Verbesserung der Krisenreaktions-
fähigkeit von Friedensmissionen in Afrika
Die  Möglichkeiten  zur  Verbesserung  der  Krisenreaktionsfähigkeiten  von 
Friedensmissionen auf dem afrikanischen Kontinent bestehen aus Instrumentarien, 
die die UN oder die AU zur Verfügung haben, um auf Krisen, Konflikte und Kriege 
zu reagieren, mit dem Ziel den Frieden und die Sicherheit aufrechtzuerhalten. 
Sobald  die  UN  zur  Wahrung  oder  Wiederherstellung  des  Friedens  und  der 
internationalen  Sicherheit  Truppen  in  die  Krisengebiete  entsendet,  müssen  die 
Soldaten  die  Fähigkeit  und  die  Entschlossenheit  besitzen,  die  Mandate  des  UN-
Sicherheitsrats angemessen durchzuführen.
Bei der Verbesserung der Reaktionsfähigkeiten von UN-Friedenstruppen sollte vom 
UN-Generalsekretär  bzw.  vom UN-Sicherheitsrat  Grundlagen  geschaffen  werden, 
um in politischen,  finanziellen,  militärischen,  personellen sowie organisatorischen 
und operationellen Bereichen Reformen bzw. Neuerungen einzuführen. Dabei sollten 
die Kapazitäten der UN in den Bereichen Früherkennung, Friedenskonsolidierung 
und  Optimierung  der  institutionellen  Konzepte  der  Friedensmissionen  verbessert 
werden (Vgl. Gareis 2003).
Infolge der erfolglosen Friedenssicherung in Somalia, in Ruanda, in Liberia und im 
ehemaligen  Jugoslawien  in  der  1990er  Jahren  wurden  innerhalb  der  UN  und 
besonders  bei  der  Zusammensetzung  der  Friedensmissionen  Verbesserung 
angestrebt, um die Mandate des Sicherheitsrats effektiv zu erfüllen.
In  diesem Kapitel  untersuche  ich  zuerst  den  Zusammenhang  zwischen  den  UN-
Friedensmissionen und dem  „Brahimi-Report“. Dabei stelle ich die Rolle der UN 
zur  Konzeption  und  Effektivierung  des  Einsatzes  der  UN-Friedenstruppen  im 
Hinblick auf den „Brahimi-Bericht“ dar. Im nächsten Abschnitt wird das Konzept der 
„Responsibility to protect“  (R2P) untersucht. Dabei lege ich dar, dass mit der R2P 
ein weiteres Kapitel von Kriegslegitimation geöffnet worden ist, welche im weiteren 
Sinne eine Legitimierung von militärischem Eingreifen bzw. vom Einsatz der UN-
Blauhelme darstellt.  Im darauffolgenden Abschnitt gehe ich auf die institutionellen 
Konzepte  zur  Effektivierung  der  UN-Friedensmissionen  ein.  Dabei  erläutere  ich, 
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warum  die  aktuellen  Mandate  des  UN-Sicherheitsrats  neue  Konzepte  erfordern. 
Danach  wird  untersucht,  wie  die  politische  Konsolidierung  nach  Ende  der 
Auseinandersetzung erreicht werden soll, damit Konflikte nicht wieder aufflammen. 
Ferner gehe ich auf die Stärkung der demokratischen Strukturen, sowohl innerhalb 
der  UN selbst  als  auch in  den Mitgliedstaaten ein.  Im darauffolgenden Abschnitt 
sollen  die  Lehren  aus  der  Vergangenheit  beleuchtet  werden,  um  das  zögerliche 
Verhalten der Mitgliedstaaten, Truppen zu Verfügung zu stellen, zu verstehen. Dann 
werden  die  neuen  Perspektiven  auf  Peacekeeping,  um  adäquate  Maßnahmen 
durchzuführen,  im  nächsten  Abschnitt  dargelegt.  Abschließend  erläutere  ich  im 
letzten  Abschnitt  des  Kapitels  die  afrikanischen  Initiativen  zur  Verbesserung  der 
Krisenreaktionsfähigkeit. Dabei werden die Zusammenarbeit zwischen der UN und 
der AU sowie die Kooperationsmöglichkeiten der beiden Organisationen analysiert.
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6.1 Die UN-Friedensmissionen und der „Brahimi-Report“
Die veränderten Rahmenbedingungen, die im internationalen System nach Ende der 
bipolaren  Konfrontation  zu  sehen  waren,  zeigen  die  gewachsene  Zahl  der 
internationalen Interventionen bzw. der UN- und später Anfang der Jahre 2000 der 
AU-Friedensmissionen auf.  Die  schwach  ausgebildete  und schlecht  ausgerüsteten 
afrikanische  Institutionen  sowie  das  rückläufige  Interesse  des  westlichen  Länder 
hinterließen  eine  Handlungslücke,  die  die  UN  mit  neuen  Konzepten  und 
ambitionierten  Zielen  auszufüllen  versuchten.  Diese  neuen  Konzepte  und  Ziele 
wurden von der UN durch eine Reihe von Reformen auf den Weg gebracht.
Als Kofi Annan am 1. Januar 1997 zum Generalsekretär der UN gewählt  wurde, 
stellte er fest, dass Reformen der UN-Friedenssicherungseinsätze aufgrund der neuen 
Konstellation  und  des  Scheiterns  mehrerer  Missionen  (unter  anderem  Somalia, 
Ruanda) dringend nötig waren (Vgl. Annan 2004). 
Ausgehend von den Erfahrungen der 1990er Jahre, die er selbst als Leiter der DPKO 
miterlebt hat, unternahm Annan im März 2000 einen neuen Anlauf zur Rolle der UN 
bzw. zur Verbesserung des Einsatzes der UN-Friedenstruppen. Annan ernannte ein 
Gremium internationaler Experten, die über große Erfahrung in den verschiedenen 
Bereichen  der  Konfliktprävention,  Friedenssicherung  und  Friedenskonsolidierung 
verfügten,  um  die  Friedensmissionen  und  die  Schwachstellen  des  bestehenden 
Systems zu analysieren und um dabei herauszufinden, wie die Missionen verbessert 
werden können. 
Unter  der  Leitung  des  algerischen  Diplomaten  und  damaligen  Außenministers 
Lakhdar Brahimi legte die Sachverständigengruppe im August 2000 einen Bericht 
vor,  der  sowohl  von der  Generalversammlung als  auch von den Mitgliedern  des 
Sicherheitsrats  ausdrücklich  begrüßt  wurde.  Der  Bericht  umfasst  fünf  große 
Themengebiete, nämlich: 
1. die Doktrin, Strategie und Entscheidungsprozesse für Friedensmissionen;
2. die  Fähigkeit  der  UN  zur  raschen  und  wirksamen  Verlegung  von  Friedens-
missionen;
3. die Verbesserung der Fähigkeiten am Amtssitz für die Planung und Unterstützung 
von Friedensmissionen;
4. die Anpassung der Friedensmissionen an das Informationszeitalter; und
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5. die Probleme bei der Umsetzung der Empfehlungen (UN-Dok. A/55/305/S/2000/ 
809).
In Bezug auf diese Themen zielt der sogenannte  „Brahimi-Report“  vor allem auf 
strategische,  politische,  organisatorische,  militärische  sowie  administrative  und 
operationelle  Felder  ab.  Der  „Brahimi-Report“  beinhaltet  Ratschläge  für  die 
Mindestanforderungen  eines  erfolgreichen  Einsatzes  und  formulierte  dabei 
ambitionierte  Ziele.  Realistische  und  erfüllbare  Mandate,  schneller  verfügbare 
Einsatztruppen  sowie  eine  grundlegende  Stärkung  der  Verwaltung  der 
Weltorganisation  gehören  zu  den  ambitionierten  Zielen  des  Berichts  (UN-Dok. 
A/55/305/S/2000/809).  Dabei  hatte  der  UN-Generalsekretär  die  Mitglieder  der 
Gruppe aufgefordert, freimütige, konkrete und realistische Reformempfehlungen zu 
konzipieren  und  anschließend  abzugeben.  Die  Sachverständigengruppe  war  der 
Ansicht, dass die UN-Friedensmissionen der 1990er Jahre bei der Wiederherstellung 
des Friedens in vielen Konfliktgebieten keine nennenswerten Erfolge zu verzeichnen 
hatten.  Die  Gruppe  sah  die  Notwendigkeit,  grundlegende  Änderungen  bei  der 
Zusammensetzung und Konzeption der  Friedenstruppen zu unternehmen.  Konkret 
schlug die Sachverständigengruppe vor, dass die UN-Friedenstruppen bei Konflikten 
innerhalb von 30 bis 90 Tagen im Einsatzgebiet stationiert sein bzw. operieren sollen 
(UN-Dok.  A/55/305/S/2000/809).  Ein  wichtiger  Vorschlag  zielte  auf  die  schnelle 
Entsendung von Soldaten ab. Bereitschaftseinheiten von je 100 Soldaten sowie 100 
Polizisten  verschiedener  Nationen  sollten  innerhalb  von  sieben  Tagen  gebildet 
werden  können,  um  unter  anderem  die  strategischen  Konzepte  der  Mission 
vorzubereiten. 
Die  Sachverständigengruppe  empfahl  dem  UN-Sekretariat  außerdem,  die 
Beschaffungssysteme und -verfahren für Friedensmissionen radikal zu ändern, um 
eine rasche Verlegung zu erleichtern (UN-Dok. A/55/305/S/2000/809). Dabei haben 
die Experten auch empfohlen, dem Generalsekretär mehr Möglichkeiten zu geben. 
Er sollte in wenigen Tagen Stabsoffiziere und andere militärische Fachexperten mit 
einem Kern von UN-Mitarbeitern vor Ort schicken können, damit sie im Voraus das 
Mandat  des  Sicherheitsrats  und die  Arbeit  der  Mission  planen und ggf.  in  Gang 
setzen können.
Nach Auffassung der Sachverständigengruppe sind die Empfehlungen das Minimum, 
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das  notwendig  ist,  damit  das  System  der  UN  eine  wirksame,  effektive  und 
funktionsfähige Organisation des neuen Jahrhunderts sein kann.
Mit  dem  Bericht  hatte  der  UN-Generalsekretär  seine  Absicht  verdeutlicht,  den 
Mitgliedstaaten die Hauptverantwortung für den Erfolg von Friedensmissionen zu 
geben. Der UN-Generalsekretär und die Experten der Sachverständigengruppe sind 
in dem Bericht der Meinung, dass die Verwirklichung der Empfehlungen und damit 
eine  Verbesserung der  Effektivität  von Friedensmissionen möglich  ist,  sofern  ein 
entsprechender  Wille  der  UN-Mitgliedstaaten  besteht.  Dabei  sollen  die 
Mitgliedstaaten selbst wissen, dass Misserfolge der UN nicht allein dem Sekretariat, 
dem Sicherheitsrat,  den  Truppen  stellenden Ländern,  den  Truppenkommandeuren 
oder  den  Leitern  von  Feldmissionen  zuzuschreiben  sind,  sondern  der  gesamten 
Weltorganisation bzw. der Staaten, der sie auch angehören. 
Der  Brahimi-Report  verweist nachdrücklich  darauf  hin,  dass  das  System und die 
Zusammenstellung  der  UN-Friedensmissionen  sowie  die  Implementierung  der 
Resolutionen  des  Sicherheitsrats  einer  Revision  unterzogen  werden  muss.  Die 
Sachverständigengruppe sieht die Ursache der schlechten Resultate der Missionen in 
der häufig problematischen Zusammenstellung und Stationierung der Truppen.
Fast 13 Jahre nach der Veröffentlichung des Berichts ist die Bilanz gemischt. Das 
Instrument  „Friedenssicherung“  steht  vor  vielen  ungelösten  finanziellen, 
militärischen  und  politischen  Herausforderungen.  Dabei  hatten  sich  die  UN-
Mitglieder  nicht  auf  die  Implementierung  und  Durchführung  der  Empfehlungen 
geeinigt.  Es wurde zum Beispiel  sehr kontrovers  über die Schaffung einer neuen 
Stelle für Informationssammlung und -analyse diskutiert. Einige Staaten hatten an 
der Schaffung dieser Stelle geäußert, dadurch ausspioniert zu werden. 
Ohnehin ist eine gemeinsame Brigade mit der Teilnahme aller UN-Mitglieder nicht 
möglich, da sich die politischen Ideologien und Interessen der Mitglieder wesentlich 
unterscheiden. 
An den Entscheidungen des Sicherheitsrats oder des Generalsekretariats wurde oft 
kritisiert,  dass  die  westlichen  Länder  die  Mittel  zur  Verfügen  stellen  und  die 
Entwiklungsländer  die  Kontingente  entsenden.  Dabei  entsteht  in  der 
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Zusammensetzung der Friedenstruppen eine mangelnde Repräsentativität  des UN-
Sicherheitsrats.  Die  Mitglieder  des  Sicherheitsrats  stellen  wenig  Truppen  zur 
Verfügung. 
Die UN soll intern, die von  Brahimi-Report  angestoßenen Reformen vorantreiben. 
Vor  allem  im  Personal-  und  Beschaffungswesen  sowie  der  Logistik  sind  große 
Schritte nach vorn notwendig, um die noch immer gefährlicher langen Wartezeiten 
zu verkürzen, die häufig im ersten Jahr einer Mission auftreten (Benner / Rotmann 
2010: 119). Dafür sind nachhaltige Investitionen in die Fähigkeiten notwendig.
Einige  Fortschritte  wurden  jedoch  erzielt,  wie  beispielsweise  die  Erhöhung  der 
Kapazitäten der UN sowie die Aufstockung des Personalwesens im Hauptquartier 
der UN, um die Einsätze besser steuern zu können. Mittlerweile wurden auch einige 
Reformen umgesetzt und dabei erhebliche Verbesserungen unternommen. Mehr und 




6.2 Das Konzept der „Responsibility to protect“ 
Die Reformen, die die UN unternommen hat, und die Passivität bzw. die Untätigkeit 
von UN-Soldaten bei gewalttätigen Übergriffen gegen die Zivilbevölkerung in vielen 
Konfliktsituationen,  führten  Anfang  des  neuen  Jahrhunderts  zu  heftigen 
Diskussionen über die Rolle der UN-Blauhelme gegenüber der Zivilbevölkerung in 
Kriegsgebieten. 
In  Anlehnung  an  den  Brahimi-Bericht,  Zivilpersonen  in  bewaffneten  Konflikten 
zusätzlichen  Schutz  zu  gewähren,  und  an  die  vom  Sicherheitsrat  getroffenen 
Maßnahmen  mit  dem  Ziel,  die  UN-Friedenssicherungskräfte  zu  ermächtigen, 
Zivilpersonen  im Rahmen  ihrer  Mittel  vor  Gewalttaten  zu  beschützen  (UN-Dok. 
A/55/305/S/2000/809),  entwickelte  sich  in  den  letzten  Jahren  das  Konzept  der 
„Responsiblility to protect“. 
Im Jahr  2000  bildete  die  kanadische  Regierung  –  auf  Bitte  des  damaligen  UN-
Generalsekretärs Kofi Annan – eine internationale Kommission zu Intervention und 
staatlicher  Souveränität  (International  Commission on  Intervention  and  State  
Sovereignty),  die  das  Konzept  der  „Responsiblility  to  protect“  erarbeitet  und 
untersucht hat. Im Dezember 2001 veröffentlichte die Kommission unter dem Vorsitz 
vom ehemaligen australischen Außenminister Gareth Evans und einem damaligen 
SRGS,  dem  Algerier  Mohamed  Sahnoun,  die  Ergebnisse  der  Untersuchungen. 
Gegenstand  der  Untersuchungen  war  vor  allem  die  Frage  der  Legalität  und 
Legitimität humanitärer Militärinterventionen. Bei dem Versuch militärisch in einem 
Land zu intervenieren, sollte auf die Souveränität des Staates geachtet werden. Dem 
Bedürfnis,  gravierende innerstaatliche Menschenrechtsverletzungen zu verhindern, 
stehen  die  Grundprinzipien  der  Staatssouveränität,  das  Gewaltverbot  und 
Interventionsverbot gegenüber (Verlage 2009: 1).
Das  Konzept  der  „Responsibility  to  protect“  fand  aber  erst  in  der 
Abschlussresolution des UN-Reformgipfels im September 2005 in New York seinen 
Niederschlag.  Die  Generalversammlung  der  UN  veröffentlichte  ein  Ergebnis  zur 
Verantwortung für den Schutz der Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsverbrechen, 
ethnischer  Säuberung  und  Verbrechen  gegen  die  Menschlichkeit.  Die 
Weltorganisation kam zu dem Ergebnis, dass sie in einem Mitgliedstaat intervenieren 
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kann,  sofern  der  Staat  nicht  in  der  Lage  oder  nicht  willens  ist,  seine  eigene 
Bevölkerung zu schützen. Dabei gilt für diese Staaten nicht mehr der Grundsatz der 
souveränen  Gleichheit  oder  der  Selbstbestimmung.  Mit  der  „Responsibility  to  
protect“ entscheiden die Staaten nicht mehr selbst, ob eine Intervention von Dritten 
bzw. von der internationalen Gemeinschaft stattfinden kann. 
Der UN-Sicherheitsrat  hat aber mit dem Konzept der „Responsibility to protect“  
keine objektiven Kriterien entwickelt, sondern entscheidet von Fall zu Fall (Verlage 
2009:  1).  Das  bedeutet,  dass  es  keine  konkreten  rechtlichen  Entscheidungen  zu 
militärischen  Interventionen  gibt.  Dabei  äußern  einige  Staaten  bzw.  Staatschefs 
Zweifeln  an  der  Anwendung  des  Konzepts.  Pouligny  unterstreicht  in  diesem 
Zusammenhang, 
„[qu´]on  peut  comprendre  les  doutes  qui  persistent  quand  à  l
´utilisation qui pourrait être faite de la R2P au vu de l´usage de la  
notion  par  certains  acteurs  étatiques  pour justifier  des  expéditions  
militaires qui s´en démarqueraient clairement“ (Pouligny 2010). 
Pouligny  deutet  darauf  hin,  dass  einige  Staaten  bzw.  Staatschefs  das  Konzept 
verwenden können, um militärisch andere Ländern anzugreifen. Dabei gibt Pouligny 
die Irak-Invasion im Jahr 2003 durch die Streitkräfte der USA und Großbritannien 
und den Versuch von Russland,  die  Eroberung Südossetiens im Jahr 2008 in der 
internationalen Öffentlichkeit zu rechtfertigen, als Beispiele an.
Der  Bericht  der  ICISS  (International  Commission on  Intervention  and  State  
Sovereignty)  unterstreicht folgende vier Szenarien,  um in einem UN-Mitgliedstaat 
intervenieren zu dürfen: Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnische Säuberung und 
Verbrechen gegen die  Menschlichkeit  (ICISS-Report  2001).  Nur  wenn diese  vier 
Szenarien gegeben sind, kann die internationale Gemeinschaft eine Intervention im 
Rahmen der R2P durchführen. 
In der Côte d´Ivoire wurde angeblich Anfang 2011 das Konzept der R2P eingesetzt, 
um die Zivilbevölkerung, die von unmittelbarer physischer Gewalt bedroht war, zu 
schützen. Mit der Resolution 1975, verabschiedet am 30. März 2011, befürchtete die 
UN,  dass  die  Angriffe  gegen  die  Zivilbevölkerung  Verbrechen  gegen  die 
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Menschlichkeit  darstellten.  Der  Sicherheitsrat  ermächtigte  die  ONUCI,  zur 
Durchführung  ihres  Mandats  und  vor  allem zum Schutz  von  Zivilpersonen  alle 
erforderlichen Mittel einzusetzen (UN-Dok. S/RES/1975/2011). Für die ONUCI war 
das militärische Eingreifen notwendig, um die Zivilbevölkerung vor der Gewalt zu 
schützen. Dabei hatten die UN-Soldaten von den Waffen Gebrauch gemacht. 
In  der  DR  Kongo  beschloss  der  UN-Sicherheitsrat  mit  der  Resolution  2098, 
verabschiedet  am 28.  März  2013,  dass  die  MONUSCO durch  die  Interventions-
brigade Zivilpersonen den wirksamen Schutz garantieren muss (UN-Dok. S/RES/ 
2098/2013).  Dabei  konnte  die  Interventionsbrigade  direkt  militärisch  gegen  die 
Rebellen  vorgehen.  Die  Interventionsbrigade  ist  geschaffen  worden,  um  die 
bewaffneten Gruppen zu neutralisieren.
Paradoxerweise  hatte  die  internationale  Gemeinschaft  den  Kongokrieg,  der  seit 
Jahrzehnten  andauert,  und  Millionen  Menschenleben  gekostet  hat,  nicht  als 
Intervention im Sinne der R2P eingestuft. 
Auf den Komoren war  keine  der  vier  Szenarien  (Völkermord,  Kriegsverbrechen, 
ethnische Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit) gegeben, um über 
eine R2P zu sprechen. Vielmehr hatte die AU sich vorgenommen, die Demokratie auf 
den Inseln wiederherzustellen.
Im Falle von Liberia und Mosambik war von dem Konzept der R2P nicht die Rede. 
Das R2P war erst 2005 aus der Taufe gehoben worden, wobei in den UN-Mandaten, 
der Schutz der Zivilpersonen angegeben worden war.
Für Kritiker des Konzepts der R2P40 ist die Idee, die Zivilbevölkerung im Sinne der 
R2P zu schützen nur eine Ausrede, um die öffentliche Meinung zu mobilisieren und 
um  einen  anderen  UN-Mitgliedstaat  zu  besetzen.  Es  gebe  in  Wirklichkeit  nur 
geostrategische  und  wirtschaftliche  Interessen  der  Länder.  Sofern  Mitglieder  des 
UN-Sicherheitsrats keine eigenes Interesse in einem anderen Mitgliedstaat verfolgen, 
ist die Entscheidung des Sicherheitsrats für UN-Intervention sehr zögerlich. Der UN-
Sicherheitsrat diskutierte zuletzt sehr kontrovers über die Intervention, die Strategie 
und die Kapazitäten der Blauhelme in vielen Konflikten.
40 Vgl. Julie Lévesque 2012; Manlio Dunicci 2013.
219
 
6.3 Politische Friedenskonsolidierung 
Die politische Friedenskonsolidierung sollte am Ende eines Konflikts sowohl von 
internen als auch externen Akteuren unternommen werden, um ein Fundament zu 
schaffen  und  dabei  Instrumente  bereitzustellen,  die  verhindern,  dass  Konflikte 
wieder  aufflammen  werden.  Dabei  wurden  die  Kapazitäten  der  Länder  bzw.  die 
politischen Strukturen  gestärkt,  um die  Grundlagen für  nachhaltigen  Frieden und 
Sicherheit zu bilden. Um den nachhaltigen Frieden zu konsolidieren wurde eine neue 
Kommission  für  Friedenskonsolidierung  geschaffen,  um  das  Engagement  der 
Weltorganisation in der Übergangsphase, das heißt die Phase zwischen Krieg und 
Frieden so zu gestalten, dass Gewalt nicht wieder ausbricht.
Die UN hatte am 20. Dezember 2005 eine Kommission für Friedenskonsolidierung 
(Peacebuilding Commission) ins Leben gerufen, um die Übergangsphase nach der 
Beendigung  eines  Konflikts,  das  Krisenmanagement  und  den  Wiederaufbau  der 
kriegszerstörten Staaten zu übernehmen. 
Die  Peacebuilding  Commission  der  UN soll  die  relevanten  Akteure  in  einer 
Kriegszone  über  politische  Angelegenheiten  beraten  und  erarbeitet  Friedens-
konsolidierungsstrategien,  damit  der  Frieden  und  die  Sicherheit  gefestigt  werden 
können.  Darüber  hinaus  sollte  die  Peacebuilding  Commission  der  UN  die 
institutionelle  Lücke  zwischen  den  verschiedenen  Organen  im  UN-Apparat 
schließen.
Die politische Friedenskonsolidierung durch die UN-Friedensmissionen umfasst eine 
breite Initiative, die von der Stärkung der Rechtsstaatlichkeit,  der Verwaltung der 
Institutionen, der Wiedereingliederung der ehemaligen Kombattanten bis zur Reform 
der Armee, Polizei und Justiz geht. 
Die  UN  unterstützt  besonders  die  politischen  Prozesse  in  Post-Konflikt-
gesellschaften  durch  den  Aufbau  bzw.  den  Wiederaufbau  von  demokratischen 
Strukturen,  die  die  Versöhnungsinitiativen,  rechtsstaatlichen  und  demokratischen 
Wahlen, fördern.  
Nach einem langwierigen Bürgerkrieg wird der (Wieder)Aufbau von Staatlichkeit 
jedoch  häufig  überlastet,  indem  von  externen  Akteuren  westliche  Legitimations-
muster  zur  unbedingten  Grundlage  erhoben  werden  (Rittberger  2008:  9).  Dabei 
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stehen die interne Akteure häufig nicht zu dieser westlichen Legitimationsmuster. Oft 
wird zu einem Power Sharing der ehemaligen Konfliktparteien kommen. Aber ein 
paar  politische  Reformen  wurden  alleine  nicht  ausreichen,  um  den  Frieden 
nachhaltig  zu  konsolidieren.  Viele  Post-Konfliktgesellschaften  befinden  sich  in 
einem  instabilen  Zustand  zwschen  immer  wieder  aufflammender  Gewalt  und 
begrenztem friedlichen Wandel.
Es stellt sich heraus, dass einige Monate ausländischer Präsenz und einige politische 
Reformen nicht genügen, um den Frieden nachhaltig zu konsolidieren. 
Wichtig  bei  der  Friedenskonsolidierung  bzw.  beim  Wiederaufbau  staatlicher 
Strukturen ist zuerst die Gewährleistung des  sozialen Wohlstands der Bevölkerung. 
So lange die Bevölkerung nicht mit Hunger und Armut zu bekämpfen hat, wird der 
Wiederaufbau des Staates einfacher.
Jedoch  erfordert  die  Demokratisierung  der  Strukturen  Zeit  und  einen  gewissen 




6.4 Stärkung der demokratischen Strukturen
Unter  dem Begriff  Demokratisierung  verbergen  sich  in  den  UN unterschiedliche 
Ansätze.  Auf  der  einen  Seite  die  Demokratisierung  der  UN-Organe  bzw.  der 
Entscheidungsprozesse  der  Organisation  und  auf  der  anderen  Seite  der  Aufbau 
demokratischer Strukturen bzw. die Stärkung der demokratischen Strukturen in den 
UN-Mitgliedstaaten. 
Zur  Entstehung  der  UN  wurde  der  Begriff  Demokratie  bzw.  Demokratisierung 
unterschiedlich  oder  ideologisch  interpretiert.  Der  Begriff  Demokratie  wurde  auf 
Druck  der  ehemaligen  Sowjetunion  nicht  einmal  in  der  UN-Charta  verwendet. 
Nichtsdestotrotz  wurde  durch  einige  Revisionen  die  Demokratie  innerhalb  der 
Institutionen und der Entscheidungsprozesse deutlich gefördert.  
Das Machtzentrum oder das mächtigste Organ der UN ist der Sicherheitsrat. Sofern 
eine Entscheidung des  UN-Sicherheitsrats  einem seiner  fünf ständigen Mitglieder 
nicht passt,  kann es sie unverzüglich mit seinem Vetorecht blockieren. Außerdem 
können  gegen  die  fünf  Mitglieder  des  Sicherheitsrats  keine  Sanktionen  verhängt 
werden.  Das heißt,  dass  diese Mitglieder  des  UN-Sicherheitsrats  Menschenrechte 
missachten oder Krieg mit einer anderen Nation beginnen können, ohne mit einer 
Vergeltungsmaßnahme der UN rechnen zu müssen. 
Die  Stärkung  der  demokratischen  Strukturen  gemeinsam  mit  Rechtsstaatlichkeit 
bilden wesentliche Voraussetzung für Frieden und Sicherheit und vor allem Stabilität 
in den Post-Konfliktgesellschaften. Die UN-Friedensmissionen übernehmen in den 
letzten  Jahren  eine  führende  Rolle  im  Aufbau  und  in  der  Stärkung  der 
demokratischen Strukturen,  die  besonders in  dem Bericht  der Expertengruppe im 
Jahr 2000 hervorgehoben wird. Daraufhin wurde im Jahr 2005 auf Initiative des UN-
Generalsekretärs ein Demokratieförderfonds (UNDEF) ins Leben gerufen,  um die 
globalen Demokratiebemühungen der Länder zu unterstützen, sowie den Frieden in 
den  Nachkriegsgesellschaften  zu  konsolidieren.  Dabei  sollte  eine  funktionierende 
Demokratie  eine  aktive  Zivilgesellschaft,  eine  partizipative  politische  Beteiligung 
der  Zivilbevölkerung  sowie  Rechtsstaatlichkeit  umfassen.  Der  Demokratieförder-
fonds  hatte  zwischen  2005  und 2012  viele  Projekte  zur  Demokratieförderung  in 
vielen  Regionen  auf  der  ganzen  Welt  finanziert.  Diese  Projekte  sollten  die 
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Menschenrechte, die Rechtsstaatlichkeit sowie den Wohlstand der Zivilbevölkerung 
stärken. Die Konflikte in Liberia, in der Côte d´Ivoire und in der DR Kongo waren 
jedoch von schlechter Regierungsführung und Menschenrechtsverletzungen geprägt. 
Die  mangelnde  politische  Beteiligung  der  Bürger  schwächte  auch  den 
demokratischen Prozess. Dieser Prozess ist jedoch ohne eine massive Partizipation 
der Bevölkerung zum Scheitern verurteilt. 
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6.5 Lehren aus der Vergangenheit
Um Konflikte analysieren zu können, sollte man sich mit der Konfliktstruktur und 
Konfliktstrategie  beschäftigen,  damit  angemessene  humanitäre,  soziale,  politische 
und militärische Mechanismen für eine dauerhafte Konfliktregelung herausgearbeitet 
werden können.
In den folgenden Jahren nach der Gründung der UN erwies sich die Organisation 
durch  die  Macht-  und  Interessengegensätze  des  Kalten  Krieges  im  Großen  und 
Ganzen  als  hilflos  bei  vielen  internationalen  Auseinandersetzungen  und  als  zu 
finanzschwach und von wachsenden Interessengegensätzen zwischen Nord und Süd 
geprägt, um bei der Lösung der globalen politischen, ökonomischen und sozialen 
Probleme einen effektiver Beitrag leisten zu können (Volger 2003: 733). 
Das  Ende  des  Ost-West-Konfliktes  veränderte  entscheidend  den  weltpolitischen 
Kontext.  Dabei  haben sich die  Aufgaben,  Mittel  und Zielsetzungen der  UN, und 
insbesondere die Aufforderungen an die Friedensmissionen, ständig erweitert.  Die 
Einsatzmöglichkeiten  der  Friedensmissionen  wurden  im  Kontrast  zu  den 
ursprünglichen Aufgaben der Überwachung der Waffenruhe oder der Trennung der 
Konfliktparteien  ausgedehnt.  Darüber  hinaus  wurden  ebenso  Komponenten  der 
Friedenssicherung  und  der  Friedensstiftung,  wie  der  gemeinsame  Einsatz  von 
Truppen, Beobachtern und Zivilpersonal kombiniert (Unser 1997: 335).
Das Ende des Kalten Krieges hat auch in vielen Staaten Afrikas schwerwiegende 
innerstaatliche  Probleme  hervorgerufen,  die  während  der  Ost-West-Konfrontation 
vernachlässigt  oder  verborgen  gewesen  waren.  Die  schwerwiegenden  Probleme 
Afrikas  führten  zu  gewaltsamen  Konflikten,  die  die  internationale  Gemeinschaft 
versucht hat zu befrieden. „Alle diese Probleme veranschaulichen deutlich die neuen, 
schweren Aufgaben, mit denen sich die UN heute auseinanderzusetzen haben und 
ihre  Friedenssicherungstätigkeit  in  den  nächsten  Jahren  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach beherrschen werden“ (Hildenbrand 2000: 34).
Die  UN  bzw.  der  Sicherheitsrat  reagierte  auf  viele  afrikanische  Konflikte  sehr 
zögerlich, was Maßnahmen nach Kap. VI und Kap. VII der Charta anbetrifft. Dabei 
dauerte die Zusammenstellung der Truppen sehr lange. Um die Friedenstruppen zur 
Verfügung zu haben, sollte der UN-Sicherheitsrat bzw. auch der UN-Generalsekretär 
die  Truppen  stellenden  Länder  dafür  sensibilisieren,  dass  es  in  ihrem  eigenen 
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Interesse  liegt,  die  Wahrung  des  Friedens  und  der  internationalen  Sicherheit 
aufrechtzuerhalten.
In der Vergangenheit dauerte die Zeit bis zur Stationierung der Truppen – wenn es 
auch  innerhalb  von  90  Tagen  geschah  –  häufig  sehr  lang.  In  den  Konflikten  in 
Mosambik,  Liberia  und  vor  allem in  Ruanda  hat  die  zögerliche  Entsendung  der 
Blauhelme  Millionen Menschenleben gekostet.  Kleine  Kontingente  mit  adäquater 
Ausrüstung  hätten  gereicht,  um die  Konflikte  im Kern  zu  ersticken.  Stattdessen 
observierten die Mitglieder des UN-Sicherheitsrats zuerst die Konfliktparteien wie 
sie sich gegenseitig töten. 
Wenn  eine  Blockade  bzw.  ein  Veto  des  UN-Sicherheitsrats  im  Rahmen  einer 
Intervention  hinzukommt,  könnten  einzelne  Staaten  oder  Regionalorganisationen 
reagieren, um einen Völkermord zu verhindern.
Die  UN  hat  nach  den  Misserfolgen  bei  den  Konflikten  auf  dem  afrikanischen 
Kontinent  Anfang  der  1990er  Jahre  eine  Lessons  Learned  Unit  im  Jahr  1995 
innerhalb der Abteilung für friedenserhaltende Maßnahmen zu Stande gebracht, um 
die  gesammelten  Erfahrungen  kritisch  auszuwerten,  künftige  Friedensmissionen 
adäquat zu planen und angemessen durchzuführen. Die Lessons Learned Unit hat die 
Aufgabe, laufende, gerade beginnende oder abgeschlossene Missionen systematisch 
auf die Frage nach den daraus zu ziehenden Lehren zu untersuchen, entsprechende 
Verbesserungsvorschläge zu unterbreiten sowie die Umsetzung dieser Vorschläge zu 
überwachen  (Eisele  2000a:  181).  Durch  die  Lessons  Learned  Unit war  die 
militärische, zivile, wissenschaftliche und politische Aufbereitung der Erfahrungen 
wichtig.
Die  militärischen und zivilen  Aufgaben der  Missionen sollten  besser  aufeinander 
abgestimmt werden. Dabei sollte die Koordination der militärischen, polizeilichen 
und zivilen Aufgaben bzw. Beziehungen im Missionsgebiet verbessert und gestärkt 
werden.
Jedoch  stieß  die  Lessons  Learned  Unit an  die  mangelnde  Bereitschaft  der 
Konfliktparteien bzw. ehemaligen Kämpfer,  ihre  Erfahrungen und Archive – falls 
diese existierten – zu dokumentieren bzw. zu öffnen.
Die Sachverständigengruppe des Brahimi-Berichtes konstatiert, dass nach Abschluss 
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einer Waffenruhevereinbarung oder eines Friedensabkommens die ersten sechs bis 
12 Wochen häufig die ausschlaggebende Phase für die Herbeiführung eines Friedens-
sicherungseinsatzes  sind  (UN-Dok.  A/55/305/S/2000/809).  Sofern  ein  Verlust  der 
Glaubwürdigkeit und politischer Dynamik zwischen den Konfliktparteien in diesem 
Zeitraum festgestellt wurde, wird es in der Folgezeit sehr schwer das Vertrauen der 
Kontrahenten wieder zu erlangen.
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6.6 Neue Perspektiven auf Peacekeeping
Durch die UN-Resolution 2098, verabschiedet am 28. März 2013, wurde eine neue 
Strategie  bzw.  eine  Innovation  –  Interventionsbrigade  –  beim  Peacekeeping 
eingeführt,  mit  dem  wesentlichsten  Ziel,  die  Zivilbevölkerung  mit  allen 
erforderlichen  Maßnahmen  zu  schützen.  Durch  diese  Maßnahmen  sollte  die 
Interventionsbrigade  in  der  DR Kongo die  Gewalt  gegen Zivilpersonen wirksam 
bewältigen.  Dabei  sollte  die  Interventionsbrigade  stärkere  Befugnisse  haben,  um 
bewaffnete Gruppen ausschalten zu können. Neue Strategien müssen zu Anwendung 
kommen. An dieser Stelle sollte die Neutralität der Friedensmissionen angesprochen 
werden.  Wenn  internationale  Organisationen  oder  die  Friedensmissionen  mit  den 
Konfliktparteien  nicht  auf  Augenhöhe  verhandeln,  das  heißt,  dass  Sie  nicht 
ebenbürtig sind, ist das Risiko sehr groß, dass sie selbst Teil des Konfliktes werden. 
Die  Zukunft  der  Friedensmissionen  liegt  vor  allem  bei  den  vielschichtigen 
Wechselwirkungen  von  sozialen,  politischen,  ökonomischen  und  militärischen 
Faktoren  der  Gesellschaften.  Diese  Faktoren  werden  die  internationalen 
Friedenseinsätze  beeinflussen.  Zur  Verhinderung einer  Situation,  aus  der  sich  ein 
Völkermord, ein Bürgerkrieg oder eine ethnische Säuberungen ergeben könnte, sollte 
eine präventive Truppenstationierung in Ländern möglich sein, in denen (politische 
oder soziale) Unruhen entstehen könnten. Die Stationierung der Truppen könnte die 
potentiellen Kombattanten abschrecken. 
Der UN-Sicherheitsrat sollte die regionalen Institutionen politisch unterstützen und 
mehr  Macht  verleihen,  das  heißt  Eigenverantwortung  zu  übertragen,  damit  sie 
gemeinsam  mehr  Erfolg  verzeichnen.  Dabei  sollte  die  Ziele  und  die 
Umsetzungsstrategien des UN-Sicherheitsrats  und der regionalen Institutionen auf 
dem selben Niveau sein.
Eine  Hypothese  der  vorliegenden  Arbeit  war,  dass  die  interorganisatorische 
Zusammenarbeit  zwischen  den  UN  und  den  afrikanischen  Institutionen  in 
Krisenländern verbessert werden kann. Dabei wird der Erfolg der Friedensmissionen 
in einer engen Kooperation der beiden Organisationen liegen.  
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6.7 Afrikanische Initiativen 
Seit  Ende  der  bipolaren  Konfrontation  ist  der  afrikanische  Kontinent  einer  der 
wichtigsten Schauplätze für Friedenseinsätze. Aufgrund der Vielzahl der Konflikte in 
Afrika und durch die Umwandlung der OAU in die AU wurden Initiativen seitens 
der  Afrikaner  initiiert,  um  die  Konflikte  zu  bewältigen.  In  den  letzten  Jahren 
versuchte die Organisation, die Friedensmissionen zu „afrikanisieren“. Dabei hatte 
die sogenannte internationale Gemeinschaft bzw. die UN diese neue Maßnahme der 
AU-Mitgliedstaaten  unterstützt.  Gestützt  auf  die  Idee  der  „Afrikanisierung“  der 
Konflikte  hatten  die  afrikanischen  Staaten  mit  Hilfe  der  internationalen 
Gemeinschaft den Aufbau einer kontinentalen Friedens- und Sicherheitsarchitektur 
forciert,  um  dadurch  die  Krisenreaktionsfähigkeiten  der  Friedensmissionen  zu 
verbessern. Um schneller und präziser reagieren zu können, hat die AU neue Ansätze 
und Herangehensweisen in Gang gesetzt und dabei das Interventionsrecht gründlich 
erweitert. Gemäß Artikel 4(h) der  Constitutive Act hat die Organisation  das Recht, 
auf  Beschluss  der  Versammlung  der  Staats-  und  Regierungschefs  bei 
schwerwiegenden Umständen in einem Mitgliedstaat zu intervenieren und Truppen 
zu  entsenden  (Art.  4 Constitutive Act).  Durch  die  Erweiterung  des 
Interventionspotentials  in  den  Konfliktgebieten  sollte  eine  rasche  Antwort  auf 
aufflammende  Krisen  und  auf  die  kollektive  Verantwortung  für  Frieden  und 
Sicherheit auf dem Kontinent geschaffen werden.
Die AU weist darauf hin, in vielen Konflikte tätig zu werden, bei denen es für die 
UN aus ideologischen, politischen, militärischen oder geographischen Gründe nicht 
möglich  ist,  eine  eigene  Friedensmissionen  zu  entsenden.  Dabei  hatten  viele 
afrikanische Staaten, die Bereitschaft erklärt, in regionalen Krisen vermittelnd und 
rasch  einzugreifen.  M. M.  Mitglieder  der  AU-Logistics  planning in  Addis  Abeba 
erklärte in diesem Zusammenhang, dass 
„l´ONU  a  besoin  de  l´appui  de  l´UA  puisque  l´UA  a  déja  une  
architecture  de  paix  avec  les  organisations  sous  régionale.  Cette  
architecture permet une génération plus rapide des forces ainsi que la  
coopération inter régionale“.41 
Mit den glücklosen Interventionen in Somalia und in Ruanda hatte die UN Mitte der 
41 Interview mit M. M., Staff AU-Logistics planning in Addis Abeba, durchgeführt am 06.11.2013.
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1990er  Jahre  eine  zurückhaltende  Haltung  hinsichtlich  der  Entsendung  von 
Friedenstruppen  eingenommen.  Die  UN  war  zu  diesem Zeitpunkt  mehr  mit  der 
Analyse ihre Schwäche und ihrer Desaster beschäftigt. In dieser Zeit hatten regionale 




6.7.1 Zusammenarbeit und Kooperationsmöglichkeiten mit der UN
Die UN sind für die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit 
verantwortlich. In diesem Sinne und in Übereinstimmung mit Kap. VIII der UN-
Charta  spielt  bezüglich  des  Weltfriedens  und  der  internationalen  Sicherheit  die 
Zusammenarbeit mit regionalen Organisation eine bedeutende Rolle. 
Die AU und die UN arbeiten seit der Umwandlung der Afrikanischen Union in vielen 
Konflikten in Afrika eng zusammen. Die Zusammenarbeit der beiden Organisationen 
ist unabdingbar. In den offiziellen gemeinsamen Verlautbarungen der UN und der 
AU  wird  die  Notwendigkeit  einer  institutionalisierten  Struktur  für  die 
Zusammenarbeit der beiden Organisationen unterstrichen (Krohn 2008: 169). Dabei 
sollen die UN und die AU ständig in Kontakt und in gegenseitigem Einvernehmen 
bleiben, damit Missionen erfolgreich verlaufen und Truppen rasch in Konfliktgebiete 
geschickt  werden können.  In diesem Sinne wurde die  Resolution  61/296 am 17. 
September 2007 auf der 109 Plenarsitzung der UN verabschiedet. Es wurde in dieser 
Resolution angedeutet, dass die institutionalisierte Kooperation der Organisationen 
verbessert  werden  soll.  Dabei  fordert  der  UN-Generalsekretär  ausdrücklich  die 
Stärkung der Zusammenarbeit zwischen den UN und der AU. Als Kernbereiche für 
die  Zusammenarbeit  soll  unter  anderem  der  Aufbau  von  Institutionen,  die 
Erschließung der  Friedens- und Sicherheitsfragen sowie die politische,  rechtliche, 
soziale,  ökonomische,  kulturelle  und  menschliche  Entwicklung  hervorgehoben 
werden  (UN-Dok.  A/RES/61/296).  Es  sollte  auch  ein  Mechanismus  für  die 
Koordinierung und Konsultation zwischen dem afrikanischen PSC und dem UN-
Sicherheitsrat geschaffen werden. Dabei wird in den Verlautbarungen erörtert, dass 
die  beiden  Organe  mindestens  einmal  im  Jahr  gemeinsame  Sitzungen  abhalten 
sollen.  Die  Generalversammlung  der  UN  fordert  die  Organisation  und  ihre 
Sonderorganisationen  auf,  der  AU nach  Bedarf  beim Aufbau  institutioneller  und 
operativer Kapazitäten zur Seite zu stehen. 
Außerdem sieht der UN-Sicherheitsrat in der Resolution 61/296 die Notwendigkeit 
einer  Ausweitung  der  Zusammenarbeit  zwischen  der  UN  und  der  AU  bei  der 
Bekämpfung  der  illegalen  Ausbeutung  natürlicher  Ressourcen  in  Afrika.  Durch 
diesen Baustein in der Kooperation könnten einige Konflikte beseitigt werden bzw. 
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dass Konflikte nicht über die Grenzen hinausgehen.
Letztendlich  fordert  der  UN-Sicherheitsrat  den  UN-Generalsekretär  und  den 
Vorsitzenden  der  AU-Kommission  auf,  gemeinsam  alle  zwei  Jahre  die  erzielten 
Fortschritte in der Kooperation der beiden Organisationen zu überprüfen (UN-Dok. 
A/RES/61/296).
Ferner  verabschiedete  die  UN am 16.  April  2008 die  Resolution 1809.  Der UN-
Sicherheitsrat  unterstrich in  diesem Dokument,  dass  der Aufbau einer  wirksamen 
Partnerschaft zwischen der UN und den Regionalorganisationen, insbesondere der 
AU, eine rasche Reaktion auf Streitigkeiten und neu auftretende Krisen in Afrika 
ermöglicht (UN-Dok. S/RES/1809/2008). Darüber hinaus betont der Sicherheitsrat, 
wie  wichtig  die  weitere  Verstärkung  der  Zusammenarbeit  mit  der  AU  ist,  um 
gemeinsam Herausforderungen auf dem Gebiet der kollektiven Sicherheit auf dem 
afrikanischen  Kontinent  zu  bewältigen.  Der  UN-Sicherheitsrat  erkennt  selbst  in 
dieser Resolution, dass eines der Haupthindernisse, bei der wirksamen Erfüllung der 
Mandate zur Wahrung des regionalen Friedens und der regionalen Sicherheit, in der 
Sicherung berechenbarer,  nachhaltiger und flexibler Ressourcen besteht (UN-Dok. 
S/RES/1809/2008).  
Die  vorgeschlagenen Maßnahmen der  UN in  der  Resolutionen 61/296 und 1809 
machen  die  derzeitigen  Engpässe  der  AU  deutlich  und  akzentuieren  die 
Notwendigkeit  einer  guten  und  wirksamen  Zusammenarbeit  der  beiden 
Organisationen (Krohn 2008: 170). 
Im UN-Dokument des DPKO vom Juli 2009 „A New Partnership Agenda: Charting  
a  New  Horizon  for  UN  Peacekeeping”  wurde  die  Kooperation  der  UN  mit 
regionalen Organisationen beschrieben und gelobt: 
„The political and operational features of each situation will continue  
to demand case-specific and creative partnerships with international,  
regional  and  bilateral  actors  and  will  drive  diverse  operational  
responses  in  the  field“  (UN-Dok.  A  New  Partnership  Agenda:  
Charting a New Horizon for UN Peacekeeping: 2009). 
In diesem Dokument heißt es, dass die Situationen in den Konfliktgebieten eine enge 
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Kooperation  mit  anderen  Organisationen bzw. Akteuren  erfordern.  Dabei  bringen 
diese  Kooperationsmöglichkeiten  internationalen,  regionalen  und  bilateralen 
Akteuren, die verschiedene Antworten auf die Problematik der Friedensmissionen. 
Zum großen Teil spiegelt sich im Spektrum der gegenwärtigen Friedensmissionen 
die in den letzten Jahren vollzogene Entwicklung des Zusammenwirkens der UN mit 
anderen Organisationen wieder (Griep 2008: 150). 
Der UN-Sicherheitsrat befürwortet, dass die Zusammenarbeit der UN und der AU 
vornehmlich afrikanischen Charakter haben soll, das heißt, dass afrikanische Akteure 
in Vordergrund stehen sollen. Daraufhin wurde beispielsweise bei dem Hybrideinsatz 
im Sudan vereinbart, dass Soldaten so weit wie möglich aus afrikanischen Ländern 
stammen sollen (UN-Dok. S/RES/1769/2007).
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6.7.2 Hybridmission der AU und der UN
Die Kooperation der UN und der AU auf dem afrikanischen Kontinent hat sich zu 
einer neuen Peacekeeping-Partnerschaft entwickelt. Dabei haben sich die Parameter 
und Rahmenbedingungen der Missionen erweitert. Die Zusammenarbeit der UN und 
der AU ist  im Rahmen der Hybridmission zu einem tragenden Pfeiler der beiden 
Organisationen geworden. Für Issa S. 
„l´ONU a besoin de l´appui des organisations régionales pour rendre  
trés efficace ses interventions“.42 
Die UN sollen mit der AU eng kooperieren, damit die Missionen effektive werden. 
Mit 17 650 Blauhelmsoldaten, 4986 Polizisten sowie 4708 weiteren zivilen Kräften 
und  einem  aktuellen  Jahresbudget  von  1,8  Milliarden  US$  (Bummel  2011:  42) 
operieren die UN und die AU in einer sogenannte Hybridmission der United Nations  
- African Union Mission in Darfur (UNAMID). Diese Hybridmission ist die größte 
Mission in der Geschichte internationaler Friedenseinsätze der UN. 
In der Darfur-Krise konnten die AU-Soldaten nicht allein die Gewalt eindämmen und 
die Zivilbevölkerung schützen. Deshalb hat sich der UN-Sicherheitsrat am 31. Juli 
2007 mit der Resolution 1769 entschieden, Truppen zur Verfügung zu stellen, um das 
Kommando  und  die  Aufgabe  der  bereitgestellten  7000  Soldaten  der  AU  zu 
übernehmen. 
Nach einem unterfinanzierten  und schlecht  ausgerüsteten  Verlauf  der  reinen AU-
Mission ab 2004 sind die UN seit 2008 als Peacekeeping-Partner der AU im Sudan 
präsent  (Grawert  2011:  223).  Die  AU konnte  die  Mission  im Sudan nicht  allein 
führen.  Ihr  Kontingent  war  personell  nicht  gut  dotiert  und  sehr  mangelhaft 
ausgerüstet.  Die  Mission  der  AU  konnte  das  Aufflammen  der  Kämpfe  nicht 
verhindern. 
Nichtsdestotrotz  versucht  die  UNAMID  seit  seiner  Umsetzung,  den  Frieden  im 
Sudan zu garantieren. Aber für viele Beobachter kann von einem Erfolg der Mission 
noch nicht die Rede sein.  In einem Interview, das ich mit einem senegalesischen 
Offizier geführt habe, der nach Darfur versetzt worden war, kommt heraus, dass der 
Versuch durch die  UNAMID ein Waffenstillstandsabkommen durchzusetzen,  zum 
42 Interview mit Issa S. in Addis Abeba, durchgeführt am 25.10.2013.
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Scheitern  verurteilt  ist.  Dabei  hielt  sich  keine  der  Konfliktparteien  an  die 
Vertragsvereinbarungen. Für den senegalesischen Offizier, 
„la Mission des Nations Unies au Darfour court toujours après un  
cessez-le-feu des différentes parties du conflit depuis des années“.43 
43 Interview mit einem senegalesische UN-Soldat in Dakar (Senegal), durchgeführt am 18.07.2011. 
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Abb. 2: Ideale Struktur einer Hybridmission AU-UN
                                                  Koordination        
                                            
                                            Strategische Führung             
                                               
                           
Quelle: Eigene Darstellung und Glossar Friedenseinsätze Zentrum für Internatio-
nale Friedenseinsätze.
Die Abbildung verdeutlicht  die  ideale  Struktur  einer  AU-UN Hybridmission.  Die 
beide  Organisationen  könnten  hervorragend  unter  eine  gemeinsame  Führung 
kooperieren. Nichtsdestotrotz erwies sich das Konzept der Hybridmission schwierig 
umzusetzen. Häufig – wie in Darfur – konnten sich die UN und die AU auf eine 


















6.8 Analytisches Zwischenfazit und Ausblick
Im  den  letzten  Jahren  wurde  in  den  UN  ein  Prozess  in  Gang  gesetzt,  der  die 
Verbesserung und die Unterstützung der Kooperation mit  Regionalorganisationen, 
besonders mit der AU, im Bereich der Friedenssicherung zum Ziel hat (Krohn 2008: 
172). Dabei hatten die Experten, die für den Brahimi-Report verantwortlich sind, mit 
Blick  auf  Kap.  VIII  der  UN-Charta  eine  bessere  Zusammenarbeit  mit  Regional-
organisationen  angemahnt  und  einen  raschen  Einsatz  der  Friedensmissionen 
befürwortet.
Die Sachverständigengruppe fordert in dem Brahimi-Report  deutlich, dass die UN-
Friedensmissionen mit realitätsgerechten Mandaten und entsprechenden Ressourcen 
ausgestattet werden müssen, damit sie adäquat und effektiv ihre Aufgaben erfüllen 
können. Die Experten stellen auch fest, dass im Prinzip die ersten sechs bis zwölf 
Wochen nach der Unterzeichnung einer Waffenruhe oder eines Friedensabkommens 
die entscheidende Phase für die Herbeiführung eines tragfähigen Friedens und die 
Herstellung  der  Glaubwürdigkeit  der  internationalen  Präsenz  sowie  für  ihre 
Wirksamkeit entscheidend sind. Chancen, die in der Zeit nach dem Abschluss des 
Friedensabkommens  nicht  genutzt  werden,  kehren  nach  Ansicht  der 
Sachverständigengruppe selten zurück. Die Friedensbereitschaft und die Geduld der 
Konfliktparteien  gingen schnell  verloren,  wenn nach Abschluss  einer  Waffenruhe 
nichts geschieht. Nur deswegen sollten die UN bzw. die internationale Gemeinschaft 
die  Ressourcen  mobilisieren,  um  die  Konfliktparteien  zu  helfen,  damit  sie 
wirtschaftlich und gesellschaftlich auf den richtigen Weg stehen. 
Im  Hinblick  auf  das  Konzept  der  R2P hat  der  Bericht  der  ICISS mit  den  vier 
Szenarien  (Völkermord,  Kriegsverbrechen,  ethnische  Säuberung  und  Verbrechen 
gegen  die  Menschlichkeit)  verdeutlicht,  wann  und  weshalb  die  internationale 
Gemeinschaft in einem Mitgliedstaat intervenieren kann. Das Novum beim R2P ist, 
dass Völkermord, Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und der 
Schutz der Menschenrechte über den Schutz der staatlichen Souveränität stehen. Die 
militärische Intervention der UN ist in den letzten Jahren zum wichtigen Element des 
Peacekeeping geworden.  Dabei  sollten  die  institutionellen  Konzepte  zur 
Effektivierung der Friedensmissionen verbessert werden, damit der Frieden und die 
internationale Sicherheit gewährleistet werden können.
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In Bezug auf die Kooperation der UN und der AU versucht die Weltorganisation die 
Zusammenarbeit  zu  festigen.  Dabei  sollte  den  Frieden  und  Sicherheit  im 
Vordergrund stehen. Die AU kann aufgrund von finanziellen Schwierigkeiten nicht 
allein die Missionen konzipieren bzw. koordinieren. Viele Ideen der afrikanischen 
Organisation  scheitern  an  finanziellen  Fragen.  Bedauerlicherweise  erkennen  AU-
Mitarbeiter  zwölf  Jahre  nach  der  Umwandlungen  der  OAU in  die  AU,  dass  die 
Finanzierung und die Errichtung der Missionen immer noch problematisch. 
„Tout  le  monde  est  d´accord qu´il  faut  un  mécanisme  africain  de  
financement des OMP [Opérations de maintien de la paix], les études  
et les consultations sont en cours“.44




Die  Wahrung  des  Weltfriedens  und  der  internationalen  Sicherheit  ist  seit  der 
Gründung  der  UN  die  Hauptaufgabe  der  Weltorganisation.  Die  Mehrzahl  der 
gegenwärtigen Konflikte, die sich innerhalb von Staaten ereignen, stellen die UN vor 
neue Aufgaben, Initiativen und Konzepte. 
Die  UN versucht  die  Entfesselung der  innerstaatlicher  Gewalt  entgegenzuwirken. 
Damit  sind  die  UN-Friedensmissionen in  den letzten  Jahren  zu  einem wichtigen 
Bestandteil der Organisation geworden. Bei der Wahrnehmung seiner Verantwortung 
für den Frieden hat sich die UN-Friedensmissionen zu einem wichtigen Instrument 
des UN-Sicherheitsrats und zu den wichtigsten unverzichtbaren Arbeitspferden des 
internationalen  Konfliktmanagements  entwickelt.  Die  UN-Friedensmissionen  sind 
ein stützender Mittelpunkt der Sicherheitspolitik der UN. Seit Ende des Ost-West-
Konflikts hat sich das Aufgabenspektrum des UN-Sicherheitsrats erweitert. Mit den 
Friedensmissionen  entwickelte  sich  ein  Konzept  der  Friedenssicherung,  das  die 
Handlungs-möglichkeiten  der  UN  bei  der  Konfliktbearbeitung  ausgedehnt  hat. 
Nichtsdestotrotz  hatte  die  Anwendung  des  Prinzips  der  "Schutzverantwortung" 
(R2P) gezeigt, dass der Sicherheitsrat und die internationale Gemeinschaft bisweilen 
lernbereit sind.
Mit zunehmendem Engagement der UN in innerstaatlichen Konflikten haben sich 
auch  die  Mandatierung,  die  Anforderungen  und  die  Ziele  der  Friedensmissionen 
verändert. Neue Ziele wie die Verantwortung zum Schutz vor ethnischer Säuberung, 
Verbrechen gegen die  Menschlichkeit,  die  Wahrung der  Menschenrechte  und der 
Aufbau  staatlicher  Strukturen  sind  zu  den  Aufgaben  der  UN-Friedensmissionen 
hinzugekommen. Die seit langem gültige souveräne Gleichheit aller Mitgliedstaaten 
führte dazu, dass der UN-Sicherheitsrat in vielen Konflikten Rücksicht genommen 
hat. Folglich haben sich Konflikte, die im Kern erstickt werden konnten, zu einer 
Gefährdung des  Weltfriedens  und der  internationalen  Sicherheit  geführt.  Die  UN 
nimmt viel Zeit in Anspruch, um die Mandate zu erteilen.  Wenn die Mandate jedoch 
erteilt sind, sorgt der Sicherheitsrat nicht für die Bereitstellung der nötigen Mittel. 
Deswegen  hatte  der  Brahimi-Report gefordert,  dass  Mandate  nur  erteilt  werden 
sollen, wenn von vornherein abgeklärt ist, welches Personal und welche Maßnahmen 
und Mittel bereitgestellt werden sollen. 
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Sofern Personal,  Maßnahme und Mittel  bereitgestellt  sind,  sollte  die  UN der AU 
bzw.  der  Mitgliedstaaten  Bescheid  geben  oder  auffordern  eine  Intervention  in 
Konfliktgebieten durchzuführen, um den Weltfrieden wiederherzustellen. 
Bis  Ende  des  1980er  Jahre  konnte  die  afrikanische  Organisation  aber  keinen 
entscheidenden politischen Beitrag leisten. Die OAU konnte keine Lösung für die 
Konflikte  bringen.  Die  Regel,  dass  Mitgliedstaaten  sich  nicht  in  die  inneren 
Angelegenheiten anderer Mitglieder einmischen sollten, wirkte sich hinderlich auf 
die Bearbeitung innerstaatlicher Konflikte aus. 
Nach Ende des Ost-West-Konfliktes  versuchte die  regionale Organisation bei  der 
Beendigung der Konflikte eine wesentliche Rolle zu spielen. Die Eigendynamik und 
die  Struktur  der  Konflikte  machen  es  obligatorisch.  Dabei  versuchen  sich 
afrikanische  Organisation  bzw.  ihre  Organe  zu  einer  Sicherheitsgemeinschaft  zu 
entwickeln. 
Die  Erschaffung  des  afrikanischen  PSC  Anfang  des  21.  Jahrhundert  gibt  in 
Anbetracht  der  vielen  gewaltsamen  Konflikte  in  Afrika  eine  Antwort  der 
afrikanischen Staaten auf das Versagen der internationalen Gemeinschaft. Die neuen 
Organe der AU versuchen bei Konflikten effektiver zu reagieren.
Die  Entscheidungsfindung  der  AU ist  weitaus  schneller  als  bei  der  UN,  die  bei 
Interventionsfragen eine äußerst knifflige und daher lang beginnen muss, um einen 
Kompromiss zu finden. Bei Interventionen von Soldaten in einem Mitgliedstaat, ist 
das  afrikanischen  PSC  viel  effektiver.  Ein  gemeinsamer  Kompromiss  der 
Mitgliedstaaten der Organisation ist nicht erforderlich, um in einer Konfliktregion 
militärisch zu intervenieren. Darüber hinaus steht jetzt für die AU ein umfassendes, 
breites  Spektrum  an  Konfliktregelungsmechanismen  zur  Verfügung.  Sie  kann 
Maßnahmen beschließen, damit Konflikte schnell beseitigt werden können.
Obwohl die AU-Mission auf den Komoren einen kleinen Umfang hatte, ist sie als 
einer  der  größten  Erfolge  der  afrikanischen  Organisation  im  Rahmen  der  neuen 
African Security and  Peace Architecture (ASPA)  einzustufen.  Der  Konflikt  in 
Anjouan war kein Krieg wie in der Côte d´Ivoire, in Liberia, in der DR Kongo oder 
in Mosambik. Dass der Einsatz auf den Komoren erfolgreich war, hing sowohl von 
dem  politischen  Willen  der  internationalen  Gemeinschaft  und  der  AU-
Mitgliedstaaten als auch von dem Wunsch der Komoren, Frieden und Gerechtigkeit 
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wiederherzustellen, ab.  Die geringe Größe der Insel Anjouan (424 km²), die kleine 
Zahl der Kombattanten von Bacar (ca. 300) und der nicht vorhandene Widerstand der 
Kämpfer spielten eine wesentliche Rolle bei der Beilegung der Krise. Dies führte 
dazu,  dass  die  AU-Soldaten  mit  wenig  Ausrüstung  zum  Erfolg  der  Mission 
gekommen  sind.  Darüber  hinaus  empfing  die  Bevölkerung  die  AU-Soldaten  mit 
Beifall.  Dies bedeutet,  dass die Einwohner  der Insel nicht mit  Bacars politischen 
Pläne einverstanden waren. Mohamed Bacar, der als Präsident von Anjouan fungiert 
hatte, wollte das Präsidentschaftsamt nach dem abgelaufenen fünfjährigen Mandat 
nicht räumen. 
Die  Intervention  der  AU-Truppen  dauerte  nur  einige  Stunden,  um  die 
Verfassungsmäßige Ordnung wiederherzustellen. Die AU hatte auf den Komoren ein 
festes  Ziel  vorausgesetzt,  nämlich  die  Gewährleistung  und  die  Umsetzung  der 
institutionellen Verfassung des Landes. Nach der militärischen Intervention ist eine 
AU Bataillon auf den Komoren geblieben, um die Transition zu begleiten. Die AU 
konnte schnell die Schlagkraft ihrer Soldaten auf den Komoren unter Beweis stellen. 
Letztendlich sollte die Intervention der AU andere Konfliktparteien zeigen, dass die 
AU  bereits  ist,  Truppen  zur  Verfügung  zu  stellen,  um  die  Verfassungsmäßige 
Ordnung der Mitgliedstaaten wiederherzustellen. 
Nichtsdestotrotz  ist  eine  Zusammenarbeit  der  AU  mit  der  internationalen 
Gemeinschaft bzw. mit der UN unabdingbar. Die Versuche auf afrikanischer Ebene, 
Konflikte einzudämmen scheiterten häufig. 
Wenn  alle  AU-Mitgliedstaaten  bzw.  UN-Mitgliedstaaten  gemeinsame  Ziele 
verfolgen, was sehr unrealistisch ist, weil die Sicherheitsratsmitglieder ihre eigenen 
Interessen  verteidigen,  wäre  eine  Umsetzung  der  politischen  Friedensstrategie 
anspruchsvoller.
Das  Eigeninteresse  der  Staaten  und  ihre  Sicherheit  stehen  bei  internationalen 
Interventionen oft im Vordergrund. Um den Frieden und die Sicherheit der Völker zu 
garantieren,  versuchen,  –  neben  den  Staaten  –  internationale  Organisationen 
Verantwortung zu übernehmen. Dabei ist  das Eigeninteresse der Staaten auch ein 
wesentlicher Grund für Erfolg und Misserfolg externer Missionen. 
Die  internationalen  Organisationen  nehmen  einen  wichtigen  Platz  in  der 
internationalen Politik und in der Beilegung von Konflikten ein. Die Staaten sind 
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dann nicht die alleinigen Akteure auf der internationalen Bühne. Neben den Staaten 
haben auch internationale Organisationen Regelungskompetenzen. Die Macht wird 
zwischen  (ökonomischen  und  sicherheitspolitischen)  Institutionen  und  Staaten 
verteilt.  Diesbezüglich  setzte  sich  der  liberale  Institutionalismus  mit  den 
internationalen Institutionen auseinander. Im liberalen Institutionalismus wird eine 
Pluralität  von  unterschiedlichen  Akteuren  in  der  internationalen  Beziehungen 
angenommen, die über internationale Organisationen miteinander verflochten sind 
und auf das internationale System bzw. auf die internationale Bühne einwirken. Das 
internationale  System  wird  nicht  als  Begrenzung  des  Handlungsspielraums  der 
Staaten  konzipiert,  sondern  als  Forum  für  verschiedene  Handlungs-  und 
Entscheidungsinitiativen,  das  unter  dem  Einfluss  politischen  und  ökonomischen 
Handelns verändert werden kann.
Die Sicherung des Friedens durch die  UN kann nur effektiv und durchschlagend 
werden, wenn innerhalb der Organisation Veränderungen und Reformen erfolgen. 
Dabei sollten die UN-Institutionen umstrukturiert werden. Institutionelle Reformen 
sollen  auf  einen  neuen  institutionellen  Zuschnitt  gezielt  werden,  das  heißt  die 
Anpassung  der  Institution  bzw.  die  Anpassung  von  Organen  an  die  neuen 
Herausforderungen  und  veränderten  Weltlagen.  Die  Gremien,  Strukturen  und 
Verfahren  passen  nicht  mehr  zur  gegenwärtigen  weltpolitischen  Realität  des  21. 
Jahrhunderts. Innerstaatliche Auseinandersetzungen wie Bürgerkriege, Anti-Regime-
Kriege oder Krieg gegen den Terrorismus spielten Mitte der 1940er Jahre bei der 
Gründung der UN noch keine Rolle. Es war mehr die Idee, die Welt so zu gestalten, 
wie sie vor dem Zweiten Weltkrieg gewesen war.  
Die UN-Charta, die seit der Gründung der Organisation gilt, ist anachronistisch und 
gefährdet.  Die  Beschlüsse  des  Sicherheitsrats  wurden  häufig  sowohl  von  den 
Mitgliedstaaten der  Weltorganisation,  der  regionalen Organisationen als  auch von 
den verschiedenen Konfliktparteien ignoriert. Bei der Ausarbeitung der UN-Mandate 
sollte  die  institutionelle  enge  Zusammenarbeit  im  Konfliktgebiet  durch  die 
Formulierung  allgemeiner  Grundsätze  wie  die  Ernennung  von  Verbindungs-
offizieren, die Errichtung gemeinsamer Koordinationsbüros skizziert werden.
Bei der Fallbeispiele der vorliegenden Arbeit  (Liberia,  Côte d´Ivoire und die DR 
Kongo)  können  –  gemessen  an  den  hochgesteckten  Zielsetzungen  der  externen 
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Akteure  –  nicht  positiv  bewertet  werden,  im  Gegensatz  zu  den  Konflikten  in 
Mosambik und auf den Komoren, wo die externen Akteure bzw. UN-Blauhelme, die 
Soldaten der AU die Ziele der Mandate erfolgreich durchsetzen konnten.
In  Bezug  auf  die  Hypothesen  der  vorliegenden  Dissertation,  dass  die  UN  ihre 
Prioritäten,  Mandate und Strategien klarer definieren sollen,  lässt  sich feststellen, 
dass die Mission der UN in Liberia bzw. das Mandat des UN-Sicherheitsrats bei der 
Zusammensetzung  der  Friedensmissionen  inkohärent  ist.  Dabei  spielt  die 
Zusammensetzung der Friedensmissionen eine wesentliche Rolle für den Erfolg bzw. 
für den Misserfolg der Missionen.
Zum  Zeitpunkt  der  Zusammensetzung  der  Mission  in  Liberia  waren  die 
internationale Gemeinschaft bzw. die Vereinten Nationen mit der Invasion Kuweits 
durch  den  Irak  beschäftigt.  Außer  dem Einsatz  des  Waffenembargos,  war  keine 
klaren Konzepte und Strategien entwickelt worden, um den Bürgerkrieg in Liberia 
beizulegen.  Die Interventionstruppe der  ECOWAS hat  bereits  Anfang der  1990er 
Jahren am Krieg in Liberia teilgenommen, ohne indes ein Fortdauern krieggerischer 
Gewalt  bis  zum Jahr  2003  verhindern  zu  können.  Dieser  Intervention  blieb  die 
UNOMIL seit  1993 untergeordnet,  die  ebenfalls  keine  Veränderung der  Situation 
bewirken  konnte.  Die  Uneinigkeit  zwischen  den  Mitgliedstaaten  der 
Regionalorganisation, das Verhalten der Interventionstruppen und das Nichterreichen 
der wesentlichen Schritte wie Demobilisierung und Entwaffnung der Kriegssparteien 
sind als Zeichen des Scheiterns dieser Intervention zu werten.
In  der  Côte  d´Ivoire  konnten  die  MINUCI  bzw.  die  ONUCI  nicht  die 
Mandatsaufgaben  des  UN-Sicherheitsrats  erfüllen.  Die  ONUCI  war  mit  ihren 
Aufgaben überfordert  und konnte die  Zivilbevölkerung nicht  schützen.  Ohne den 
Beistand der französischen Truppen hätte die ONUCI den Bürgerkrieg nicht beenden 
können. Nichtsdestotrotz ist die Situation bzw. die Sicherheitslage seit dem Frühjahr 
2012 sehr angespannt, weil unkontrollierte und bewaffnete Banden oder ehemalige 
Militärs  die  Zivilbevölkerung  terrorisieren  und  Militärstützpunkte  und 
Polizeiwachen attackieren. 
In der DR Kongo konnte die erste Mission der UN keine richtigen Akzente bei der 
Wiederherstellung  der  öffentlichen  Ordnung  setzen.  Nichtsdestotrotz  hatte  die 
Mission  ein  Teil  des  Mandats  erreicht,  nämlich  die  Verhinderung  der  Sezession 
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Katangas.  Die  MONUC und die  nachfolgende Mission  MONUSCO konnten  das 
wesentliche  Ziel  des  Mandats,  nämlich  die  Zivilbevölkerung  zu  schützen,  nicht 
erfüllen.  Die  schlecht  motivierte  und  schlecht  ausgerüstete  Truppe  waren  die 
Hauptprobleme der gescheiterte Mission.
Die UN-Mission in Mosambik kann als eine der gelungenen Missionen der UN seit 
Ende des Kalten Krieges eingestuft werden. Das wesentliche Ziel des Mandats die 
Umsetzung  des  General  Peace  Agreement  for  Mozambique,  wurde  erfolgreich 
ausgeführt. Die Müdigkeit der Bevölkerung, den Krieg weiter zu führen, und das 
Ende der Apartheid in Südafrika führten zu den ersten Verhandlungen zwischen den 
Konfliktparteien  und  letzten  Endes  zu  der  Unterzeichnung  des  General  Peace 
Agreement for Mozambique.
Die  Mission  auf  den  Komoren  ist  erfolgreich  gelungen,  weil  die  übertragenen 
Mandatsvorgaben  erfüllt  wurden.  Die  Krise  wurde  dadurch  beendet.  Die 
Konstruktivität der Mission hatte auch eine wesentliche Rolle gespielt.
Den Slogan „Afrikanische Lösungen für afrikanische Probleme“ kann die AU bis 
dato nicht umsetzen.  Die Konflikte, die ich in der vorliegenden Arbeit untersucht 
habe,  zeigen,  dass  allein  afrikanische  Lösungen  für  afrikanische  Probleme  nicht 
reichen. Außerdem zeigten die  Konflikte in Mali  und in der Zentralafrikanischen 
Republik, dass das Instrumentarium der AU nicht hinreichend ist.  Es fehlt bei der 
afrikanischen  Organisation  die  notwendige  Durchsetzungskraft  gegenüber  den 
einzelnen Mitgliedstaaten, um ihre Ziele zu verfolgen. Nur durch die Interventionen 
der internationalen bzw. der französischen Truppen konnte Mali stabilisiert werden. 
In  der  Zentralafrikanischen  Republik  waren  auch  die  französischen  Truppen  im 
Vordergrund. 
Trotz der geographischen Nähe und dem besseren Verständnis kann die AU kann 
nicht  allein  auf  den  Konfliktgebieten  fungieren,  weil  die  Organisation  finanziell 
enorm von der internationalen Gemeinschaft abhängig ist. Die AU-Mitgliedstaaten 
bringen  selbst  einen  Großteil  des  Budgets  nicht  auf.  Die  Finanzierung  der 
Organisation und der Friedensmissionen erfolgt durch Länder und Institutionen der 
internationalen Gemeinschaft, die ihre eigenen Interessen verfolgen. Darüber hinaus 




Die  Konfliktursachen  können  nur  mit  internationaler  Unterstützung  überwunden 
werden,  indem  ein  politisch-ökonomisches  System  aufgebaut  wird,  in  dem  die 
Konfliktparteien,  die  Kämpfer  und  die  zivile  Bevölkerung  wieder  friedlich 
zusammenleben  und  ihre  Konflikte  ohne  Anwendung  von  Gewalt  lösen  können. 
Dazu  sollen  die  Regierungen  auf  dem  afrikanischen  Kontinent  und  die 
Konfliktparteien  erkennen,  dass  Kompromisse  keine  Niederlagen  sein  müssen, 
sondern zumeist die einzigen Lösungen darstellen.
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                                                 Anhang 
Tabelle 2: Gemeinsamkeiten und Unterschiede der UN-Friedensmissionen
                Gemeinsamkeiten
(ONUCI / UNMIL / MONUSCO / 
ONUMOZ)
                   Unterschiede
(ONUCI / UNMIL / MONUSCO /
ONUMOZ)
- UN-Resolution zu Entsendung von UN-
Blauhelme
- Lokale politische, gesellschaftliche und 
ökonomische Situation
- Militärische, politische sowie zivile 
Aufgabe 
- Überwachung extremistischer 
Massenmedien
- Entwaffnung, Demobilisierung und 
Wiedereingliederung von Ex-Kombattanten
- Einmischung regionale Organisationen 
bei der Konfliktbewältigung
- Organisation von Wahlen - (Wieder)Aufbau von Institutionen 
- Überwachung der Waffenstillstände - Unterschiedliche Hilfsmaßnahmen
- Wiederherstellung von Frieden und 
Sicherheit 
- Schutz für ausgewählte politische 
Persönlichkeiten
- Budget in Hohe von Milliarden US$ - Zahl der UN-Soldaten
- Verlängerung der Mandate (mehrmals) - Dauer der Missionen
Quelle: Eigene Darstellung
Die Angaben in der Tabelle 3 verdeutlicht, dass die UN-Friedensmissionen sowohl 
gemeinsame  als  unterschiedliche  Aspekte  bieten.  Die  Mandate  sind  zwar  durch 
Resolutionen  des  Sicherheitsrats  verabschiedet,  aber  die  Dauer  und  Anzahl  der 
Kontingente sind unterschiedlich. 
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Tabelle  3:  Verschiedene  AU-  und  UN-Friedensmissionen  (Liberia  –  Côte  d
´Ivoire – DR Kongo – Mosambik – Komoren)
Name der Missionen              Jahre Entsendeländer (Militär und 
Polizeipersonal)
Interventionsland
UNOMIL 09.1992 – 09.1997 Ägypten, Bangladesch, Belgien, 
Brasilien, China, Guinea-Bissau, 
Nepal, Österreich, Uruguay 
Tschechische Republik, Ungarn, 
Indien, Jordanien, Kenia, Malaysia, 
Schweden, Niederlande, Pakistan, 
Russische Föderation, Polen, Kongo, 
Slowakische Republik
Liberia
UNMIL 09.2003 – Bangladesch, Benin, Bolivien, 
Brasilien, China, Bulgarien, Ecuador, 
Ghana, Ägypten, Äthiopien, Niger, 
Gambia, Frankreich, Deutschland, 
Indonesien, Malaysia, Nepal, 
Myanmar, Polen, Namibia, Nigeria, 
Pakistan, Paraguay, USA, Serbien, 
Republik Korea, Republik Moldau, 
Türkei, Togo, Jemen, Kenia, Thailand, 
Ukraine, Russische Föderation,, 
Sambia, Bhutan,  Simbabwe, 
Argentinien, Bosnien und 
Herzegowina, Indien, Jordanien, 
Kirgisistan, Norwegen, Rumänien, 
Schweiz, Ruanda, Sri Lanka, Uganda, 
Schweden,  Großbritannien
Liberia
ONUCI 09.2004 – Bangladesch, Benin, Bolivien, 
Brasilien, Kamerun, China, Ecuador, 
Ägypten, Indien, El Salvador, 
Äthiopien, Serbien Russland, 
Frankreich, Irland, Gambia, Ghana, 
Guatemala, Guinea, Jordanien, Malawi, 
Kasachstan, Marokko, Niger, Namibia, 
Nepal, Nigeria, Pakistan, Paraguay, 
Peru, Philippinen, Polen, Republik 
Korea, Republik Moldau, Tansania, 
Rumänien, Senegal, Tschad, Togo, 
Tunesien, Jemen, Ukraine, Uruguay,  
Sambia, Simbabwe, Burkina Faso, 
Argentinien, Burundi, Madagaskar, 
Mauretanien, DR Kongo, Ruanda, 
Schweiz, Türkei, Vanuatu
Côte d´Ivoire
ONUC 07.1960 – 06.1964 Argentinien, Österreich, Brasilien, 
Burma, Kanada, Ceylon, Dänemark, 
Äthiopien, Ghana, Guinea, 
Indien,Sudan, Nigeria, Indonesien, 
Iran, Irland, Italien, Liberia, Pakistan, 
Malaya, Federation of Mali, Marokko, 
Tunesien, Niederlande, Norwegen, 
Philippinen, Sierra Leone, Schweden, 
Vereinigte Arabische Republik, 
Jugoslawien
DR Kongo
MONUC 11.1999 – Algerien, Argentinien, Benin, 
Bangladesch, Belgien, China, Bolivien, 
Bosnien und Herzegowina, Burkina 




Zentralafrikanische Republik, Tschad, 
Chile, Ägypten, Elfenbeinküste, 
Tschechische Republik, El Salvador, 
Frankreich, Ghana, Indien, Guatemala, 
Guinea, Italien, Indonesien, Irland, 
Jordanien, Kenia, Libyen, Madagaskar, 
Malawi, Malaysia, Mali, Nepal, 
Mongolei, Marokko, Mosambik, 
Niederlande, Niger, Nigeria, 
Norwegen, Pakistan, Paraguay, Peru, 
Portugal, Rumänien, Russland, 
Senegal, Serbien, Montenegro, 
Südafrika, Spanien, Sri Lanka, 
Tansania, Schweden, Schweiz, Togo, 
Tunesien, Türkei, Ukraine, 
Großbritannien, USA, Sambia 
Uruguay, Vanuatu, Jemen 
ONUMOZ 12.1992 – 12.1994 Argentinien, Australien, Österreich, 
Bangladesch, Bolivien, Botswana, 
Kanada, Brasilien, Kap Verde, China, 
Ägypten, Tschechische Republik, 
Finnland, Ghana, Guinea-Bissau, 
Guyana, Ungarn, Indien, Indonesien, 
Irland, Italien, Japan, Nepal, Jordanien, 
Malaysia, Sambia Niederlande, 
Neuseeland, Nigeria, Togo,  Schweiz, 
Uruguay, USA,  Norwegen, Pakistan, 
Portugal, Russland, Spanien, Sri Lanka, 
Schweden
Mosambik
MAES 03.2008 – 03.2008 Tansania - Senegal - Sudan - Lybien Komoren
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Constitutive Act der Afrikanischen Union (Artikel 3&4) (Auszug)
Artikel 3: Ziele 
Die Ziele der Union sind: 
(a) eine größere Einheit und Solidarität zwischen den afrikanischen Ländern und den 
Völkern Afrikas zu erreichen; 
(b) die Souveränität, territoriale Integrität und Unabhängigkeit ihrer Mitgliedsstaaten 
zu verteidigen; 
(c)  die  politische  und  sozioökonomische  Integration  des  Kontinents  zu 
beschleunigen;
(d) gemeinsame afrikanische Positionen zu Fragen im Interesse des Kontinents und 
seiner Völker zu fördern und zu verteidigen; 
(e) die internationale Zusammenarbeit unter gebührender Beachtung der Charta der 
Vereinten Nationen und der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte anzuregen;
(f) Frieden, Sicherheit und Stabilität auf dem Kontinent zu fördern;
(g)  demokratische  Grundsätze  und  Institutionen,  die  Mitbestimmung  des  Volkes 
sowie gute Regierungsführung zu fördern;
(h) die notwendigen Bedingungen zu schaffen, die es dem Kontinent ermöglichen, 
seine rechtmäßige Rolle in der Weltwirtschaft und bei internationalen Verhandlungen 
zu spielen;
(j) eine nachhaltige Entwicklung auf der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Ebene ebenso wie die Integration der afrikanischen Volkswirtschaft zu fördern;
(k) die Zusammenarbeit auf allen Gebieten menschlicher Aktivitäten zu fördern, um 
den Lebensstandard der afrikanischen Völker zu erhöhen;
(l) die Maßnahmen zum schrittweisen Erreichen der Ziele der Union zwischen den 
bestehenden  und  den  zukünftigen  regionalen  Wirtschaftsgemeinschaften  zu 
koordinieren und zu harmonisieren; 
(m) die Entwicklung des Kontinents durch die Förderung von Forschung in allen 
Bereichen, insbesondere in der Wissenschaft und Technologie, voranzubringen; 
(n)  mit  den  zuständigen  internationalen  Partnern   bei  der  Ausrottung  von  von 





Die Union wird in Übereinstimmung mit den folgenden Grundsätzen arbeiten: 
(a) höchste Gleichheit und Interdependenz zwischen den Mitgliedsstaaten der Union;
(b) Anerkennung der Grenzen, die seit dem Erreichen der Unabhängigkeit bestehen;
(c) Teilhabe der afrikanischen Völker an den Aktivitäten der Union;
(d)  Schaffung  einer  gemeinsamen  Verteidigungspolitik  für  den  afrikanischen 
Kontinent;
(e) friedliche Beilegung von Konflikten zwischen den Mitgliedsstaaten der Union 
durch jene angemessenen Mittel, wie sie von der Versammlung beschlossen werden 
mögen;
(f)  Verbot  der Gewaltanwendung oder  -androhung unter  den Mitgliedsstaaten der 
Union;
(g)  Nichteinmischung  der  Mitgliedsstaaten  in  die  inneren  Angelegenheiten  eines 
anderen;  
(h) das Recht der Union, auf Beschluss der Versammlung in einem Mitgliedsstaat zu 
intervenieren  und  zwar  im  Hinblick  auf  schwerwiegende  Umstände,  namentlich 
Kriegsverbrechen, Völkermord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit;
(i)  friedliche  Koexistenz  der  Mitgliedsstaaten  sowie  ihr  Recht,  in  Frieden  und 
Sicherheit zu leben; 
(j) das Recht der Mitgliedsstaaten, um das eingreifen der Union zu ersuchen, um 
Frieden und Sicherheit wiederherzustellen; 
(k) Förderung der Selbständigkeit innerhalb des Rahmens der Union;
(l) Förderung der Geschlechtergleichheit;
(m)  Achtung  demokratischer  Grundsätze,  der  Menschenrechte,  der 
Rechtsstaatlichkeit und von guter Regierungsführung;
(n)  Förderung  der  sozialen  Gerechtigkeit,  um  eine  ausgewogene  wirtschaftliche 
Entwicklung sicherzustellen;
(o)  Respekt  vor  der  Unantastbarkeit  des  menschlichen  Lebens,  Verurteilung  und 
Ablehnung  von  Straflosigkeit  sowie  politischen  Mordanschlägen,  terroristischen 
Akten und subversiven Aktivitäten;
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